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ABSCHHITT A 

Einleitung 


Mil der Vorlage des Räumordjiimg5berldite$ 1974 
vollzieht die BundesrEf^ieruji^ den Auftraff dea 
Raumordnungsgesetzes (ROG), dein Deutsdien Bim- 
desldg in einem Abs Land ven zwei Jahren über 

— die bei der raiunlidien £al Wicklung des Bundes- 
gehlstEK zugrunde zu legenden Tetaadien (Be- 
standsnulnahme« EntwldUimgstendemeah 

" die Auswirkungen zwLsdieiistaatlidber Verträge 
niif die rüumlidie EuLwlckluiig des Bundesgeble- 
leSr besonders auf dessen regionale Wlrtschafls- 
stniklur, 

— die im Rahmen der nngeaLrebten rüumUdien Ent- 
wicklung durchgefiihrien und geplanten MnO' 
nahmen 

zu beridiLen. Der Be rieh L knüpft iuhdlLUdi an die 
RüumordnungsbericliLe 1966, 19^, 1970 und 1972 au. 

Am 14. Februar 19?5 hat die MiniRterkunferenz für 
Raumordnung das gemeinsam von Bund und Län- 

dem erarbeitute .RaümordnÜngsprogramni für die 
grobraumlge Entwicklung des BundeEgebieles |Bun- 

desraumordnungsprogramm) verabschiedet Nach 
Billigung durch das Bundeskabinett wird das Pro- 
gramm dem Deulsdien Bundestag vorgelegt werdeiip 
der die Bundesregierung am 3. Juli 1969 beauftragt 
hatte, ,»auf der Grundlage einer konkreten ritun- 
lichen ZjfllvorstaJIung für die Entwicklung das Bun- 
desgebietes die regionale Verteilung der raumwlrk^ 
Samen BundesmLttel in einem Bundesraumordnungs^ 
Programm festzutegen"« Mit dem Programm wird 
erstmals eine Konzeption für die groBrlumige und 
langfristige Entwicklung des Bundesgebietes vorge- 
legt- die konkrelor Maßstab für die regionale Ver- 
Leilung künitiger Bundesplonüngen und Maßnah- 
men, insbesondere der raiunbedeutsamen InvesUUo- 
uen und Subventionen Ist und auch den Landern den 
Rahmen räum II eher Entwicklungen auf zeigt- Auf 


diese Weise soll sidiergestellt werden^ daß Planun- 
gen und Maßnahmen der einzelnen Fachplanungen 
sich tn ihren Auswirkuitgeit auf die rü undicht atruk- 
tuTBlle Entwicklung BundeRgebietes gegensei- 
tig unterstützen. Mit dem Programm sind nicht nur 
die Ziele und Grundaälze des RaumnrdnungagBsat- 
zes konkretisiert worden, sondern es wurde gemein- 
sam mit den Landern eine konkrele Raitmordnungs- 
politlk formuliErt, die mehr Ist als eine Aneinander- 
reihung der Fachplanungcn und Maßnalunen des 
Bundes und der Landesplanungen der Länden 

Im Raumordnungsberidit bobajidcU die ßundesre- 
gkenmg nunmehr sdiwerpunktmaßig einige Konse- 
quenzen für die räumliche und slediungssmikturelle 
Enlwitklungr die sich aus der veränderten demogra- 
fisdien und wir! sch aftll Chen Situation ergeben. Dar- 
aus worden erste Überlegungen zur ForLsdirelbung 
des pundesraumordnungsprogramms zur DlskMaEion 

gestellt. 

Aufgabe der RdumordnungspollÜk des Bundes ist esp 
vor allem die großräumigen Entwicklungen zu be- 
einHusseTt, um dadurch bestebende und sidi zum 
Tel] vergrößernde räumliche Disparltiten zu veirln- 
gem. Sie will damit Voraussetzungen für mehr 
soziale Gerechtigkeit schaffen. Hntaprerhend den 

Kompetenzen des Bundes wird hier deshalb darge- 
slelltp welche Mdglidikeiten dem Bund derzeit zum 
Abbau solcher Dfsparttäten zur Verfügung stehen. 
Em Vordergrund stellen dabei die gioßräumigeb 
Zusammenhänge, 

Nicht weiter erörtert werden hier dagegen klein- 
räumige RaumorduungsprobJeme^ die zwar nicht 
unerheblfch sind, Jedoch vor allem zum Aufgaben- 
bereich der Landes- und EeglonaLplauung geboren. 
Fragen der StadteiiLwickluiig und des Städtebaues 
worden, auch wenn sie raumordnungspolitiscbe Be- 
deuLung haben^ Im Städtebau bericht 197.^ darge- 
stellt. 


ABSCHNITT B 

Raumordnung als gssellscHaftlfche Aufgabe 


B.1 Die politische Situation 

dgr Rnumordnungapolllik dos Bundna 

Die Diskussion im Deulachen Bundestagp In den 
Landtagen und ln der mleressierten öflenüldikcit 
über Inhalte und InsLnimente der Raumordnungs- 
polltlk des Bundes hat im Beiicbtszeitraum deutlich 
werden la$$en, daß zwar die Einsicht ln die Not- 


wendigkeit einer aktiven Raumordnungspolitifc des 
Bundes überall gewachEen ist Andererseits Ist es 
aber noch nicht hinreichend gelungen, eine breite 
ÜffenUichkeit on den für die Entwicklung der Bun* 
desrepubilk wichtigen Aufgaben der Raumürdnuiigs- 
Politik zu interessieren. Das llegL teils an den kom- 
plexen ZusamuLeuhängeii, Leils daran, daß die Wir- 
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kuog^n dtir Rduinordnujigäpolitkk nur längfnstig er- 
kennbar werden, 

Difl fiundesregiening! verfülgl miL der Vorlage die- 
ses Beridite^ an den Deutsdien Bundestag die Zielen 

— soidie nDtwfüiüjgtiu EiEisidilen 2U verbessern dnd 

— dfe g esell Schaft! idien^ bkonnmi sehen und okolD- 
giädien Rolimenbedlngiuigen attf^uaeigean rniier 
denen künflig kaumardnungspolltik vum Bund 
aus betrieben werden kann. 

über die generellen Zielsetzungen für die künftig p 
rium[iehe Hntwkd^lung hestnhL in der Btindesrepu- 
blik weitgehend Ubereifisümmnng. Sobald jedoch 
diese Ziele konkreter rormulierf sowie ihre Konse- 
gnen^en sidilbar werden^ zeigen sidi Unter&thj«äde 
ici den Anffässungen. Diese Ünterschiede beziehen 
sich also nldiLauf das „Wunsdibare"' j sile oflenbareii 
sich vielmehr in der uniersditedlidien Einschätzung 
dessen p was unter den derzeitigen Bedingungen und 
mit den vorhandenen Tnstmmenlen in weldiBn Teil- 
rdumen als ^errejchboj' angesehen wird. 

Die Bundesregierung behandelt deshalb im vorlle* 
gaadan Bericht die der Raumurünungspülitik des 
Bundes derzeit verfügbaren Instrumente jur ?:teue- 
rüng und Lenkung raum- und siedlungsstruktureller 
Prozesse. Dabei wird dentlich, dafi der Bund iin 
Rahnion unseres Wirtsdiaftssvstems und unseres 
Inders tiven .Staatsaufbaues zwar besdirankle Eiu^ 
fluBmbglichkeiten hat. Sie werden aber in Zukimtt 
zweifelLus büdeuLsaumr und sollen nodi Intensiver 
genutzt werden- Nach Auffassujig der Bundesregie- 
rung ist eine Verbesserung der ramaorduungspoli- 
tischen Inslmmenle deshalb erfoTrierlidi, weil ge- 
rade auch in Zeiten geringeren Wachstums eine 
Steuerung der raumlidien Entwicklung sidjergeslellt 
werden muß. 


D.2 Qlobalo EntwtcklungBl«ndenx«fi 

Die gesell sdiaftllcheri und ökonomischen Rahmenhe- 
diogungen der riiumlidien Entwicklung haben Sieb 
geändert. Stark gewachsen ist die Einaidii ln die 
begrenzteu und z. T. überbeanspruchten bkologl- 
sehen ResBOuresn. Inuner dnullidier zuigL sidir daß 
die bisherigen langfristigen Vorhersagen und Pro- 
gnosen nicht aufrediterhiiLluii werden können Und 
demzufolge die darauf au trauenden langfrisUgeu 
Planungen einer grundlegenden Korrektur bedür- 
fen. Zunehmende internationale Vernechtungen und 
Ahhängigkßltfln begrenzen überdies den naliuniiiea 
Gestal tungsspieltautö . 

Für die Riiumordnungspolltlk Im Bundesgebiet 
zeichnen sich folgende wesenlLiche RüHiueiibedin- 
gungen ab^ 

— GeburtenrudegaDg und slagnierendef wohrsdiein- 
Uch sogar rüdclÄuflge Bevölkenmgsentwieklungj 

— zurückhaltende Anwcrbepolitik für ausländ isdie 
ArbeitnehiDerj 

— zunehmende politische Bedeutung der Aufgabe* 
die nalürlichen Ressourcen zu erhalten; 


— Verknappung von Rohstoffen, insbesondere von 
Energie. 

Diese Veränderungen haben Auswirkungen auf die 
Raumstruktur und Sledlungsstruktur. Generell ist 
rolgendes zu erwarten^ 

— Die Arbeitsplätze im produzierenden Gewerbe 

werden voraussichtlich abnehmen. Damit ver- 
bunden sind stärkere UrusLrukturieriingsprozesse 
ln tradilionellen tndustrlegebleten Dadurch wird 
es zunehmend schwieriger, die ErwerbsslrukLur 
in den bisher schwach entwickellen Gebieten 
zu verbessern. 

— Das Arbeitsplatz wachst tim wird sich auj den 
lerlidien Bereich konzentrieren und die Verdich- 
tung von Wohn- und Arbeit as Lütten an wenigen 
Standorten weiter begünstigen. 

— Die Elnwohnenahl In den dünn besiedelten Teil- 
raumen des Bundesgebietes droht durch Gebur- 
tenrückgang und rückläufige Bevölkerungsent- 
wicklung unter eine bestimmte Mindesldichte zu 
sinken. Das orzchwert die Versorgung der Be- 
völkerung mit hochwertigen Tnfrastrukturein- 
richltlngen. 

— Die verabschiedeten und geplanten Umweil- 
zchutzgesetze werden dazu führen » dalj die Um- 
weltgualität stärker bei der Beurteilung radm- 
iieher Entwicklungen berücksichtigt wird. Da- 
durch kann — zumindest kurzfristig — das Wln- 
sehaftswachsUun bestimmter Teilräume beein- 
trächtigt werden. Clesimdheft und Sicherheit der 
Bevölkerung dieser Teikäumc sind jedoch wich- 
tige Grundlagen für die Gewährleistung eines 
lan gf listigen Wir tsc hä its Wachstums 

Geringere Raten des wlrtschaflHchen Wachstums, 
steigende öffentliche Aufwendungen fiit Sozlalaus- 
gahen und Personal kosten sowie steigende Unter- 
haltungskosten für Infrastruktuieiniichtungcn engen 
den Rahmen für NaüinvesÜLlonen in der Inlrazlruk- 
tur weiter ein. 

Dcc Kern ktinfüyer RauniordhiingspoliUk zeichnet 
sich somit deutlich ah: 

Das knappe EntwicklungspotenlEal an Einwohnern^ 
Arbeitsplätzen und InveslitloDen zwingt zu einer 
Überprüfung auf wendiger und großzügiger Aus- 
baukonzeptinnen in der Sledlungsstruktur und In- 
frastruktur. Der Ausbau von Entlastungsstadten und 
eines dlchfeu Netzes von zentralen Orten und Ent- 
wfcklungszentren erscheint mehr und mehr zwei- 
felhaft. Hauptaufgabe der Zukunft wird statt dessen 
sein, die vorhandenen Strukturen funktionsfähig 
zu erhalten oder zu erneuern. Der Gedanke der «Be- 
standäpflcge'' neben einer regional differenzierten 
WachsLumspolitik wird gegenüber bisherigen quan- 
titativen Wachsiumsvorstellungeri zunohniend an 
Bedeutung gewinnen. 

Instrumente zur Er halLutig und Erneuerung sind 
gegenwärtig noch wenig entwickelt. Vorhandene 
Instrumente müssen deshalb fortcntwickcU und 
neue geiichdlfen werden. Das mindeste ist die ver- 
besserte räumliche* rachllche und zeitliche Ko- 
oidfnierung aller raum wirksamen MaOnahmen, uni 
mit beschränkten Mitteln ein möglichst grobes MaB 
an Wirkungen zu erreichen. 
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ABSCHNITT C 

Schwerpunkte der Raumordnungspolitik der Bundesregierung 


C .1 EuropÜBdie Raumordnung&polltlk 
OA A Allgemeine Ziere 

Nach f ! Abs, 3 ROG ist es Aufgabe der Raum- 
urdniingspohtik des Bundes^ die räumlichBn Vor- 
aussetzungen lüt die Zusammenarbeit im europl- 
ischeu Raum zu ichaflfsu und zu rordem, Üie wirt- 
Kchafthche^ soziale und poMtfsche Integration Euro- 
pas wird wesentlich gefördert, wenn eine ausgewo- 
gene Entwicklung in B[len TnifrHuTnen erreicht und 
die gegenwärtigen wirtschaCUlcherL und sozialen 
Unterschiede zwiKchen den dünn besiedelten Rand- 
gebieten und den zentralen Wachstums- und Ver- 
dichtung^ raumen dbgebauL werden. Ein wichtiges 
Inütrument hierzu Ist nach Auffassung der Bundes^ 
reglcnmg die übernationale Zusaiujiienarbeit iu der 
europäischen Raumordnung. Erste Impulse zur ror*^ 
mulierung von Ziolvofstenungen für die groüräu^ 
mige EuLw^icklunu der Raucestniktur in Europa sind 
von den Konferenzen der Europäischen Raumord- 
nUDgsminister IB7Ü In Bonn (vgl ROB 'TOp S. 140 ff.) 
und 1Q73 in La Grande Mutte |Südf rank reich) aus- 
gegtingen. 

Die z walte Konrerenz 1&73 in La Grande Motte 
arbeftete an Strategien für den wirtschaftlichen und 
sozialen Ausgleich. Dabei wurde die zentrale Be- 
deutung der UmJeukung von Kapital und unter- 
nehmerischen fnltiativen in Gebiete hervotgehoben* 
in denen ein Uberachub an ArbeitakräUen besteht. 
Zur Unterst ülzung dieser Umlenkung der prEvaten 
und öffentllcbon Investitionen sollen Maßnahmen 
zur Be^chTAnkung des weitefon Wachstums in den 
großen aiadti sehen Agglomeraltonefi unterstützt 
werden. 

Ein umfassendes und gleichzeitig konkretes Ziel- 
System der europäiÄChan Raumordnung liegt hi$ 
heute nicht vor. tJiibestriUen ist indessen die Not- 
wendigkeit, großräumige wittachaXtliche, Infrastruk- 
turelle und soziale Disparltaten abiubauen, ein ab- 
gestimmtes System von europllsch bedeut 54 men 
Aclisen und SiedtungEschwiirpunkten und die 5 i- 
clicrung von europäisch bedeutsamen ökologischen 
AusgleichsraUmOn in einer gemeinsam geLragenen 
eu ropä i sehen Räume rdnung ske nzopUon anzust re - 
ben. 

Das Bundesraumordnungsprograinm wird als Bei trag 
tür eine gemeinsame europäische Raumordnung^^ 
Politik zu werten Bein. Es ent bäh wesentliche Daten 
und Anhaltspunkte für grenzüberschreitende ZuBam- 
menarbelt mit den Nachbarstaaten. 


Riumlt^e Slluetlon 

und Entwicklungstendenzen ln Europa 

Die regional differunzierte Analyse der räumlichen 
Situation und Entwld^lungstendenzen in den Tell- 
räumen Europas stößt wegen der gTOflen Unler- 
Bchiede der nationalen Statiiüken immer ncdi auf 
erhebliche siatlsüsdie und tnethodisAe Sdiwierfcg- 
keiLen. 

Die I. Europülsdie Raumord nnngsministerkonferenz 
hat daher eine Harmonisierung als dringende Auf* 
gäbe heryorgehoben. Jm folgenden werden Kenn^ 
Ziffern verwendet, die Im Statistischen Amt der 
Eufopäisdien Gemeinschaften für regienalstatlstlsdie 
Zwecke vergleichbar gemadit wurden. AL Gerd Inga 
sind Bevölkerungsdichte, Wanderungen und Brutto- 
regional Produkt nur EummaTische [ndikatoreo. Sie 
erlauben weder einen differenzierten Einblick ln 
die Ursüdien regionaler Uulersdiieder nodi eilas- 
sen sie soziale und ökologische Tathestinde, 

C.t.2.t B^völkaoingivartolliing und WlOscbaflAkraft 

Die ßevöjkerungad^chfe ist ein grobes Maß, um die 
Größe regionalnr Arboilsmärkte, die Tr4gfäbigkelt 
einer Region für hochwertige InfraBtniklur sowie 
die ökotogisEdie Belastung eines Raumes abzuschit- 
zen. In den sehr dicht bevoLkertnn Raumen Süd- 
eiiylanü (London), ^Randstaal Holland^, Brüssel, Pa- 
ria^ Rhftin^ — ^Ruhr^ Rhein^ — Main,Rliein — ^Ncckar^ Mal- 
land, Rom und Neapel bestehen große und vielfäl- 
tige regionale Arbeite markte scpwic hochwertige 
Infra st rukiurel nrlditnngen. ieiAtungsfahige Fernver^ 
kehrsweye ermÜgUdien ein hohes Maß an funktio- 
naler Integration. GleiEiizfiiÜg sind dort Jedorin be- 
denklicho soziale und ökologische Verdidhlungsfol- 
gen eingeLieteo. 

ln Gebieten mit weniger als SO Einwohnern pro 
qkm (Irland, Nord-Großbrttannien, Zentrab und Süd- 
weatfrankreidi, Süditnlien) können slcli dagegen nur 
kleine und wenig differenzierte Arbeitsmärkte aua- 
bildun. Sie sind mit linridi Lungen der hodi wertigen 
Infrastruktur unter versorgt, hegen abReita der gro- 
ßen europäisdicn Fernverkchrswege und erreldien 
kaum die untere Grenze der Tragfähigkeit für die 
Mfndestausstattung eines Raumes mit Tnfrastniktnr* 
Generell besteht ein erheblidies Gäralle der Bcvöl- 
keniTigsdichte im Europa von den Zentral räumen zu 
den Randgebieten fvgl. Karte CU). 

Das Jlrufforegfonolprodukf pro Kopf der Bfivölke- 
rung, gern essen in RediaungseinlieiLen (RE) uder 
US-Dollar (US-S|i gibt annäherungsweise eine Vor- 
Stellung vom regionafen wirtsdiaXt liehen Entwitk- 
luugsstand (vgL Karte C.t.'2), Die Spitzenwerte mit 
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CI. 3 

Gesamtwanderung In westeuropäischen Undern 1960-1970 



Durchichnittlicher Saldo dar mlarregiondicn 

urnS mtamatiünHlHn Wandarung^ ba^o^n auf 10 000 Einwohner 

dar jawakliigBn mitüeran Bavolkarurig im Er träum 

Zynirfi rt« ^ mm ^00 y metif 

^ Ul? unlfr iOO 

I " 30 bii tmtBT 60 ^ 

HD OWi uniir 30 ^ 

Abnrt^rTM^ r T" ] fl bti unnr M 
} 1 30 bli vnt?T 60 

r~ri eouii untflnoo 
töOundfnehT 
MiOitmb t : 17 GOO 000 


1040- 1H70r Ulal^nH PrHrtkraich, Lu KvmtH^rijii NkHiOincI« 

19 E%— 1«70; fiurvoiirtpybllh Dtuticrilwia« Dir4mirhp SchWilT, 


Varaltil g-^i. KAnlgi^l^hi 

Üui< 4 irt£ bigltri, Ff#rifcr<Jcb, Luscimöur^, M l*(firEiP*di : OACO niHEonflhuvils^ik 1^72, TmAi, 1 ^ 3 :,— BuniJ*ir«|aLjbNk Dtnr^chlAnd i 

Qiin^iwit |Hrriy.h Bmiaikrirüi^flund Bullur, Vdlkizlhiuns2?.fr.1S7aj H.O. -- Oin^mirk; £t*U*lltk AarUoe 10?3. TiUr 20. - 
Irlknd^ ViftEblftH KünidPtkH: e«rkhiüb4f 4k rtglonthtn Pr^lemt Jfi ä*r mrvnhtrm” EG. Br&iwI 1&73, S. 82, 87,— Imllani; Adnuarlo 
dk Turin IcNft provinckll 1073, S. -03. - ^rarralcn: 8tkLl*c, HaMdbueti fUf ülm HdpybEEk Ötfeaf nkh ia73, Tm. 2.03. - StktlfT. 

Jirirbuctl d«r SctV^Jl 1 37 1p 6. 72 u Ad tcbv'lfl. M^tmiunigd41 £}de 4 ndti, Suiltl. 


Ktri* zum n iu (TkdFdnu ngib4 r^krii 1974 dir Our^* irT^linj na UrirfaiEm tn dir OundPTl43fKhunpHnMalt lik Landmkund« und Ba ufncrdnu i>g 
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3 OOÜ bis 4 000 RE Jjggen la den nordweateuropä- 
Ischen Vi>rdichlimg$räumen. Die niedrigsten Werte 
tnil rd. l 000 RE lind weniger treten in [rtend und in 
[lallen auf, wo überdies, ebenso wie in Großbri' 
tüluiien und FriLokreichp nur wenigi^ Gebiete den 
Durchschnittswert der EuropÄtsrhen Gemeinschaft 
erreichen. !u den duderen Milglied^ldäten unter- 
schreiten Ihn dagegen nur wenige Regionen. Das 
Gefälle zwischen den wirtschaftskräfUgon und 
wirtEchaiLsRchwdctien Regionen in Europa ver- 
gröberte sich in den zurückliegenden lö Jahren 
erheblich. Das EntwickJungsniveau in der Pariser 
EG“Basis-Region z. B. lag I960 bet t 757 US -5 
und 1000 bei 3 411 US^$p in der Region Kalabrien 
(Italien) mil dem niedilgslen Entwicklungsstand hin- 
gegen 1060 bei 303 US-S und 1069 b^i 750 US4. 
Der absolute Abstand zwischen der Partser Region 
und Katabrien hat sidi also von 1 454 US4 1960 
auf 2 055 US-0 l06Dp d. h. um 1 200 US-S vergrößert, 
über diesen Tathesland kann auch die relative Ver- 
ringerung der Disparititeii vom Sfadhen im Jahre 
1960 auf das Bfadie im Jahre 1369 nicht hinwegtäu- 
sdhen. 

Als Folge dieser krüssen regiuiiülen wirLsdialtU- 
dien önterschiede wandern weiterhin vor allem 
jüngere und besser ausgeb ildetc Personen aus den 
wittsdiulLssdiwiichen und dünn beBiedeltBa Rand- 
gebieten in dte zentralen und hodiverdlchteteu Re- 
gionen Europas (vgh Karle C.1.3). ln teilweise nodi 
sdiarfarer Ausprägung valtziaht sich der ln der 
Bundesrepublik zu bepbAditende Prozeß der BevöU 
kerungskottzentraLjou auch La den anderan Mitgllad- 


stsaten der EG, Die Wanderungen der Arheitsträfte 
sind von Sudltalien nach Norditallcn, vom west- 
lidien und südwestlichen Frankreich in die Region 

Paris, von Schottland und hfordengland in den Groß' 

rüum Landonp von allen Teilen trtaads nadr Dublin, 
von Jütland nach Kopenhagen und von Norddeutsch- 
lanü und Ostbayetn auf die Rheinachse und Süd- 
westdeulschland gerfchteb Diese großräumigen und 
tum Teil Ober die Grenzen der National siaateu bin- 
wegreidienden Wanderung sstrume haben im Laufe 
der Jahre zu Wanderungsgewinnen hrw- -Verlusten 
in Millionenhöhe geführt |vgL Tab. C.l.l). 


C.1.3 Konsequenzen 

für «Ine «uropülsch« Raumordnung 

Ziel des EWG-VefUags ist die beständige Wirt- 
schaftsausweitung in der Gemeinschaft durch den 
Abbau der wettbewerbsbcmmeiiden Besebränkua- 
gen. Im EWC-VerLrag sind daher die «Fünf Europä- 
ischen Freiheiten*' verankert i Frei Zügigkeit In der 
Wahl von Wohnung und ArbeilspJalZH Niederlas- 
sungsfreiheitt freier Dienslleisliingsverkehr^ Freier 
Kapitaiverkehr und freier Warenverkehr. Imierhätb 
der Gemeinsdiaft soll dadurch ein freier Watlbe- 
werb ohne nationalst aaü lebe Einschränkungen und 
ein CesamlTaum für Produküon und Konsum ent- 
sleben. 

Für die RaumslrUktur folgt daraus, daß sich die ver- 
schiedenen Raumanspruche im Prinzip an den dafür 
^optimalen” Standorten ausbilden. Ein derartiges 


Tabelle C.1.1 


IdletTegLunaJe und Lnternallonale Wandeningssalden In Europa 


GeoqrAphlsdin GroBrAum« ■] 

Znliraum *J *| 

Wnnderungsver lust/-ge wliui 
(än 1 OOÖ Einwehner] 

SüditaEen 

ISßO bis t9ßa 

— 1 6S4 

Nordweslj lallen h 

I960 bis 196$ 

-H- 1 177 

NordwesLen des Vereinig len Königreidies .... 

1951 bis 1970 

— 1 131 

Südosten des Vereinigten Königreidies 

1951 bis 1970 

+ 946 

Nordost- und Westlrlaad .,i, .1 . 

1961 bis (906 

— 9S 

Dublin 

1961 bis 1966 

+ 10 

Paris ..................... H .... H . 

1954 bis 196 $ 

+ 1 07 S 

Brüssel 

1960 bis 1968 

+ 112 


Quallen: Ein« RcgionalpollUk lür die Cemetnsdialt., EC-KommJaslonp 1963 

*} Die Regionale Entwidüimg ln der Cemcinsdiafl _ Anülytisdie BllaTii, EG-KommisiloD 1971, S, 3Ü1 f. 

*] Belicht über din Teglnnalan Problama ln der erweiterten Cemeinschaft, EG-Komnussiuri 1973. KOM {73| 
550 endg.. S. ßl , B7 
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Räumnuliimgäprinxjp iiihü zu uin^T yrüßriiuittigen 
ArbeitetRiluTig mtt einer nusgeprägten Tendenz 
mOTiofunKtionälcn Räumstruklurcn. In der Tit 
wurde bei der nbiin akizizinrtnn SitunLionaanalyse 
bereite dentlldi, dftß der größte Teil der Arbeits- 
plätze und der hediwertigen Infr<is(rukLur in den 
zentriilfin Gebieten Huropea knnzentriert lat- bbenfln 
haben sieb in dor Landwirtsdiaft großrlumige 
SdiwerpUnkLe für beiLimiDle Ayrorpiadukte heräus- 
gebildet. Dflgegen sind in den Randgebieten der EG 
die ü uße rl and w ix Lsdi j Itl i dien Be^diäflig ungsmeg- 
Lidikeiten niebt nusreidiendi die AgrnrprndiJkLion 
wenig entwidcelt nnd das Versorg ungsdeflzit ln der 
Infi üSlruk Lut indit groß. 

Abwanderungen aus diesen Gebieten und du mit ver^ 
bundene gmierative und soziale Erosion auf der 
einen sowie übennißlgc Verdidrtuiig der Bevölke- 
rung in den SEenttalen Raumen miL cJeii damit ver- 
bundf!nen übermüISlgen Umweltbelastungen auf der 
anderen Seite sind die Folgen. Sie niuehen ea not- 
wendig, die grundsützElch erwünschle S-färkiing des 
Wettbewerbes in der Europäischen Gemcinschafi 
in die RulimenbediDflungen einer europäischen 
räumlichen EnlwItklungspolitLk elnzubinden- Dk 
EG hat üaliei nie einen Zweifel daran geluasenp daß 
Gin freier Wettbewerb nur Innerhalb derarliger Rah- 
men bodlngungen politisch vertrelbac ist. Die Ba- 
sc'hlusau der Parifier Gipfel konlerenz vnm 9. und 
tö. neiember 1974 zur eutopaisdien RegionalpolJ- 
Lik sind ein eraler Schritt, sulche räumlichen Rah- 
men bedingun gen zu formulieren und da$ wirt- 
schaftliche Gefalle in der GemeinachafL ubzubaueii. 

Weitere Schritte vor allem im Bereidi der Infra- 
atruktuTp der ßlldungi des Verkehrs und der sied- 
lungsstrukturellon Sdiwerpunktbildting mOBten fol- 
gen. Die erwurteLen WitkuEigeii werden indessen 
nur eintreterii wenn die Maßnahmen auf die nidt- 
stindigen, zugleich aber entwicklungsfähigen Re- 
gianen Westeuropas konzentriert wurden. Dazu 
sind picht pur koordinierte regionale Entwlrklnnga- 
strategien, sondern Ln eratef Linie eine gemein- 
srhatthehe Konzeption Ober die raum- und smdlungs- 
strukturelle Enlwidklung und die Vertollting der 
ökonomifidien Aktivitäten in der EG erforderlidi. 

Eine europi Ische Ra umordn iingfikonzeptlon wird 
dabei ixntnei diinglidier. Dabei sollten Losnngs- 
ansitze für lolgende Aufgaben km Vordergrund ste- 
hen: 

— Eine beschränkte Anzahl hochrangiger Entwick- 
iungszentren mit düni Charaktei von Regiunal- 
hauptstadten in den Randgebieten Europas auf- 
ziibaueu; 

— fÜR Entwidclungszantren der Randgebiete über 
sdinclle und hochleistungsfähige Fern Verkehrs- 
wege an die zentralen WirtsdiafLszenLren und 
VerdichLungsräume Europas anzubmdenj 

— die Inf rastrukturauss Lattung der Randgebietn 
bevorzugt zu verbessern und die allgemeine und 
beruflichG Bildung ihrer ERvölkening deutlich 
aniiihehen: 

^ die Anreize für private Kapital Ln vesütionen in 
den zu nifkgRbli Rhenen Randgebieten Europas zu 


vergrößern und yleidizeitig die weitere Kapital- 
akkumulation In den stark verdichteten Zentral- 
räumen ix: erschweren i 

— die ökologifidie Lelütungäliihigkeit der einzelnen 
TcilrÄume Europas mohr als bisher als beschrän- 
kenden Faktor fbr die weitere Wirtschafts- und 
Si edi un gsen Iw luk I ung anzue rkenne n i 

— großräumige ökologische Ausgleidisräuipe mehr 
als bisher zu siiiiern und in ihrer ökologisditin 
Leästungskraft tu unterstützen. 


C.2 Raum^truklurund Slodlungsstruhtur 
Im Bundesgebiet 

Die lüuiDslruklurelle Hntwickluny in Europa laßL er^ 
kennen, daß die räumlldien Probleme der eiiropn- 
isdicn Länder Im Zusatumunhang gesehen werden 
müssen. Aufgrund der luimer engeren Verfleditun- 
gen und des woiträumigen Lei slungsaustaus dies 
(wirtsdiartlidi^ verkehr] kdi, tDurisLsdi u. a.) ist eine 
Isoliert auf den nationalen Rabmen bezogene Raum- 
OEduungspolitik weder zwedkinäßig iiudi uiuyhdi. 
Um so mehr gilt es deshalb für eine nationale 
Ranmoidnungspolltik, diesen Gesomtzusajujuc-nliang 
dur Raumen L Wicklung zu berüdufiditigen. 

Im Bundesgebiet hat sich die Raumordnung spoUtlk 
bisher voiwiuyujid mit einzeluun Etu menten der 
räumlich Ein Ordnung, wie CiRbietükategorlen des 
ROG (z. B. Verdiditimgs räume, ländlldie Gebiete) 
oder zentralen Orlen befaß t. Die räujuLichu Entwick- 
lung hat ln den letzten Jahren gezeigt, daß eine Iso- 
liätte, auf einzelne räumlidie Elemente bezogene 
Pnliük nicht ainireicht, die im RöG festgelegten 
Grundsätze und Ziele zu verwirklichen. Deshalb 
ist im BundesraumDnlnungs Programm erztmals fl in 
umfassender Ansatz für die Raumstruktur und Sied- 
iungsstruktur im yreBräumigoii Maßstab enlwiukelL 
wurden. I^ieser enthält alle wesenIHchen räumlichen 
Wirkungsfaktoren: er bedarf jedoch der weiteren 
Konk reti SIE rung. 

Die Entwicklung und Verbesserung der Raumslnik- 
tui und der großräumiyeji Siedlung ssUuktur Ist der 
Wirkungsbereich der RftumnrdnungRpalitEk des Bun- 
des. Die wird bestimmt durdi die 

uMürlidiea Gegebeaheiten und die durch dea Men- 
schen hervorgcniJciien Raumnutzungen, Ein wesent- 
tidiEfi Elument der Raums imktuj ist die Stedlaiigs- 
d. h, die örtliche Verteilung haullrher An- 
lagen (z. B. WohnungGn, ArbeUsstätten^ [nfrasLruk- 
luielnriditungen}, Wolteie Elcroeale sind die Land- 
Schafts- und Freiraumstmkturr die Verkehrs-, Vet- 
sotgungs-, Wirtsdiafts- und Agrarstruktur. 

Die nadifülgcnden Darstellungen gehen von der 
Dberlflgung aus, daß eine Verdichtung von Wohn- 
und Aiboitsslättcn Im Sinne des § 2 Abs. l Ziff, 2 
ROG sowie eine Bündelung von KommunikatlDns- 
und Versorgungswegen notwendig Ist. Das bedeutet 
in Jessen nidil eine Aufhebung der Formenvielfalt 
räumlicher Strukturen, sondern deren rntegratlon in 
ein funküoasfibigcs gesamlräumildies Eitwick- 
lunyskonzepL der Raumstruktur und SiBdlunga^struk- 
tuT. Konzentration und Bündelung slad alcht um 
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ihrer seLüs^t willen üder eiwe dlcin aus Gründen der 
WfrtschaJlUdik^il an-zuRtrEhen, sandam primär 
unter dem Aspekt, für die Mensdien in allen Teil- 
räumen der Bundesrepublik gleidiwerli^e Lebens^ 
Chancen z\x schaffen und 2U erhalten, da hochwertige 
Ln frus Li akluieinijdi Lungen nur dann effektiv einge- 
setzt werden können^ wenn sie von viElnn Einwoh- 
nern benutzt werden. Pie BundesregSerung ver- 
fnlgt weder ein einseitipes Verdi diLungäkunzepL, 
das bestehende raum- und siedlungsstruktureJIe 
Fermenviellalt miBuditeL, nodi ein einseftiges De- 
zent ratisSerungskonzepl, das die Ballung auf lösen 
mödite. Ziel bl vieLmehr die Entwicklung einer in 
allBJi l'ellrBuinen ausgewogenen RaumBlruktur und 
Siedlung 5 $tniktur. 


CX1 Allgemeinfl Zielt 

Derzeitige Hauptaufgaben der RauinordnungRpolltlk 
der Bundesregierung sind: 

— für die Bevölkerung In allen TetlrÄumen ries 
Bundesgebietes die räumlichen Voraussetzungen 
für glEtchwarttgt Laban sverhäl Luisse zu schaffeni 

— die natürlichen Lebensgrundlagen £ü erhalten, 
ZU sichern und, wo nötig, zu verbesEcm (vgl, 
AbschniLt C.5). 

Die Forderung nach gJeic^werfjgen Lebejiäverltn/I- 
nbacn bedeutet für die Raumordnungspolitlk, In 
allen Teil räumen neben gesunden Umweltbedingun* 
gen ein best Emm tos Mindestangebot an Arbeitsplät- 
zen, Wohnungen, Versorgungs-^ fiilüungs-t Freizeit- 
und Kouimunlkationsmäglichkeiten zu erreichen. 
DjUdus Ziel soll ein BeiLxag sein, für alle Biiiger die 
rhancengleichhelt in der persönlichen Enttallung 
zu verbessern, indem im materiellen Bereich aus- 
reichende und vergleichbare WahlmogLichköilen Ln* 
nerhalb zumutbarer EnlFemung gewährleistet wer- 
den. Das Unleischreilen von M Lad es L werten in 
einem der Grundbereiche kann nicht durch über- 
durchschnitllLche Ausstattung in einem anderen 
dUEgeglichen werden. Für die RaumordnungBpoliÜk 

setzt die Vetwirklicbung des Ziels p gleichwertige 
Lebens verhaltnjsse* voraus, duü polnische EntscheU 
düngen über 

— die MoBstäbc der Gleichwertigkeit (Quantität 
und Qualität der Allsstal Lung), 

" difi Grübe der Räume, aut die dLe Gleichwertig^ 
keät bezogen werden soll, und 

— die Verteilung der Standorte innerhalb dieser 
Räume 

zu treffen sind. 

GLeidi Wertigkeit kann nidit als an üllen Orten völ- 
lige Gleichheit des Angebots an Einrichtungen var- 
standen werden. RaumordnungspotiUk bat weder 
Nlvelllerujig noch Glelchinarherei zum Ziel. Wohl 
aber müssen die MpiJ4iidöc der Gfefcbwerffgke!f 
auch an dem Angebot an Emnehtungen Orienliert 
werden, das in den stärker besiedelten Gebieten für 
etwa die Hälfte der Bevölkerung vorhanden ist, 


Ferner sind die steigenden qualitativen Anfordemn- 
gen zu berücksichtigen. 

Für die Große der läumlidi^n Betugstahmen sind 
sowohl die räumlichen Verflechtungen der einzelnen 
Funküonsberuichu als auch der für die jewuiJigen 
Einrichtungen erforderliche Blnzugsbereich maBge- 
bend. Dies legt für Raumanalyse und Raumplanung 
funkt! PO ate RaumBtnhaileii nahe. Die Flaumord- 
nuugspolitik des Bundes geht bisher von den bei^ 
den foLgenden Raumgllederungen aus; 

— Gebin^lseinhaiten für Aufgaben der gtuBräutnigefi 
Versorgung (z. B. Universitäten, oberzentrale 
Arbeiismärkte); für die einzelnen Gebielsemhei* 
len legt die Raumordnungspolitik ln Abstlininung 
mtl Bund und Landern Eckdaten sowie die Aus- 
stattungsgrade fast, die aus dar anzustrebenden 
gesämtstaaUkhen EutwlckJung abgeleitet wer- 
den. 

- — Mjlfelhere/dm für Aufgaben der mneryebiel- 
liehen Versorgung (z. B, regionaler Arbeltsmarkt, 
weiterrüfarende Schulen]. Diese Aufgaben wer- 
dan von den Ländern bzw. den regionalen Pla- 
nungsträgern wahrgenomineni der Bund wirkt 
bei der Festlegung der Kriterien und Schwellen- 
werte sowie der Eckdaten mit. 

- — Darüber hinaus könnte es für die Aufgaben der 
Bunde-^rai Unordnung zweckmäßig seln^ als dritte 
Ebene GfOiSfeff Jonen für Aufgaben dci gesamt- 
staatlichen und eurapäUchan Entwirktuog ein- 
zufübren. Ein Abgrenztmgsversuch wird In die- 
sem Bericht zur Diskussion gestellt (vgL Karte 
C.2.1) 

Diese drei Ebenen bilden ein funktional zusammeD* 
hängendes Syslem. Buiidi Länder und Gemeinden 
nehmen darin auf den einzelnen Ebenen die ihnen 
nach der Vertassungsordnung zustebendan Aufga- 
ben wahr. 

Die Verteilung der Standorte im Raum und die Zu- 
ordnung ihrer Einzug sberetchc muß so erfolgen, daß 
eine bestimm le Konzen trallon und Bündelung von 
zentralen Einrichtungen der verflchiadenen Funk- 
lionsboreich^^ an den jeweiligen Standorteri entzieht 
und sich der Aufwand für ihre Erreichbarkeit ver- 
ringert. .Gl eich wertige Lebens Verhältnisse' verUn- 
gen somit auch einen besLimmten Mindeslstandard 
in den Verkehrs- und Kammunlkationsmögljchkei* 
len. Das betrifft sowohl die Erreichbarkeit aller Teil- 
raume und ihrer großen Zentren als auch aller zen- 
tralen Einrichtungen von den Siedlungen des Je- 
weiligen Verflechtuiigsbe reiches aus. 

Diese Ziele sollen überall — audi und gerade ln 
abwanderuiig$bedrohten Räumen — durch die Fest- 
iegung von Zentren und Achsen {punkt-axiales Kon- 
zept) und deren schwerpunklmäBigen Ausbau er* 
leieht werden. DieScbwOTpUnktbildung soll das Vor- 
handensein bzw+ die Entwideiung von austeidhend 
großen und ieisluagsfähigen Zenfrarr In allen Teilen 
des Bundesgebietes garantieren. Ad^en sollen die 
günstige Erreichbarkeit der Zentren und der ihnen 
zugeordneten Siedlungen gewährleisten sowie das 
Grund ge rüst für die Weiterentwicklung der Sied* 
tungsslruktur darstellen. 


2Ü 


C.2.1 

Großregionen, Gebietseinheiten für das Bundesraumordnungspfogramm, 
Ve rdi c h tu ngs räume und Oberzentnen 
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C.2^ Räumlich« SltuallOA 

und Entwlcklungstendeirzen Im Bundesgeblvt 

Im VcrLiiuf des Verdichlungsprozesses hoL sich jm 
Bundesgebiet Immer stärker eine nei^ftrtige, in der 
Räche äxiäl äü,äg;erlchleLe Siedl uiitjssiLruktür bertius- 
gebildeti jji« tst typisch für die Birbehsteillge Gesell 
Schaft. Im Raumordnungsbe rieht 19?4 weiden an- 
schließend an dl« varangegangenen Bericht«, 
schwerpunktmäßig 

— die EdUJiiliche Verladung der Zentren und 

— die BireirhbnrkeltA Verhältnisse der Teil räume 
für die drei Ebenen behandelt. 

C.2.2.1 Dl» giiimlrHucnlJctiB Struklur 

Die gflsami räumliche Struktur des Bundesgebietes 
ist im Vergleich zu äudeien euinpäjjichen Landern 


günstig und ausgegtichen entwickelt. Der weltweit 
fesUtcllbdre gruDräumige Verätädlerungspiozeß ist 
im BundesgEblnt gegenüber nnderen «urnpäi sehen 
Staaten relativ weil fortgeschritten. Jedoch nicht 
niniiDzcnlral auf «in« «inzig« domimerend« Wirt- 
I Schalls- und VerwaJiungsmetropoJe ausgerichtel, 

I Wesentllcheä Kennzeichen unserer Raimistiuktur 
sind mehrere große, wirtschaftsstarke und entwick» 
I lungsfähige Hauptzentren. Sie sind ausgewogen iin 
Gesamtraum verteilt und bewirken im europäischen 
I Vergleich für das Bundesgebiet besondere Struktur- 

I vcrteilE. Durch ihre EinfLußqebiete ist das Bundes- 
! gebiet in acht vergleichbar strukturierte, leistungs- 
I fähige ÜToßregionen geglieden. Außerdem wird alä 
I neunte «GroBregion^ Berlin (West) dargeslelU, das 
eine besondere Lage und eine räumliche Begien^ 
zung auf weist |vgL. Kart« C.2JJ. Für diese^ zum 

Internationa Jen Vergleich geeigneten Großregioiien 

sind lulgende Merkmal« charakteristisch: 


Tabelle C2 1 


FIMche und WoHnfrevßlkening der Großreglonen 

fübsolull 


Gebictsstand 


Wnlinbevaikaruitg 

VZ 1370 

Ftadic 

absolul 

Verfindemng 

GroBraglon 



1 1970') 

1 19B3 *) 

1961/1970 

1 1970/19851 

in qkm 

in 1 000 

ln 

I 

27 125 

5 037,2 

5239,9 

5161 

4.0 

" I<5 

n 

2S905 

3 970,0 

4 321,7 

4 340 

+ 8,9 

+ 0.4 

n[ 

29 029 

5911,7 

6 206.7 

6 400 

+ 5.0 

+ B.I 

IV 

22614 

13 355,7 

14 101,0 

14 063 

+ 5.Ö 

- 0.1 

V 

39 981 

93853 

10 284,9 

10 458 

+ 

+ 1.7 

VI 

33 362 

4 466;5 

4 765,3 

4 79 4 

+ e,7 

+ 0,0 

VII 

32 900 

G8n>6 

7 634.6 

6 466 

+ i5.0 

+ 8.3 

viri 

37 185 

5 049,1 

5 714,1 

6 043 

+i3a 

+ 5,8 

rx 

480 

2 197,4 

2 122,3 

1 097 

- 3.4 

-/0.6 

BundBsgpbl«! 
und Berlin (West) 

24B581 

56 184.9 

Gomc 

ei 602*} 

+ 7.9 

+ 1.7 

Nördlich« 
GroBregionen 
(1 bis III) 

&2059 

14 918,9 

IS 828,3 

15901 

+ ß,I 

+ 0.5 

Südliche 
GroBregionen 
(VII bis viin 

70 085 

1 1 880,7 

13 548,? 

14 529 

4-14,2 

+ 7.2 


Differenzen durdi Bunden der Weite 
Quell» ; SisliBtisdies Bundes smL 

FRÜCNOS AG, RrognQse der ArbelUplalzzahl und der J^evälkcrnng ln den 33 GebletscinheUefi lür das 
BundesraumordnujigsprDgEflmjn iSHfO bis 198S, Bas eh Dezember tä74 
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— ln jeder GroBregion befindet sich mindestens 
ein doaiinlerender groBer Verdichtungsrauu] und 
damit xugleich ein starkes Wlrtschalts- und Ver- 

waHungszentrimi mit einem bedeutenden groD- 

stadtischen Arbeitsplatz-^ Infrastruktur- und 
Dien stleistungsengebot , 

— Die Hauptzentieji dej Großrcgioneii erJüJlen über 
ihre zentralen Funktionen für den jeweiligen 
Großrauni hinaus in einzelnen Bereichen, wie 
z. B. Handel^ Verkehr, zentrale Verwaltung , Kul- 
tur oder Wirtschaft, wichtige Aufgaben sowie 
spezifische, zum Teil Biandortgebuiidene Funk- 
lionen (z. B. Hafan, intarkontlnentalar Flugver- 
kehr) für die Gesamtheit des Bundesgebietes. 

— Die acht Großregloneu haben, bezogen auf die 
VerLeüung der Bevölkerung und Bes^diüfligteni 
eine annähernd ausgeglidierie Gesamtst niktur* 
Das betriffl die Merkmale Fladiengröße, Enwoh- 


nerzahl, Bi%scbäUigtanBtruktur, aber auch dia BnU 
wtaaungen seil 19GI . Besonders deullldi tritt dies 
ln der Tab. C.2.2 hervor. Audi die Ergebnisse der 
Status quo -Prognose bis 1965 lassen keine 
schwerwiegenden Verschiebungen erkennen, 

— ‘ Trotz dieser gnindEätzlldien Ausgeglichenheit 
zeidmen sich zwischen den Großregionen gewisse 
UnLersdiiede ab, die allerdings Ltu Vergleldi zu 
den großen Abständen Innerhalb Europas garing- 
füglg sind, 

— Auch auf der Ebene der Grobreg Ionen heben sich 
die Agglomerationen entlang der Rheinachse ln 
den allgemeinen StruklurmerkmiiJcn nudi deuL* 
lieh heraus. 

— AugonfäUiger sind Unterschiede zwischen Nord- 
und Siiddeutediland. Die CrDBregionaii Vtl und 
VlTl hatten vcjn 1961 bis 1970 einen größeren 
Zuwadis an Bevölkerung und Besdiäftigten. 


Tabelle C.2.2 


Fläfhe, Wohnbuvdlkerimg tind BeschäEttguag Ln den GrDBregldiien ln *It 


Gebletsslatid 

VZ 1970 

AfUeil an der jeweiligen Bundesfiumme In *h 

Flüche 

' WuhnbevOlkeruns 

BeschifUgle hia^ 
gesamt 

Beidiüttigte Len 
DiensUelstungS' 
bereldi 

Greßregiou 

1970 

1961 1 

1970 1 

1965 

1961 1 

1970 [ 

1995 

1961 1 

1970 1 

1965 

j 

10,S 

9.0 

0.6 

0,4 

0,7 

0.5 

8,2 

11.3 

10,7 

9,5 

n ' 

I0,4 

7,1 

7,1 

7.0 

6,1 

6,3 

6,4 

6.Ü 

7.0 

6j 

tu 

11.7 

10,5 

10,3 

10,4 

10,3 

10,2 

10,3 

10,2 

10,1 

10,1 

IV 

9,1 

23.8 

23,2 

22.8 

25.1 

23.3 

22,6 

22,7 

22,3 

21,0 

V 

16.1 

16.7 

17,0 

17,0 

16,3 

17,0 

17.1 

16,7 

17,5 

17,3 

VJ 

13.4 

7,9 

7,0 

7.8 

73 

7.6 

7.7 

ö,a 

6,6 

7,4 

VII 

13,2 

12.1 

12.9 

13.8 

13,1 

14.0 

14,7 

11,0 

12.0 

13,3 

Vlll 

15,0 

9.0 

9.4 

9,8 

8.5 

9.2 

9,7 

9,1 

9,2 

10,0 

IX 

0,2 

3.9 

3,5 

3,1 

43 

3,9 

3.3 

5,3 

4.7 

3.7 

Bundeigeblet 











und Berlin (Wett) 

100 

100 

ICO 

100 

100 

too 

ICO 

100 

100 

100 

Nördtldie 











Großregioucn 

33,0 

26,6 

26,1 

2S.S 

25,1 

25.1 

24,9 

28.4 

27,1 

26,5 

|I bis Ul) 











Südliche 











GroBregionen 











(Vllund VllT) 

28,2 

21,1 

22,3 

23.6 

21.5 

23.1 

24,4 

20,1 

21,1 

23,3 


Differenzen durdh Runden der Werte 
Quelle: siehe Tabelle C2.1 
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Uate^r SlalLiä quo-Bediciguhgen wird di Trend 
fluch hts I0B5 an hallen. Dagegen wird Sn den 
Greßre^ioueu I bis Ul die Zahl der Einwohner 
und nesdiäftlgten, inshiiBondere audi der Ee- 
schaJtlgteö hu DlensUeisttingsbereich, ln Rela* 
Lian zu den übrigen Grüßiegiunen Weiter 2U* 
tü ergehen. 

Audi hinülditlSch dnr Er/eidibufAeii aeiner Groß- 
tegionen ihrer Hauptzen treu woist das Bundes- 

gehlet eine günstige Struktur aut. Alle Großregio- 
neu sind durch europäisch bodoutsamo Achsen an 
die international und naLiunol bedeutsümen Ver^ 
kehrslinieti angebunden. Allerdings verlaufen diese 
auropdisdi bedeutsajuen Adbsen in vorwiegend 
Nord-Süd-Richtungs gleichstarke Achsen tn Osl- 
West-Richtujifl sind mit Ausnahmo der Achso 
Liege — Aachen — Ruhrgobiot — Hannover — Berlin — 
Warszawa nicht vorhanden. 


c .a.a.a grDBriumlga 5i«dlungisbiik1ur 

Unterliflib der Ebene der Großreginnen ist besonders 
die VerteUung der großen Zentren für gleich wertige 
LebensverhältTtisse besLinunand. Die Analyse be- 
zieht sich aul die von den Lindem festgeleglen 
Dbefzejilren (vgl. Karte C.2.1h deten räumliche 
Verteilung eine Insgesamt günstige gmArüiimige 
Siedlungsstruktur des Bundesgebietes crkcunien 
lÄBt. Dennoch stnd einige regionale Unterschiede 
nicht zu übersehen. 

Die Hnlschließung Zen träte Orte und ihre Ver- 
fleditungsbereiche“ vom S. Febmar 19BB der Mtni- 
sierkonrerenz für Raumtirdnung enthält allgemeine 
Aussagen Ober die Oberzentren (vgl, ROB 'bö, 
S. 149). 

In den ProgramiriBn und Ptänan dar Länder sind die 
Kriterien für die dort festgeleglen Oberxentren 
untarsdiiedlidi präzise besduriebeu |vgl. die Syn^ 
opse Im Anhang 1). Konkretisierte Vorstellungen 
über die Funktion der Oberzeotren für die Landes* 
entwicklung und über ihren instruinentellen Cha- 
rakter werden derzeit in der MtnisteTkonferens für 
Raumordnung erarbeileL 

E^n ejEaktflr Vergleich der Oherzenlren im Bundes- 
gebiet ist wegen der uneinheitlieiien Festlegungen 
und zum Teil lehlenden Daten nodi uldit möglidi. 
Erste Ergebnisse der Beratungen in der MJnister- 
konferenz für Raumordaung über ObeizentTeu bo- 
stätlgan erhabtidie Varsorgungsunt-erschiede und 
Ausstatlungsmängel. Einige Teilrftume hesSt^en 
überhaupt kein Oberzen truiu. Die Entfemungen der 
Räume Em sland^ Lüneburger Heide ^ Nordnst- und 
Ostbayem^ Westmiltelfranken und AUgiu zum 
nädisten Oberzenlrum kbunen kaum als zumutbar 
gellen. 

Aus dieser Sltualloh haben die Linder untersdhied- 
liehe Kousegusnzen gezogen. Dos Hegt vor allem 
daran, daß keine einhejUfdie AulfaEsung darüber 
besteht, ob ln den von Oberzentren abgelegenen 
Räumen neue Oberzeutrati gesdiaffen oder die Ver- 
kehrs Verbindung zum nächsten Oberzentrum verbes- 


serL oder vo-rhandene Mittelzen Iren in Ihrer Funk- 
tion gestärkt werden sollen. Während z. B. Nieder- 
sadtsen prüft, ob nidit das Netz der zentralen Orte 
ge,ii1rflfft werden muß, hflt Hessen relativ kleine 
Oborzcnlren ausge wiesen, Bayern hat zusItzUdi 16 
pUiöglidie^ Oberzen Iren lestgalegt. Die unterschled- 
lidien Konzepte zum Ausbau der Obetzentren kön- 
nen zu weiteren groBraumigen üngleidigawiditfln 
führen. Nach Auffassung der Bnndesregiening ist 
wogen der knappen ftnanzielkn Mittel die Beseiti- 
gung großräumiger Disparltätftn durch verstärkten 
Ausbau von Oberzentrea allenJaUs aa wenigen aus- 
gewählten Standorten uioglidi. 

Für die großräumigen Errejdiharitejfsverhd/uijsse ist 
entscheidend, wie .Qberzentrea" an das Fernver- 
kehrsnetz angebunden und wechselseitig erreich- 
bar sind. Del den Reisezeiten und ErroldibaTkeits- 
verhältnissen bestehen erheblidie Untersdiiede. 
Großräumige StandortgnnRt zeichnet vor allem die 
stärker besledcUen Räume an den großen Adisen 
auä. Größer« Erreichbarkmbidefizite bestehen hin- 
gegen, wie bereits der ROD'70 aufgrund einer Ana- 
lyse der Fahrzeiten iiu Individualverkehr gezeigt 
hflt^ Im Zonen rimdgebl et, tm westlidien Schleswig- 
Holstein^ dem mittleren und westlichen Niedersadi^ 
seu (Emsiland) und ln dan meisten Mittelgebirg^i- 
räumen. Neben den Stadtstaaten woist niir das Saar- 
land — Üi diesem Maßstab ^ — keine Erreich barkeits- 
defizite aufi In Dayem lat dagegen mehr als ein 
Drittel der Fläche betroffen. Verkehrsbeziehungeii 
zu benachbarten Btnaten sind dabei nicht berück- 
sichtigt. 

Einen weiteren Indikator großräuinjger Standort- 
gunst bildet die Lago der Zentren liti ln lei -City- 
Netz und Inter-City «Ergäuzujigsnetz der Buodesbalm. 
Wie die Karte C.2.2 zeigt, Hegen größere TeJto des 
Bundesgebietes abseits die^ior großräumig bedeut- 
samen Verkehrslinien. An den SlÄdte-Sdinell ver- 
kehr Ist ein GroßtoU der au^gewiesencti Oberzen- 
tron ujcht angeschlossen. 

Unter den großen Zentren des Bundesgobiclcs sind 
die VerdiehEUJigsrduine vou besöndercr räumlichci 
Bedeutung und Problematik. 1968 hat die Mmister- 
konlerenz für Raumordnung (MKRQ) 24 Räume 
mit hoher Einwohner- und Arbeltsplatzdtchte ab- 
gogrenzt. Die in den meisten Räumen inzwischen 
durchgeführlen kominunalen Neuglicideningan «r- 
schwereu die Analyse mit neueren Daten. Eine 
PoTtschrelbung der Abgrenzung von tPBß auf den 
Gebiets- und Datenstand der Volkszählung 1970 
ergab, daß 1970 in allen Verdichlungsrüunien aut 
nur der Fläche des Biindesgebietes 45^5 Vi 

(IBGl- 46,3 Vfl) der Wohnbevölkerung lebten; von 
den Beadiäfligt-Bn arbeiteten dort inagflsaml sogar 
55.4 Die Bevölkerungsdichte liegt damit über 
6mäl und die Hinwobner-Arbeitsplalz-Didite über 
ß,5mal BO hoch wie Im Bundnsdurchschriitt. Obwohl 
die Bevölkerung sdichte in den Verdiditungsraumeu 
von 1%1 bis 1970 wesentlidi ütarker an gestiegen 
ist als Im gH.^Binten Bnndewgebiet, entfällt nur reich- 
IJdi ein Drittel der absoluten Bevolkerungszunalimc 
auf die Verdiditüdgsräuiiiei sie liegen damit Im 
rftlativen Bevölkerungszuwachs unter dem Btindes- 
durchschnitt (vgL Tab. 0.2.3). 
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C.2,2 

Zantrgla Orte mitrterar Stufe im Schnellzugnatt 
der Deutschen Bundesbahn 

WodieASunvn# fvom 2.t - 6.9.1373 ) der TEE / iC-, 

QC-und D'Zügs in den zehtralen Ortin mittlerer 
Stufe an den TEE# IC -und DC-Strtdctn der DB 

ReMwpHwhfipbürr^oHung rsntrai^ TrirmpörllpriLriq 
läiih^^^dhft in MAini 


Zei chenerk Larung : 

ZenIralB Ort# fnitllHrer Stui'e Stw^d 111/73 

^ IFinCZ-Stdlr»^ 

Zfliyid*r*«hinttlch hflltendtfi 
D/DC ■ wn(^ IC *Zögf 

# DC 

ZdMdff vräthHiliFd^ 

D- urtd 0'C~7u']l^ 

■ SCii^tXV1>>Mql^ 

üfrT MKhmÜldi holttfidtf' 

D-Iijgff 

I O^t lOofilWtertff Si TTik[t:l*fttr 3< 

<?- — ^ uhtw SdMiiiiLzuBttatk-an 

Haapit^recb4(>n der Deutschen Bundesbütn 
T££/lC-SlT?frkfiT 
— ^ — - iC-£rgoniungsfiT«ci*ffi 

Hüü[)tltf*EkW 


OrtitfE^&nAeitm für doi 
S Lirtü r ou rr 1 »rdn uhgß p rogr^ffw 


*4c[flicab kWH 

T-— -rr.y:^: 

e mm ^ -mt -v# ■* ■* 

Zahl öer kHif4ml«fi StfwwUh^ I wml f bkt 1 1 tÄ?:3 1 
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Tabelle C.2.S 


Wabnbcvülktirung und BevtilkerunuHdlcfalB am 6^ Juni f Mt sowie dereii 
VcrModeiting 1^1/1970 ln den 24 Verdlchtungsräumi^n gemäß EnLsdilJeßung 
der MKRO vom 21« Nuvembur l^ßB, aussswleHUn nnEii dem GebLelsstnnd 
der Volkszählung vom 27. Mal 1970 (In Rlielnlaiüd-PlaL^; 7. November 1070J 


Nr, 

Verd Editungsraum 

Wohn- 

bcvälltfinmg 

1 Verindening der 

Wehtibev53kemng 

Bevdlke- 

Tungxdidite 

Verinde- 
ning der Be- 
vdlkenings^ 
didite 
fE/qkmJ 

ab^otui 1 

*/• 

1951 

1961^1970 

1961 

1961/1970 

Ul 

Rhein-Ruhr - 

UHifiA eä'.2 

-h 

362 042 

+ 3,6 

1 527,6 

+ 55.0 

02 

Rheln-Mflin ^ 

2157 431 

H" 

289 620 

+ J3,4 

1 102,1 

+ 147,8 

03 

Hamburg *| 

2026 0B4 

+ 

31 39B 

+ U 

I 948.5 

+ 30,2 

04 

Stutigurt ........... 

1 849 2G3 

+ 

264 954 

+ )4.3 

1 067,9 

+ 153,(1 

05 

MQncfien ^ ^ ^ 

1 272 660 

+ 

279 B94 

+22,0 

2 061,3 

+453.3 

t>6 

Rhcin-Ncdctir 

1 029 010 

+ 

97 97ß 

+ 0,5 

1015,4 

+ 96.7 

07 

Nürnberg 

747 B74 

+ 

62 106 

+ 8,3 

1 96B,1 

+ 163,4 

08 

Hannover ^ * 

704 509 

+ 

24 244 

+ 3,4 

2 276,5 

+ 78.3 

09 

Bremen 

65t 139 


33 101 

+ 5.0 

1 380,4 

+ 69.4 

10 

Saür ....... p ..... e + .. f 1 

647 697 


6 378 

+ !j0 

1 065.6 

+ 10.6 

n 

Aachen ^ ^ i + . p « 

454 898 

-1- 

16917 

+ 4,1 

I 250,4 

+ 50,9 

\2 

BleleEeldi'Heifüid **\ .... 

503 480 

■4" 

21 826 

+ 4.3 

684.0 

t 38,3 

13 

Augsburg .............. 

303 72B 

+ 

3i 870 

+ 10,5 

1 262,8 

+ 132.5 

14 

Karlsruhe 

301 031 

+ 

30 932 

+ T0,3 

1 275.6 

+ 131,1 

15 

Kiel 

312 792 

— 

3 825 

~ U 

1668.2 

— 22,0 

10 

Braunsdiwclg 

3Ü0 4S& 

— 

8943 

- 2M 

2 278,8 

— 6fi,5 

17 

Kassel 

252 69B 

HK 

31 71 H 

+ e.6 

1 125.6 

+ 96,7 

18 

Llibedr ^ . 

251 347 

+ 

4 746 

+ 1.9 

1 082,0 

+ 20,5 

19 

Koblenz/Neuwled ") ♦ . . . 

278 971 

+ 

11 722 

+ 4,2 

736.2 

+ 30,9 

20 

Münster ^ 

195 623 

+ 

23 142 

+ 11.8 

l 972,2 

+233,3 

21 

Osnabrück 

182 242 

-h 

10656 

4’ 5,8 

1 1.51,6 

+ 67,3 

22 

Frolbuig 

155 203 

+ 

21 355 

+ 13,8 

L 475,5 

+203,0 

23 

Siegen ”) 

184 593 

+ 

12607 

+ 6.8 

476,0 

+ 32,5 

24 

Bremerhaven * . ^ , 

149 839 


1095 

+ 0,7 

1 502,7 

+ 11,0 

UI— 24 

zusammnn ^ ^ , 

24 090 253 

+ 1 649 531 

+ 6,6 

l 379,9 

+ 91,1 


Bundesgebiet . . > ^ . « » « ^ « 

53097 507 

+ 4 540 746 

+ 8,4 

217,6 

+ 183 


üuellflD: Gemeindest Atlfiliken der Linder 1070 

— Bevülkemrig und ETwerhsLitlgkeÜ i Ergebnlise der Vdlk^iAhlung am 27. Mal I97Q 

•| Qbne Insel Neuwerk 

•*| ObATpraporllnnaler FlIrherLtuwadii dnrdi komnmnale Neuglkderungetii wodurch k, 0. die Diditfl warte staLfaUedi 
gegenüber I9b1 ebsEnken 
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Verzeichnis der lentraten Orte 

mit FunktFoafrfk fuf di» Voriaraufig d#i Siufi (für f^itdvrwti^gn llfit «in» Abgivn^ung 

der &gnl^ nicht nrifhf vcrj 


I 

i 

I 

« 

1 

i 


11 

11 

V 

ii 

u 


1t 

11 


M 

P 

M 



» 
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B 

M 

H 
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II 
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4| 
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:t 
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C.2.3 

Zent ratörtliche Verflechtun9sb«reiche mittlerer Stufe Tn der Bundejrepublik Deuttchlend ohne Berlin (West} 
— Abgreruung erarbettet in der Ministerkonfereni für RBumordnung — 



Lendeili«rHi 3 Ul^t 

dar VarliachtyngibaFiakcho mit liar«f Stuft 

nw^h LDTidam {fyr N Ijtfltii^« tmdeuli^ 
AlTgftnzyn^ dar Btrvbeht nicht mvhr 


ZtntrAlür ÖTl rnd FuniHiO«tni lür dit Vfraarpudfl 
diii Vtr4ltehd,fn(|itVTihch¥ fnktdfrvr Stufl 

blfltkt Vtrztpc^nli} 


GetiirE^ltMidder Gtfm#lndenr VolMrirHlude tg jo tNotdrhult^ 31J2 1973i 1 9,1974} 

In fliniJlfrn BuruiMrind«rn iit dtt AbgftnZynj], mibtion de rt durch banifrkuiitle ^dhi Bli«dgrun^n, IniwiKrhtn tai Iwt J w ubv iti 17J t 
nu 4 lli; UnttTleipifi Otf Ot> 4 r 4 ien Lan^jtipiariungAeTi^idtn ütr Ltntfir 
Met^llb 1 4 000 ODD 

Kar^i cwm RaurnDFifnun^erl^i 1074 dar Ountfaveglamno. U*irb*Fxi 1 1 r der Bynd«tOftcr>un^enltilt für Land Hkuficr« und RBt^inorrinwnfl 
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C.2.2.3 Dia Innan^eblalllc^a Sladlun^Vfirulciijr 

Eine Axidlysc d^r Ob*:?rzqnUeti tind Itirqr VerJlech- 
tung^beräidie ällfsin LüBL jeüodi nodi keine 
chende EeurteLlung der gTOflTÄumIgen Hiluation des 
BundesgebieLes ^u. Die täglichen Lebens äuOerungen 
der Menschen spielen sich Im wesflntllchfln in einem 
kleineren räumlidicn Rahmen abs m Versorgung s* 
hereidien^ die auf ein mittelfiladüsdies Zentrum 
äusyerkhlel sind (Mlü^lbCiCkh^i- 

Solche bMitelientren und Ihre Bereiche soHön «ine 
gleichwertige GrundverRorgung sowie leistungs^ 
fähige regionale Arbeitsmärkte gewührlei- 

sten^ tn BntfichJleBunq«ji der Minis Lnrkonfereii^ für 
Raumordnung von I960 und 1972 sind Krilerten und 
RiditwerLe für die MiLtelxeöLren (zentrale Orte mJU- 
lerer Stufe) und Ihre Vernechtungsb« reich« f«atge- 
legt worden (vgl, ROB'68 und 72 ) h Danddi SQllen 

— die Einwohnerzahl des VeillediLlingsibereidieä 
mindestens 4Q(KH3 betragen, ln dünnbesiedelten 
Gebieten mindestens 2üd00; 

— die zentralen Orte mittlerer Stufe über eine be- 
Atlmmte MindBaLausstattung verfügen und 

— in hodrstens 1 Stande Fahrzeit mit SffenüSdieo 
Verkehismitteln (einsdiL Zu- und Abgiingszei« 
ten) erreidibar sein. 

InzwiAchen haben die Länder — auBer Nordrhem* 
Westfalen — Mittelzen treu leslgelegt^ einige LMn* 
der weidien dabei jedudi von der gemeinsamen 
EntschlleBung teilweise stsrk eh |vgl. Synopse Im 
Anhang 1|. 

Eine erste Abgrenzung der zentral örtlichen Verlledi- 
tungsbereiche mlUlerer Stufe durch die MKRO na<h 
dflm Stand von 1972 iat Ln Karte C.2.3 ddrgaslellt. 

Bei einem Vergleich von Einwohnerzahlen, Bev6lke^ 
rungsdiebLe und Infrastiukturansslattuiig ergeben 
sich zwischen den MIttettaerelchen erhebliche Diver- 
genzen. Eine Reihe der Zentren und Vernechtungs- 
bernidie arfüllan nidit die Anforderung on an Min- 
destelnwohnerKöhlen und die Mlndestausstaltung. 
Es erüdieint fraglidir ob soidbe zentralen Orte mitl- 
lerer Stufe geeignet sind, die Funktion von MlHel- 
zentren zu erfüllen und damit einen wesenUichen 
Beitrag zur GewährleiEtung gleidi wertiger Lebens- 
Verhältnisse zu leisten. Dies geht aucti deutlich aus 
der Karte C.2.2 hervor. Sie zeigt, daß mehr als die 
Hälfte der zenitralen Orte mitlleTer Stufe von die- 
sem Verkehrsnetz and sonstigeu Haupteisenbahn- 
linien nidit beirührt weiden. 

Die l einer gebietllche n fsr re^di ba rkeif s verhöJ ^ n j jt» e 
werden im wesentlLdien durdi die ZeiL^Kosten-Re- 
lallon bestimmt. In der die Mütelzentren inn«T- 
halb ihrer Verilechtuiigsbcrcichc Im Individaalvejr- 
kehr und im alffintJidiBn Personennahverkehr er- 
reichbar sind. Audi hierbei bestehen zwischen den 
Ländern untersdiiedlldie Zielvorslellungen. Wäh- 
rend in Hadan-Württamberg die Mittelzentren in 
25 bis 30 Miauten erreichbar sein sollen, wird in 
Rheinlaad-Pfalz eine Reisezeit von einer Stunde für 
zuTnutbar gehalten. Ein« Anaiys« der tataädilidien 


Situation Ist wegen der iin zu reichenden Datenbasis« 
insbesondere des üffenüichqn Pc rsononq ah Verkehrs, 
nur begrenzt möglidi. 

Außerdem ist die Frage der »zumulbnran Entler- 
uuiigen” noch m±i geklärt. Der ^Katalog für die 
anzustrehenda M indes laus statLung von zentralen 
Orten mittlerer Stufe** (vgl. ROB 72, S. N7) enthält 
keine Richtwerte für die ßedienungshäufigkelt mit 
öffentlichen NÄhverkehrsmittein in Mltlelbereichen. 
Die Grenze des Zumutbären dürfte nach vorliegen- 
den Befragungsergebnissen bei etwa einer halben 
Stunde Zeitaufwand beginnen. Nach überschlägigen 
Beradinunqen ergeben sidi jedodi sdioii Innerhalb 
einer 3Ü-Minutcn -Entfernung bei vi«Mn Miltnlzen- 
Lren Dberldppungen ihrer VerncdttungsbC reiche. 

Obwohl diB bislang vorliegende Abyrenzuiiy irn ein-^ 
zelnen verbesserungsbedürftig Ist, stellen die Var- 
fledituziysbereidie mittlerer Stufe Im Prinzip die ge- 
genwärtig am besten g««ignetn raumoidnerlEtiie 
Grundeinheit dar. In diesem Zuschnitt können die 
kleinräumigen VerJlechtungen sowie Ul^adllä und 
Wirkung räumildier Prozesse besfier als ln den bis- 
her verwendeten Slätlu und Landkreisen analysiert 
und beuxtelEt werden- Mitlalba reiche snllteti nudi 
Auffüssung der Bundesregierung künftig die räum- 
lich« Baslsalnhait fiir din Analyse der Rauinstruktor 
und der Siedl ungsstmklur btlden> Si« werden zu- 
dem auch Bezug rahmen für einzelne. kJelUräumig 
anzusetzende Fach pol IHkeii des Bundes sein. Mitteb 
beieidie bzw. die auf sie abgeslimmten Plönnngsr«- 
glonen der Länder werden audi eine Grundlage für 
die Fortsdireihong der GebletaBinh«it«n des Bun- 
dearaumordnungsprugramms sowie dessen raum- 
und slcdlungsstrutturelle Analyse bilden. 


C.2.3 Wendel der EJnJluBfaktOfOn 
der rMumllchen Entwlddung 

Dia bisherige Eiilwidklung der Raumstruktur und 

Siedlungsstruktur des Bcndesgebieles wurde maß- 

gebiidi beeinflußt durch 

— Bevölkerungszunahme — trotz rückläufiger Ge- 
burtenziffern — wegen hoher AuBenwanderungs- 
gewlnne (Ausländische Arbeitnebmerli 

— stDÜges wirtschäflllches Wachstum^ 

— wachsende Mobilität weiter Bevölkeningsk reise 
im Zusammenhang mit der zunehmonden Motori- 
sierungi 

— billige und retdilidi verfügbare Energier 

— fiädienmäßige Ausuferung der VordiditungS- 
fäutne bei glelchzettiger Abwanderung aus den 
ländlidien Gebieten and Mehrung der großriu- 
mlgen Disparitäten^ 

— wachsende Beanspruchung der natürlichen HlLfs- 
quellen^ deren Belastungsgrenzen teilweise 

über^dirltten wurden. 

Inzwischen haben sich diese Faktoren gewandelt. 

Soweit übGrsdiaubar, dürften für dlo künftige räum- 
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lidiu EnLwicklung üDdeie, regional teilweise unter- 
sdiiedHche Entwldclimgstefidenzen maßgeb^end sein 
bzv/. blshi^rige Entwicklungen :ijdi stärker akjiun- 
Liueren. Dies Rrfordert ein Lfnidf^nkfin blßharlgar 
ra itinordiLimgspo]iU$dier Ko ijaoptloacn, 

I>io widrigsten Fuk Loren der künftigen EtiLwidcluzig 
[z. B, BevulkarungsmckgarLg und Auxblejben vnn 
WflndemngsüberscfcQsscn aus dem Ausland, knap' 
pere Energie usw.) und ihre Konsequenzen sind in 
Abschnitt r, S. 10 dargeslellt. ritnzu kommen wei- 
tere, damit teilweise zusammenhängende Faktoren, 
wie 

“ zujiehmflTide .Maßsteibsvergrßßerung^i das heißt 
daß sieii weilerliin sowohl Einriehtungeii und Be- 
triebe aus ökonoinu5chen und anspnichsbedlng- 
ten Gründen als auch die Bedarfsmaüstlbe ver- 
größern werden. j dadurch werden sich die Bin- 
zugsbeceichc (.Mantelbcvölkemng*) von Ein- 
richtungen der öflenliieJien und privaten Grund - 
Versorgung ständig vorgröflem sowie die räum* 
liehen Verflechtungen und damit der täghehe 
LabeTierniim immer mehr auj^dehnen; 

— die steigenden und diflerenr.ierteren Ansprüche 
und Erwartungen der Bevölkerung am Arbeits- 
iiidfktp öffentliche und private Versorgung p Frai- 
7elt» Bildung und Kultur werden auch ln den dün- 
ner besiedelten Raunten einciu Angebetsiiiveau 
nnd Lebunsslandard zustrebeiip wie sie in Agglo- 
merationen gcwäbricistel sind u städtische Le- 
bensformen "h 

- vorhandene Bedürfnisse wandeln sich und neue 
enLstahen^ die sich auf den Bedarf an öffsntLichen 
Einrichtungen aus wirken (z, B, im Umweltschutz, 
Bll dungs wesen) | 

— die großen Skdlungsräume werden noch stärker 
dUEuJarrip wann die Abwanderung aus den Ver- 
dichtungskernen und Innenstädten weiter anhält 
(die großen Städte wachsen in der Regien, nicht 
mehr Innerhalb der fniheren CiemeindegrenzenJ^ 

— ^ der Lndividuet verkehr nähert sich^ insbesondere 
in den stark verdichteten Raumejii ökonomischen 
und okoLügiEicheu CTunzen^ 

— tm Kfimmunikatiofisherflich zeichnen sich neue 
technologische und organisatorische Entwicklun- 
gen ab^ 

— m der LüiidwirtsehaTL werden sich die ökono- 
mischen und organisatorischen Strukturverände- 
rungeti forlstitzeu; 

— der tertiÄre Sektor wird an Bedeutung wachsen i 

— der Bereich , Freizeit' gewinnl für die räumliche 
Entwicklung zunehmende Bedeutung! 

— der Bedarf an Zweit Wohnungen durfte sich ver- 
größern? 

— die gesellRchaftApoltt Ischen Faktoren werden 
sich in ihrem S Lallen wert zugunsten einer höhe- 
ren Eewerlung der ^ Lebensqualität" sowie der 
ökologischen Zusammenbäuge und Grenzen ver- 
schieben. 


C.L3.1 Verknappung 

d#i iHuniwrirkiimin Entvddtlungtpotanliila 

Die genannten Faktoren zeigen eine Tendenz wen de 
der bisher auf ein Wachsttim der Wirtachalt und 
des Wohlstandes orientierten Entwicklung an. Ste 
werden auch die räumliche Entwicklung stark be- 
einlluEsen und den KonzEntratdonsprozfin auf wenige 
Verdtchluüg$röume begünstigen. Das raum wirksame 
EiiLwicklunyspotenlial fZuwachs an Bevölkerung 
und Arbeitsplätzen p verfügbare finanzielle Mittel 
insbesondere für die InfiasLrukturinvestiliunen] wird 
ktlnftJg wERenlllch knapper sein. Somit wird für 
den Abbau der bestehenden gioBräumigen Dispu- 
ritäien und lür die Schaffung einar übBrall gleich- 
wertigen Sollausstaitung ein nur sehr enger Hand- 
JuiiysspieLiaum bestehen. 

Deshalb Ist es erforderlich p die Progrannne und 
Pläne der Ländet, vor allem deren Zielvorste Hungen 
zur Hfivdikflnjngs- und Arbeitsplaizent Wicklung zu 
überprüfen. Die Suninie der bislang von den Ländern 
hjs läBS/lä^O festgelagtRn Bevüikerungsrlchlzfihlen 
würde bei heute 02 Mimonen Einwohnern einen Zu- 
wachs Um ca. l Million im Bundesgebiet voraus- 
setzen (vgL Abschnitt C, 3). Da Jedoch für das Buri' 
Üc^ügebiet ixiiige^üniL bis 1935 eine Abxiahine der 
Bevölkerung auf etwa 59 Millionen Einwohnern zu 
erwarten ist, übersteigt also die Summe bii^heriger 
ZieLvontellungen der LänderH die für das Bund«- 
gebiet zu erwa^rteade Gesamtzahl um bh zu 4 MIJ- 
iionun Einwohner. Nach dar Verabschiedung des 
Bundesrautanrdnungsprngramms in der MlDlstcrkon- 
feienz für Raumnrdnuing gehL dm Bujidesrugierüiig 
davon aus, daß die Länder ihre Richtwerte über- 
prüfen werden. 

Ähnliches gilt für die MehrzoJd der siedlungsstnik« 
tiirellen Konzepte der Landes- und Reglonalplanung 
sowie vieler Gcinelndeentwicklung&pläne, die ein 
weiteres Be völkerungs Wachstum unterstellen. Zu- 
dem weisen die Festlegungen der Länder für die 
zentralen Orte trotz der gemeinsamen Entschließung 
gen erhebliche Unterschiede auf (vgL Synopse tm 
Anhang I]. Schon die veieinbartc vierstufige Glte- 
cienrng wurde vielfach nicht elngehalien. Die Aus- 
weisung reicht von einer dreistufigen Cliederung 
ln Niedersachsen bis zu der de facta lösluttgen 
Ausweisung in Schleswig- Hols leim (vgL Synopse 
im Anhang 1) Außerdem bestabnn zwischen den 
Ländern unterschiedliche Auffassungen über Min- 
destuusslüLtuug, MiiidesleiDwulinerzalilun Und Min- 
destemtfemungeu. Die von den Ländern aiisgewle- 
äcnen zeiitrateii Oite haben vorwiegend analyti- 
schen CharaktPr^ sind meist am Status qun arien- 
tiert und stellen einseiUg die Verso rgtingsfunktion 
in dun Vordergrund. 

Das knappe raumwirksame Eutwicklungspütential 
laßt nicht erwarteiip daß der von den Ländern an- 
gesirebie Ausbau einer YielzahJ von zentralen Or- 
Len der verschiedenen Stufen erreicht wird. Gleich^ 
wertige LebensverhäJtnts$e in allen Tcüiäumcn des 
BuJidesgebieles werüe.n sieb deshalb nach Auffas- 
sung der Bundesreglening nicht verwirklichen |ae- 
$en, ohne daß aus den derzeit ausgewleäenen zen- 
tralen Orten eine Auswahl getroffen wird. 
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Konv«qiJ0nziin (Qr dlq RHumdrdnungapcinUk 

Eine realistische Ranmordnungspolilik muß daher, 
wenn izolz des knappen Entwlcklungspütentials die 
geivachsenen SledlungsELrukturen künftig leißtungE- 
fÄhig erhalten werden sollen, unter den featgeleg- 
Lea zentralen Orten die geeigneten ailEWdhIen 
und als Entwicklungsientren vorrangig rördem. Fdr 
die Auswahl ist die Enlvv ick lungsfahig keil der Orte 
sowie der ihnen ingeordneten HÄume maftgehend» 
wobei die besondere Situalion des Zonenrandgebk- 
tes zn berücksichtigen Ist. Das setzt allerdings ein 
verändertes Konzept voraus: Die schwerpunkt- 
mäßige punkt-axiale Entwicklimg der Siedluugs^ 
Struktur. Mit dje$em Konzept Ist es möglich» für die 
Bevölkerung ein liochwerttges, ausgelasteleii und 
damit leistungsfähiges Angebot an Arbeilsmögllch- 
keiten, liifraslrüktureitirichtungen und Dienitlel- 
slungen zu gewährleisten. Verbunden sind mlL die- 
seni Konzept größere Eänzugsboreicbe, die aber bei 
axialer Hrachifeßung Innerhalb zümlitharar Eilt-» 
fcruuügen bleiben können. 

Daher legt die Bundesregierung im Bundesraunioid- 
nuiigs Programm für die FortentwidsJuug der Sled- 
lungsstruktur des Hundesgebiates daa punkl-üxiult 
Eniwidilüng$honzept zugrunde. Dabei bilden Zen- 
trän und Achsen ein untjennbares Systemp weil 
Siedlungen sowie Verkehrswege und VerfiorgungB- 
leilungen in ihrer rüiiinlichoii Lage und Eni Wick- 
lung direkt voneinander abhängig sind. Die Grund- 
Säue dieses Konzeptes stehen im Einklang mit der 
inzwischen nahezu überemstiinmenden Meinujig von 
Wissenschaft und Praxis, daß die gese lisch aftapo- 
lilischen Ziele .GleichwerlJgkerl dur Lebens- und 
ArbeltBverhÄJ misse'' nur dann mit Aussicht auf 
Erfolg verwirklicht werden köiineUp wenn die raum- 
wirkaamen Mahnahmen auf die Stärkung räumlicher 
Schwerpunkte ausgcrichtet werden. 

Ein Fnsthallen an d^n ^ahlrfiirh auagawinaenen zen- 
tralen Orten würde hingegen zu einer dispersen 
Streuung dea knappen Entwicklung apatenÜalE fuh- 
ren. 

Die Mehrzahl der kleinen Orte gerade ln den dünner 
bEEledelten Gebieten werden dann großenteilK nur 
gerlngcrwertfgo Vorsorgungselnrichiungeß haben, 
jedoch guL erreichbar sein. Für viele Räume wird 
fis dadurch keine letstungs fähigen AggInmeTationen 
geben. Im Hinblick auf ,.glekhwerüge Lebens ver- 
bal tmsse'' bedeutet diea für besiimmtep dünn besie- 
delte Gebiete einen Venclchl auf qualitativ hoch- 
wertige Versorgung. Hin solches Konzept beschreibt 
iediglfch die Fortaetziing der bisherigen räumlichen 
Entwicklung. Sie würde die vorhandenen rÄurnllcbeö 
Dis pari Löten und die Ungleichheit der Chancen ver- 
schärfen. 

Ähnlich ist es mit der Vorstellung* alle ausgewiese- 
uen zenüalen Orte könnten mit bochwe rügen Ver- 
scirgungaeimlchtungen eusge.?tatLet werden. Letz- 
tere wären in vielen Fällen dann nicht ausgolastet. 
Suniit seUL ein solches Konzept den Verzicht auf 
Wirtachaflhchkafl voraus. Im rilnbiick auf das 
knappe EotwicklungspotenUal ist dies nicht reali- 
sierbar. Außerdem hat es zur Folge,^ daß sowohl 
wegen der bereits Jetzl vorhandenen DisparltÄten in 


der Ausstattimg als auch wegen des knappen 
EtiLwicklungspolenlJälB in absehbarer Zell onter- 
schiedllche Ausstathingsgrade der Jeweiligen Stufe 
zwangsUu/iy sind. Dos aber schließt im groG- 
raumignn wie Im kleinräuiriigen MaBstab di« Mög- 
lichkeit aus, dos Ziel ^gleich wertige Lebens Verhält- 
nisse" zu erreichen, ln beiden Fallen wird sich di« 
Förderbedürrtigkeil vielerorts verewigen, wobei der 
Hliasolz rautnwirksamer ölfenllkhor Mittel zersplit- 
tert bleiben wird (Gieß kenne |, 

MU ihrem purikt-axialea Entwicklungskoiizepl 

schließt die BundesrEgierung auch die wniLar« Kon- 
zentration von Bevölkerung, Arbeitsstätten und In* 
fraslruklLtreinrichtungen in den gtoOert Verdicht 
tungaräumen aus. Sonst würde das knapp« raum- 
wirksame Entwickluiigspoloulial dann dort in noch 
viel stärkeram Maße gebunden werden, eo daß sich 
der Entwlcklungsruck5iand der übrigen Gebiete ver- 
grtißeni und Ihre Entwicklungsmügiicbk eiten wei- 
ter verschlechtern w-ürden. Dabei müßten auch un- 
vcrhältnisinäßiy hohe Kosten für den Ausbau der 
Infrastruktur und für di« VarbesEerung dar Umwelt- 
qtialltät In diasön Ve r dicht ungsräumeo ln Kauf ge- 
iiummcn wurden. Auch mil diaser AlteniiiLive ist 
das Ziel ^gleichwertige LebensverhillTilase' bundes- 
weit nicht etreichbar. 


C. 2.5 Ziel« für die anzusLretsende Entwickluing 
der Ftaumatruktur und SledrungHatriiktur 

Die R<mm$tniktUi des Bundesgebietes soll so 
wickelt werden* daß alle Teil räume eine ln ge,'5ell- 
schartlicherp ökonomischer und ökologischer Slchl 
arhetüüeilige räumliche LfllKtungsgemeinschafl bSU 
den, in der jeder Teilraum seine spezifischen Funk- 
iLonen erfüllen kann, zugleich aber Inr die He Vol- 
ke mng auch auf lange Sicht Voraussetzungen für 
eine hohe Lebensqualltiit schafft. Dies erfoidertp 
daß für Tail räume bejsondere Funktionen fe,stgelegt 
werden müssen, die sie nach ihrer Eignung und Ent- 
wicklung sf oh igkeiL für den Genamlraum erfüllen 
sollen (Vorranggebiele). Für die BestLcmiung und 
Abgrenzung solcher Vorronuu^biete sind jeweils 
eine Reihe von unterschiedlich zu gewichtenden Kil- 
le rien notwendig. Sie ergeben sich aus der betref- 
fuxiden Funktion, dom Bedarf, der erforderlichen 
Gestaltung und Nutzung des Raumes sowie den 
gesellschaftlichen (z- B. Eniwlcklungsboschiäiikan- 
gen) und oko logisch hu Konsequenzen der Vorrang- 
funktlon. 

Im Einklang mit der anzusttebonden Rauinstndrtur 
stehen die Ziele für die großräiioiige SlediungESfruk- 
füfp in der Obergrenzen für Verdi chtungsräumo nicht 
uberschriUen und notwendige Mindestgrnßen der 
Zentren erreicht werden sollen. Dadurch soll ver- 
hindert werden, daß relativ weniyi: Vordiuhtuuys- 
räume weiter wachien und dl« nachteiligen Ver- 
di chlungsfolgen überhand nehmen. Und daß anderer- 
soils dlo dünn beäl adelten Gebiete sich entleeren. 

AllBrdings ist es bisher nndi nicht gelungen, für die 
stark verdichteten Räume Obergrenzen festzulegen» 
bla zu denen ein Wachs tum müglidi erscheint, ohne 
daß die sozialen Zu Satzkosten unverhältniRmäßig 
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W(ich$enK Ebensowenig konniea bisher die Itn ROG 
bez^idintilen und pUngtr^uiideii“ Ver- 

lieh tu ngsrS time abgegrenxl werden ^ konkreü- 
stcrle Ziole uiiü daher brauchbare Indikatufen und 
Schwel ]en werte fehlen. So ie 1 es Audi wegen dei 
imiurelchcndon D^tcn im Eunde^raumordniingsprci- 
grumni nicht geluugexir die nath okologischon Krite- 
rien siflTk beld sieten VerdiditungsrÄumc konkret zu 
bciietiiien. 

AUmabJidr ^tzt sidi indes die ErkerLninls durdi, üaD 
Preblenifl der verRläfiterlen zowie der dünner he- 
sLodelten Gebiete ruchl JeweUs Isolicri für sich gc- 
tust werden können^ de sie eng IneinandergreifBn. 
So hat sidi z. B, gezeigt, daü den VerdithiungsrÄu- 
inen sehr nahe zuge ordnete ffWiciälüii^äalddtE und 
Entlastungesledlungen die raumordnerische Funk- 
Liunen von .EntlAsLungsoTten^ nicht erfüllen, das 
heißti die Schwierigkeiten der verdSchteten Kem- 
raume nicht buseiilgt haben. Sie haben teilweise zu 
einer fl Ärhenm Obigen Vergrn&ening dieser Verdfeh- 
tungsräumc und zu einer Abwanderung von Bevöl- 
kerung aus den Kernen geführt. Da überdies die Be- 
v51kerunig$' und Arboitsplatzcntwicklung ln einer 
Reihe von Venüchtungsräumen stagniert^ erscheint 
derzeit der Ausbau von Ent last ungsorten sehr frag- 
Uch, 

Die Ruumordnutigäpolillk der Bundesregierung ist 
als integrierte Entwicklungspnlitlk für das gesamte 
Bundesgebiet darauf gerichtet, die Probleme der 
verdich Leien Riiume zugleich mit den Problemen 
der dünner besiedetlen Gebiete zu Idsen. Die nnch- 
teiligen VerdichLujigsfolgeii können nur duich eine 
grohrkumlge Entlastimg einiger noch wachsflnder 
Verdichtungsiuujne, d. h. durch den Ausbau ge- 
eigneler HntwicklungsTjentren wesantHch verbBsserl 

werden. Solche Enlla&lüngsortc müssen freilich 
weit genug entfernL hegenp damit sie eine eigene 
AtlraktlvItAt entwickeln können^ um Standortenl- 
Scheidungen von Bevölkerung und Wirtschaft von 
den übertdstetßn Raumen ahziilenken und auf sich 
zu ziehen. Zugleich müssen solche Enilastungsorte, 
nicht zuJetzL wegen des knappen EnLwicklungs- 
pntnntiflls in der Lage seinj die Ihnen zugeordneten 
schwach strukturierten Gebiete zu entwickeln. 

Die duzen fro/ konzenfrJe/le Ejifwmkiujig soll sicher- 
stelLen, daß die vorhandene Siedlungsslniktur so- 
weit erhaltun udet weitere nt wickelt wird, daß alle 
Teile des Bundesgebieten für ihre Bewohner euch ln 
Zukunft attraktive Lebensröüuie bleiben und grö- 
ßere Landes L uUb sich nicht weiter enLleeren. 

Die großräumige Sledlungsstniklur sn|| so entwlk- 
kelt werden^ daS in jeder Gebietscinheii ausreichend 
große Zentien {Agglomerationen von W-uhnungenp 
ArbeitsstätteiiH vielfältigen Infrastruktur- und Dienst- 
Lei slungse in rieb Lungen sowie KommunikaLionsmbg- 
Itdikeiite]]) vorhanden sind oder geschaffen werden. 
Audh in den düiin besiedelten Gebieten müssen die 
Znntjen im differenziert und qualitativ hach wertig 
sein, daß sie der Bevölkerung (den Verdidituifigs- 
raumen) gleich wurtigo LebensverhälLnisse bmten 
können. Nicht eine magMchst große Zahl zentraler 
Orte, sondern genügend leistungsfähige Zentren 
irmeihdlb zumutbarer ELntternung gewährlBiBtenp daß 


die Siedlungsstruktur funktionsfähig bleibt oder 
wird. 

Dabei müssen sich aus der Sidit der Bufidesraum- 
urdnnng grafirkuml^«! ZentrEn, unter denen die ge- 
samtstaailldi oder europäisch bedeutsamen beson- 
ders herauäiagän (vgl. Absdinitl C,'2,'2.f)p und Inner- 
gehii^tllrNe Zentren gegenseftig ergänzen und stül- 
zon. 

Von den großrdumfgen Zen freu (Oberzentren) soll 
eine eigenstündige Entwidrlung der GebieLfiBinhei- 
fen flpsgehen. Sie sollen als großstädllsdhe Zentren 
alle für die räumlidie Entwicklung ihres VerflELh- 
tungsbereidis wesEntllchen Funktionen erfüllen und 
bündeln, insbesondere als 

— Arbeitsmurktsdiwerpunkt. der einen stabilen 
und differenzieLteu regiuiiattin AibeiLsmarkt mit 
einem auKreldi enden Angebot hochqualifizierter 
Arheltspiatze gewäbrleistet 

— VersorgungsschwerpuAktt der für seinen Ver- 
flechtung sbereidi eJji umfoEsendes Angebot und 
alle Mogllriiketten eines iirbajieii Leberts bietet 

— Saedlungssriiwerpunkt, der durch seine Bevölke- 
rtingskonzentration die Vielfalt der Aggiomara- 
LiunEvorleile und dfe Auslastung des reidihaltl" 
gen Infrastfuklurangebotes gcwlhtluistst, 

^ Entwidklungsschwerpunkt, der als ImpuJsgaber 
eine stabile und eigenständige räumLlche Ent' 
Wicklung ermöglldu und den Einsatz öffsnLlidier 
Fördennitlal weilijuhond überfLüasIg macht. 

Die Bündelung dieser vier Funktionen Ist Voraus- 
seizting für die Fiinkflonsfüblgkelt eines Sdiwer- 
Punktes, für die Minimierung der Verkehrs wegn so- 
wie für ein leistungsfähiges öffentllcties N^ver- 
kehrssy Stern. 

Den großräumigen Zentren müssen /miergehlerilcft 
in funktionelier Ergänzung mittel städtlsdie Zentren 
(Mittelzentren) zugeordnel sein. Sie soiten für 
Ihren jeweiligen Vernechtuugsbereidi [Mitlolbe- 
reidil gleidbfalls diese vier Fnnkllonen auf Ihrer 
Stufe bündeln und für die Bevölkerung eine gleldh- 
wertige Grund Versorgung gewährleisten. 

ln großeti Teilen des Bujidesgebioles sind, wie die 
Analysie der Ausgangs löge gezeigt hat» solche Jei- 
slungsfählgen AgglomerÄtlonen vorhanden, hi den 
Teilraumen, in dunen ein entsprechendeji Defizit 
besteht, sollen geeignete Ansatzpunkte schwer- 
punktmäßig aJs En^w/ckfungd^enfieri aUägebaiil und 
dort durch konzflntrlerten Einsatz von Förder- 
mitteln die fehlenden AgglomeratlousvarLolle ge- 
schaffen werden, ln den Entwicklungszentren sol- 
len also durch eine koDsequente Sdiwcrpunktbil- 
dung bsi aJleu taumwirksomen Foiderungsmaßnah- 
men und wirLschaftllchen Aktivitäten 

~ das ArbEitspiatzangebol und der tertiäre Kektor 
ausgebaut, 

— die [nlTaslruktur konzentrlerti kombiniert und am 
künftigen Bedarf orientiert verbessen werden. 

Zur FesÜegung der Kriterien und Aushau maüstäbe 
ist es aus der Steht der Bunde ^raumordnurig notwea- 
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dig, dl& Enlwldciimgs^entren nflch ihrer je wri I lgen 
rdumhdien Btrd^ul.äüiiikeiL dÜfercnzierOnt 

ln EniwidiiungifteiUi^tt im euiopülsd^Qn Maüsiüh 
salJi^n dii^ für die gesamlstdütliche Entwidclimg 
widlllgen punkimnen gestdrkL werden. 

linfw^ck/iingü^tiiT^reJi der großTäumsfjen SjedJujigir- 
sUuktui sollen in den Gebietseinheiten mit erheb- 
lidicn sfedlurtgsstrtiklurellen Defiziten der Srhaf- 
Eung groüstddtbdier Agg lerne rationell dienen. 

fn fn^wniL/ungjieiirfen iur den jnrtergoöfetfiörieji 
Dl^par/ffi^eneu^g^eJdi sollen die fiir die mitlelzHii- 
trnle Versorgung der Bevölkerung fehle udun Fuuk« 
tloncn ausgebout werden. 

Zwjfldieo Bund und Lkndurn wie auch in der Wis- 
sensdiaft Ist unbestritten, dafl die Eignung als Zen- 
tren der großräumigon Siedlung sstmklur bestiminte 
Mlndestkriterien voraufisetzt. Vor allem ist eine 
Mindcstbcvolkcnmg im Zentrum und im Verfledi* 
tungaberBidi notwendig p dul die hin alidi ein Ent- 
Wicklungszentrum entwtdcelbar sein inuft. Für groß- 
rätimig bedeulsaxne EiUwidcEungszotiLion sind raum- 
spezjfi>;che Mjndesthevdlkerungi^werte ln der Agglo- 
meraiion noch zu ermitteln, für Jnnergebietlldbe Ent- 
wiekluxigszeiitten müßten sie mindestons bei 4Q00D 
Einwohnern Hegen. Andernfalls wärnn gleichwer- 
tige Lebens verhaUiu^se nur noch mit unvertret- 
baren Abstrichen erfüllbar Auf nahmen können da- 
bei, nicht zuletzt im Hinblick auf die Realisierbar* 
keitp nur begrenzt in Frage koinxnen, 

Grobräumige Zentren müssen daneben durch groD- 
räumig beduixtaame Adisen üji den ^dmellea Fem^ 
verkehr angeschlossen und durch ein leistungarähi- 
ges offentfidies NüLverkebtssystem innci regional 
erschlossen sein. Innergehiftt liehe Zentren sollen 
zumindest an die Haoptvcrkchrslinion im Bundes- 
gebiet iingesdiloasen und Zentren eines leiätungs- 
fähigen Nahverkehrsnetzes sein. Es bleibt künftigen 
Arbeiten vorbehaUeii, weitere Kiilerien für die 
Festlegung von vorhündenen Zentren und die Aus- 
wahl von EntwidtlungsioniTeri zu ermJttelo- 

Einc timktion&fohigc Siedlungsstniktur soll aber 
nicht nur qualifizierte Zentren umfassen 4 sie soll auch 
die Verkehrsnotwendlgkellen und den Verkehrsauf- 
wand für Ar bei La-, Versorg ungs- und Blldungsweye 
sowie für die Freizeitgestaltung nilnlmteran. Zudem 
stehen ,Agglomeration5 Vorteile * in engem wecfesel* 
zeitigen ZuBammenhang mjt dun KommUnikaLiüxiS- 
mogUchkeften und insbesondere der Erreichbarkeit 
eines Raumes. Leistungsfühiga Vorkeliislinxcu und 
VersorgiingF lei funge n (Bandln fraatnik tur) könnun 
indes nidii überall in der Fläche und auii hldht ao 
alle bestehenden Siedlungen gelegt werden. Je bes^ 
&or Bandinfrastrukturen ausgebaut und gebündelt 
sind, um so intensiver können £iid:i die funk tiona Len 
Beziehungen zwischen Teilräuinen und Siedlungen 
zum geycnsoltigcn Nutzen entfalten. Die Vorausset- 
zungen hierfür sind besonders günstig in Adxseil^ lii 
denen Leistungsfähige Verkehrslinien und Versor- 
gungsleitungen gebündelt sinEl. 

Achsen bieten somit besondere Errelchbarkefts* und 
StendorLvot teile, muititiiieren die Koti im uni Kations- 
moglichk eiten und minimieren die Kommunikations- 
Wege. Achsen bieten deshalb entscheidende Vor- 


aiiSFelzungen für die Sdhaffiing vnn AgglomerationB- 
vorlei lenp d. h. für die Festlegung von Entwicklungs- 
lentren. 

Die Achsen soEca das siedlungsslrukturelle Grund- 
gerüst, ü. h. den Raster für die Fortentwicklung der 
Siedlungsstruktur bHflen. Eine axiale SiedlungR- und 
VerkchrssLruktur soll cinü weitgehende Verlage- 
rung aller Pendel wage {Arheits-, Bildung^-, Versor- 
gungawege) auf öffentllrhe Verkehrsmltfel ermög- 
lichen und sieh auf die notwendigen Linien eines 
reall Eier baren NetzeE mit auslastharan Anlagen 
beschränken. Deshalb soll sich die künftige Sied“ 
lungatütigkeit auf Achsen bzw. auf die Entwick- 
lungszontren an Adisen kortzenlriercn. 

Achsan BoJlen die gleichivertige Aussiatlnng der 
GebietscLnheUcn mit den für 

— Ihre Verbindung mit anderen Räumen und 

— Ihre innergebietiiehe ErFchltabung 

notwendigen Verkehrs- und Versnrgung.s wegen 
sichers teilen. Durdh eine stärkere Verdichtung der 
SiedlungBstruktur an den Haltestelten der Verkehrs- 
einrichtungen und durch eine indgli<h$t enge Bünde* 
lung der BandinfrosLrukturLinieii sollen aiu eine un- 
geordnete ftädienhafte Ausweitung der Sledliing.s- 
entwiikJung veihiiidetn und die Erhullung von Frel- 
raumen zwisdten den und innerhalb der Achsen er- 
möglidien, ln Enrwfdffuiigaqdisen sollen die Band- 
tnfra Strukturen bevotzugt ausgebaut und dadurch 
die eiitspredieiiüün StandorL-< und Errii^idibarkeits- 
vorteile mit Priorität geschaffen werden. 

Das Bundesriiumordnungsprogranim hat in einem 
eraten An salz grobraumig bedeutsame Ach Een aus- 
gewiesen. Im Zuge der weiteren Konkretisierung 
wird aus d^sr Sidil der Bündesraumordtiuny zu untei- 
Ächelden setni 

Huropüfsoh h^deut^am? Aduten Kolinn die Groß- 
regionen und Hauptzentren des Bundesgebietes un- 
toreinandür mit BrtIIei |WesL| sowie mit don gruBun 
Zentren der benachbarten Staaten verbinden. Sie 
sollan durch ein ausgewogenes europdiEches Ver- 
kehrs* und Kommunlkatlonsnclz eine Angteichung 
der Entwicklung in den europäischen Regionen un- 
tendützen. Europäisch bedeutsame Achsen müssen 
mindestens Autobahnen sowie Eisenbahnlinfen de.s 
eurupäischen Schnell Verkehrs (t. B. TEEl beinhaL 
Een, wie sie ln der Karte f.-.2.4 modellhafl dargestfillt 
sind. 

Großräumig bedeufaume Aeftsen sollen die Gebiebs- 
elnhelten sowie die Zentren der grnltTäuimgen Sied- 
lungsstruktui (elnschlicIHidh der großräumigen Ent- 
wjcklungszentran] miteinander verbindenp ln das 
Netz des überregionalen Lelstungsflustauscbs ein- 
binilen und ihre gleidiwerUge Ei reichbarkett sidiern. 
Sie sollen mindestens in den Knotenpunkten die 
Überregional bedt^utsamen Bandinf ra Struktur! ! n I e n 
bündeln p insbesondere Haupteisenbahiicn (Femvür- 
bindi.ingen| und 4spurige BundesfemstraBen. Die 
groBräumlgcn Schwerpunkte sollen dabei an das 
Netz des Cily-Sdinell- Verkehrs, iuxiergebietllche 
Zentren wenigstf^ns an dessen Ergänzungsnetz ange- 
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VorzugsFinten des europäischen Verkehrsnetzes 



Städte 


irtkui 1 000 DOO EiniM. 


MeiSsfiib 1 ] 1? oqoDoq 


EEufibflhn 


STritOi 




Kar« 2um Haumcrdnunflibiflcht 1974 ckr ByncteirBfliefving, Iwirb^rlet im d^r fur Lanci^ikunciä und R*y mordfi ung 
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bunütiti ^iJCk. Die Verkchrsinton^ität ^ol\ cm be- 
stimmtes Mindest Angebot im Eisenbahn verkehr 
nicht untej-sdircJtcn- 

Das SysteiTi ejar großräumigen Adiaen wird üuid4 
Rogionalüch^cn ergänatp deren Ausweisung Län 
dersaehfi ist. Ihr« Festlegung und ihr Ausbau 
soUlc Hilter dem Gesichtspunkt einer bestm^tg- 
liehen Ergänzung der großräumig än Auhsun und 
Sdrwcrpunktc erfolgeü- Dabei wird wegen des knap- 
pen Eni Wicklung s potent i als eine Dberprülung bisheri- 
ger ldadc$pläneri$dier Kqnzepte unumgÄngllch sein, 
Diese icgicnalcn Achsen sollen die Zenlfein mit 
ihren Verflechtungsbflreiclieii verbinden und die Leit- 
Urnen einer Innergebi etil eben Sledlungsverdichltmg 
bildHR. Dadurdi sulJen siu diu Vorauäset^uiigeii für 
einen teLstungsfähigem NahveTk^br mit einer be- 
stimmten MinüestbedLenung (wenigstens 5 Verbin- 
dungspaare am Tag zum Zfintnim) sdi affen. Inner- 
halb dei Verdichtungsräiiine seilen sie durch eine 
hohe Verdichtung vnn Wahn- und ArheitssIdLten ini 
Einzugsbereidh {Fußgingerenifemung) von Halle* 
stellen des Personenndh Verkehrs ein leisLungsfahh 
ges Nahsdmeljverkehrssystem (V^s^rdichiungsadisen) 
ermöglidien^ das audi dem im Verl lech Lungsbereidi 
lebenden Teil der Uev&lkemng die schnelle Erreich- 
barkeit aller Einrichtungen der Punktinfrastruktur 
und der übrigen Uienstlnistungen des Verdi chtiings- 
raumes gewahrielstcL 


Maßnahmen 

Die raum* und Siedlung sslruktur«! Jen Ziele werden 
mit liilfe dar Planungen und M^nübmen. der Fadh* 
resserts des Bundes sowie über die mit dem Bund 
ahzuRtimmenden Programme und Pläne der Länder 
verwirklicht. Der ft und haetnllufil die Siediungs- 
Struktur iusbesenderc durch die in den Abschnitifin 
C. 3 bis 10 dargestetltEn Planungen und Maßnäh- 
men sowie durch Förderung von Wohnungsbau und 
Städtebau fvgi. Stadtebaubeilcht 1975J. 

€.2.0.1 Wahnungibflu 

Die Neubautätigkeit kons^entrierle sich auch I972 
auf die Gebiets Einheiten lUJt greOen Verdlctitungs- 
riiimen. Als Schwerpunkt« dar Wohn ungsbäU tätig - 
keil treten deuüldi die Rand^onen der Verdich- 
tungsiäume hervor. Die GebJutselnhcilcn mit be- 
sonderen Slru kt ursch wächen halten einen unter- 
durdbsdinUtlichcri Anteil an der gesatnleti Baulitfg- 
keit. 

Die VorLuilungugruudsäUe der ElnsaUrlchthmen für 
den snztalen Wohnungsbau und der Pjchtilnien 
für das Regionalprogranim des soilalen Wohnungs- 
baus unthalten tiüsdnicklidi Hinweise auf Ziele der 
Raumordnung und auf den Mltteleinsatz in Hnt- 
wicklungs^entrcn. 

Als weitere MaBnahme zm gezielten reginnnlen 
Steuerung werden im Ralimen der Modcmisienings- 
ridillinien Mittel vergaben. In den Riditlinien ist 
vorgesehen, daß he1 der Auswahl der Modemisle- 
ruiigszonen in den VerdidEtungsriuniCn und in den 
sdiwodi strukturierten Räucinn die raum- und sied^ 
liingsstmkturellen Ziele des Dun desraumordn imgs- 
piograjnms benjckslcbtigt werden müssen. Ein 


erstes PrograRim nach den Modem i sie rungsriebt- 
Imien ist urarbeLLetr die Bundesniitti!l sind bereit- 
gestellt 

Mit den drei Sonrterprogrammen zur Helebung der 
Konjunktm des Jahres 1974 wurden 21Z MJIllonea 
DM üUR Bundesmltteln für den Bau und die Moder- 
nisierung von Wohnungen zu den entsprechenden 
städtebdiilit:hen Förderungsmaßnabmen vgl. S. 36 
in Gebieten mil GberdordtschnUt liehe r Arbeit-siostg- 
keU bKW. besonderer Wiilsdiaftssdiwadie eingc* 
setzt. Damit wurde im Rahmen von Konjunktarpro- 
grammen eine gesüelte regionale Lenkung von 
üffentlldien Wohnungsbaumltteln vorgeuummun, die 
ln erheblichem Ausmaß sdiwacti strukturierten und 
peripheren Gebieten gemäß Bundesreumerdnungs* 
Programm v.tigiil« gekommp.n sind. 

— Im Ralimen des .Einiaaligen Sende rp reg taiums 
für Gebiete mit spezieVlen Stmklurprobleman — 
Teil B“ vom 6. Februar 1974 wurden rd. G2 Mil- 
lionen DM Bundesmittel für den Bau Vun 3100 
Wohnungen Im sozialen Wohnungsbau ln den 
Gebieten der Gemeinschaflsaufgabe ..Verbes^äe- 
nrng der reginnaleri WirtschafLKstruktur” berHlt- 
gesiellt, Die Mittel wurden auf ausgewählle ^eu- 
trol« Ort« vor allem im Zonen randgebiet tind 
ln den Gebietselnhcllen 0ms, Bremen ^ Münster» 
Trier Koblenz, Mainz — Wiesbaden, Saarland. 
Wp-stpfalz, Kempten — Ingolstadt und MüTLch«n — 
Rosenheim verteilt (vgl. Tab- €2Ay Sp. I j. 

— Da^ zweite ^^Sonderprogramin zur regionalen und 
lokalen Abstufung der Besch&ftigung* vom 25. 
Sapteinbüi 1974 war u. a. mit 106 Millionen DM 
für den Bau und die Modemfslerimg vnn Woh- 
nungen ausgestattet r dk in Gebieten mit über* 
durch schnitt lieber Arbeitslosigkeit tintur beson- 
derer ßcrüdcsichllgung der Bcschafügungslage 
in der Bauwirtsdiaft eingesetzt wurden. 

— Mit dem Programm «Zur Förderung von Besdiäf- 
tigung bei Stabilität'* vom 12. Dezember 1974 
sind wiederum 50 Millionen DM für die Anf- 
stockuiig des laufenden Modermsierungspro- 
gramms im Wohnungüsektor ber«itg«£ teilt wor- 
den. 

C.Ze.2 StfidlvbHV 

tm jährlich aufzust«! lenden Bundezprogramm nadi 
5- 72 Slädtebaufordeningsgeseta: wurden die Finanz* 
hilfen de» Bundes von 190 Mlliiünen DM im Jahre 
1971 {]977: 150 MIlBonen r 200 Millionen i 1974: 
215 Millionen DM) auf 240 Millionen DM für das 
Jahr 1975 erhöht. Gefördert werden zur Zeit in 330 
Städten und Gemeinden 32 Entwtckhmgsmaßnfihmen 
und 449 Sanier ungsmaßn ahmen, davon 249 Im städ- 
tischen und 199 im ländlldien Bereich. Der Bund be- 
teiligt sich an diesen MaßriAhmen mit einem Drittel 
der förderQngsfähiyeii Kosten. Insgesamt haben die 
fünl Dund«.>sprogramme somit die VorauEsetzungen 
für städtebauliche Investitionen ln FfOhe von 2,715 
Mrd. DM yesdiaffen. 

Ein Großteil der Entwicklungsmaßnahinen von 1971 
bis 1975 ist in MittelzenUen angclaufen. Die einzel- 
nen Projekt« verteilen sich etwa gleidunäßig auf 
flchwachslrirktuTierte Gebiete und VerdJcfilungs- 
räume. Dk höchsten absoluten Finanzhilfen für Sa- 
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C.2.5 

Sanlertings- und Entwicklungsma&nahmfln nach dem StBauFG 1971-^1973 



Sanimirtgsmafirkahmen je Kopif 

der Wohnbevätkerung 

□ biT unttr 4 000 OM 

4 000 Nt unitfr 6 000PM 
0 000 Ni unt^r 8 000 DM 

aooo bli uni^r12 000ÜM 

1 2 OOO DM un4 m*hr 


^otwicklunosmaDnahmen riach Schwerpunktnn 
A untvr &OOOOODM 


500000 DM bit 
ufiur 1 000 OOD QM 


t OOOOOODMundmthf 


OlmIIaj Dm BLjr>d*fmlnlttir «ina Siib T«b4u — StO ^ (Jwn. 19743. Flnanzb-Il^n d*i ^ dpftiiu SK 71 

Lind 73 d«l StOtuPO — S^nltrunfp- ond EntwIcklM^iQiniiflnshrrhin Ün diti iiH^vn T9T1 bli 1974 

Grundhxkftä ^bnluHhiitin QROP, Mißtub 1 * 4 000 000 

Kam zum RBumoiriifrTun^bvrichl 1074 der ^undeLragierung, biarbdlHt kndci eundflt(<^r^ari>SunilAl I ftr Landdlkundt ynd RiymordnunQ 
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nierung?iT3i3änahmBn alnd den GebieisiiLnheiteD zu- 
gefcomnien, für die das Bundesraumordnungs- 
progrmnm zimiihiuaiidti Vurdichtung^LeddeirÄen 
stellt. Beklebt man die bereitgestelUen Betrage auf 
dit! Ziilil dür Eidwohcietp so hab^n die GcbieUom- 
betten Emis, Mittelhnlateln^ — DilhmarBchenp Göttin- 
gen und Trier reUtiv hohe Fördcrnngsbeträgc er- 
hallen. 

Die nadi dem StÄdtebauFftrderungsgeseli I9VI bis 
1373 durdkyefübiten Sanier ungs^ und Entwidüungs- 
maßn ahmen sind In der Karle C 2.5 dargeatalll. Ihre 
räumltdic Verteilunfl zeigt bereits eine weitgehende 
öbareinflMniniung mit den Zielen des Bundesrniim- 
ordnungsprogramms für Gebletseinheiten mit StniJc- 
lursthwddiEn. 

Au^iarhalh des Bundespragramms werden Ln eini- 
gen Ländern ohne fbianzielle Delemgung des Bun- 
des eigene SlüdtebüUlüiderungBprög ramme durdi- 
geführt. Das Volumen des landeseigenen ProgTamms 
in Nordrhein '^Westfalen Übersteigt den Flnanzhilfc- 
hetrag, den daa Land Nardrhein- Westfalen Im Rah- 
men de^ BondcsprogramiM erbSJl. bei weitem. In 
den Ländern Btiden-Würllemljerg, Berlin und Hes- 
sen, neuerdings auch in Bayern, werden in geringe- 
rem Umfang londescigene Erganzungsprog ramme 
vorwiegend zur BerüdcHichtigiiTig soldier Mafin ah- 
men aufgelegt, die für eine Bunde^fördemng nicht 
in BetEadit kümmen. 

Zusalziidie Bundesmiltel zur Forderung des Städte- 
bau und zwar für Vorhaben zur Ergänzung atädte- 
baulicber Förderungsprogrdimnc für alte Siadttelle 
und neue Wohngebieter in Höhe von 43,4 Mliliüneti 
DM wurden mit dem Sonde rprog ramm zur regiona- 
len und lükalen Abstützuiig der Beschäftigung vom 
25. September 1374 bereitgestellt [vgL Tab> C2.4, 
Sp. 2). Dabei wurden liivesütionen im Städtebau in 
Höhe von I3D Millionen DM initiiert. 

Lm Einzebien sind MaOnahmeii zum Ausbau der 
wohnnaben Infrastruktur wie Kinderhorte^ -gärten 
imd -Lagesstältunr Ställen der JugendorbeJl, AiteU' 
tagesst Alten, Bürgerhäuser und andere Gemeln- 
sdiaftsgebäude, Sport- und Erholungsaniageni Piurk- 
häuKer und Tiefgaragen, im Einzelfall auch kommu- 
nale Verwattüngsgebäude. ferner Maßnahmen zum 
Ausbau oder Umbau erhaUema werter Gebäude von 
gesrhichtllcher, kOnstlerf scher oder stärtlebpulidier 
Bedeutung gefördert worden. Die Mittel sind in Ge- 
bieten mit übnrdurdizdinittlidier ArbnitEloaigkBJt 
und innerhalb dieser Gebiete vorrangig In förmlich 
festgeleg len Sauieruugsgebieten und Entwickliings* 
bfl reichen nach dem Stidtebauförderung^gR^etz ein- 
gesetzt worden. 

Ein Viertel des bewillEgteii Betrages ist in Gebiets-^ 
ein hei len mit Anlell am Zonenrand gebiet abgefloa- 
sen. Des weiteren konzentrieren sich die MaBnah- 
men auf die Cebielseinbeilen Lm DÖrdlicheu und 
mlttEeren Tsil des Bundesgebietes, lm Süden lag 
der Schwerpunkt der Forderung in der Gebietsein- 
heit Kempten — InqolsLadL 

Der Einsalz dieser primär beschältigungspolili sehen 
Mahn ahmen im Bereich des Städtehaua trägt in be- 
sonders hohem Maße zur Strukturverbessening bcL 
KonjunkLurmußDahmED mit Elrükturver bessernden 
Nebeneff eklen ist ans der Sicht der rAum liehen Ent- 
widtlting besondere Bedeutung beizumessen. 


Tabelle C.2,4 

Verte Uung der Mittel des 1. und 2. Sondcrprograin- 
mes zur ilelebung der Kanjunktiir dez iahres 1374 
iUi den Bereich Städtebau und Wqtmungsbaa nach 
Gehle Iselnbelten 


GebieUulnhvil I 

1. Pro- 
gramm 
WohJiiuiga- 
bau 

ln 1 000 DM 
Spallo l 

2. PrtJ- 
Oramm ^ “) 
Städlebau 
ln 1 000 DM 
Spalte 2 

Schleawig * 

1 220 

573 

MiUelholstein- 
Dithmarschen w. * * , 

4 480 

3058 

Hamburg 3., 

aoo 

270 

LüDebürgor Heide 

1 180 

363 

Bremen 

4180 

308 

Osnabrildc *..*.***,. 

480 



Ems . w 

1 760 

3 764 

Münster ^ , 

2560 

2 280 

Bielefeld 

500 

3 498 

Hannover + 

740 

3 500 

BraunBchweig 

I 640 

B05 

Göltinqen 

5 200 

1 555 

Kassel 

2720 

510 

DorUnund -Siegen , ^ , 

— 

3 33? 1 

Essen 

— 

4 205 

Düsseldorf ^ « 



217 

Aadbeii 

740 

854 

Köln ... ^ . 

— 

4 344 

Trier ^ ^ ^ 

1 500 

— 

Koblenz .... .... 

J 000 

— 

Mittol-Osthcssen 

2 000 

— 

Bamberg-Hof 

4 3m 

15B 

Aschnffenburg- 
SdiweiDfurt ........ 

0 540 

465 

Frunklurt-Darmstadt . . 

— 

3300 

Mai tiz-Wies bilden . , . « 

1 000 

— 

Saarland ^ ^ + h 

3 400 

1 935 

Westpfolz 

3000 

— 

Ansbadb-NürnbeEg . . . 

520 

— 

Reyensbuig- Weiden . . 

1 600 

547 

Laridshut-Passau . . h . 

1 1 840 

568 

MündietL-Rosenhelm ,, 

3 420 

— 

Kempten-Ingolstadt * . 

2 52Ü 

2918 


8t 900 ') 

43 425 


Angaben nach der EnlvertQllung der Mittel 
*1 Die später elngetrelvue itlallv gering lügiyu Ände- 
rung der Ml Ucl Verteilung In Bayern Ist nidiL berüdc- 
slditlgt 

^3 Das Land fUielnlaud-Ptalz hat üu Rahmen des 2. Pru- 
graniTns mf Antrlge füt den Pr&gTatnmlell «Städte- 
bau'' cuguniten der ProgrammlBlle «Wohnungsbau und 
Modenüsleruag^ verzichtet 
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C .3 Bevölkerung 
C^3^1 Allgemfll na Ziele 

Die ßujiÜGsregicnjtng strebt für eine qiaantiiativ und 
qualitativ auagawDqane Entwidtlung Und grußrütl" 
ölige Verteilung der Bevölkerung folgende Ziele ani 

“ Die FreiTügigkelt hai der Wahl das Wohnortüs 
so]l weiter verbessert, Mobilitäts^wängc sollen 
verringert werden. 

— Die erwerba/äbjgen und nichterwerbsfohigen 
Teile der BevSifcerutig sollen In einem ausgewo- 
genen VerhülLiihi. £uein ander a Leb ein und suniil 
eine zumutbare Verteilung der So^ia1ln?:ten er- 
müglidieu. 

— Die Bevölkerungsentwicklung der Teil räume soll 
mit der Leistungsfähigkeit der nalürUdien Res- 
sourcen übereinst Immen. 

— Der aStersgruppen^pezibsdifl Neubedarl an Infra- 
struktuTeinriditungen soll verstetigt und die vor- 
handene InfraBLiuktur möglidiaL gut auagelastel 
werden. 

— Soziale Randgruppen sollen verBlärkt Integriert 
und dcmografisdic wie soziale Segregatloneu 
varmieden werden. 

Bislang wurde die Bevölkerungsentwicklung von der 

RaumordnurLgapDliUk überwiegend als Rahmenbe^ 
dingung verstanden, aus der Ziele und MaBnahmen 
abgeleitet wuriien. Düb Buiiilesrauiuuiünuugspjo-^ 
gramm enthält nun erstmals konkrete Ziele für eine 
aktive giüDräuiuige Bcvolkerungspolllik. Für alle 
Teil räume sollen ausgewogene Verhiltnisse bei der 
iiatürlldicu Be Völker ungsonlwidclung und bei den 
Wanderungen angeetrebt ward an. Die Raumord- 
pungspoUtik befaöt sich also vorrangig mit den 
raiimlidien Verteil ungspioblemen einer allgeineiiiea 
Be VÖ1 kerungsp olitlk. 

0^4^ Räumliche Sttualion 

und Entwicklungstendenzen 

C. 3 .Z .1 GeMmtbevölkerung 

Die EntwidLluag der Cesünitbevulkerung der Bun- 
desrepublik war Im Bertrtitszeltrauin diipch einen 
Rückgang der Außen Wanderung sgewinne und der 
Geburtenzahlen ge kennze lehnet, Nadidem sich die 
Elawohnerzabl der Bundesrepublik 1971 um rd. 
.SIXI 000 Personen vErgrdÜert hatte, wuchs sie 19?3 
nur noch um 209 ODO auf insgesamt 02,1 Millionen 
Einwohner. Bei den AuBeu Wanderungen war 1973 
ein Uberschuß von 384 000 und in. der natürlichen 
Bevölkerungsentwicklung ein Defizit von 95 000 Per- 
sonen zu verEElchneii. 1971 halte es neben einem 
Außen Wanderungsgewinn von mnd 450000 Perso- 
nen noch eüien Geburlenübeisciiuß Vün ca. 50 000 
Personen gegeben. 

Die jüngste Entwicklung ist aber durch eine so 
starke Abnahme der Ceburtfinzalil gekuanzeidünet, 
daß bereits ein Andauem des derzeitigen Geburten- 
mveauii VoDglristig eine beachtliche Bevölkerungsab- 
nahme zur Folge haben wird. Ein weiteres Abainken 


Tabelle C. 3.1 


BevÖtkerungsentwldiluiiy ]9ß4 bis 1974 


Jahr 

Gaburten- 

aaldo 

ln löOO ‘ 

AuOen- 

wandenrngs- 

saldo 

In 1000 

Geaamt- 
bevölkaruDg 
am Jahres- 
end# 
ln 1 000 

tS€4 

, 431.3 

3ÜJ,5 

.56 587,5 

ld&5 

3G6,7 

343,8 

59 295,0 


364,0 

131,6 

59792,9 

1957 

332,1 

-176.9 

59 948.5 

idtiä 

23S,S 

276,3 

60 463,0 

1969 

1S9,1 

572,0 

fil 194,6 

1970 

75,0 

575.2 

61 001,2 

1971 

47,9 

430,5 

6t 502,5 

1972 

' 30 .1 

330,5 

61 aog.4 

1973 

- 95,4 

364,0 

62 101,4 

1974 

-102,0 

+ 0,0 ') 

62 000,0 ') 


Quelle: StuUiiUiidies BijmdcsantL P4di5eriv A, Reiher 1, 
Bcvölkerungsäland und ^cnTwichluiig 
GcsdidUl auf der Basis der riiinisiisdicn ZahlcA für 
neun Monale 


der Gcburtcniatcn hat auch erhebUebe Auswirkun- 
gen auf die Raum- und Siedl üngsslrüklur. 

Der am 23. Nüvember 1973 verfügte Anwetbeidupp 
für ausländische Arbeitikrafte (vgl. Abschnitt 
C-3.41 führte in der Folgezeit zu einer Abnahme der 
AußonwandeningsgawinnE (vgl. Tab. C.3.t). Die 
Konsolidierung der Ausländerbes chäftlgnng und des 
ausliindisdiuu BevölkenLuysantejIs wird auch künf- 
tig ein vorrangiges Ziel der BundesTeginrung sein^ 

C.SuZZ GroBrlum^g« nitOrllcha BavOlheningienlwIcktung 

In Gebieten mit relaüv Junger Bevölkerung und ver- 
gleichsweiae hohen altarsspeziJiadien FmchLbar- 
kettsraten gab es 1973 noch 12 bis 15 Geburten auf 
1 000 Einwohner. Zu diesen Gebieten zählen das 
Münsterlandp das Emaland, Oherschwaben und 
Bayerlsch-Schwaben, Westmltlelfranken und die 
größten Teila dar Oberpfalz und NiEdsrhayams. ln 
Gebieten mit hohen Anteilen an ö Heren Menschen 
und eiaar niedrigen alter sspezifi adieu Fmchlbarkeit 
sank die Geburtenrate unter neun (auf l 000 Ein- 
wohner). Hierzu gehören vor allem die Keinstadte 
dar großen VardfditiiTigsrüiime? aber auch ln 
schwach strukturierten Gebieten, wie z. B. Im 
nieüersächsiscbeii Zunenrandgebiet, im Westerwald, 
In der Westpfalz, tm Odenwalds !n Obertranken und 
Im bayerischen Alpenvorland, sind ähnlich niedrige 
GehurtenratEn zu hEDbachtEii. 

Gebiete mit Einern hohen Anteil an altEron Men- 
schen veTzofdjnep gleichzeitig hohe Sterberaten fl3 
und mehr auf 1 OOO Einwohner). Die hödistän Sterbe- 
raten treten vorwiegend ln schwach strukturlBTten 
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C,3,1 

IMatürtiche Bevölkerungsentwicklung 1973 



Saldo 


^rtähme-: 

Abnohfriq' . 



Z und mflhr 
0 bl» ttnlqT 2 
0 bii Linl^F 2 

2 krii -uniir 4 
4 und m*hr 


Clu*ll«: STAtkt. B«r^tnt«ü4r LArKl^r A 1 1 - v> 1-4/1^?^ 

CjnJndh^rte KlfTkiofpirfn 1,1,1137^ MöililJib 1 : 4 OOCDOO 

Kafte zum Ftüumordnurhgitwrld^l T&14 där ßüfldetrflflierun^ btirb«{TOT lodir Bund4(fo™^Hngiariit»U fix L«n^hundv und Hpyitiöreln uTifl 
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G<^bietcn Schleswig -Hal&lcins und Niedersädiscns, 
im Weslerwöld^ im nördlidien Hessen^ in Oberiran- 
ken, ln Westen Ulelf ranken, in Nlederbayem und Im 
bayerisdien Alpen vorknd süwie in Hamburg, &iu- 
niEn und iTfi Kuhrgehiet nnf. 

Die Bilanz der Geburten und Sterbatalle hradlt«j wie 
die Karle C3.1 zeig^ 1973 nur noch In wenigen 
GebieLen eLnen erwäbneruwerLffn Geburlcuüber- 
Rdbu0. 

Die Geburtenbüanz der AuafSnder verzelchnele 1972 
(L973J einen Ga hurte nQberadiuIl von cn. BD 90Q 
f90 OöOJ Personen. Der größte Teil der ln die Bundes- 
republik zügewanderlen AubI ander lat jünger als 
45 Jabie. Ihre höheren Geborteniatcn sind daher 
Im wesen tlldicn altetsslruklurbedingtj zum kleine- 
T#Ti Teil sind sie auf die höhere Fruditbarkelt der 
Ausländer zurüc^mfübren. ln Gebieleu mit huhen 
AuBländerdiditen — hierzu zählen vor allem die 
großen Verdi ebtungs räume ln Süd- und Südwest- 
duulBdiliind — würde die natürlidie Bavolkerungs- 
entw^rklung ohne die Ausländer gebürten sdjon 
einigen Jahren weniger positiv verlaufen. EuBouders 
deutllrf! läßt sidi der linflnß der AuslSndergefaur^ 
ton auf die Bev5lkeTungsentwidi.lu]jg lü Badeu- 
Württemberg beabaditaii (vgl. Karte 

Eine Prognose der natiirlidien BevblJcaningHanEwirk- 
lung setzt eine zuverlässige Ahsebätzung der künftP 
gen altersspezifistbeii Frudilbarkait voraus, fillabe 
die des Jahres 1972 unverindert, würde die Einwob- 
ncrzdbl in der Bundesrepublik otme Außen Wande- 
rungen auf rd. ftD,3 Millionen Bewohner Im Jahre 
I9B5 ab^lnken (Bovölkcnmgsyoraussdiätzung dos 
Stalls tischen Bundesamtes). Danach würden in den 
großen Verdi dilungsräunien erheblldie Geburten- 
defizitär bemerk ans werte Gehurt enüberschüSHe nur 
nodi im Emsland und Münsterlend auftreten, 

Veimutiidi wird aber die Fru<btbarkeii in den Ge- 
bieten mit heute nodi relativ hohen Worten in den 
naduftan Jahren rascher nhsinken^ da in diesen 
Gebieten der sozialökonomlsdie Strukturwandel ei* 
füJirungsgomäO mit orheblidier zeitlicher Verzöge' 
nmg einirltt. Andererseits erscheint cs audi nidit 
ausgasdilDSSOiir daß sich die allorsspozifisdie Frudit- 
barkett ln den Gr bieten mit heute bereits tiefem 
Niveau früher stabilisiert und müglidierwelse in 
den späte ren Jahren wieder eine Aufwärtstendenz 
zeigt. Das heißt. daJi für die ländlidi strulurlorton 
Gebiole init modrige ren GeburtajiüherAchüssRn und 
in den Verdichtungsräumen mit einer Abnahme der 
Slerbeüberscbüsse zu roduton wäre. Das würde dazu 
fuhren, daß nach der natürlichen Bevölkerungsent- 
wicklung ln den VerdichtUngsräumen in den kom- 
luondoii zwoi bis drei Jahrzehnten eine Bevölke- 
ruTigsabnahTne um etwa ein Fünftel zu erwarten 
wäre. 

Großräumig* Wandirungin 

Bei sinke Fiden Geburtenzahlen und einer Insgesamt 
ausgeglichenen nalürlidioii BevölkarungEantwldc- 
lujig wird die großräumige Verteilung der Bevöl- 
kerung Im wesentUdien durdi die Wanderungen 
beeinfluß l. Das Wanderungsvolumen von Außen* 
und Binnenwanderungen bat sich ln den letzten 


Jahren nur wenig verändert und betrug im Berich ts- 
zeilräiuD rund 5^20 Millionen Wondorungsfälle pro 
Jahr. Statlsttsdh Ist also etwa Jede H. Person tra 
Bundcsgeblot gewandert. Daboi sind die iunorgo- 
memdlldian Umzüge nicht beriicksiditigt. 

Von 1970 auf 1973 ist dor AuBenwüiidciung^gCwmi} 
der Bundes repu bl ik von ö?5CHK> auf 3B4 CKMJ Perso- 
nen zurückgogangeu. Eine ausgogUchono AuBon- 
wanrienmgsblUnz ist für das Jahr 197^ zu erwar- 
ten. Für die BcvülkerungsonlwickJung in der Bun- 
desrepublik gewinnen damit die rd. 3r7 Millionen 
Binnenwanderungen pro Jahr an Bedeuiung. Bis- 
lang wurden deren Einflüsse auf die Bevülkenmgs- 
entwickhing durch die Zuwanderung von Auslän- 
dorn st aüs lisch woitgohond überdeckt. 

Binnenwandemngsgewinne konzentrierten sich seit 
Jahren überwiegend ouf die Raume Hamburg, Düs- 
seldorf, Köln — Bonn, Rhein — Main, Rhein — Neckar, 
Stultgart, Freiburg und München- wo noch beträchl' 

lie he Außen wen de rungagewiiuie hinzukamen. Da- 
gegen traten ln fast allen dünnbesiedelten Gebieten 
und in den induäLriellen Probte mgebioten orhoblicbo 
Binnenwanderungsverluste auf, am höchsten tm 
Emslond, Im Ruhtgobiet, im Saarland, in Oberfran- 
kfln und in Dstbayem. 

Diese Sftuation hat sich auch im BerLdiLazeitraum 
nicht grundsätzlich verändert Die Salden der Außen- 
und Binnenwanderungen haben, wenn auch abgo- 
schwächt, die bisherige großräumige Verteilung bei- 
beballou. Durdi dio positiven Außen wanderungs- 
bilanzen, die bislang in den meisten Gebieten mit 
Binnen wänderungs Verlusten noch gegeheu wareu^ 
blieb die Gesamtwondorungsbilanz In fast alJen Tell- 
räumen der BundesropubUk für den Berich tszelt- 
lauin üborwiogond positiv odor ausgoglidkon (vgl. 
Karle C.3..1). 

Unter Statu^cpio-Bcdlngungen ist, wie bereits Im 
Raiundidnunpsberldit 1972 prognostiziert, auch wei- 
terhin mit erheblichen Wanderungsgewinnen In 
Geblobeäuholteu mit hoher Verdidiliiny, wio Ham- 
burg Düsseldorf (Ifih Köln ( 18 ), Frankfurt — ^Darm- 
stadt (24). Neckar-'Franken (30) und München— 
Roienheim {34 J zu rachnan. Ebenso unverändert 
sind die Gebietseinhellen Schleswig (I), Ems (7), 
Osnabrück (6), Münstar (8), Essan (15), Trier fl9)r 
Saarland (26) und Osttiayenis (22, 32, 33) abwande- 
rungsgefährdet. Die allgemeine Abschwüchung der 
Außenwanderungsgewlnne wird künftig zwar die 
Höhe de; Wauderucigsgewlnne ln den Verdichtungs- 
räumen dautUch herabsetzen, gleichzeitig abnr auch 
den Abwanderungssog auf die peripher gelegenen 
Geh ER La vai^ tärkan. 

ln weldiecu Umfang der Anwerbestupp für auslän- 
disdie Arbeitskrälto vom 23, November 1973 die 
Außenwand erungen bereits reduzierte, zeigl sidi 
beispielhaft am Land Baden- Württemberg, dem 
Land mit den höchsten Auslanderdlcbteu (vgL 
Karte C,3.21. 

Die Konzentration großräumiger Binnen wanderungs- 
gewinne auf wenige Räume wird besonders daut- 
lich, wenn man die Wanderungen nach den Merk- 
malen Alter und Erwerbstlügkelt unterscheidet. 
Deutliche Bimieitwoiiderungsge Winne öeJ den Er- 
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C.3.2 

Natürliche Bevölkerungsentwicklung 1973 
am Beispiel Baden Württemberg 



SflIdD dfir dflburtfln und StertHfätlE 

der Deutschen auf I 000 Deutsche 


Saldo der Geburten und Sierbcföfte 

der Ausijind^r aut T DOD Auttaneftr 


Zunrfiirnfl: 1 ynd nutir 

□ 0 bb unif r 1 
Abnahma: | | fl trifc unlef 1 


I .-vj 1 Üti unttfr 3 

^ 3 und mihi* 



uniar 22 
22 bis yniir 25 
25bif mmlü 
2^ und mehr 


Wanderung über die Gnanzen des Bundesgebiets 1973 
am Beispiel Baden-Württemberg 



Außenwundiftünoualdo 1 . Htlbjahr 1973 
auf 1 OOO Ausländer 

I0b<f unter ao 
aObfi u nur so 
KJ tts unttr 70 
70 und mfthr 



AufienwHndoTun^äldo 2 . Halb|ahr ^973 
auf 1 PQO Ausländer 

uniir 10 
10 bis untflf 30 
30 bii itrrtgr bU 
60 bns Urtier 70 
7fl und mefir 




Ou*llfni äTtrFiI. BtricrtH A i 1 - V| 1-4/1973; A Mi 1 - ¥j 1’4/1073 
GrundkAru KraiianenZan 1.1. 1^72 CAuitchnittli MdHittb 1 : 4 000 000 

Karte lum fJaunwrdnunftbirlcbT 1074 dir Oundiiri^itruhfi, bdirbtUn in dtr Bundiirorictiungitnnall fir LsndffiltundB und Hpumcirdnurfp 
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C.3.3 

Gesamtwand^rung 1973 



WancSflmngssaldo auf 1 OOC Bmt. 


^unihmf 


mehr 

& bli untar 1 2 


f ■ I 0 bi« uniar 6 
Abiaftnit; 1;. ^ J o bfi unwf E 
-E und m«hr 


OirillBr STPtbt. Bnrl^htp dpr Linder A lU 1 - wj 1 -A/1473 
Gnirfdk{irt9 Kfallgt^ftaofi 1 .1^1973 Mafislah 1:4 DDÜ 000 

Karu zum Riumardr^unj^bariciiT 1974 üef Oyndocrt^jartjfi^, bflartbaEiAi ln d»r Bund 9 tror«chifrioin$r«it undenhundt imd 
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werb^ liiiiLten 1^70/‘I9?1 diü Räume Hmuburig, 
Unnnoven Düsseldorf . Köln — Bonn^ Frank hui » 
Rhein^ — Neckäi, Shittgart und München sowie etwas 
abgPErhwächt in einigen anderen verstädteiien 
Räumen (vgL Karte C^3.4)« 

Ein ähnltcbes rMumlldies Verleflnngsbiltl ergibt die 
Aiidlyäe der B/nncnWünderunge/i dci 31- biß 34jöh- 
rJgeiT. Gegenläufige Tendenzen sind dagegen hei den 
Binnen Wanderungen der iibei 64 jährigen zu beob- 
achten. Diese verlassen vor allem die Räume mit 
hohen Umwehbeeiiitr&chtfgttiigen Negative Din- 
nen wände rungssalden Ltelen z. B. in den Gebiets« 
efnh eiten Dortmund— Siegen (Hb Essen [ISJ* Dür- 
seldüif (I6b Neckar— Franken (30) und Berlin 
(West) auf. Dabei wird durch die Grobe der 
Gebietseinh eiten die Abwanderung der älteren, 
nicht mehr erwerbstätigen Bevoikening lius den 
Vcrdlchturtgsräurnen Hamburg, Köln, Frankfurt und 
München stdüstisch Verdeckt 

C.3^2.4 ZuMinmafihlnge xwfaohen naiürllchar 

□*v5lk«ruiigHntwJd[leng und WHndurungvn 

Die Ge bürte nbüanzen in den waihäenden Verdich-^ 
tungsräumen wärpn beule deutlich negativer, wenn 
nidil seit mehr als 15 Jahren laufend Jüngere Atters- 
gruppen aus den peripheien Gebieten der Bundes- 
republik und dam Ausland zugewandert wären. An- 
dororselts sind d!e heute auftretenden Geburten- 
defizite In vielen düim besiedelien Randgebieten 
nicht nur durdi die sinkenden Fmditbärkeitsraten 
bedingt, aondem aufh eine Spatfolge der ünhahen^ 
den Abwanderung der jüngeren Generation. 

Ebenso bedeutsam sind die Einflüsse van natürlidicr 
Be vütke r ungseuLwlcklung uad altersspei i fisch an 
Wanderungen auf die Allvrßsiiükturr ln Gebieten 
mit GeburtenübeTsebüssen ist die Gruppe der bts 
1. '1jährigen stärker bepelzt. Gebiete mit WaudC^ 
rungsverhvRten bei den aktiven Jahrgängen, und 
gleidLzcitigen Wandern ngsgewlnnen bei den über 
64jährigen, das sind lüst alle Gebiete außerhalb der 
grnBan Verdichlungs raume, sind beute relativ über- 
altert. Besonders hohe Arrteiie an über b4Jährjgen 
mit zum Teil mehr als 15®/» an der Gesamtbe Völ- 
ker ung haben Teile des Zünenrändgebict^S, der 
Westerwaldt Wüslmltlel franken und das Atpenvor«^ 
land. Das $Lim 1 zugleidi Jene Gebiete, aus denen 
sdion seil längerer Zeit Bevölkerung ab wandert, 
Soweit landseil aftlidi attrakllVp etil wickeln sie sich 
heule mehr und mehr zu Zielgebieten für die Alten^ 
Wanderung^ 

Der Altersaufbau he^timmt den Anteil der erwerhs- 
fähigen Bevölkerung uud damit auch das Erwerh^- 
potential für die wirtäiltafLlidie Enlwickluiig elnic$ 
Gebietes. Der Anteil der erwerbKfähigen Bevölke- 
rung im Alter von IS bis G4 Jahren Hi in allen Ver- 
di chtungsräumnn deuüidi groder als in den dünneT 
besiedelten Gebieten. Der Abstand beträgt im 
Dujrchsdinjti id. (vgl. Karte C.3.5 )h weshalb in 


den Verdlchlungsräumen audh die Erweibsguole hö^ 
her ist Eine überdies höhere alters- und geschlechtE- 
spezifLsdie Erwerbsquot^ der BevöJkerung ln den 
Verdiditungsräumen vergrößeiL den Abstand zu den 
schwach strukturterten Gebieten zuBätzltch. Die Er- 
werbsguolen schwanken daher niebt selten zwisdien 
.‘>4 Vu in elnigan stark wachsenden VerdiditungR- 
räumon und knapp 40 ®/« in den dünner besiedelten 
Gebieten. 

Zwisdicn natürlicher Bevölkenuigsenlwidtlung, al- 
lersselektivon Wanderungaiip Altersaufbau und er- 
werbsfähiger Bevölkerung besteht ein Wlrkungs- 
zusuaimunhüng. Er führt in den wadiseiiüun Yer* 
ciiditungsräumen zu relativ höheren Geburten raten 
und böbefeu Aateikn an erwerbsfähiger Bevölke- 
rung infolge anhaltender Binnen wände rungsgewiirna 
bei den jüngeren erwerbstätigen Personen. Die dün- 
nar beaiedallen Gebiete weisen dagegen niedrigere 
Gcburteurateii auf sowie Wanderungsgewlnne und 
höhere An teile der Be Völker uiigsignippCr die aus 
dem Erwerbsleben ausgeRchieden ist (vql. Tab. 
C.3.21. 

Situation und Tendenzen der gioßiäumigen Bevöl- 
kerung.sent Wicklung fn der Hiindesrepublik entspre- 
chen nicht den Zielen der Raumordnung. Die unter- 
schiedlich verlaufenden Wanderung es trüme maebän 
deuülchp daJ3 nicht in allen Teflräumcn des Bundes- 
gebietes soldie Wohn^ und Arbeitsbedingungen ge- 
geben sind, die eine freie Wahl des Wohnortes ohne 
nennenswerte Einbußen an „Lebonsgualität"' ge- 
statten. Znr freien Bestimmung des Wohnorles ge- 
hört auch die Entscheidung, im angestammten Le- 
bensraum verbleiben ZU wollen und zu können. 
Die Konzentration der Binnenwanderungsgewinnn 
an Erwerbs Personen auX wenige große VerdidilUng^- 
räume erschwert eine eigenständige wi risch afLlirbe 
Entwidkluiig der Gebiete auJktb^b der Verdich- 
tung^ räume, insbesondere der dünn besiedelten 
Randgebiete;. Bevölkerungsabnahme ln größeren Ge- 
bieten führt dort zu Unterauslas Lungen bestimmter 
Infrastrukturbereldie* eine stark wach send« Be veil- 
ketung in wenigen Vcrdlchlungsräümen zu Über- 
lastungen. 

Lingerfrlstlg wird die gteichmäBige Auslastung der 
vorhandenen Infra^tniktur und die sozlalgeiecfite 
Verteilung des Ersatz- und NEübeciarls zusätzlidi 
erscfiwerL wenn natüTllctie Bevö]kenjng&entw[dE- 
liing und Wanderungen zu Verzerrungen Lm Alters- 
aufbau führen. Infrastruklureinrichtungen für Klein- 
kinder ^ Sdiüler und alle Menschen sind dann un- 
erwün echten BelaslungssdiwQjikuiigEn im Zeitab- 
lauf unterworfen. Ein anhaltendes Bevölkerungs- 
wadislum in wenigen Räumen mit bereits hoher 
Bevölkerungsdichte IrI nicht zuletzt audi unter 
ökologisdien Gesichtspunkten unerwünscfii. SdilieS- 
lich erschwart der mit dem Bevölkerung swüchslum 
in den Verdi ditungsräumen verbundene hohe aus- 
ländische Be Volke rungsan teil die angestrebte soziale 
und politische Integration der Ausländer. 
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C.3.4 

Btnnenwanderung der Erwerbspersonen 1970-1971 



AbflÄfimg: r eundm^r 
□□ unter 6 
j j 0 bifr iint«r 3 
Zunoi^mei j :~i QfaNi unter 3 
r.iiriül 3b4] unwr S 
G und mehr 


Queiltr wervdtrungtiutlitlk W t3 

Omndkanv VZ 1970 Maftifaö \ z4 DDOÜOO 

Karl« RauniordnijiTOibetic#it 1974 dttr Bundairf^lerung, biart4ii«i Ln dar flundiifoüKtiunflianiiih für Landaihund« und Raum^rtlnLifii} 

Al 



C-3.& 




Verhötlnii der irnter l&jSltrioen plus 
[Iber 64jähr|aeo zu 100 der 1&- bis 64jähf Igen 
□ unl?r 51 

r~i 51 w* unttr 58 

UHÜI unteres 

$Sb1i unterem 
€9 lind Fltehr 


Altersaufbau der Bevölkerung 1970 
( Ab häng l^eltsver hält n is) 


QuDikla: V? 1B7C3 

Grundkin« KrALisrinxtn VZ 1970 ^eÜ'Meb 1 : 4 ODO OOQ 

Kflr» ium HwmordriMfiillbtrJcilT 1974 9undvif ung. OiPrbcltvt in dffr OvifidoifmcNurhgi«nillll für Lontfwkund* und Raunwckiung 
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Binnen wiiadenitig IMB bis 1^71 


Tabelle C,l^ 


Gebietseinh^^U 

2i bis 34 
Jahre 
Saldo auf 
i DM Eln- 
wühner Len 
AJtai von 

21 bii 34 
Jahren *\ 

AualHnder 
Saldo auf 

1 DOO Ein- 
woEmer ^ 1 *) •) 

Über 

64 Jahre 
Saldo aui 

1 000 Ein- 
wohner im 
AILsr TCQ 
Ober 64 
Jahren *■) 

Abbkugig- 
kell3Vür- 
lidltiuH I9TO 

Erwerb*' 1 

1 Schleswig . 1 ,, p > + * 

-IR.5 

- 4,7 

15,6 

66,0 

40.6 

2 NfjItelholBtein — Dilhniftrschen 

-32.6 

- 5,9 

4,9 

61,7 

40.9 

3 Hamburg ....... 

23.6 

0,4 

- 3.5 

56,8 

44,9 ' 

4 Liineburgar Heide 

- 68.0 

- 2,4 

23,9 

63,9 

42,1 

S Eremen ............. ..... 

- ?.s 

- 1.1 

7,0 

60,0 

42.6 

6 Osaabrück h . . . 

-53.5 

“2,4 

4.7 

67,1 

40.9 

7 Ems ............................ i 

-53.0 

-1,8 

4,2 

69,0 

39,6 

8 MÜJlStOT 1 ... ,1 • 

- 21,4 

-0,4 

9,9 

63.B 

36,6 

9 BieleJeid ..... 

- 3.7 

-3,2 

153 

60,2 

42,2 

1 0 Hannover 4 . ^ ^ ^ 1 ^ t « ^ ^ ^ ■ 

- 11,0 

1.5 

5,2 

57,5 

44.0 

1 1 Braunsebweig ..... ....... 

-52.4 

-2,0 

3,5 

58,1 

42.8 

12 GöLtitigBii 

-SS , 3 

-4,5 

- 1,5 

5S.9 

41.7 

13 Kassel 

-393 

-0,9 

14.7 

60,4 

42,1 

14 Dortmund — Siegen ............... 

-37,3 

-0,4 

- 9,1 

57.1 

40,2 

15 Essen ^ 1 . + ^ * 

-83,2 

-1.0 

-24.8 

53.7 

38.9 

Ib Düsseldurf 

50.D 

7.9 

“12,1 

52.8 

44,5 

L7 Aachen 

- 0,4 

-2,2 

13,0 

55,8 

39,2 

18 Küln 

89,5 

5,9 

4,8 

52,3 

42,7 

J8 Trier 

-76.6 

-0,1 

8.4 

65,8 

4U0 

20 Koblenz ...... ...... 

“16.2 

6,S 

37.2 

61,6 

40,0 

21 Mittel — OKthessnr^ . * ^ ^ 

-67,0 

-7,4 

16,9 

59,0 

42.4 

22 Bamberg — Hof ........ 

-76.6 

-5.6 

- 2,0 

61,1 

46,9 ' 

23 Aachaffenbujg — Sebweinfuxt 

-21.8 

-1,8 

llrS 

62.4 

43,2 ' 

24 FranJeJart — Darmsladt ............ 

87,0 

7.8 

2,9 

51,7 

46,5 

25 Mdinz — Wiesbaden 

-25,4 

-0.2 

9.8 

57,7 

43.1 

2B Saarland ^ - 

-66,7 

-4,9 

1.8 

57,3 

36.3 

27 Westpfalz ..... 

-52,5 

-0.3 

0,0 

59,8 

42,2 

2Ö Rhein — Neckar — Süüpfalx 

18,6 

1,1 

2,4 

54,4 

44,4 

29 Oberrhein— Nürdscliwarzwald 

4,9 

-3,9 

24,0 

55,6 

45,8 

30 Neckar— Franken 

15.0 

-2,1 

- 5,1 

53,7 

46,4 

31 Aiubach—Nümberg 

-11.3 

-6,1 

6,0 

55,7 

48,0 

32 Regensburg — Weiden ^ ... 

-27,3 

-3,3 

ID,9 

63,5 

43.6 

33 Landshut — Paasau 

-I9t7 

-0,9 

31,2 

67,2 

43.9 

34 München— Rosenheäni — 

102.2 

1.6 

11,4 

48,8 

49.6 

35 Kempten — Ingolstadt ..... ... 

- 3,4 

— 0,3 

13,9 

60.8 

46.8 

36 Alb — Oberschwaben ....... p ..... . 

- 9,1 

-4,4 

9,5 

.59,8 

46,9 

37 Oberrhein—Südachwarzwold 

S.2 

-5.2 

20.4 

60,2 

46.1 

33 Berlin {West) . . , . ^ . . 

-42,4 

B.3 

-»6,7 

57,4 

45,2 

Bundesgebiet und Berlin (West) . . . ^ . 




54,7 

AX7 


Quellens Wondemn^st^h^lW |W der statiilljdkeii L^ndesOEiiter 

**) Fflr liegen Tür 1307—19^ keine Daicfl für Binnen wajidemng^n Im Land vnr, snndem nur 

für die Luiideagren^ea übersd) Teilenden Blnncnwätideningan 

Für Sdileswlg-Holsteln liegen für 1967—1563 keine lilaten für Binnen wandenuigisil dei Ausländer Im Land 
varrft^ndem nur für die LendBagrenzen Qliersdireitenden Bitmenwanderungen 
^ Besagen auf die Jeweilige Einwojincrzflhl nadi der VZ 1970 
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C.3.3 Konsequenzen lür die AetimordnungspollUk 

Die Raumordnungspolfttk der nun riesreg lerung i st 
auf eine quüiiUtdllv uud qualilüüv ausgewogene 
grnäräuiTiige Verteilung und Hniwidclung der Be- 
völkerung im Bundesgebiel ausgeriditeL Es ist da- 
her notwendig^ 

— die AuBenwandemngsbiJauzeii lu stiibilisiereu, 
da der Aua länderzii wachs vor aHeTn das Wad^s- 
txkici weniger gioOei Verdlditungsräume tuitei- 
stülzt] 

— ausgewogene Biuneuwundefujigün vor □ileiu bei 
den Jüngeren Jahrgängen und den Erwerbsper- 
sonen herbeizufühjfen, da die Binnen wände rungs- 
verlusLe der dünner besiedelt en Cehiete deren 
wirtsdiafillcho und soziale Entwldclung erhob' 
Udi belasten; 

— Ln diesen Gebieten die kleinräumige Wanderung 
durch den Ausbau von Entwidtlungszentren zu 
erleldiiem und dadur*^ einer großräumigen Ab- 
watiüerung zu begegnen. 

Diese Zielsetzungen werden gelegen üldi als mobil j- 
Lätsfeindiidi eingoHLuft, weil die FreizügjgkeU 
der Wohnor^wabl behindern würden, Ausgcglldtieiie 
Wandcrungsbilauzon der Gebiutaejnhaiten konnon 
jedoch auch bei hoher Mobilität LWandeningsvolu- 
men) angestrebt werden. Sie drüdeen au/ der elden 
SeUu aus, daß individuelle Freizügigkeit weitest- 
gehend verwirklicht istj andererseits sind sie Vor* 
aussetzung für die sektorale MobilLLät der ArbeiLs- 
krättEj für den beruf i leben und sozialen Aufstieg^ 
für die Verbreitung von InnovaUonen und für die 
pQüüsdie und soziale Integration der Bevölkerung 
der versdiiedenon Teilräüme, 

Gleidiwertige LabensverhäJtnisse sind audi eine 
Vorausselzung dafür, daß allen Meuseben ein mog- 
iidist gtoßos MaB an individueÜ besLimmLar und 
Relhstverantwort lieber Geburienplanung möglich ist. 

Cx3^4 MaSnehmen 

Instrumente zur direkten Beeinflussung der groß- 
räumlgan Verteilung und Entwicklung der Bevölke- 
nmg % Zuzugs verböte) würden gegen den 
Grundsatz der Freizügigkeit versLoßen. Raumord- 
nungspoliük kann daher nur indirekt über die 
läumlidie Veileilung der Arbeitsplätze, der Infra« 
Struktur, der Wohnungen und der lirnweltqualllät 
die angestrebte Bevölkerungsverteilung erreichen. 

Diese Maßuabmenbeieidie sind in den foigenden 
Kapiteiji des Eleri^htes behandelt. Dazu zählen ln 
diesem Zusaminorthang vor allem der Ausbau der 
Bundes verk eh rn wage und der Hochschulen sowie 
die MaBnahjnen zur Verbesserting der Wirtschafts- 
nalinn Infraslrukiur und zur iiiidituny bzw. Siebe- 
rung von ArbeiLspiätzfln, die StädLehaufördBrung, 
die Regionalprogramme Im sozialen Wohnmig&bau 
und die Maßnahmen des ArbeitsfdrderungsgeseUeit. 

Zur Abschwadiung der Auslände rbeschdltiguDg und 
zur Stabillsterung des ausländischen Devölkerungs- 
anteila in der Bundesrepublik hal die Bundesregie- 
rung am 23. November 1973 einen Anwerbestopp 


für ausländisdie ArbeiUkrä/te erlassen. Diese Maß- 
nahme wurde vorwiegend aus konjunkturpolitischen 
Gründen ergriffen und glU für die ganze Bundes- 
republik einbeitlidi. Zur VorberetLung regional dif- 
ferenzierter Steuerungsmaßnahmen bat die Bundes« 
reyieruiig mit den Ländern eine Regelung für den 
Zuzug ausländischer Arbeitnehmer in überlastete 
Siedlungsgebiete abgestijnint. Das betrifft Kreise 
oder kreisfreie Städte, in denen der Anteil der Aus- 
länder au der Gc&amtbevdlkenuig z^m. Stichtag 
12 1= ca. lÜO^A über dem BundesdurebsebnitL) 

und mehr erreicht hat (Mußzone). Solche Räume 
uuterliEgen dann ein Jahr lang der Zuzuysbäschräli- 
kung für ausländische Arbeitnehmer, welche nur 
noch im Rahmen des .regionalen Ersatzbedarfs^ zu- 
gelassen werden- 

Die „Regulierung des Zuzugs ausländisdier Arbeit- 
nehmer in überlastete Siedlungsgebiete' Ist am 
L. April 1975 in Kralt getreten. Sie s Li mini mit den 
Bestimmungen des Raumordnungsgesetzes 2, Abs, 
1, ZifJ. 6) und audi mit den Zielsetzung eii des Bun- 
deRrfturnordnungaprograrnrns tiir überlastete Ver- 
dicfitungsräumc grundsät^lldi überein. Ein weiteres 
Anwachsen der AuslanderbeadidfLigüng würde dem 
Grundsatz widerspredien, im Rahmen einer Inter- 
uaUüuai koordinierten HiitwickLungspoliLik vermehrt 
das Kapital zur Arbeit zu bringen. Nur so kann den 
Bowohncfji ln den wirtsdiaftlidi zuzückgobiiebenen 
Gebieten der Abgabeländer eine Altemallve zur 
Auswanderung angebotou werden. Für dio Wirt- 
sdünft dei Bundesrepublik entsiLebL dadurch künftig 
ein zusitzUdier Anreiz^ noch mehr ürwerhspersonen 
aus dem inländisdaeu Erwerbspoteutial zu gewin* 
nen. 

Eine Stabiiisleniog der Ausländerbeschäftigung ln 
den Verdichtung sräiimen würde auch dazu beitra- 
gen, ln diesen Räumen die natürlichen Ressourcen 
nicht weiter zu belasten. Ebenso würde ein weiter 
anhaJ Landes Wachstum der Verdichtungs raume zu 
übormäQigon uad teilweise einseitigen Belastungen 
der InfraEtruktuT führen. Schließlich würden sich 
die heute bereits beachtlichen Segregationst enden- 
Zen aua ländischer Minderheiten in den Verdich- 
timgsräumen verstärken und die angestrHhtfl so- 
ziale Integration der ausländischen Wohnbevölke- 
rung noch schwiEriger gestalten. 

Für die raumordiiungäpoliUsche Beurteilung ist ent- 
Rcbeldeiidr oh diese Regelung für die räumliche Ent- 
wicklung positive Entwicklungen, euslöst oder ob 
negative Effekte eintreten. 

Rautnordnungspolltlsch erwünscht ist, 

1. daß der bei Vollbeschäftigung nicht mehr zu 
deckende Arbeit skräfiebedarf in den überlaste- 
ten Verüjchtutigsräumen zur veistärkten Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen in den abwanderungs- 
gefährdetep Rflumen führt und damit den Ab- 
wände rujigsprozeß ve^^ninde^t^ 

2. daß mit der Vergrößerung der Zahl der Arbeits- 
plätze auf die einseitige sefctorale und beruf« 
liehe Struktur des Arbeit äinarktes in den Gebie- 
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tBTip die keiner AuKlinderbeBrhrankung unter- 
llcgen« aufgolockcrt wUd wd 

3, ddi in den nbwiinderiiiigsgeEiihrdeten Gebieten 
durch die Zuwanderung von auslind Ischen Ar- 
boitnchmern die Arbelü^uiärkte veigrdßeri und 
SDRiit dJfl StandartvorauE.EBl^ung#n für die tndn- 
strleansledltmg verbessert werden, 

Rauiuüidnungsptilirisch iinerwünsichL ist, 

1. daß der Arheftskriftebedarf der überlasteten 
Vordlchtungsräuine zu verstärkten Abwende- 
rungaanraizen für die deutBchen Arbeltnehiner 
in den otunehta abwaadenwigsgeflhrdeten Rlu- 
tnen führt, 

2. düß die Qualität der ArbeitspJälie in den Ge- 
bieten, die keiner AusländerbeEchrdiLkung unter- 
liegen. gcnündert wird, indem sich dort bevor- 
zugte BtiLiiebe mit unqualLnzi erteil TäUgkeJtcn 
und hoher Ausländerbelegschart nieder! aasen, 

3. diiB durcih die erneut verstärkte Abwanderung 
qualifizierter cieiitfirher ArbeiLskräfLe eine we- 
sentliche Standort voraussetzuiig für die Ansled- 
lung von Betrieben mit qualilizierten Arbeits- 
plätzen in den abwandemngsgefihrdeten Räu- 
men Weitgehend entfällt. 

Deshalb sollte d^e nicht primär raumordnungspoii- 
lisch motivierte Zuzugsregelung für ausländische 
Arbeitnehmer in überlastete Siedlungsgebiete vüii 
langfristigen, kcntLnuierllcben und stärker koordf- 
nierten ruumwirksfimen MiiÜnahmeii begleitet wer- 
den. Die rauTnordmmgspol irischen Auicwirkungen 
dieser Maßnähmen weiden laufend beobachtet. 


C.4 FIndiennutzung 
CAJ\ All^amelna Ziela 

Eine der Voraussetzungen für Lebensqualität und 
gleichwertige Lebensvarhältiiisse beataht darin , duB 
ein für alle Nutzung sansprüche ausreichendes An- 
gebot an Flächen in zumutbarer Entfernung verfüg- 
bar Ist. Raumstmktur und Landachalt mtiHRfin über- 
dies ln der Weise ent wickelt werden, daß ein Aus- 
gleich zwischen den NutzungEonfordarungen der 
Gesellschaft und der Leistungsfähigkeit der nalür- 
liehen Grundlagen Brrelcht wird. 

Vlelerorta müssen Leistungsfähigkeit und Nutzbar- 
keit von Natur und Landschaft erst wiederherge- 
stolU werden. Für die Lebensqualität des eSazelaen 
Bürgers ist die kleinräumige Znordnung von Flachen 
für seine untersebiedUchen Nutzungsan Sprüche 
maßgebend. Die damit ztisammenhätig enden Fragen 
werden im Städtebauberlcht 1975 behandelt, 

C.4.2 <lesain1iäum]lcho Situation 

Die Flächennutzung Im BundeEgebiet nach dem 
Stand von 1971 wurde Im Raumordnungsbericht 
1972 behände Jt. ln dem Zeiltaum von 19? 1 bis 19? 3 
hat sich die Flächennulzung tnsgesamt nur gering- 
fügig verändert. Der Stand nach dei Bodcnnulzuiigs- 
erhebung von 1973 Ist Im folgenden Schanbild wib- 
dergegeben. 

Die Sied/migsffucfie (19?3: 10^ hat seit 1971 um 
ca, 51000 Hektar (ZVb) zugenommen. Als .Sied- 


FJächeaDutziing in der Bundesrepublik Dculsdilond 1973 




%dmt WlrtflchiftsNäche 


Qualle: SletiKÜsdiefl Bundesamt: Land- und FonslwinschafTH FisdicreL Fadiserie B. Reihe L, Badennutzucig und Imte 
1973 
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luii^äHuche' sind hier Gebdiide- und Hotfldchen, 
Strafleiip Wege und Eisenbahnen^ Ziergarten, Fried“ 
höfCp Park- und GrüJiaMayen sow^ie Sport-, Flug- 
und ID] Litä flache öbungapläL?« zusaminengEfaßt. Der 
Zuwachs seit l%5 um 15,0 cnUprlchl mit ca 
340 OOÜ HekLar etwa der SpSfachen Grofie des NaLur- 
parKes Harz. Die Ausdehnimg der SiedlungsRäche 
um jüfarlich rd. 1,8 Ha seiL LOOS hiiL iiu Vergleich ^ui 
Fe vdlkerung&enl Wicklung jährlich rd. 0,6 üher- 
proporLional sugeiiümiijen. 

Die hndwiTtsdiüflifdi gemiMe Plödie 11973: 54,2*/*) 
hüt hlnyeyeD ständig ebgenomnien. 1971 bis 197S 
Äind weitere 75 100 Hektar eus der lanciwirtachalt- 
licheu Nuuuny auagescliiederi, seit 1%7 stad es da- 
mit tnageaamt 570 000 Hektar, wnhei alkerdinga der 
Rückgang seit 1971 deutlich niedriger war als ln 
den Jahrfln davor. 

lu einigen Gebietseinheiten Ist die Landwjrtsch ält- 
liche Nutztläche infolge imniBr noch umfang reicher 
KultivlerungsmaßnaJmen von Moor, Ödland und 
Heidegebieten etwas angestiegen. 

Nahezu gleich gebLLeben Ist s^lt 1971 der Anteil der 
WaltinädieD 129,0%}, der Gewässer Upfi%1 und der 
unkultivierten FJSctien (3,4%). rnsgeRflint aber laL 
seil 1971 der Anteil dieser nüfu/nohen Flächen 
merhin um 0,2% (rd. 10QOO liektnr) T.urückgegan- 
gen (vgL Karte C2.4): damit sind seit 1971 Tag für 
Tag rd. 240 ÜOC m" natumahe Flache einer anderen 
Nutzung ssugeführt worden. 

Diese NuLzungEtandeningen im Bene htszei träum sind 
für das gesamte Bundesgebiet nur scheinbar unbe- 
deutend i im reginiidlen MaBstah nämlieh ergeben 
sich beträchlltche Unterschiede im Verhältnis der 
Flächeunutzungsarten. Zudem werden mit den ge- 
nannten Zahlen nur die quantitativen Veränderun- 
gen crießt: die damit vcrbujidcncn guahtaüven Ver- 
änderungen werden nicht sichtbar. So kufin bereits 
eine gerlngrOglge Zunahme von SiediungsFächen 
in ohnedies stark besiedeLten Gebieten weitgehend 
irreversible Nachteile für die Lehenabedingungen 
zur Folge haben. 

C^.3 Tellriumllclie SIluallon 

Im Bundesdurchschnltt nimmt 1973 die Sicdlungs- 
riäche nur 10,5 % der GeBanitfläche in Anspruch i re- 
gional weichen Indes die Werte erheblich voneinan- 
der ab, wie die Karten C.4.1 zeigen, ln den Gebiets- 
einhelten mit starker Verdichtung von Wohn* und 
Aiboiisslüttea beträgt der Anteil der Siedlungs- 
tlächen bis, zu 27,1 % [z. B. Gebielseinhelt Düssel- 
dorf) p wührend er in den dünner besiedelten Ge* 
bieten bis auf 6,1 % (z. B. Gebietseiiiheil Laads-^ 
hut — Passau) absinkt. Dennoch entfällt ln den dün- 
ner besiedelten Gebieten auf jeden Blnwohner 
wesen llich mehr Siedl ungs fläche als in den vor- 
st&dlerten Räumen. So kommen ln der Gebietsein- 
heit Düssoldürf, irolz des höchsten Siedlungsfla^ 
chenanteila, auf jeden Binwohner nur 248 m* Sied- 
lungsfläche^ Nahezu sechsmal mehr Sied lungsf liebe 
errechnet sich dagegen für jeden Einwohner ln 
der Gebißfseinheil Lüneburger Heldej die mit 
1 392 m* Eiodlimgsnächo Je Einwohner an der Spitze 
liegt. Hinzu kornml freilich, daß iü den dünner be-^ 
siedelten Gebieten der tm Siedlungaberelcb vor- 


handoTiO Anteil an nicht bebauten Flachen größer 
ist als in den Städten, Durrb Abwanderung der 
Bevolkortmg aus dünner hesied eiten Geb Ee ton er- 
höhl sich zudem rem rechnerisch der An Leit der 
Siedtungsnäche für die verbleibenden Einwohner- 
Seil 1965 hat sich die Sledlungsflücho in fast idlen 
Geb letHEin heilen vergrößert. Hierbei haben aber vor 
allem die bebauten Flächen iHof* und Gebäudo- 
fldche, Verkehrsflachen) zugenaminen. Für zie wer* 
den nahezu viermal mehr Flächen als Für die übri- 
gen Siedlungsnächen (z. B. Spurt-, Spiel- und Grun- 
anEagen) In Anspruch genommen. 

Audi die Freffiächen zeigen im regionalen Vergleich 
erbebUchB großräumige Unterschiede zuungunsten 

der stärker besiedelten Gebietseinhelten. Diese Un- 
Icirschiede sind im Zeitraum von 1965 bis 1973 grü- 
ner geworden [vgl. Karte C.4.3J. Als Freiflächen 
sind hicibei landwirtschafüicho Hutznächu eln- 
sch ließ! Ich Brache, natumahe Fliehen, Park- und 
Grünanlagen sowie Sport-i Flug- und miJitä rieche 
Übung splälzti zusammongefaßt. 

Innerhalb der Freiflächen sind für den ökologlsdhen 
Ausgleich die nafurnti/icji Flädim besonders wich- 
tig. Ihr Anteil hat sich, wie aus der Karte C,4.2 her- 
vorgehtp ln den einzGlnci:i Gebiclsolnheiten uicht 
wesen tl ich veränderl- 

Allerdings sind ln den nätumaheu Flächen die ln 
der Statistik nicht ausgewiesenen Waitf lochen sc- 
wie die küstennahen Meeresflächen nicht enthalten. 
Dies ist bei den norddculschen Küste utiinderu zu 
berucksichligon {vgL Karte C.4>2], 

Hinweise auf großräumige Unterschiede ergeben sidi 
auch aus der rüumlidien Verteilung der Verkehrs- 
fJdclien. Die kreisfreien Städte in Hessen und Nie* 
dersachsen weisen z. B. rd. 6D m^ Verkehrslläche 
je Einwohner auf. Dagegen steht dort in den Land- 
kreisen bis sechsmal so viel VurkehisJlache 
je Einwohner zur Verfügung, In den dünner be- 
siedelten Gebieten dienen jedoch viele Verkehrs- 
wege vorwiegend der Fläche neischiießung. Bezogen 
auf die Gemelndefläche ergibt sich für die kreis* 
freien Städte Niedersachseiis und Hessexia ein 
Z^mal dichteres Verkehrsnetz nls für die Land- 
kreise. Die höhereil Anteile an Verkchrsflächen je 
Einwohner lossen sich daher nicht so in lerpre Heren, 
als seien dfe dünner besiedelten Gebiete bevorzugt 
mit Verkehrswegen ausgestaltet. 

Die Veränderungen fn der Rächetujutzung lassen 
Insgesainl erkenne ii, doB Flächen mit ökologischen 
Funktionen, die jedtK-h schwer meßbar sind, wegen 
der bislang ciasoitig ökonomisch orientierten Be- 
wertung von Flächen, laufend weitor zu rückgn drängt 
werden. 

C.4.4 Entwlcklungatendenzon 

Dm bisher Erkennbaren Entwicklüngnn der Fluchen- 
nutzung werden sich alter Voraussicht nach auch 
In Zukunft [urlsetzen. 

Din steigenden Flachenanspniche aind weniger Aus- 
druck und Folge eines Bevöikerungs- und Arhelts- 
platzwachstum-s. Vjelmehr handelt es sich um einen 
zusätzlichen FJächenbedarf, der durch steigende 


C. 4.1 

Sied lungsfläche 1966 und 1973 



Antill I an d«r WirticiiHfttfläGhfl 196 S 

I I üntvr 10 16 

I I 10 bli uniaflSH 

I I IS Wl gnUfSO* 

r~~1 50 bii ühtffr30l6 
r^a 3 D % und nvhr 



Anteil ander WriKhet^fbchB 1073 
I I un»r 1016 

I n 10 bll unHf 1516 

I j 15 bi* Linier 20 N 

I I 20 bll ufiMfaO» 

eb ^upld 



SledlungtflKhe Eirwv. 19SS 

□ unttr 30Q 1 ^ 

[ j 200 tHi uriTiF 40Qqni 

I J 400 bl) yniTr 600 qm 

ptin EOO U* tinilflOOOqm 
^ y'Ti ynd fTvfir 

d-iMlIfn- Sltftrr, Oundnvmt IKno.Jr FflnhurN H^ihm 1| 


Siedlungsftäche je Einw. 1973 

LZI unter 200 qm 

[ I ?Ü0 bii ynior 400 qm 

I I 400 blt unter 600 qm 

GZI] 600 bii untmt 1 000 qm 

fSSSi 1 000 qm und mihr 

BadBtinai^nv unU Ernte 1 ^ 73 , 1 E 7 ä 


GrvndkJirte GebtetMririhftiten MaOitab 1:10 000 000 


KöTte luxn RimrrierrMTun^birrichi 1074 dnr ßundiff*ötirurng. tnefbeltet in dor Bund«lfOridhMn^artttell ftir Landei-kynd# und lUumqrdnunfl 
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CA2 

Natumshe Fläche 1965 und 1973 



Anteil an dif WirtKchattitlBche 1965 
i I unlB^ 15 % 

I I Ifi bli unur^^ 

r~l 20 bii VFittr SOÄ 
I 1 30 bti üniir40% 
izn AÜ% und melir 



Anteil an dar WlrtfchaftiflQchs 1973 
I I unur 1 5 % 

t I IS bli uniffSO?^ 

I I 20 tM» uniffr 30 % 

I 1 30 toll ufiTaf40% 

I \ 40^Mndm4ihr 



N«turnahe Flüche je Einw, 1965 


□ 

I I «o 
1 000 
aooo 

r~~l «000 


ontgr 500 qm 
toi* mm 1 (XMldfii 
bl» unter 2 000 qm 
bli u nii«f 4 000 qm 
ürtd ni«hf 



Naturnsh« Flüche je EitMr. 1973 


□ 

I I soo 

1 POO 

I I aooo 

CZ! *«»(1*11 


unter 500 qm 
toll unter 1 OOÜ qm 
bi» untiiT 2 000 qm 
toi« Lintar 4 000 qm 
und metor 


□uilttn: Staiifl. Bund»imi CNn||L|: B, Hnlhw M BüUinnLjtJunu und £fnc.fl lB72p 1B75 

Grundktm OibltTüinhelten bROP« MilUlato I : 1 0000 ODO 

Kfc-t* lum RiumqrdminiritHricM 1074 tfer &yndeirt 9 !irune, toeprbuitel in dgr Bundaxf u n^unyMnilAll lik LMiltlktJnda und Hpumordnunfl 
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C.4.3 

Brachfläche 1965 und 1972 



Anteil an dm Wiri$chafi$f liohe 1965 
I I unier 0,5 % 

f I 0.6 bli unforl^O^ 

I I VO öli ui>ar2.0% 

[ 1 2*0 % urvd rmHr 



Anteil an d& Wirtschaf tsfl^he 1 977 
i I iiniarO.5% 

□ 0.5 bts unlDt 1 ,{> K. 

I I 1.0 bit unt« 2.0% 

□ 7,0 ^ tiitd mehr 


Freifläche 1965 und 1973 



f reif liäche je Einw* 1966 
I 1 unter 1 000 cim 

I 1 % 000 bi-i uniar 2 000 qm 

I ] 2 OOO btt uniir 4 000 fjm 

] ] 4Ü0Ü bli UfiwröüOOq^ 

[ iii 0 000 qm und mehr 



Fraifläche je Efnw, 1973 



unitr 1 000 qm 
bit qniifr 2 OQO qm 
Ii4i unleMOOOqm 
blt unlar 8 OQO qm 
qm und mahr 


Qutden; Sreilvt. OundeMi^t IKfia-h Fp^hKirla 8. Hpiti* 1: Badinnuliiing und =Ernl* 1906» 1S72| 1970 


GrundkflrtBn Oebletivtrtheliqn eROP, t ■ 10 000 OOO 

Kjru njm HeumordnunijIfbffridKt 1974 dff Bun*iripiwuriq*lÄBtbelt*l m ät* Oundetf ürS^hun^ltel l für Lindtlkund« und RHumordnting 
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DeiiL^cIhfir Hundealag — 7, Wahlpgriodg 


Ansprüche der Bevölkemng an die Versorgung 
mit Wohdriium und luFrdslrykLur sowie durch struk- 
Lu reite Veränderungen Im PmdulcUons- und Dienst^ 
lebtungsbeieich hervorgc rufen wird. Dies beliiffl 
idibesundsre die dichter besiedelten Rüume, 1n 
denen auch bei stagnlejender Bevölkcrungs- und 
Arbeltsp1aL:£eiUwlcLlajig ein weder enw Bahnender 
Bedarf an .SiedHingsFIächen auftreten uird. In dk- 
sep Raumen wird glekh^eilLg ein erhöhter Flächep- 
bediiiE für Freizeit pnd Brholiing sowie für ökolo- 
gische AusglelchsFunkUenen lu ct werten sein. Ein- 
zelheiten werden im SLadtebaubErlcht 1975 behan- 
dElt. Aus dieser AnspruchskOdkUircnz ergehen sich 
Konflikte, deren Lösung gBnieindhche PIqnungen 
zunehmend auch aui übergreifende Flächenkon- 
^eptlonen der Raume rünuny und Landesplanung 
angewiesen sind. 

Im Raumordnungsbericlit \B72 hat die Rundesiegie- 
rung VoTausschätzuuyen einer denkbaren Entwick- 
lung der FIcn±ennut7ui!g veröfFentlidil, Aus einer 
VTfli terführendep Unters udiung liegen inzwischen 
erste Eiyebmsse vor. Sie zeigen u. a., daß d^r 1972 
prognostizierte Bedarf an SiedJungsfladien ütifgriuid 
der unzUTcidienden Datenlage für Verdlchtungs- 
raume vermullldi üherBdiÄtzl, für die dünner 
sifldelteji Gebiete mdglldiei weise untarsdiätzt wnr» 
den ist. Insgesamt dürlt<» die seinerzeit für L935 
prognostizierte Ausweitung nur bei einer ungehin- 
derten Fortsetzung der bisherigen EntwjdcluTig und 
einer weiteren Kteigening der Flidienbedürfnlsse 
der Bevölkenipg crreidit werden. 

Dk naturnahen Fladien werden^ wenn der Trend 
der vergangenen Jahre anhiilt. besonders in den 
stärket besiedelten Räumen weiter abnnhman und 
dort die ber^iLs hsuk viel fach ungünstige Situation 
noch itiehr vorsdüledilcrn. So werden z. B. nach 
et steil UdLersudiungsergohniHRen ln der Geblets- 
einbelt Prankfurt-Darmsladl {24) im Jahre 1985 nur 
Ca. 8SD ni* iin nalurnaher Flacho aul den filnzelnen 
Einwohner entfallen, bei einem Durchschnitt von 
ca> J 550 naturnaher Fläche je Einwohner in 
Hessen. 

Difl WalrEHMchen, die von 19G5 bis 1970 leidit lüdc*^ 
läufig wareHd werden bis 19S5 wieder gröber wer- 
den. Das schließt nicht auRp dalf In den hoch ver- 
dichte ten Gebietselaholtoni t, B. der Gebielsemheit 
Frankfurt-DdJinsLüdt {24 1, sich der rüdcläutige Tr^nd 
lortsetzen wlrd- 

Zusammenfassepd ist kst^ustelkn, da0 im Bundes- 
gebicL uudi bei einem Rückgang der Bevölkerungs- 
Zahl lind des Arbeltspiatzwadisttims wegen der an- 
LellJg höheren Flädienansprüdie keine wesentliche 
Vennidderung des FläcbenhadarlE m erwarten Ist. 

C.4.5 BrachfalliBn rAndwirfBcdiurtliidier NutEllächan 

Zwischen J971 und 1973 haben im Bundesgebiet 
die nicht mahr genutzten [andwirtRchafllkhen Flä- 
chen um ll"/c zugenommeti. Insgesamt aber ma- 
chen die Brachllachen 1973 mcL rd. 272 000 HekLar 
erst l J V* der Wirtsdiaftsfläche hzw. 2 der Und- 
wlnschaftllch gedutzen Flächen aus, Sk steilen 
großräumig — wie audl die Karte C.4.3 zeigl — 
noch kein gravterendfls Frobiem dar. 


Allerdings Rind bereits regionale Kanzentrationen 
von Brachflachen fests^ustellen: Vorwiegend Im Um- 
kreiR von Verdichtungs raumen und liidustlkäland- 
orten, in Gebieten mir ung0n,^tlgefi nalürlichen 
sLrukturellen und arbeitswirlsdialÜlchen Bediu gan- 
gen sowie hohem Anteil unzweckinäfiig organisier- 
ter NEbenerwerbsbelrkbCp dabeä niTüMt die poten- 
tklle Bracheblldung mit der Addition eine Vielzahl 
von ungünäligen Faktoren zu. Dies gilt vor alkm für 
cIbr Ruhrgeblelp das Sauer- und Skgerland, den 
Westerwald mit dem Lahn-DM l-Gehietp dos Saar- 
land NdheUndp die Westplalz, den mittleren Ober- 
rhein und den Unkimaln-Spessarlraum, wo die 
Bradie 1970 schon zum Teil mehr als 10 und 
örtlich bis über 30 V« der landwirlscbaftlich ge- 
nutzten Fidche erfaßt hat. Betroffen sind aber andi 
in Teilg**biHlen ausgesprüdiene FrcmdcDverkehrs* 
räumen wie Harz, Schwa rrwald und Alpen. 

Er ist Claim L ZU technen, daß. Insbesondere durch 
den ökonomisch bedinglen Wandel in der Agrar- 
slrükLui, die Brachfläcben In den Gebieten mit un- 
güTiRtigen Produkt! unsbedingungeji noch Stärker zu- 
nehmen worden. Don wird den ungenutzlen Flä- 
rhen kein auch nur aiindhernd gleich großer Fla- 
Cbonbedarf für andere Nutzungen gepoaüb&rstchcD. 
Vielfach könnLe bei gegebenen Tandeskullurelien 
Voraufssetzungen die Erstaurfoiälüiiy eine auch öko- 
logisch sinnvolle AltemaUve dar^lellen. Ersle Be- 
rechnungen für diu Gubietseinh eiten Hannover (1Q| 
mit ca. 2,9»/ii, Wkstpfalz (27) und Mittul-OslJiessen (211 
deuten darauT hin, daß bis 1990 der Umfang der 
Brachllächen in einzelnen Gubielseiiihclten ganz 
erheblich« Teile der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche erfassen konnte. Freilich deutet die gegen-^ 
warLige Entwicklung darauf hin. daß landwirtschaft- 
liche Fliehen derzeit uichl mehr iui bisherigen Um- 
fiing aus der landwlrlschaftltchen Bewiilschuflung 
entlassen werden. 

Für die rünmüche Entwicklung Lsl die Zunahme der 
Biachnädicn nidit generell negativ zxt heurteilim: 

1. Im dllgemeinHn bal die Brache ükologlsdi vor- 
teilhafte Wirkungen, Busser ata z. B. Inlousiv 
laridwiUschaftlidj genutzte Flächen vermag sie 
ökologiRche AuRgieidisfunkliouen zu erfüllen. 
Aus laudsdhaftsäkologlsdien Gründen bestehen 
in den iiieiät«n Füliou keine Bedenker 4 Bradi- 
flärhen sich selbRi und soiuit der naLiirlichen 
Sukzession zu überlassen. Auf entsp rächenden 
Standorten können üldt z. B. in natürlicher Suk- 
zession Brachlandvegetationyn und -Faunen ent- 
falten, die sowohl hinsichUich Ihrer ökologiRchen 
LeiatnngafählgkejL als audi liinsichtlidi des Land- 
s<haftsbilde$ günstiger zu henrlftltfln Rind als 
landwlrtsdiafLlldi inteitsiv genutzte Flädien. 
Brachflärhen können also nidiL generell als Lond- 
^diaflsschäden hingestellt werden. Häufig wer- 
den Eie vielmehr für überlastete Landsdiaften 
die Möglichkeit df^r Regeneralion eröffnen. 

2. Das B radifallen vor allem von kleineren Parzel- 
len zwiadien landwirtEchalUidi uüer aiidcTweitig 
genutzen Fliehen kann unter bestimmten Vut- 
auisetzungeii ungünsügo Auswirkungen zur 
Fnige haben, etwa BeeinträdiLigunyeu des Na- 


S 2 


Deut^digf PtUide^tag — 7. Wflhipariode 


Drucksache 7/3582 


LurhjiisFihttltes, ries .I-Tholiimasw^rtes^ der Lind- 
sdiafi und dcji Landsdiaftsblldcs oder anderer 
Nutzungslormen, etwa benachbarte!: landwirL- 
scbafUlirber Nyt^flüdien. Btathflächen bedürfen 
nur üüiL einer .PHege"'. wo nie ungünätiuu Aus- 
wirkungen auf beiiadiharte Plädien haben oder 
das landscbaltlicbe Brsdioinirngsblld stdren, 

3. Ein Btadifallen binber landwirtsdiafüidi geiiuU^ 
ter Flächen in den gegenwärtig für mf^glLdh ge- 
büUenen GrÖßeciürdnuiiyen (vgL ROS 72) könnle 
großräumige Verinderungen auch des bisher 
vielfältigen Landsdiaft&blldes ^ui Folge haben. 
Für diesen Falt müBLe vorab RorgfMUig unter- 
sucht werden, ob dadureb Eniwldtlungen einge- 
Eeitet werden r die okulogisdi oder für das Lund- 
schaftsbild irreversibel sind. 

4. Bh iät aber dudi nidit ausxuaäükBeii, daß des 
RradifaElen lanriwlrfsrnaftllcner Nuljfiäriien weit 
un tcr den vorausgesdiäutcn Werten bleiben 
wird, Waduiendes Umwalthewußb^ein« steigende 

Kenntnisse über die Wedbselwlrkupgen stwisdien 
Agrarwirüidiaft und Umwelt sowie zunehmEndeE 
Interesse an qualitativ einwandfreien Agrarpro- 
duklen lassen eineu Ventidil auf die weitere 
Intensivierung der AgraTprodukfion zugiinstfln 
des Einsüt:ze& von mehr Ayraiflüdie denkbar er^ 
sdiflinen. 


C.S NalürHt^e Ressourcen 
C.S.1 Allgemeine Ztele 

Zu den Grundaufgaben der Raum Ordnung gehört 
eine liUigfrisUge Nut::itüiigEplanuiig zur Sidierung 
natürlidier Ressourcen. Mit einer Twedtmäfligen 
Ordnung und Gestaltung des Rautnes sdraffl die 
Raumordnung uneriäßllchB Voraus Satzungen für 
einen wirksamen Um weltsdiutz. Sie beugt damit - 
nebon den gleidilaiis arfordErlidien tedinlsdien 
Maßnahmen des Umwellsdiutzes einer Beein- 
trächtigung ütir natürlidien LebEnsgrUndliigen iiu 
Bundesgebiet vor. 

Andererseits tragt der Umweltsdiutz mit sHinen 
raumbezogenen Maßnahmen wesen ti ich dazn bei, 
die rauxiiordnuxigspälitisdien ZiulvorslellUDgen für 
die Entwicklung der Raum* und Sleritungsstruklur 
£U verwirk li dien. Diese Zielsetzungen der Bundes- 
regierung liegen euch der EntKchließung ^Raumord- 
Qung und Umweltschutz' der Mlmsiorkon/erenz für 
Raumordnung zugrunde |vgL RQB 72 S. 144 ff.}. 

Die vteirßUlgen Nutzungsansprüche an den Raum 
und seine Ressourcen führen zwanysLäufig zu Ver- 
änderungen seines ökologlsdien Gefüges mit oft 
unorwünschlen Ans Wirkungen. Becinträditigungan 
der natürliEhen LebenEgmnd lagen lassen sich jedodi 
nur zu einem Teil durdi techni^dic Maßn ahmen des 
EJmweibithutzes vermeidenp vermindern oder hesei- 
tigen. Deshalb bedarf es einer langfristigen plane- 
risdicn Sicherung der Ressourcen. Sie können viel- 
fach erst bifirdurrii nachbaltiger und kostengünstiger 
bewirtschaftet werden. 

ln allen Tellräumen des Bundesgebietes soll statt 
großriumigor einseitiger Nutzung eine dei ökolo- 


gischen LeiBtungmläbigkeit enteprediendo Misdiung 
von Nuuting&funktionen erhaUear verbessert oder 
gesdiaffen w erdnn. Ge biete mit bohem ökologischem 
Ausgleichspotentlal sind den ausgleichsbEdürUigBn 
Geb je Len zuzuordnen. Ansätze hierfür enthält das 
Bimdesraumordnungsprogramm, vor allEm in der 
geplanten Ausweisung von Vortanggebielen tm 
RAbmen der räumlicb-lunktlanalen Aufgabentnilung 
[vgL Abschnitt C.2.5). 

Für die JangfriäLige Sidieiung der nalürlidien Res^ 
sourcen mit raumbezog eneti Milteln heElBhen fol- 
gende llnzeizielo; 

— ökoioglsdi funktionsfähige Räume mit gEejgne- 
ter natüfiidier AussLaltuug sei Een gesichert und 
ausgebaut werde um hohn ökologlsdie Lel^ 
stungs- und Regcnc rat ionspoten link zu schaffen 
und zu erhailnn. 

~ Liindsdiaflstypisdhe Strukturen sollen erhalten 
und geslaElet werden^ uin die landEdialElidien 
Erlebnis werte zu verbessern. 

— Die Ressourcen, die sich nicht oder nur sehr 
langsain regenerieren, sollen sparsam bewirt^ 
schalteL und Gebiote mit abbauwürdigen Lager^ 
Stätten. HeilqtieUen oder Naiurschutzobjekten 
langfristig gesidiurt werden. 

— Die begrenzte Ressource Raum soll durdi stand* 
□ rLgerechte MohrzwndLnutzüng ralionell bewirt- 
schaftet und dadurch die Eignung für mögliche 
Folgenutzungen Erhalten würden. 

— Die räumiidien Voraussetzungen sollen gesthaf* 
Een werden^ daß okologisdi bedeutsame und 
arlenreidie Biotope erhalten bleiben und dadurch 
hohe hiologisdia PotentiuJE wie audi die Mug- 
lichkelten für wissen schflllliche Forschung ge- 
aidiert worden . 

Regionale Untersdilede in der Umweltbelastung 
koIJeu abgobauL werden^ luiJeni die Situation Ln 
stark belasteten Gebieten verbessert tmd der 
Zustand vuzi gering belasteten Gebieten laiigfrl- 
sllg gewahrt wird. 

— ^ UmwelLEtiionende Tedmiken sowie Verfahren 
zur Verwehung und Wiederverwendung der Res- 
someen sollen in stärkerem MaOe entwickelt 
und angewendet werden. 

— Sddießlldi ufüssen die großräumigen und natio- 
nale Grenzen überschreitenden ökologisdiEn Zu- 
sammen bän ge beachtet werden. 

OuTch diese Ziele aal len Boden, Luft und Wasser 
sowie FEonzen- und Tleiwelt vor nachteiligen Wir- 
kungen mensdiljdieT EingriffE gesthützt werden. Er^ 
schwen wird dies da durchs daß für Entscheidungen 
über konkurrier ende Nutzunysanspniche ökologische 
Deurteilougsmaßstäbe weitgehend fehlen. 

Eine umfassende Darstellung der Umweltsiiuation 
enthalten daK Umweltprogramm tß7i und der Raum- 
ordnung Sberldlt 1&72 der Bundesregierung sowie 
dag UmweltgütaditEn 1974 des Ratey von Sadivor- 
ständigeti für Um weil fragen. Tn diesem Raumord- 
nungsberidil IjegL das SÄwcrgawldit der Darstel- 
lung bei der Ressource WoKEer sowie bei AuEEagen 
zu den Ressourcen Boden [Fläche) und Energie in 
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d^rt Ab^duiitlea C.4 C.?^ Wdlitend die Ressour- 

cen Liirt/KHma (Luftveninrelnigungenp Lärm) und 
Vegetation (Grünordiiung) wegen ihrer siedlkings- 
fipezif Indien Bedevitiing \m StMrlteliauberidit 1975 be- 
handelt werden. Beispielhaft ist die gegenwarüge 
und die zu erwartende Belastung der kef^source 
Wasser dargestelUn da dom Wassor in seiner 
existenÜalLen Bedeutung fiir das mensdilidiE Laben 
und als steuerndem Falctor der Ökosysteme eine 
SdtlüsseliuiLkLlon für die plane risdie Entwiddutig 
der Raum- und Sledlungsstniktur 2 nkomtnl, Ange- 
sidits der an ^elne Menge und Qualität zu stellen- 
den Anforderungen wird das Wasser in zunehmen- 
dem Maße begrenzender Faktor für Standorteiit- 
schei düngen der Siedlungs- und Wirisdialtsentwick- 

lung werdon. 

Aus don raumordnerischen Zielen für die Sicherung 
der niitürUdian Ressouroen lassen sich für wasser-^ 
wirtschaftliche Fragestellungen folgende Forderun- 
gen ableilen: 

— Die angcsUcblo Siodlung^- und Wirtschait^ont- 
Wicklung ist auf die MuglichkaiLen der langfristi- 
gen regionalen Wasserversorgung und Abwos- 
surbeseiLigung äbzusLiinineii. 

— Gebiete mit besonderen Funktionen für die lang- 
fristige Sifherstelinng der Wasserversargung 
sind auszuwelseii (Vorranggebiete), 

— Erfordomisso der Wassorraongon- und Wasser- 
gutewirlsdiaft sind bei der Planung der kaum- 
und Slediungsslruktur stärker zu berüdisichHgen. 

^ Für Betriebe mit besonders sdiädJi±on Abwäs- 
sern ist pine üh^erÜTtliche fSLandnrLplanung nnt- 
wendig. Auch die Abwasserbeseitigung erfordert 
eine überön liehe Planung (Zusammenschluß zu 
Gruppenk lä ran I agen ) , 

C. 5.2 Belafttungasltuakon der Reeaouroo Was&er 
und Enlwlcklungalendenxen 

Die nulzbareri Wasseimcngen sind begienxt und 
heute zum groEUan Teil erarhioKüan. Mit den ver- 
fügbaren Mengen kann der Wasserbedarf des Bun- 
desgebietes Ln der Regel gedeckt werden. Aber 
bereits heute treten Engpässe der Wasserversorgung 
i n Teil räumen auf^ die auf die regional und zeiLlich 
ungleiche Verteilung des Wasserdargebnts oder auf 
unzurekhenden GewässerschutZn der eine Anfbe- 
reitting erschwert oder unmogUch macht, lurück- 
zu führen sind. 

Die ungleiche Verteilung des Dargebots körvn bis 
zu einem gewissen Grade durch den Verbund zu 
grüDeran Veraorgiingssy st einen oder den Ausbau 
von Fernwasscrversorgungsleituugcn ausgeglichen 
werden. Die Aleigenden MengenanfnrderungHn ge- 
rade In dichtbesiedelten Gebieten führen dazu, daß 
qualitativ gutes Wasser immer mehr aus enlfern- 
ten GewinnungsgobiBten mit erbebtichen Investitio- 
nen erschlossen werden muD. 

hl den vergangenen Jahren erhöhte sich der Was- 
servar brauch aller Verhrancbergrupperi in der 
Bundesrepublik^ Er süeg bei der Bevölkerung von 
durchschnitllicb 92 Litern je Ein wohne r und Tag 
im Jahr« 1360 auf 123 Liter Im Jahre 1972. also 


um rd. 34 Bis zum Jahre 2000 wird ein Mittel- 
wort von rd. 200 l je Einwohner und Tag erwartei. 
Die Abgabe von Wasser aus der ülfentlLchen Ver- 
sorgung an die Industrie steigerte sich von 1960 
bis 3972 — bei hoher Eigenförderung — um 
Die GesumtwassernuLzung der Industrie nahm in 
den Jahren 1959 bis 1969 insgesamt um 32 m 
Die einzelnen fndustrlegiuppea zeigen dabei sehr 
unt^rsch iedliche Zn wachsrat e Hh überd urchsc hn 1 1 1- 
Uch nahm der Wasserbedarf der chemischen Indu- 
strie \&2 ^/i] zu. 

Nach Herkunft des Wassers wurden 1971 im Bun- 
desgebiet folgende Mengen liir die öffentliche Was- 
serversorgung gefördert: 


Quell Wasser 352 Millionen in’ 

Echtes Grundwasser . * , . 2 176 Millionen m* 57 

Uferfiltrat 5€1 Millionen m" 

Angereichertes 

Grund Wasser 429 Millionen tn^ 

Flußwasser 51 Millionen in* 

Seewaäser H2 Millionen cn* 3 

Talspcrrenwasser 205 Million en m* 6“/& 


insgesünit .............. 3 626 Millionen in* I ÜO 


Qualla: Verband dar Dflundien Gai- und Wasserwerke 

e. V. 

Dm Karte C. 5.1 zeigt die regional und sektoral un- 
lerschiedlidie inonsprudinahme des Wasserdar- 
yebots. Auffallend ist die starke Beanspruchung der 
Wasservorkofninen entlang der Rheinachse. Abge- 
sehen vuü der inlensiven Nutzung des Oberflächen- 
wassErs — InsbesandarE für Kühlz wecke — werden 
von der Industrie große Mengen an Grxmdwasser 
gefordert. 

Die BeEastung der GewksEer der Bimdesrepublik Ist 
durch die Einleitung unbehandeUer und unzurel^ 
chend behandelter Abwasser erheblich gestiegen. 
Vor allem die chemische Industrie leitet immer mehr 
schwer abbaubaie oder zu beseitigende Inhal tsatolfe 
]ri FließgewäEEer ein, die auch für die TnnkwaEaer- 
versorgung herougezogen werden müssen. Entlang 
des Rheins als Hauptstandort der chemischen Groß- 
industrie kann die Trinkwasserversorgung in eini- 
gen Gebieten, Insbesondere bei längeren Tiocken» 
Perioden r bereits kritisch werden. Schon heute be- 
trägt fß einigen Flüssen der Anteil ao Abw^asser 
nach überschlägigen BerechnimgerL (okiie Kühlwas- 
ser) zu NlBdrlgwasserzeiten bei durchschnUtlichem 
Verbrauch ca, bei Spitze nbelasttiugen zu 

Niedrigwasserzeiten dürfte der Abwasserantell hta 
1905 sogar auf 80 anstelgen. Zusätzliche Ge- 
wässerbelastungen ergeben sich aus der unsuch- 
gemalJen Ablagerung von AbfällBn^ aus Schadens- 
fällen in Betrieben und beim Transport wasserge- 
fahrdender Stoffe sowie von Schadstoffaiip Dünge- 
und Pflanzen scliutzmIttBliii die durch Niederschläge 
von überbauten Flächen bzw. landwirtschaftlich 
genutzten Flächen abgeschwemmt werden. 

Die regional unterijohiadhcbe Behandlung des Ab- 
wassers Ist In den Karten Ch 5.2 bis C.5.4 dargestelUi 
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C.5.1 



IDOW 


Wasserförderung der Industrie und der öffentlichen 
Wasserversorgung 1969 


Wasserfördsfunfl in 1 000 cbm |e Tag 

B Obei llüchenH^siei 
Ori^dwmfcr 

Wn»rv?nCH-gun(|: 

Gjund- und Obof^lächen^tlfir 
nn Lfliiiverbroibichir} 


100 1 000 
1 ÖOO DbfTli ^ Th|P 


QLifill«; $XItIit. Sunckrlanri (Hrtigillj FaicfMlTJv Dj RäihB & 

OnifKüi^aft« BROP, Kr«iiflriin»n VZ 1070 MA-Qiub 1 : 4 000 000 

Kint lum Rjumordnunfibiddii 1974 dar Oundfltrag'lirung. bairbaiiai \n dar Bundinrdrfchyngstntiili L«fidackijnOi und RAum^rdnurg 
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C, 5.2 

Öffentliche Abwasserbeseitigung 1969 



100 t 000 

1 009 Tflu 


TO OOO 


Abwdssorbeseitil^ng in 1 DQO crbm je TaQ 

Gtrain l^i (n ^pf fent I Ichfln KrärnriLB^; 
l^n BKfl- yrid Gryn4w»wr 
HH JoduiTrlt^lfli Abwunr 

hüuili£ti^ und l<l4io0riMf)ptiiic9iä£ Abwtiief 

Ungq-TvInPgE : 

hMiEE|ti«i und kiain^gvygrdlictitl Abvmt«r 
64 r*ctinfun 9 ifili 


OiMjlto: 3t*ll4t. ^undAiAfnt |Nnf|L^: Ficrktstl* □, Htin« 

Cryndkim n«Enl^t1 «n Krili^nnf«n VZ 1970 1 : 4 000 000 

Knrlv ium Raumordnuofnt^rictil 1574 dfr BurnteiriflJB ry rpp, teirbfiUt Sn dir DyndrrlorKchunpiVTlllll lür Linotlkyodl und RlW mordounfl 
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C.6.3 

Abwassersuf kommen der Industrie 1969 



AtMrasserauf kommen In 1 QOO Cbm ^ Tag 
I j vartdimuni l^rtlnlgi und tingaralnlgU 

niefii wrfctimuii'T und un^nom 


t T V 

, :. / pHW i ^ 1 

J / 'S 


y ^ V ^ ^'-1 






□utEH; SiftliiT, BiJF*0«Mrn.r (Mri^.h Po^hTtrt« O, n*lh* B 

Grundk^flE Gebivn^ii^tiäil«*^ 0ROP, VZ 1070 Möflat^b 1 : 4 OOOOOO 

Kfilw lum RiaurmrdnufiBibqricht 1074 d^r 0iindaKf«^run|L tie»ftiäkt4li tn dm BündaL^DrKTiiAntttarmail Uw Lanchikund^ und H«u mtif dmuiig 
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C.5.4 

Anschluß an vollbiologEscha Kläranlagen 1$69 



Anzahl dar Einwohner 

CZ] mkl WllUOlOflkic^A 

KlUinnlAgen (Jn Bfrli^i IWäitl 

Ttiit AtmaSSrrVtsrregnynflJ' 

fnh urrzurticti isricte^ iXler 01^10 
Amcti^uft an KlärBnIaqim 


Qutllv: AÜ^BABrtlttillihfn dtt L¥r>ij0r 

Giurifltfrrl 0 GäbIfitH liTlhvi len BROP, Krailjifarkzjn V2 $9^70 1 ^ 4 OOOOdO 

KivrlB fuin RouiTiDrdnyn^bBrict^t 19^4 chjf BkiritJe*r«# 0 rutig, b« 0 fl 4 «ilot in tht eunt^ilun^hupUlinf td | fjJr LondiiT^kundv und Raumpniinung 
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Wie die Kartei C.5.2 Ist der Autelt der Ein- 

wohner, deren Abwdsü^er nuoli mehl In Öff entliehe 
Sam melkana II satten abgeleitet oder nach Sammlung 
unbeliiiiidclL in die Gewässer eingeleät^t wird. In 
den meinten CiebietBeinhelten nuch lelaliv hach 
(ca. 20 his 50*/» des Gesnmlaiifkommena). Dan 
ungchlärL abgeleilelc Abwasser erreicht in den Kü^ 
Atengebleten die hdehsten Anteile. Etwa die Hdllte 
desi industriellen Abwassers (ohne KüWwassei) wird 
kinmUtelbar über oJtentliczhe Saiuiiielkdualisitlion 
abgeleitet. Davon wurden noch 1909 59% In 
öl le ntl i eben K Idranl age n beliandell . Zusi IzJ ich es 
Srhrnuliwüsserflufkommen aiiR dem Oberüaehen- 
dbfluB von bebauten Flächen ln dichtbesiedelten 
käumen ist italiatiBdi nur ihijcu reichend erfaOl und 
deshalb nur teilweise karlograllsch aiisgewlesen. 

Die Auslagen der Karte C.5.3 beruhen auf nicht 
Oberprülten Eigenajigaben der Betriebe. Gleichwohl 
ksüän sie die starke Belastung des Rheins mit 
Abwasser und KühSwöSSBr erkenrien- Der hohe An- 
teil unverschmutzten und ungenutzten Wasser ln 
den CebletireinheitEn DüiaaMorf und Köln n lammt 
aus der Absenkung des Grundwasserspiegels für 
den KabJebergball. 

ln dei Karte C.5A Ist der Ausstattungsgrad der voll- 
biologischEn Klaranlagen von 1969 dargesLellt. Seit- 
dem sind weitere Anlagen in Betrieb genommen 
worden. 1969 waren ^4,9% der Bevölkerung an 
eine voll biologische KlÄ ran Inge angeschloB^n. Auf- 
fallend sind die hohen Anschluß werte in einigen 
ralaüv dünn bEsiedalten {Lüneburgarhaide, Braun- 
schwelg, Gdttlngen) und die niedrigen Anschluß- 
werte in didil besiedelten GebietseLnhellen (Essen, 
KßlOj Mainz — WjEHhadEn). Die regional unterschied- 
liche Beläslung der Gewässer wird erst duidi abso- 
lute Zahlen der nidit an voll biologische Kläranla- 
gen angeschlossenen Einwohner deutlich. So körnen** 
trieren sich an Mittel- und Niederrhein ca. 8,7 Mil- 
lionen Einwohner und an Elbe- und vvesermündiing 
ca. Sr6 MiUEouon Einwohner, deren Abwasser nicht 
vollblologiach geklart abga leitet werden. 

ln diesen Gebleteo kommt eine überdurchschnilL- 
liehe Belastung mit industrieHen AbwÄssern noch 
hinzu. Um die gesamte Abwasserbelastung Ln dc!n 
Teilräumen tcst^ustfllten, müfisen künftig weitere 
Merkmale (Schädlichkeit des Indu^trlelleuH klein- 
gewerblichen und landwirtächaitlichen AbwasserB, 
Lelatungi^fählgkeit der AbwaMeranlagenJ fltatlfdlsch 
erfaßt werden. Schwerpunkte Jür [nvesütfonen im 
Kläranlagonbau können aus der Kart« C.5.4 abgelei- 
tet werden. 

Die Karle C.5.5 Zfltgt den blologLscben GewÄsser- 
gutezustand der Flüsse im Bundesgebiet. Trotz 
zahlreicher MuBn ahmen in den letzten Jahren 
konnte noch keine wesentliche Verbesserung er- 
reidit werden. Bei der BeuiteilQug dieser Karte 
ist zu hfl rijek sichtigen, daß Veraaliung, hoher 
Schwebstoftantoii sowie die Kumulation anorgani- 
scher und nicht abbaubarer organischer Stoffe ala 
wflsentTtche Belastungsmerkmale methodisch nur 
unzureichend erfaßt sind. 

Dä$ Selbstre In igungs vermögen der Gewässer Ist 
vielfach übn^rf ordert und dan natürliche Gleich- 
gewicht In vielen GewÄsserabschnitleng oft In gan- 
zen Gewässern, gestört. Zu der Abw assertast koin- 


men noch aufgewärmtfl Kühlwa^.^er, die den Saner- 
stoffgehait verringern und die Selbstreinigung der 
Gewässer weiter mindern. Um das Ziel das Umwett- 
programms der BundesTegiemng zu erfCillen, für 
alte verimremigleti Gewässei mindestens die zweit- 
beatfl van vier Gütflklassfln zu erreichen, aind nach 
erhebliche Anstrengungen erforderlich. Die Reini- 
gung der Abwasser Ln konvenUunellen biologischen 
Abwasserreinigungsanlagen reicht allein nicht aus. 
Weltergehcnde MaOnahmen zur erfoiderlictien Sa- 
nierung der Gfl Wässer, wie Hntternung entsprechen- 
der Stoffe bei Einleitung ln Seen und langsam ftle- 
ßvadu Cewässkur suwlu vun ^diwer abbaubaren 
künstlichen organischen Stoffen und Schwermetal- 
kn. sind notwendig. 

Neubau und Ausbau von Kläranlagen bähen die 
steigende Belastung der Gewässer nicht auflangcn 
külirien. Für Abwdsserruinigung und Kanalisation 
wurdflTi von der öffentiictien Hand ln den Ländern 
1972 und 1973 mvestkit: 


Land 

Bauvalumfln In 
MiUlonsn DM 

1073 1 1973 

Schleswig-Holstein .... 

47 

77 

t + 64V«) 

Kambuig 

9B 

lOQ 

(■h 2*/*) 

Bremen . * ► 

24 

25 

(+ 

Niedersächsca 

225 

275 

(+22 »/fl) 

Hessfln « + ^ ^ 

3B9 

414 

(+52»/*) 

Nordrhein- Westifl len 

713 

716 

— 

Rhein] an d-Ptfllz 

204 

223 

(+ 9Vfl) 

Biiden-Wümemberg 

346 

270’ 

(-22 */») 

Beyern . , 

305 

437 

(+.j30/fl) 

Saarland 

41 

39 

(- 

Berlin fWest] 

114 

110 

(- .l*/») 


Quelle: Wasicrwlitsdiafillchc Jahroshcildite der Länder 
Ihj ^Wsfi^r und Baden* fiTT 1971 und SH 1974 

"3 Diasa aLedriga Zahl baruht nadi Mitteilung des Landes 
darauti daQ Kanali^tLonämaBHahmeii im örllidkon Be- 
teidi nicht mehr aufgenntntnen werdfin, weil nldii 
mehr bozuKchuai werden. DIb Lnveathloneii von KlOr- 
onlayen haben sidü von Tb72 auf 1973 um 7 % erhöht. 

Einen Überblick über die GesamünvBsti Ilona n für 
Kanalisation und Kläranlagen 1970 bis 1973 gibt 
dk Tabelle C.5,L 

Dar Ijiv^Bütionsaufwajid alLein für den Kläranlagen- 
bau nähm ln den letzten Jahren erheblich zu- Er 

betrug 

1994 bis 1970 ca, 400 Millionen DM jähtllcli 

19B4 bim 1971 ca. 600 MMlioniin DM jährlich 

1964 bis 1972 ca. 730 Millionen DM jährlich 

1964 bis 1973 ca. 870 MLlllonen DM jährlich. 

Unter Berücksichtigung der Baupreisent Wicklung 
Ist die reak [nvestltiun Jedoch kaum gebtleyeiij be- 
zogen auf difl Beupreisfl von 1962 würde das In- 
vestlUonsvoluinen von J973 noch unter dem von 
1964 (400 Millionen DM) liegen. Um das Ziel einer 
spürbaren Verbe-sserung des Gütezuslandes der Ge* 
Wasser bis 1985 erreicheit zu können, müssen die 
IdhrlichED Lnvestitionen für AbwaEseireinigung und 
Klärschlammbesettlgung auf iiiJnde$teiii; 1,5 Mrd. 
DM gesteigert werden. 
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Tabelle CS.l 


[nviMtlUon^n tDr KanaUsaUon und KKäronlagun 
— Big enmi lieh LÄndersuidias&e tind Bundeshkiten — 


Jahr 

AoffSÜi. 

liitaffi«- 

fcOittfD 

Eüiv#^ 

ilÖlfl- 

iq Mil. 

llüJlkfi 

DM 

EÜQumLt. 
Inl ■£■- 

]Jdi 

KaiidLftl- 
ni^l |D 
MilUuBBn 

DM 

Zu^ 

»rtiftii# 

littE 

tAndcr 
ln AUL- 
llnnTD 
ÜM 

BundeshLLfen 

AQlHnlt-uLLut^ 

bir*ldi 

CVDHlDHtulfEMUl' 
fftb« Vtibuiininp 
dnr A ornTitnihtnT 
und du Käa>t«a- 
HhnEEni 

Wblti^llU- 

ItrulEttiriHrvIdi 

Cl^BlBllurflBllA- 

■Enmg 

Wift. 

■riiBfiiiiruktiu^ 1 

lüir- 
Kr#dll« 
Ib Mil- 
LL4n«P 
DM 

»oilBn- 

1««- 

Pin- 

dtiDun 

Zu- 

idifiiH 
LB Mil- 

□M ) 

Z^ni- 

flOB- 

itige 

lififiL 

ElTi^wr- 

blLLkiflt 

bhffn 
in M1I- 
]Jmu 
DM 

Zu. 

fdid»* 
bB MLlifn^ 

ihH dm 

ZLDI' 

lüg« 

Ufiü 

TiBiVifr 

blilifEB 

D«t. 

IftbfliL 

in MiT- 

llontB 

DM 

Zu- 

idiflun 
ln MlL- 
IEd««!! 
E}M 

Zini- 

aoa- 

üLi]« 

und 

r| 2 tiiv#r- 
bilJJac« 
Dht- 
L*b«n 
ln Mih 

im 

Zu- 

ididiM 
Ln Mbl- 

]lnn«ft: 

DM 

ZLrii- 

gUn- 

und 

TEBBimr. 

bLUlaN 

Dbi> 

l«t«& 

hB Evlil- 

DM 

1970 

Kanalisation 

1 64ä 

1 157,5 

342 


90,6 

— 

— 

8,7 

4,8 

— 


9,2 

. — 


Kläranlagen 

41B 

231,3 

130 

27,1 

31,3 

— 

— 

4,5 

0.2 



17,5 

— 


zusammen . . 

2D6t 

1 t 378, a 

488 

57,2 

112,1 

— 

— 

13,2 

5,0 


“ 

26,7 

— 

1971 

Kanalisation 

1 707 

1 391.4 

314 

26.4 

50.8 

— , 

■ r 

1t, 2 

— 

— ^ 



13,2 

— 


Kljkrablagon 

633 

220.? 

107 

37.9 

15,0 



3,3 

0,5 

— 

— 

128,6 

— 


zusammen . . 

2 340 ; 

1 .^72,1 

461 

64,3 


— 



H,5 

D.S 

— 

— 

141,8 

— 

I97Z 

Kanalisation 

1 795 

1232.5 

386 

39.8 

114,7 

- — ^ 


— - 

— 

12,6 

0,1 

9,3 

— 


Kläranlagen 

731 

305,4 

177 

40,8 

46,8 

— 

— 

— 

— 

6,6 

j — 

144,6 

10,0 


zusammen , . 

3 520 

1 537,9 

563 

60,4 

161,5 

— 


— 

— 

10,2 

0,1 

153,9 

10,0 

tm 

KonalisaLioii 

J 797 

1 269,0 

429 

— 

— 

48,0 

29,2 

. — 

— 

14,0 

0,s 

6,5 

— 


Kläranlagen 

671 

394,5; 

315 

— 

— 

37,8 

H,1 


— 

7,0 

0,1 

1 B7,D 

28.5 


zusammen 

2060 

1 

644 

! 

— 

7S,ß 

1 40,3 

— 

— 

21,0 

0,6 

193,5 

28,5 

1974 

Kanalisation 

[ 

♦ 

* 

— 

1 


1 


— 

, 




— 


Kläraiilagca 

1 A 

* 

- 

— 

— 

- 

■ 

“ 

— 

- 

- 

240,0 

30.0 


zuaanunen . 


- 

- 

— 

— 

Td.Bl,0 

■ 

— 

— 

■ 

- 

240.0 j 30,0 


') ab Lianuaj' 137'J ab L Januar i^72 


Qu^Üc: Jahfcirbviiditc d^r Wasstfwirtschftft 


C.5.3 MaBnahmen 

Im ftftuinordnungsgefi^lz dP5 Bund«» sind schon 
Grundsätze für die Sicherung der ndtüiHchen Le- 
bensgrundlagen featgnlegL wurden. Uber die Ver- 
wirklichung dieser GniRdsAtze und die dafür be- 
stehenden landesp 1 011 ungsrcchüichen Inst ruuie nie 
wird im Abschnitt D.1.3 hericfitaL I>ie langfrisUge 
Slchemng der nLalürllchen Ressourcen ist Planungs- 
grundlage für eine zlelgeiedite Entwickliuig der 
räumlichen Struktur des Bundesgebietes. 

Mit der Verwlrldichung des groüräumigeö ptmkt- 
axialen Siedlung saLrukturkuitEepta dea Bundes rauin- 
ordDungsprogramins werden wesentliche Vorausset- 
zungen für die aeäsöurceii$lcheruög geschaffen. Sie 
wirken wachsendem Flachen ver brauch, der okolo- 
gische Beeinträchtigungen verursechti entgegen. 


Auch die vorrangige Förderung beälimmteE tnfro^ 
struktu rein rieh tu Eigen (z, B, Zentrale WasRerveraor- 
guEig. Klara n1 dg CD r FemheSz werke) ln Rlumen mit 
besondBren Engpäsaen wird dazu beiEregen, die Um- 
weltbelastungen nachhaltig zu verrlngem. 

Durch die im Bundesraumordnungaprogroinin vor* 
gesehene Bestimuiujig von Gebieten iniL besonderer 
Bedeutung für bestimmte Funktionen (Vorrang- 
gebiete) wird die für eine gesunde Umwelt erfor- 
derliche räum flehe Funk Uons viel fall erhalten^ ver- 
bessert Oder geschaffen (vgl Abschnlit 

ökologisches Poteutial und landschaftliche Struk- 
tur beduifeQ der Analyse und Bewertuiiy iui ZusdEU* 
mnnhang^ um daraus EntschaidungBhilfen für die 
Abwägung koukurrJerender Raumansprüche zu ge- 
winnen. Halte daa bisher im wesedtfichen forEget- 
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tfgndei Reich saiiaturbchuLzgejieLz lud [glich HLindliiäben 
für FiÄchen-, öbJekU und Artensrhuti neb«n un^u- 
rcichäuüfin Beteilig ungsj cg ein geboten, so bringt 
di« flingelek^et« AkLualiflierung dEE Landachafün- 
rcchts eine wosentlich stärkere Gewichtung von 
LandsdiafLsplünung und Land^dialLsetit Wicklung r Im 
Raumordnung sberldit 1972 ist die LandschÄnspla- 
nung als widiügsttis raumrelevanlu^ InstrumenL des 
Emwurfs eines Bundesgeselies über Nitnrsdiulz 
und LüiidächultäpflegE bereits eingehend daEgeslelltj 
der ln der 7, Legislaturperiode erneut elngehrachte 
Entwurf befindet sich noch in pailamentarischer 
Beratung (xu neuen Lände rgeseLxen vgJ. AbschmEt 
D l 3 3). 

Fe tue r sieht das BuiitleswaLdgeselz, das in Kürze 
verkündet wtrd^ eine forstliche BahTtiEnplanüng vor, 
durch die die Nutz-, Schtiiz^ und Erholung sfunktie- 
nen des Waldes geEichert werden sollen. Die in 
den forstlichen Rahmenpltnen ^nthallenen raum- 
bf^deüLsamen Erfordernisse und Maßnahmen werden 
fn Progratniue und Pläne der Landesplanung unter 
Einschluß der Rcgioiialplüiiuiiy aufgencuiiineii |§ 5 
Ahe. \ u. 3 

Stauden bislang beim Umwelt^diutz Maßnahmen zur 
Minderung oder BeseiLigung vorhandener Belastun- 
gen Im Vordergrund — sie müssen 7 „ T. noch erheb- 
lidr verstärkt werden — se sind lui Zuge der Vet^ 
wirklidiung des UmweUprogramms der Bundes- 
regierung rcditlidhc Vorsdhriflcn in Krsfl gelreEcn 
oder im Entwurf vorgelagt, die in ersLer Lioi« dei 
Vorsorge dienen. Sie fassen wesentliche Verbesse- 
lungeti erwailen, besonders durdi die Bekämpfutig 
schädlicher Umwelteinwirkungen «n der Quelle des 
Entstehens. 

Das Bundes -Imin I Bai onsEdiutzgesElz vom 15. Marx 
1974 (BGBi. I E. 721} enlhSIt, neben Vorschriften 
des lechutsdien Umweksdiuues audi BesLimmungen 
mit spezifischem Raumbezug. Hervorzuheben fst, 
das gemäß f 50 bei raumbedeutsämen Planungen 
und Maßnahmen die für eine besEimmtE Nutzung 
vorgesehenen PlÄdien einander $o zuzuordnen sind, 
daß sdiäühdie Ouiwelteinwirkungen, indhesondere 
auf Wohngebiete, soweit wie möglich vermieden 
werden. Besondere RaumbedeuUaEnkcil erlangen 
die FEslsetzung von LuflbElaaLungsgebieten Enil 
ständiger Kontrolle, Emlsslonskatastem und Luft- 
xciDhaUeplänen für Abhilfe- und Vorsorgemaßnah- 
men sowie die PeaL^etzung beüonden Rchutzbediirf- 
Üger Gebiete. In denen bei amiau^diarmeb Wetter- 
lagen Verbote oder Bnadiränkungnn für AnlagüEi 
oder Brennstoffe ausgesprochen werden können. Das 
Bundes iEnmissionssdiutzreiiit trägt damit wesenUicfa 
zur Erfüllung des Ziels der lenglristigen Eidierung 
gesunder Lebeiisbcdingungcn bcL 

Nach dem Abfallbüieiüguiigsgeselz vom ?. Juni 
1972 (BGBl. T S B73) sind von den Ländern gemäß 
I 6 für ihruji Bercidi iiadi überörtlichen Gesldits- 
punkten Pläne zur Abfallbesedigung aufzüslellert^ 
sic sind erst z. T. erarbeitet und werden tn der 
Regel als fadihdie Teilpläiie iiadi den landcspla- 
nungs recht liehen Vorschriflen aulgeatEllt. ln dem 
Entwurf emes Ändcningsgcseizes zum Abfallhesel- 
tigungageaeLz (Bundusrats-DfudLsache 300/7 4- Be+ 
sdüuB] kommen nach dem gegenwärLlgen Beratungs- 


stand umweUbezogene Erfordernisse der Raumord- 
nung verstärkt zur GeLlung. Es soll u. a. ergänzend 
bestimmt werden, daß Abfallbeseitigungspläne der 
Lander aufeinander ahzusliiumcn sind, um Insbeson* 
dere eine gemelnfiaine Nutzung von AbfaLlbeseiLi- 
gungsanlügen für bcslinunte gefährliche Abfälle 
sicherzustellen. 

Eine Voisurgewiikung wird auch das von der Bun- 
desregierung vorbereitete Abfallwirtsdialtspro- 
yiamin haben, in dem das Schwergewicht auf der 
WlEderverwendung Und Verwertung voti Abfällen 
(Recycling} liegt Die Wirtschaft hat mit dem Ein- 
ndilen von i.AbfaUbörsen" bereitü erste Schritte in 
diese Richtung getan. Diese Vorhaben entsprechen 
dem Ziel sparsamer Bcv^irlsdiaftung der Rohstoffe 
quellen, verringern die xu beseiligende AbfailmCngc 
und crlcidiicrn damit die Wahl von Standorten für 
Hesel t igung aanl agen . 

Die langfristige Sicherung eines geordneten Wasser- 
haushalla ist inil duni gelLeudcn Wa^äciredhl von 
Bund und Ländern noch nicht hefrledigend zu Ibaen. 
Die BujidEüiegieiuny hat deshalb den Eniwurf eines 
Vierten Ciesetxes zur Änderung des WasserhaUM- 
halUgcselxcs [Drudtsadie 7/38ß], den Entwurf eines 
Abwasserdbgabengestitzes (Dtucksadtc 7/2272) so- 
wie den Entwurf eines Waschmltte|ges«tzes (Druck- 
sache 7/2271) vürgeLegt. 

In der Vierten Novelle zum Wasserhaushaltsgiselz 
ädiliigl die Bundesregierung Vorsdirlften über bun- 
rIe.selnheitMrhe Standards für die CewdSiseryüte, 
über Grenz wer le für das Ein leiten von Abwasser 
und über LedmisLhii Regeln für Anfagcn zum Lagern 
was^ergefährdender Stoffe vor. Die Novelle sieht 
außerdem für die Raümordziuiip bedeutsame be- 
fristete Veränderungp sperren zur Sicherung wasser- 
wirlsdiafLlichei Planungen und Bewirtsdiaftujigs' 
pläne für heRtimmle Flußgebiete vor. 

Für die Ausarbeitung wasserwirtschaftlicher Häh- 
menplane nach j 26 Wassurbaushaltsgesetz werden 
erhebliche Zeiträume bendligt^ so daß aidi gegen- 
über dem im Raumordnungsboridat 1972 mitge- 
teilten Stand nirhLs Wesentliches ge ändert haL Dd-^ 
mit fehlt es weiterhin an geeigneten Grundlagen, 
die Wasser wirtsdmftlltiien Erfoidurnisäu bei der 
Planung für die räumliche Gesamt nnt Wicklung recht- 
zeitig und ausraidicnd bcrüdcsichtlgen zu können. 

Mit dem Wasdunittclgesetz soll eine Einflußnahme 
und Kontrolle auf die Zus-amnionsetzung von Wa.sch- 
Und Reinigungsmitteln ausgeilbt und dadurch u. a. 
der Phu^phatbelastung der Gewässer durch Wasdi* 
und Beinioungsniittel vor^ebeugt werdeu. 

Durdi das Abwasserabgabengesetz soll für die Zu- 
kunft eine wirksamere Reinhaltung der Gewässer er- 
reicht und die Koslenlasl für die Vermeidung, die 
Beseitigung und den AusgLeidi von Gewässerschädi- 
gungen gerechter verteilt werden. Nach dem Verur- 
sach arprinxip wird dem Hinleiter von Abwasser eine 
Abgabe nach Maßgabe der Schadtidikait des einge- 
lelteten Abwassers auferlegt. Öamll soll ein erhöhter 
Anreiz z tim Bau von AbwasserhehandJungsan lagen, 
zur Verbesserung der Abwassurruiiilyungstcdinlk 
und zur Einlühruiig «hwnsserloser oder -armer Pro- 
dukt! onsa verfehlen geschaffen werden Das Mittel- 
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aurküiiimeii üoil für MaHnähiiiüii ^ur Erhaliung üder 
VerbafLRFriiing rfer Gflwäspjftrgütft ^w«{icgc!bi.iiidfin 

Neben wesentlidi verbesserter ReinhalluDg der Ce- 
wüäser werdtiD die^e Guüetzeni würfe auch giinslige 
Auswirkungen auf den Wohn- und FrefaeUwert so- 
wie die Slaudorlgunsl van Teilraumen üesi Bundes- 
gebiRtPs haben ^ 

C,6 Arbeit 

C,6,1 Allgemerne Ziele 

Eine öusreichende Zahl von genugflnd qualiiizierlEn 
und differenzierten Arbeitsplätzen und BemfsbSl- 
dungamäglidikeiten in nllEn TEiträunien des Bundes- 
gebietes hi eine der Voraussetzungen für glelcfa- 
wertige LebansvarbaUnisse und für eine bessere 
regionale El nkoimnensent Wicklung. Die Raumord- 
iiuiiyspolitik der Buiidesieyieruiiy sUebl dühez eine 
rÄumllche Verteilung der Arbeitsstätten und der Ein« 
ridLiuiigeu der beruflidieii Bildung arir die für die er- 
werbsfähigen Bewohner aller TEilräuirifi eine ruag- 
lidwl freie Wohl des Berufes und der Beschäftigung 
gewähr lei ittEt. Dazu KolJen di« rEgional dilferenzitfrL 
einset^bären rauinwLrksamen MaDnahinen vor allem 
in der Wirtsdiüfls-« ArbuiUiinürkU Und Bildungs^ 
Politik stärker koordiniert werden und sich an den 
gruGräuiulyeii und übeifadiJIdicn Zielen des Bundes- 
ra umordnung Rprogramm Ji nri« n tiEren. 

— Die regionale WirtscboftspoUiik strebt die Ver- 
bflSHErung der regionalan WirtsdiafUistrukLur an. 
Damit soll aueb die räumliche Verteilung der 
ArbeilspliiUt! nudi Zahl und OuäliLät verbessert 
werden. 

— Die Zi«l« der Arbeitsniarktpalihk sind nadi dem 
Arbeitsfürdeningsfeseiz auch darauf geridiiet, 
die Slruktur der BesdiüfLiguny riudi Gebieten 
und WirlRchatts^weigfln lu vErhEasem^ 

— Die BUdungspoliUk zielt mit den Maönahinen des 
b«nj fliehen BiLdungsweaens audi auf ein« bes- 
sere Qualifikation der neu in das Aibeitsleben 
«LnLre Lunden Erwerbspersonen ab. 

Die Raumorduungs Politik strebt eine luiELungslöhiye 
großräumige Siedlungsslruktur an* die ausreichend 
yruBe und differenzierte regionale Arbeitsmärkle er- 
mngiiäit und dadurcii zu auRgewog«npn regionalfln 
Hrwerbsvorhältnlssen beitragt. Damit wird die Reali- 
siuning der Ziele der WirtschallB-p Arbeitsmarkl- 
und Derufshlldungspofitik unLerstülzL. Dadurch soll 

— die Veimittlung freigeseuter Arbeitskräftep die 
s«ktoTale Mobilität und die HirigLlEdeniTig jnlän- 
dlsdier Arbeltskraftrescrven in den Arbeftspro- 
zeB erleidiLerl werden j 

— die Konjunktur Steuerung im Hinblick auf die Be- 
schdÜiguugsprublenm m wirLsdiaftssdi wachen 
Gebieten unterstützt werden] 

— em breiige radiertes AngebaL und dl« wirlsdiafl- 
II ehe Auslastung von Clrirlchtungen der benif- 
lidreii Bildung cmiöglidn weiden. 

Di« Raumordnungsziele und di« fadipalitLEdnm Ziel« 
Im Bereich Arbeit sind also — zumindest bei lang- 
fristiger Belrdchtung ^ gleidigerldileL 


Bei kurzfr IS Ligen fadipoLitisdien Zielen, wie etwa bei 
der Behebung von Arbeitslosigkeit durch konjunk- 
lurpoliüsdie Mdßiiahinen, können sidi Gegensätze 
71 ] Raumorrinungszleten 7. B. dafiurtt «rgebEn, daß 
diese MafSnahmen in den schwach slmklurlerten 
perip heran Gebieten nicht selten waniger durdi- 
sch lagen als in ansgegLidheuer strukturierten Räu- 

[iieii. 

In der Rezessiüii 1^74 hal deshalb die Bundesregie- 
ning mit den beiden Monde rprogrammen vom ti. Fe- 
bruar und 25. September regional gezielte Abstüt' 
zungsmaßn ahmen durch gef ülirt. 

Audi be^i der Standon wähl von piivatwlrtschaltllchen 
Uiuernebmen und öffenllidien Eiiiriduunyoii können 
sich raumnrdnung-spohttsdiE Prohlemp ergeben. Es 
werden häufig Standorte in dichtbesiedellcn Räumen 
mit grobEn Arbeitsmärkten, guter Infrastrukluryer- 
sorgung und hohen Agglomeraiions vorteilen bevor- 
zug L. DeiarÜgc SLandartantsdleidliiiyen sind über- 
wiegend an einzelbelriebllchen Erfordernissen ausge- 
ridileL, künneii aber bei SlandurLpiäferunzen für 
VerdlchUingsriume dazu führen, daß sich die beste- 
henden Stniklurprobleme dez Verdi dhlungsriuine 
und die räumlidien Disparitäten gegenüber den 
schvifadistrukiurlerten Gebieten verstärken Im Be- 
reiiit der regiunaten WirtsdiaftspaliÜk wird hier 
mit einem entsprechenden Anrelzsystem gegenge- 
steueiLp bei der Standorlwähl affenllidier Einridi- 
tungen sollte jEdorb die ölfeoÜlche Hand stärker ats 
bisher raumordnungspolitlschc Gcsichtspuiikle zur 
Geltung bringen. 

Mit dem Bundesräumordnungspioyiämm ist ein 
neuer Rahmen für ein« Koordiniorung der versdhie- 
denen raum wirksamen Aktivitäten gegeben. Hs darf 
mdssaen nicht verkannt werden, daß eine Rpürbare 
Verbesserung der derzeitigen Untersebiede in der 
rEsgianalen ErweibasLnikliur nur innerbatb längerer 
Zeiträume zu erwarten ist. 


C.B.2 Räumliche BHuatlon 

und Entwkklung5f«nd«nz«n 

C.6.Z1 Zahl dar Erwarbifällgcn 

Im Zeitraum 1B7Ü hia 1973 hat di« Zahl der Erwerbs- 
tätigen im Bundesgebiet noch von 2bi494 Milllouen 
um 572 000 auf 27,066 Miliionan zuyenDinjiieii. D«a- 
senungeacbtel Ist Im Bereich der Landwirtschaft eine 
weitere Äbiialime von 50 000 und neuerüinge Itn 
verarheitenden Gewerbe — ulm In der Indu.strie 
und Im Handwerk - von Sl 000 zu verzeidinen. 
Durch den Baubooin der Jahre 1971 bis 1^73 ergab 
sich noch ein erheblldier Zuwachs beim Baugewerbe] 
LEmyesamt hl diu ZabL der ErwetbstätigeD im aekiiii- 
flHren SekloT jedoch um 10 000 auf 12.047 Millionen 
zurückgegangen. Demgegenüber vollzog sldi im ter^ 
tiären Sektor mit 84 1 ÜM Hrwerbü tätigen ein weite- 
ret sdineller Zuwachs auf 12. IBS Ml Ulanen Erwerbs- 
tätige. Dieser Zuwachs ist im w^esentiidien auf EÜe 
Expansion der Erwerbstätigkelt in den Berelcheu der 
von Privaten und Unternehmen erbraditen DiensL- 
leiRtungen und d«r Gebiets körpersebattEn 7urückzil- 
führeo- Tm Bereich Handel Ist eine Stagnation ein- 
getreten |vgl. Tabelle C.6rl|. 
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Tibeile CJ.l 

Enlwidttung der EjwerbstätlgkeJt Im Bundesgebiet 1^61, I97l>, 1973 


Wlnsda af tAbßTelch 

ErwerhAtitigR In t DOfl 

IWI ‘1 1 

1970 1 

1961^1970 1 

1973 ■( 1 

1 1970/1973 

Land- und ForstwlTtflchait« Tlerhal- 







tung und Fischerei 

3584 

1961 

— 

\ 564 

1 932 

- 58 

Produzierendes Gewerbe ............ 

12 637 

12 957 

4- 

120 

12 Ü47 

- 10 

En erg 1 e wl rischaft, Wasserversorgungp 







Bergbau ... 

602 

536 

— 

264 

540 

+ a 

Verarbeitendes Gewerbe (ohne Bau- 







guwerbel 

tOOll 

10 366 


376 

10 30C 

- 8t 

Baugewerbe ^ . 

2 025 

2 033 

-h 

8 

2 ini 

+ 6H 

Übrige Wirtschollsbereiche (Dienstlei- 







stungent ^ « i . « « . « ^ ^ » i « » . « ^ w H . . 1 

10 292 

11 546 

4-1254 

12 188 

+641 

Handel ...... 

3132 

3 305 

4- 

173 

3 306 

+ 2 

Verkehr und Nachrichtenikherrriiitlung 

1 476 

1 443 

- 

33 

l 5S6 

+ 113 

Kredlünsütute und Versicherungsge- 







wprbe 

460 

662 

+ 

222 

762 

+ 61 

Sonstige Dienstleistungen 

2 947 

3 591 

+ 

644 

3 717 

+ 126 

Organisationen ohne Erwerbscharak- 







ter und private Haushalte ,*...... 

522 

336 

— 

167 

425 

+ 89 

Gebletskorpcrschaften und Sozialver- 







sieherung 

1 1755 

2190 

4" 

435 

2 422 

+232 

Brwerhstätige insqesanil 

26 713 

26 494 

- 

220 

27 066 

+573 


Quclk-D 3 Ergehn riet Volk» JUilun gen am E. Jnnl 196t und am 27. Mal; 1970 

^ SlfltlitiHdsfti Bundasomt, BeYDlkmung und Kultur, Faduurie A~l., &ulwitkliuig der Irwerbvtuiigkeit (Fr' 
gebnl^se des Mlktuicnsus Mul IB73^ 

Abweichungen In den SiirDiuen düri:h Runden der Zehleo 


Die 1 td^on im Zeitraum 1901 hi% 1970 iti be&t> Ach- 
tende ümadiiditiing vaio primären und aukuüclären 
Sektor rum tcrtiiroii Sektor hat sldi 1979 bis I97u 
beschieunjgl fürLgtiset^L. Sulbspt bei der uitsidieron 
wlrtsdiaftlidhen SltnAtloni die gegfinwärüg keine zu- 
verlääsjgen la.nglristigon Piognosen gestatlel. Ist 
grundfläLzlidi davon auszugehenp daB sidi die^r 
unverkonnbare Trend runi sektoralen Stniktnrwan- 
del der Erwerbs Ldtigkoit ^Liyuiiäten des tertiären 
Sektors auch ln Zukunlt fortzetznn wird. 

Gegenüber anderen groflen we^tlidien Industrie- 
Staaten nimmt das produzierende Gewerbe in der 
Bundesrepublik sowohl bezogen auf die Geaomt- 
zabl der ErwerbsläUgen als auch auf das Brutloso- 
ziBlprodukt tm Jahre 19?1 mit rund 59 einen sehr 
hoben. Anteil ein. Dieser Anteih bezogen auf die Er- 
werbs lätigeiir beträgt in England 45,6 ln Franko 
reich ln Schweden und ln den USA 

nur 31,1 ■/■. Während der Anteil in der Bundesre- 
publik 1951 bis I9i7l sogar nodi um knapp 1 Prozeut 
zunahm» ist er ln den übrigen Uindern, mit Aus- 
nahme von Frankreidi, zugunsten des tertiären Sek* 
tors geschrumpft. Für die Yergungenheit ist nadi- 
weisbar» dafl ab einer bestimmten Schwelle des na- 
tionalEn pro-Kopl-Eitikotninuiis, welche die Bundes- 


republik seil längerem überschritten hat» der Anteil 
des produzierenden Gewerbes zugunsten des ter^ 
üären Sektois zu schrumpfen boginnt. Dieser Trend 

hat sich Indessen In der Bundesrepublik bisher nur 
insoweit gezeigtp ula der tertiäre Sektor weseiitlich 
stärker ange wachsen ist als der sekundäre. Seit An- 
fang der ?0cr Jahre gibt cs Anzeidien für einen 
relativen Rückgang des sekundären Sektors, der je- 
doch wegen der Überlagerung durch besondere Ein- 
flüsse, wie den bis 1374 andauen^den Exportboom 
und die seit der Energkeknse cingaDetene rezes- 
sive Phasen nicht eindeutig stnifclurellen Änderun- 
gen Zuge rechnet werden kiuin. 

Teile des sekundären Sektors stehen bei dem Jetzi- 
gen Stand der InLurnAtiuHAleii Arbeite Leiiung und bei 
der Verknappung bzw, Verteuerung von KohstoEfen 
und Energie unter erhebt ichem Konkurtenzdruefc. 
Düdurdi werden die Standortbedingilngen für \uhn- 
intensive und rohstoffabhängige Produkliorien kn 
der Bundesrepublik beeinträebUgt, In den leuten 
Jahren ist daher eine delltLiche Zunahme der Vtiila* 
gerungen von Betrieben ln die enropäischen Hadi- 
barstaaten und nadh Übersee zu beobachten. Je nad) 
prpduktiaTiKzweig werden Stendorte in NiedtiglDhu- 
ISndem. ln Ländern mit Rohstoftquellen oder kn 
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Ländern mil große ii Abädl^uidiklen gEwälill. Die 
ütei^EndEn Umwelt^dmlzniiriogen und die Süttlgung 
fies Inlandsmarktcs für einige Produkte sowie künf- 
tig euch die KunauUsdiernng der Zahl ausländischer 
Arbeitnehmer wirken ehenfall^ in dieser Richtung. 

Diese EntwlckJimg entspndit den PfinzipLea der 
wcJlwiiisdiaitlidiGn Arbeitsteilung und einer part- 
neTÄchefrlidien EnrwlcklungspoJitik. Der stniklurelie 
Anpassung 5piO£eß wird nur bei Stabllitiit und 
WadLEtum der Wirlschnft ohne grdflere Friktionen 
vor sich gehen. Aber auch dajin sind besondere An- 
strengungen zur strukturellen VerbesserTing und 
Slrhening der Arbeitsplätze vor altem in den wirl- 
sdhaftlidl sdlw adieu und ülLlnüustriiihsierten Teil- 
räumen des Bundesgebietes mit ihren überd urdi- 
sdmittlldi hohen Anteilen au lohmntcnsiven und 
rahsLorfabhdugigen tndustrien erfnrderiid)^ 

CrÖ.2.2 fiegioMla BaschSfijgMmanlwkcklung 

Zur regionalen Entwicklung der BEsdiülLiguiig lui 
Biuidesgabiet liegen für den Berldilsi^eltraiiin keine 
Daten vor. Aus den altersspesifisdieu Wanderungs- 
bewegungen der ErwErbsliihigen [vgl. Abschnitt 
C. 3 } ist Jedoch zu schließen, daß die zentralen Ver- 
diebtungs räume wiederum bobu Zuwädise un Be- 
sdtiifLigten hatten* während einige der dünn besie- 
delten Gebiete ibren Besdiäftigungsstond geliaUeu 
haben, atidcrE magESümt degegein BEsdiälügte ab- 
gegeben haben dürften- Darauf deutet zumindest die 
Beschäftig tone nt Wicklung in der toduslrie tür den 
Zeitraum 1371 bis (vgL Karte C- 61) hin> Die 

Besch ättigtenzuwldtso in den Verdlditungsräumen 
dürften dagegen im WEsentlidien auf das Wachstum 
des tertiären Sektors zurddtzuführen Bein, Dadurch 
dülftert die lEllwEia« tesisLEllbaren Rückgänge in der 
tndustriehesdiärtigung im allgemeinen ausgeglldien 
und überkompenslori worden sein. 

Unter Stalus-quo-Bedingungen wird die Konzen tra- 
Üon der Beschäftigten ln wenigen großen Verdidi^ 
tungsräumen aud) ln den kommenden Job reu anhaU 
Leu. Das abgescbwachte Wachstum der Gesamtzahl 
der Beschäftigten wird die regionale Konzeutratlon 
eher verstärken. Hinzu koxumL^ daß bei einer künf- 
tig verschärfterL regionalen Konkurrenz um Arbeite^ 
plätze die Verdichtungsraume wegen der größeren 
Arbeitsmürkte,, der hesseran inlrastrukturausstat- 
tting, der Agglomeratfonsvor teile und der besseren 
Anschlüsse an das Fernverkehrsnetz attraktiver 
sind. 

Nach der Status-quo-Prognose ") des Buiidesrauni- 
orduungaprogramms übfir die künftige Arbeltsp] atz- 
en twicklung bis 1BB5 bleiben die unäusgegl leben« n 
regionalen ErwerbsmüglidikeiLen weiter aufrechter- 
bfllten. inshEsonriere in den dünn besiedelten Ge- 
bieten sowie in den aUinduslriallsierten Räumen des 
Ruhrgnbietes und dE.s Saarlandes würde künttlg 
die Nadifrage nadh Arbeitsplätzen wescnüldi grö- 
ßer als das Angebc^t sein. Auch bei der Basti mmung 
der »Schwerpunkt räume mit besonderen Struktur- 


*[ Statu^-guE-rrugnoiEii lElgen auf, weldia raglanalc 
Entwicklung bei Fort wirken der ggggiiwärUgEn Bin- 
fliififakloren, d. 1 l ebne znsltzlidie oder andere Maß- 
nahmEn, bis 1^05 elatretfln würüe. 


sdiwadmn in der Erwerbsstruktur' idi Buzi desraum- 
ordnungsprogTamm ergibt sich für die wirbichafLs- 
sdhwadien Geblctseinheiten für 1985 ein erhebhehes 
A rheilsp I a tzdef Iz i L 

Qras* r«9janal«f Arlwllinvlrkte 
Für die Neuabgrenzung der FördergebiEte der Ge- 

melnschaftsaufgäbc .Verbesserung der regionalen 
Wirlscholtsstruktur' wurde dos BundesgubiEl nach 
Maßgabe der BeruFspendlerbezIehungen des Jahres 
1970 in I7ß regionale Arbeitsmärkto bzw. Arbclts- 
marktTEgionETi eIngateilL Je nadi BedEulung der 
ArbelUmarkizentten ergaben sich unterschied lieh 
große ArheilsmarktrEgionEn (vgl. nachstehEndE Ta- 
belle). 


A rbeitsma rk l r^glon 
IKIamniar- 
PrognoseräumeK 

Flädic 

qkm 

II370K 

Ein- 
wohner 
in lOOü 
(197U) , 

Beschir- 
tlgte 
ln 1 om 
{197ÜJ 

Kiel 


mH 

249 

Kassel 

3 107 

R04 

237 

Trier 

2386 

332 

105 

REgensburg 

3719 

397 

136 

Emden-Leer . . . , , . 

3570 

A24 

131 

Daun 

910 

57 

15 

DEggendorf ^ ^ , 

1 931 

179 

57 

Don au esch Ingen h . 

im 

122 

46 


Kleine regionale Arbeltsmärkte prägen» gemessen an 
dei Zahl der Beschäftig ton ^ vor üllcm die poriphoren 
dünn bP-siedeUEn Teil räume des Bundesgebietes. Für 
deren SiedlungsstnUclur sind relativ kleine Arbeits- 
mark LzenirEn mit geringErEm Anteil qualilizierter 
ArheLtspiRlzan geböte und kleinen EinzugsbeTeichen 
charakteristisch, Dk Arbeitswege sind meist kurz, 
nur rd. der Pendler benötigEn dafür mehr als 

30 Minuten, In derartigen Arbeitsmärkten sind die 
bEruIlidien Wahl- und AurstJegsmoglithkEitEn^ diu 
Sicherheit des Arbeitsplatzes und die Beschiftl- 
gungsmägiidikEiten für IrejgEüElzle Arbeitskrülte 
geringer. 

Große regionale Arbeitsmärkte haben meist ein 
überragendes Aibeltsmarktzeiuruin mit einem brei- 
len Sp«klnim hochwertiger ArbeitsplälzE, das viel- 
fältige Möglichkeiten der Berufswahl und des beruf- 
lichen AulsUegs eröffnet. Hinzu koiumEn häufig 
niehrore ArbEitsmaTklsubzentren mit entaprerhfindfln 
Tellarbeitsmärkten. Die Ärbeitswege sind hier iän- 
gei. Der Anleil der Pendler mit Einem Arbeituweg 
von mehr hIs 30 Mlnuuen erreicht Werte von 
und mehr. 

Nach der St atus-quo- Entwicklung der regionalen 
Beschäftigung würden die Arbeitsmärkte ln den 
peripheren Gebieten geschvruchl, diu berEibi hjn- 
rEichend große u ArhBitsmerkte dagegen weiter 
wachsen. Um dieser Entwicklung entgegenzu wirken* 
strebt die RauiiiürtIüUtigspoliü.k der BundesrEgie- 
rung dou Ausbau einer Ke iatung ^fähigen Siedlungs- 


65 


C.6.1 

Beschäftigte 1971—1973, Löhne und Gehälter 1973 in der Industrie 



Vflrandflrung d«r Beicbifti^lerlJahkcn 
in der Industrie 

SApiember 1971/ September 1973 



Lohn- und Gehältssuminä le 
Bfischäfilfieri Inder Indui-trlt 
September 1973 


[ — - I + 3, t Sund fTMihr 

ZZJ fall 0.0% 

±0,0 Wi -2,5% 


rm -2.0 wi - 5,0 % 
PSI -^1 ^ und »wniStr 


□ 

I I 1 400 


r~:n i sw 


urnr 1 400 DM 
bil unter t SCO DM 
untvt 1 SOO PM 


T eoQ 

1 7M PM 


untqr 1 760 PM 
und TTwil r 


Quill«' &cpiln. -e^rlnhiq E | 1 , rti 9/1^71 und m U/t A73 amIi #Lg«A* Sctiiliun o»n 


Beschäftigte expandierenderund rezessiver Industriezweige 1970 



Anteil der BoschSftigiien cxpendierendor 
IndListrie^weige ICbemip^hB Ind.^ Masdiinenbiiu, 
Elektrotechn Esche Jnd,* Kunststoffvererb. Inctjan den 
nichtiiF>dwirttcheftljch Beschäftigten insgesamt 1970 



Anteil der Beschäftigten rHzesiiwr Indutlrie^ 
zweige (Bergbau, Eisenschaffende Knd., LederindK, 
TextiTlnd.j Btk3eidungi|ind.| en den nicht land- 
wirt^haftüch Beschäftigten fnigesamt 1970 


1 1 bii e,o % 1 

□ 

bh 4,0 % 

rrn bj hu 11 , 0 % 1 

C~i 

HH 5.5% 

piiS] nj bb 14.0% 1 

1 - : 1 

S,6 bll B,6 % 

14.1 bii 170% 1 


B,0 b»l 11.0% 

IHI Y7.1 % unef mebr 


n,1 % und Fiuhr 


O^Jfli«: Stilivi^ Burhdpwmi ArüirktnuLtflnUhlung 1B70 

Qrundhenu GeOifltuilntipiten BROP Miüiub % ^ 10 000 000 

K.eri« mm RMimcrdnungithtrlcht 1974 der gundesrvo^runq. I^ao^tnltfrl in der aunilBiruiuihuiiguriitalt tik Lindctk und« imd niumordnung 
fa6 
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stmktuir sowie hochwerüg&r EiUwldtlXingssentren 
üü, dis: geeignet sind* kJeine Arbe-itsmarkle unter- 
«■inanrter eu verfledilen und sowohl quantitativ alR 
audi qualitativ auf^uwerti^n 

C.8^4 Quälllfit raglona^or Arl>filt»ma riete 

Die Nachfrage nach höharwerbgnn ArbujLKpUtzen 
wird durch die besseren benjftichen QuaMflkatlonefi 
dar Arbaitskrälta als Folge einer verbesserten all^ 
gemeinen und heniflichen Büdimg kSnhig deuiJich 
zunehmen. Die QtiiillLiit der eiigebotcnen Mbells-^ 
piatza wlrri riaha.r an nedeuiung gewinnen. 

Als Maßstab fßr die QualiiÄi regionaler Ärbalts- 
märlcte binten sich an: 

— das Einkommen^ 

— die Arbeilmpldtzsidierheit, 

— die Auswahlmögllch keilen, 

— die Aufsliegschancen. 

Die Einkomjiicnsunterschledc im Bundesgebiet Älnd 
nrhahlich. Die durctiscTimtliiche Lohn* und Gehulls* 
summe der abhängigere Beschäftigten In allen Wirt- 
schuftsbereicben schwankte lß6£^ zwischen weniger 
ala BOW DM und mehr als 12CKHI DM pro Jahr. Im 
Berichtszeitraum haben sich diese Unterschiede 
kaum abgemiidert. Geme&isen eld den Löhnen und 
Geholtem der IndustrlebeschSfftJgten haben sich die 
Einkunjuieiisab^tünde von 1971 auf 1973 sogar vcT' 
größart (vgL Karta C.64 und TabeÜa . 

Auch in der Sicherheit des Arbeitsplatzes bestehen 
erhablicha Unterschiede. Die ArbeiLslosenquoLu bu* 
trug im September 1973 in den peripheren Randge- 
bieten des BuiidesgebLetes 2 Vi uud mehr. In den 
Arbeitsamtsbezirken Emden, Laer, Pirmasaiis und 
Passau lag sie Sogar bol über 4 (vgl. Karte 
Diese strukturelle Arbaitslnsigkell wird jedodi durdi 
konjunkturelk und saisonaJc Einflüsse beachtJIch 

Tabelle C32 

Löhne und Gehälter ln der Indualrie 1971 und 1973 


■| Betriebe mit zehn Basffiiftigten u. m. {ln EVordrhein* 
Wssllalen ohna Kohlenbergbau, ln Bayern ohne Mob 
kereleli) 

>] Ouellei SlAti^tlsthe Berichte fUatisLlsdien Landes- 
ämler E 1 1, ni5/197l und ni9.^ig73 


flharhbhL Im Januar 1974 (und I975)p jewails zum 
Hodiststand der winterlichen Arbeitsloslgkeltp wur- 
den in den ArheilsunitBbiizirken Emden p Lceip Pirma- 
sens, Schwandoff, Weiden, Deggendorf und Passau 
äpitzenwerlB Zwischen 8,S */• (10,5 und lß,3V& 
(19,7^/fl) festgeslellt. Während der konjunkturelliin 
Rezession ini Julii I9ß7 bewegten sidi die Septem- 
berwerle In diesen Geh Seien zwischen 3,7 und 
5p2*/fl. Ini September 1974 wurden Werte zwischen 
2i7 und 5j7 Ve ragtalrinrt (vgl. Tabelle C.6.3), 

Die Sicherheit des Arheilsplalzes ist seit 1974 nicht 
nur in den düim besiedelten Gebieten geiöhrclel- 
Auch Gebiete mit dichte i; Bcsiedlujig und hoher fn- 
dustrtefUchte, Insbeflondare die altinduBtridlisierlen 
Raume mit MonoslruktUrproblemen, sind mit erheb- 
lichen konjunkturellen Einbrüchen und t. T. sLfuk* 
turcllcn Anpassungsproblemen belastet. Dies zeigen 
die hoben Anteile an Kurzarbcilürn und die bisher 
ungewohnt hohen ArbeiLsIoBHnquolen (vgl. Karte 
C.6.2 und Tabelle C.ß.4L 

Eine freie Wdlil des Berufs und der Beschäftigung 
Ist nur ln solchen regionalen Arbeilsmarkten ge* 
wahrleiätet, die eine genügende Vielfalt an Tätig- 
keiten an bieten^ Die Vinlfall des Arbuitspldtzange- 
bols hangt enlsdiejdend von der BranchenvielfaSt m 
der Industrie und im DiunstlelstungsbeXeidi ab. ln 
den dünn besiedelten Gebieten sdi ranken zu kleine 
und un lertiüieu Bereich Zu T* sogar überbeaelzte 
Arbeltsmärkie die WahlmägiichkBlleii ein. Für die 
dltinduslrialisicrten Gebiete im Bundesgebiet Ini ein 
geringer Antflkl an Arbeilsplätzun im Diepstlel* 
stungsbcreldi und eine einseitige Indus Iriflslniktur 
typisch. 


Tabelle C.6.3 

Arbeltstosifkett 



Arboltaluscnqunt^^n '| 

Ende dea MonaU ln */* 

ArbeLts* 

amtibozlrke 

Sep- 

tciii+ 

her 

m7 

Sep- 

Eem* 

her 

1973 

Sep- 

tem- 

her 

1974 

Ja- 

nuar 

1074 

Ja- 

nuar 

1S7.^ 

Emden h . ^ . 

5,2 

3,e 

5,0 

B,5 

ID, 5 

Leär 

*A 

2,6 

3,7 

10,0 

123 

Pirmasens , , 

3,9 

2,5 

5,2 

6,1 

ß,B 

Sdiwandorf . 

4.5 

1.6 

4.0 

10,7 

14,5 

Weiden 

4,2 

1.1 

2,7 

6,3 

11,6 

Deggendorf . 

4,1 

0,9 

3.6 

13,3 

!7,7 

Postiau . « . . . 

3,7 

1,7 

4,2 

16,3 

19J 

Hamburg . . . 

0.9 

0,6 

1.6 

1,7 

3,7 

Frankfurt . . , 

Q,a 

a.s 

1,4 

1,2 

2,9 

SlUtlgait 

0,2 

0,3 

1,1 

0,7 

2,3 

München , . . 

0,7 

0.7 

1,9 

1.6 

4,0 


') AmUldiQ Macbrichtan timt Eundesanstalt für Arbeil 
19ä7lf. 


Löhne und Cehallet in 
DM/Beschäiligten und Monal 



t97l 1 

1973 1 

1971/73 

Hamburg (3) , . . , ' 

1469 

1 763 

+ 294 

Küfn flSJ 

1613 

] 922 

+309 

Frank furt- 
Danustadl {241 > ■ 

1439 

1 695 

+256 

ÜIDS (7) 

1 226 

] 450 

+ 224 

Trier (19) 

I 116 

1 357 

+ 238 

Regensburg— 
Weiden (32) . . 

1 (]«» 

] 2^ 

+ 197 
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Tabelle Ce.4 


Arh^ltRlaflenquot^n unil Kiirzarbetlflr Zfl7l 


Aibeii Sam rsbe;£irke 

Arbcilslnseti- | 
quotc in ^ 

1 Kutz- 

] arbeHer^ 

Sep- 

tam- 

ber 

11173 

Sep- 
tem- 
ber 
1974 1 

Fe- 

bruar 

1974 

Juni 
1374 1 

Btaunsdiweig 

t,s 

2 ,a 

728 

1 420 

Osnabnidt 

OJB 

Zß 

t 4^2 

1 134 

Bielefeld 

0,5 

2,2 

2 502 

3 123 

Bochum *,**,,*.*. 

f,ß 

3,7 

13flä1 

12268 

GelseDkirdhen . 

2,2 

4,7 

U41 

2 200 

Wuppertal 

0,8 

2,7 

3873 

1 oai 

Saariöuls . ........ 

JA 

3.5 

4 005 

4 495 

Pirmasens ........ 

2,5 

5,2 

4 028 

834 1 

KaasQl . ..... 

1,7 

3,5 

1 037 

8 290 

Coburg , 

0.8 

2,7 

3 94i 

2 662 

Hol 

f,0 

2,4 

4 205 

1 681 

Sdiwondorf 

Iß 

4ß 

4 048 

1 585 

Hannover * 

1,0 

2.4 

15 545 

18 745 

Köln . , . . * .... 

1,0 

2ß 

11 368 

3 217 

Darmstadt 

OA 

Zß 

23 533 

1BB57 

Frankfurt . .... 

0,5 

M 

3 23« 

5 774 

Stuttgart 

0.3 

hJ 

2 997 

2049 

München 

0,7 

1,0 

17 064 

2 513 


') Amlhdie Nadirlditcn der Bujide^anaLall für ArbeiL 
10?3 tf. 

^ M^Tiu^lciipi der BundeseLnstAli fer Arbeit, Jüli 1^74 


C^.5.2.S Dai InvesüllenivflilianBn der Induitrle 

Pia Industna lnvastiBrla \n den zurdckliegendeD 
Jahren vof allem an Standorteo mH letstongsFähl- 
gen Arbejlürnürklerip guLei InfreätiuiLlurausstattimn 
imd giilen ErTeifiihATkeil<iif«rhAltn]z<!eiir ndar anders 
ausgcdrudit, iiu wesenÜidieD entsprediend der re- 
gionalen Besdiaftigungs Verteilung in der Bundes- 
republik. d. h, aber vorwiegend in den großen 
Verdiditüngsräumen. Hier wurden 1D6S bis 1971 pro 
Landkreis in der Regel Ober 3(30 MilUonen DM^ z. T. 
aber bis lu naehrereii MiJUaiden DM mvesUertp la 
den dünn hesiednUen Gebieten indessen meiät we- 
niger aU 50 Millionen DM pro Landkreis (vgL 
Karle C.6.3). 

Für den Benditszel träum liegen bisher keiDe regio- 
aaUsicrbaren InvestllJonsstätistlken vor* Die Sta- 
listik über die gefürderten Investitionen der gowerb- 
Itdien WIrUdiafI 1^2/73 im Rahmen der Gemein* 
sdhaftsanfgabe «Verbesserung der regionalen Wirt- 
sdiartsätruktür" katui für die Furdorgcbiete als im 
allgemeinen repräsentativ für die pesamte indu* 
striclle 1 ßvesÜÜonsläUgkeit gelte n (vgL Karte Gö,4). 
Danadi haben vor allem das sdileswlg-holstolnlsctie^ 


theinlaiiü-pJälzjsdie und das saarländisctie Fürder- 
gebiet und Teile des ntedcrsädisisdien Zunenrand- 
gobietes günstige Investitionsergebnisse erzielt. 

Bel Neuerrichtung und Verlogerting von Industrie^ 
betrieben wäJiLte insbesondere dte Grundstoff- und 
Produkllonsgüterlndustrle sowie die Invesüttons- 
güterindustiie überwiegend Standorte In Verdicb- 
tungsraiimen, Soweit die knappen Industrie flächen 
ln den Kernräumeu der Verdichtimgsgs biete zu 
einer Verlage nmp zwingen ^ wurden Standorte am 
Ronde der Verdi chtung$r5unje oder In benachbar- 
ten Räumen bevorzugt. Nur die KpnsumgQter- 
Industrie wählte gleirhennoBen Standorte in Ver- 
di tbtung$räumcn wie auch außerhalb derselben. 
Dagegen suchten meist kleinere Zweigbetriebe mit 
durchschnlttilch 50 Beschäftigten und — wie aus 
repräsenlaliven Einzel üntersuchungen hervorgeht — 
hohen Anteilen an Arbeitsplätzen für ungelernte 
bzw. angelernte ArbeiLskrüfte weitaus häufiger 
Standorte in den dünn besiedelten peripheren Ge- 
bieten auf (vgl Tabelle C6,5). 

C.6.Z.6 Standorte von Elnrichtungan 
liof OOtfUitchan Bereich» 

Die Einrichtungen des üffenll Erben Bereichs haben 
ihre Standortwahl ebenfalls vorwiegend nach .ein- 
zelbeLriebljchen^ Überleg ungon ge troffen. Die-s er- 
klärt die höhe Konzen trat Ion der Beschäftigten vun 
Bund und Landern in den großen VerdichLunpsTau- 
men und Verwaltungszen Iren des Bundesgebietes 
(vgl Karte C,6.5|. 

Räumlicher Schwerpunkt ist (Ue Achse Rulirgeblct- 
Koln-Boiin-Wiesbadea / FrankJurt-Stiittgart-Miin- 
chen. Der west I Lehe Teil der BundesrepubUk ist 
unverhüUtiismüBig starker mit BundusdianststaLleo 
ausgestattet als der östliche Teil 

Die Mehrzahl der Bund esdicnsls teilen liegt In Ver- 
dichtungsräiinien bzw. grbfiaren Oberzontren. Bun- 
despost und Bundesbahn erreichen durch die stand- 
örlllche Verteilung ihrer Dienslstellen ainen ge wis- 
sen »AuKglaichseffekt*, der durch die räumliche 
Verteilung von Etorichtubgeji der Bundeswehr und 
des Bundesgreuzschulzas noch pünaLiger wirkt. Die- 
ser Effekt kann jedoch keinesfalls die einselttgen 
Scbwcrgowichle der regional unter schicdJkhen Ver- 
teilung abzchwächsn. 

ln einer Reihe von Qherzentren Ist nur ein sehr 
geringer Anteil von Bundesbedleustelen feslzusleL 
len (z. B. Hofi Bamtaerg^ Ka iseTslautem, Güttinpenl 
Bei der Loderung der Lfmdesebirtchtuagea und 
ihrer Bediensteten zeigt sieh eine weitgehende 
Übereinstimmung mll den Standorten der Einrich- 
tungen des Bundes^ so daß das aulgczcigto räum- 
liche Varteilunpamuster noch deutlicher hervortrltl. 
Durch die Ln den Ländern durchgeführten Verwab 
tungsgebletsrefürmen werden die KonzentraÜons- 
ersch Pinungen auf dpr kommunalen Ebene be:- 
schloimigt Mit der Bildung von größeren Land- 
end Stadtkreisen sowie von größeren Gemeinden 
Ist im Regelfall auch eine räum liehe Konzantration 
der Verwaltung s- tiud anderer öffentlicher Einrich- 
tungen {z. B. im Schiiiberelcb) auf wenige Stand- 
orte beabsichtigt- Dies hat zwar die Enlleerung be- 
stinunter Slcdltingsberciche von Einrichtungen des 
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Arbeitslose 1974 
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1 ] 


biv 

2 , 7 ^ 

CD 

2^3 


2,4% 

CZl 

3L6 

bli 

3.9 

1 1 

4,0 % und msiir 


AiTitlleht iVtChrkhnn atf aur^dMnltikt für Arb*h,1tr4, 

GrurKdk^rti: ArbflttHTnifbczirlti T970 MlBlub 1 : 4 000 OOÜ 

Kvrw tum Rvunfurdfiiinicrtt^ridil 1$74 cfcr S4jndgir9gvnjf>Q, tvarbeiTit \n dir Ouncftifonctiunguiiiitli lür LtfldAtkündi yAd Riymordnung 
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Investitionen In der Industrie 1960-1971 



Industfieinvestitionen mch Kreisen 

IfQr NltdinccKiin litgefi keint Denn vor^ 


rz3 


n" 


iJrtT43T 50 000 Q« DM 
50 000 000 bli Linidf ^000 000 DM 

300 000 OOO Oll yntir 1 000 000 000 DM 

1 ÖOO 000 OQQ DM und mthf 

Fdrd*rgAbl^t« GfrmfrJntchifftuufeäb* dir c«giönilin WlrcKhifinuuIctur'' IDrItiif Ahminpl in | 


OMvkl«nt Sr^tbt, B^lehv» E k 6, 16^6^ 10T1 ; SfrE^tU J#krbyc>i fürdit eund^irffiulb El fa 0«uncki|Hp4 ScK^unptn 

DryndMrtV Kroiigr*r»Jffrt V2 1S?0, 1 ^ 4 000 OOO 

KflrU zum RbumardnunQtbtfFictit 1974 de# Bunchrfrve^^urtg, bawbailAt kn dftr OynäilforfChiJniQfirttTlIl iw Lwid«ikLjncltr und PEflymprc^ung 
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C6.4 

lnv^stition©r> in der gewerblichen Wirtschaft im Rahmen der Gemernschaftsaufgabe 
"Verbeßrung der regionalen Wlnschaftsstruktur” 1972-1973 



Gefördertes Invest ilionsvotLirnen nech Kreiisn in den RflgiDnafen 
Aktioniprogrammen der GRW 
I _ . - J kqkrtfl FötderläU« 

r~1 unwr 15 000 000 DW 

>5000 000 bki uniiBf SD 000 000 DM 

SO WO 000 Wi unter 30 000 WO PM 

^ 000 ÜDO bii untvr 1 0S 000 000 DM 

13S DOOOOOOM yfidrnflfir 


Üuillii; Bui>d«tmln^tti*r für WlflichiiH ^Ord*tititkAiJk«n 1BG9-1Bt3 Lindkrv^Mn uf^d Rfd'OiTirtn AkÜ^iüragfamman 

ürundkertB Kreisgr^n^vn 1370, A.knün^pt*gf^nnt tJI*r GBW 1 ■ 4 öOO WO 

Kong ium Rnjinardnunditurlchi 1974 dar eundairegJanjrig, b«arb«li<i ln dflr eundtifon^ungiEinnoN fir Lanctehundu und Rtninracirt^upg 


Drucksache 7/3582 


Dautgdier Üundaslag — 7, WflhlpBtiiode 


Tabelle C.6.5 


Standortwabl der aeuerricbleten und verlagerten Fndustrlebetrfebe 1070/71 


BTandian 

Rcumkalegoiien 

Verdlditungsraume 
und Berlin (Wesll 

Venilchtungsrandrlume | 

□brige Gebiete 

Betriebe 

1 BeschOftlgle | 

Selriebf 

i Bcsdiäftlgle | 

Betriebe 

1 Beadiafügte 

Grundstoff' und Produk- 







tioDsgutBzindustrie h. » ^ ^ 


5 IW 

51 

3 551 

68 

4 732 

BeschÄfiigte je Betrieb , 


t0t.G 


89.G 


69,6 

InvestUionsgü leri ndus Lrie 

157 

12 827 

146 

12 152 

255 

12 272 

BBschäftigte je Betrieb . 


BIJ 


83.2 


48, t 

Konsumgüterlndu^ric 

149 

7 483 

151 

5125 

300 

12 724 

Beschäftigte je Betrieb . 


50,2 


33,0 


42,4 

Betriebe insgesaml 

357 

25 494 

34S 

20 829 

623 

29728 

Beachdftigte je BBtrieb , 


71.4 


59.S 


47.7 

davon 







Stammbelriebe 

245 

17 284 

205 

6650 

293 

12 086 

BeschOiligte je BBtriBb ^ 


70,5 


32.4 


44,3 

Zweigbetriebe , + , , ^ h , ♦ » . 

tl2 

0 230 

143 

14 ns 

330 

le 742 

Beschäfligle je BeLrieb , 


73,5 


99.2 


50,7 1 


Aeredinunqfiii der BimüusfoiidiMngaanslaU lür Landet und« und Raumcidiiiing nacb Erlifilaiiiigftn der Arballiäirler 
im Auf trag clor Bufcidt$aiifii: 4 Ji für Arl^cii 


lf>rtiärpn Bveichs kut Pcilgei kann abflr d\^- Funk- 
liODsfäbfgicelt von zentralen Orten we&«?nüich stär- 
ken, 

C.ä, 2.7 Wandarungi Vorhalten 4^r £fWerb«p*rton«n 

Als Reaktion aill tu kleine, unsichere und zu wenig 
differiiDzierte Arbeitamärkte wandern insbeaandero 
die beruflich besser guallfbderten jüngereii Er- 
werbspersenen aus den bena±teiljglen Gebieten ln 
di« expandierenden Wirtschaftsräume nb, Ifeson- 
dors hohe Wände rungsgewime verzeichnen die 
Raume Düsseldorf-Köln^ Rheln-Miiiiip Rhein-NedLai^ 
Freiburg und München, Mehr als 70 V? der FIÄdie 
des BundesgebieLes sind Abwiinderüngsgebiele: 
WeatmünaterlaBd^ Rmsland, Weserland. öst(ich«B 
Westfalen und nürdllcbes Hessen, Elfeb Hunsrück. 
Saarland^ WestpfeLz, Schwarzwald^ Wes tm itteifr an- 
ken und angreuzendo baden- w^ürttembergisebe Ge- 
biete^ Nord- und Ostbayem. 

Auch die ausfindlscben Arbeitnehmer wandern In 
erbeblicbein Umfang aus den crwerbsstruklurell 
benachtfliLigten GobielBn ln die großen Verdich- 
lungsrfiume. Wesentliches Wanderungsmotlv sind 
hier die höheren Verdien acmöglkbkcilen in den 


Tabelle C.b.G 


Binnenwanderungen der ErwurbapBrsonen 
lft96 bis 1971 

IGesamtzeitruuinl 


OvUliftseinhell 

Binnen wandRnihgeiSA] dö 
der ErwerbapRffsanRU i| 

Aiizolii 

auf L<K» 
£jiiwobner 

Köln |I8) 

4- 55 306 

+ 22,0 

Prankfurt- 



Darmsliidt {24 1 

+ 75 705 

+ 26.3 

Eros (71 

- 6232 

1 - 8,3 

Trier fl9} 

- 7 281 

- 15.1 

Regensburg' 



Weiden (32) 

- 1 1 467 

- 11.2 


■) Quelle: WAndernngfitabelle «W 13^ der Statistisdion 
Landesüniter 
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Bund: ^ w- 

■ Bundosbehördan 

ichrrt' m^lllri^Kf« Pflfionil ihir SimchHWQhr 
und dtwn* Vo^ltufltdl^F’t? d«t flufldrfflfemi K^iutisf | 

Bundespost 

B Bundesbahn 

Anstal ter^ und Körperschaften des Bundes 

[i.B. BundHJinfttalt fui Aibfrd. 8yndHviri^}\i^ 
hungonitdll für AngniHllEB. VtrfiJüryyiNgunfctill 
dm Hyndn« und! dirr iMlnifnr 

Länder; 

m LandHRbe Hörden 

Etfirtmtlt. AnmtflUff n + K ET (WiChöf Um Ui^ EJfwSc^TUJPtqon'? 

Grundk«Mit BMe&y. Afcit. R t i 4 OOOOOÜ- 

K«rf* iMm niumärdnuElgäbirfrChl i$74 dar eyndfiSfBgianjng 


MalSatab der UuidrAt» 


Zehl dBr BedhansiAien 

IRkhtir. Boarnic . K örpBrpchftlivn ynd lor^lii« EinrFcHunfP^ ^ 


Qufilltait: 

Sim l«h£;te eutidUfffmi i^ridSl^lirljsctia Liridinimtor ^ 
Ftru^LiMAdMrhAbu^^ nom 2. OkEOtMf 1872. 

Für Mcm*rti^n-W^fi Ipn ^MrwFitTUlltur^Mbunfl ISS® 


0.6.5 

Räumliche Verteilung des Personals der Bundes- 
und Landesbehörden nach Kreisen 
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a6.6 


Beschäftigt« bei Bund«S' und Landesbehärden mii 
Primäreffekt und in Hochschuten 1972 


Kreisen 


Pir Q unda* und LundRsrnlnlTlprfan^ OküBrita Bundn und r I eH M; BunÜMtiCnh: 

BuiilBiliannhni:PMi viral lune^ Ad||«ltaourKI ll«POrd«n üai &und*l af¥i dit L4nd«r ob*^ri*lb »fia run^n 

(Oti^ Vtntk^ltfü rtg. LiddMHiH tniriTTar. Liindaa7«rLTralban ^«n. ^oiTia^hnliclia Zaritratlidiaf^ BundHkliahiidl#*ktEo4^#d, Vifsiw^ 
und B«:hlf lanrtadlrvhüQiMny 

H^Dt»e:hu Ivfif UnfnnEtt^d; Hdchacfiylan; Hochicliy tk lln k*n j ilHtHfH* F aChPa^hKPu lad 
ailtli«: Ei^n« Bart^nnubpftn 

Grundkorle Krei^gr^nin I.>.1Ö7& Ma^tah 1:4 OÜO OOO 

Kmtt 2 uni ^niOrdnun|}iberjd%t 1d?4 där BundalragiArLinfi. bdAfbiiTtl Ln dir BimdftlfoncNyn^BnniEt für Lvidtikundl und Bsumcirdnung 
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CS.7 


Beschäftigt« in staatlich geförderten auGeruniversitären 
Forschungselnrichtungen 1969 und 1971 




ynwr 4 
4 bit unitr 11 
11 Ui untirl? 
\ 7 hh uniir 2& 
und mthf 


VVlnH>iKNifTirftt. BMFT, ISI;4lil*n« B#r*C^urTQin 

Qwn^mtt G«Utti«Lnhelt0n BROP. ;C]>fhi4,prermn VZ 1970 1 I 4 000 QQO 

Kji#E« FuiM FUufnürdnunpibeiicrit 1974 bar 8undQir«gk4tiunfl, Unt^bcltel In d& 9Mrici«fOFuhufi(|unilA|t föf LtfndfffkunOi unä 
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VeTdlchtungsriirnien (vgl. Tabelle C-6,6). Künftig 
wild djeijei Bewegung duicli die getrofleiTLe Zuiugs- 
regelung für ansUndiKrha Arbeitnehmer ln nborla- 
stetc Siedlung ägcbSeie entgegengewirlciH 

C.e.3 Konsequenzen lOr die Raumordnungspolitlk 

Die Verwirkildiung des Raumordniings^iels oiaer 
quantitativ und qualitativ aueguwugeUüJi Verkei- 
lung der Arbeitspl^ltae und Besctilfilgungsmögildi- 
keiten im Bundesgebiet wird durdi den künftig äidi 
abüdi wadienden Zuwadis der Ärbeilsplülze er- 
sdiwert. Unter diesen UinsLdiidun werden eine nodi 
stärkere Koordintfiinmg dflr raum wirksamen Mafl- 
iiahuien und eine Intensivierung der sekloralen und 
rpgionaLen Strukturpolillk im derzeitig ün Rahmen 
crfordcrlidh. Insbesondere erscheint es notwendig, 

— die periphcicn Gebiete, insbesondere au<Ji das 
Zonen randgebißt^ vorrangig zu erschließen und 
an das Fernverltebrsnetz aniublnden: dabei wird 
eine stärkere Konzentration auf bochwortigfl BnU 
Wicklung ^adisen und EntwtdcLungszcntrcn vor- 
ziinehmen Fein, um die hpsrhränkten InveBtiti- 
onsmlttet wlrischnftUdi zu verwenden] 

— bei geeigneten BntwIdtlungsmaßnahmBn dem 
Zoneiirdiidgebict zcitLidi und rdumlidi Priorität 
efnzuräumeni es Iflt insbesondere an die grazil 

Verdiditungsräuuic anzubinden r die Verkebis- 

ansdilüEse |m Üaten und Norden des ZtinonrjJid- 
gebiets sollen möglldist ausgebaut werden i 

— neben der Schaffung von nennn ArheltaplätzEn, 
verstärkt die Sicherung und grundlegBndo Ratio* 
nattsierung bestebendnr hochwertigoi Arbeits* 
ptatzu vorwiegoud Ln groDcren Schwerpunkt or- 
ten der benaditeiligten Gebiete, scu fordern^ 

— der Förderung der wlrlsriialLsnahen Infrastruk- 
tuTf vorwiegend Ln den groOeren Sdiwerpunkt- 
orten der Gemetnschaltaaulgabe, besondere Bu- 
afhtung zu sdienken^ 

— die Standorte für Hiniidituiigcn des staatlichen 
Bildungswesens, der universitären und außeruni- 
veisitäien Forsäiung sowie der Behörden von 
Rund und Ländern mehr als bi aller nadi den ZiO' 
len der Raumordnung zu bestimmen 

Von deo rd. 10 Milliocien Arbeitsplatzeu des Dienst- 
leist ungsbe reich? haben etwa 1,5 Millionen Primär- 
didrakteif sie sind überwiegend auf wenige große 
Verdi dl tungs räume verteilA. Sa liegt 2. B. die Zdbl 
der Beschäftigten bei Bundes- und Uindeshohörden 
und in Hochsdiulen innerhalb der GebietseinbeJten 
Köln oder Mündnen — RosenhEim weit libbr 20 ÜOOn 
in den Cebietseinhclteo Ems oder Landhut— Passau 
dagegen unter 100 {vgL Kürle C.&.6 und C.Gr7)^ 
Angtisidus der für die Zukunft zu erwartenden wei- 
teren Beschäftigungsaus Weitung der AibEitälüUeo 
des Dienst! ei stungssektors ist es von vordringlicher 
Bedoutungr eine wirksiime Steuerung der Standort* 
wähl dieser ArbeltKRtälten nflcb den Zielen der 
Raumordnung siche rzuEtellcn und Betriebe des terll- 
ären Sektor» mindestens wie bisher zu fürdern. 

C.6.4 Maßnahmen 

Im AuguEt 1974 wurde die Neuabgiemuiig der FÖr- 
dergebtete ln der Gemein srhaftjsaufgahe ^VerbessE* 


rung der regionalen Wirtsdhaftsstrukiur" vom Pla- 
nungsauEsdiuß verabschiedet. Die qEmeindescharrp 
Abgrenzung haben die Länder bei Ihren Anraeldun* 
gen zum 4. Rahmenplan vorgenommEQ. Zur Zeit be- 
stehen UnterBChiede zwischen diesen Fördergehle- 
ten und den «Schwcrpüiiktraumcn mit besonderen 
Struktursdtwädien in der Erworbsstrukiur" des Eun* 
desraum ordnung-EprogTammE. Nor etwa 7H der 
Fläche und GO Vi der Ecvölkerujig der Schwerpuukl- 
räume sind gleichzeitig auch FardeigEbJete dar Ge* 
fueinsdjaftsaufgäbe. 47 Vw der Fläche und 20*^» der 
EinwuhiiEr außerhalb der SdtwEtpUnk träume des 
Btiudesraumordnungsprograiitms zä Wen zuisälzl Edh 
zu den Förde rgebieten der regionalen Wirlsdinfts^ 
pohttk. Die Dtskrepanz ln den Ausweisungen geht 
diil Untenidiiede in der Koiikietisierung der Zielset- 
zung und die daraus re5ullier<?nden Unlerachlnde ln 
der Pldnunysmethode zurück. 

Aufgrund des ZielsysteiEs der Raumordimitg gelten 
für die RaumurdnungspulUlk 

— Ein ProgriLPsezeitroum bis 1903, 

— eine an den großräumigen Zielsetzungen orien- 
tierte Abgrenzuifg von 3B Gebielselnheiten, 

— als Indikatoren zur Bestifiunung der benachtei- 
ligten Gebietoi das Arheitsplaizriehzit das Jührtis 
]9ß5 BÖWIE die Aibehsloscnguote, die Ausstat- 
tung mit tn Fräst ruktur und das Hinkumnien pro 
BesdidRigten. 

Ziele der regionalen WirtüdiaftspoHtlk sind' Erstens 
die Sdioffung neuer bzw. die Sifhemng bEstehunder 
Arbeitsplätze und damit die Erhöbuug und Btche- 
rung der Einkommen sowie zweitens der Ausbau der 
wirfsdiaftsnahen lufrästrukiUL Aus diesen Zielsel* 
ztmgen und ihrer jährltdien Ouiintifizierutiy für 
einen Zeitraum von vier Jahren resultieren hir che 
Gerne! nEcti fl ftsauf gäbe . Verbesserung der regiona- 
len Wirtsdiafts$tmktur''i 

— ein überschaubarer Plflnungazei träum von vier 
Jdttreu, 

— eine an den Faktor Arbeit Orient Sprtn. Abgran* 
zung von regiondlofi Arbellsmärkten aufgrund 
der täglichen Fendi erzeiten, 

— Mn Indikatoren für die Bestimmung der büiiadi- 
teiligten Gebiete: der Arbeitskräftereservequo* 
tmnt fdas Verhüilnis von prognostiziertOm Ar- 
be I tspl a izdefizi t fü r 1 977 zur prognos üzie rlen 
Nadi frage nach Arbeilsplätzen für 1977), das Eln- 
komTTien der BeEchäftigten und die Ausstattung 
mit Infrastruktur, die für die ?>chalfung und 
Siche ruug von ArbeitsplaUen relevant i^t. 

Die Gewichtungen der IndlkatoTEn und da& Redten- 
verfahren sind In der Raumoardnufigspolhik nicht die 
gleiche n wie in der regionalen Wirtsdiaftspolitik- 
Aus diesen Lfnter schieden resul Heren unters chied- 
liche Fördergebiete. 

Nach einem Beschluß der Minlsterkonferenz für 
Raumordnung vüin 14. Februar 1975 sollen die Ge* 
hletseinh eiten des BundoEraumordnungEpTogracuns 
künftig auf den zenUalörtl leben VerFlechtungsberei- 
dhen mittlerer Stufe (Miltelberetche, vgl. Karte 
C2,3) als kleinster räumlicher Einheit auibauan. 
Diese MIttelborcidie sind auch bei der Abgrenzung 
van ArbEitEmorktregionen im Rolimen der Neuab- 
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gren^ung der Fö^de^geb^ete der CiemelnRchöftafluf- 
gjbe .Verbäs^erunti der regicnalcir Wlrtsdiafls- 
Struktur“ soweit wie mägltcli beriidcElditlgl worden. 
Beide ReuAielnbeiien werden daher iciiiiftig gnmd- 
Eutzlidl BUH NI 3 ttelbfl reichen zusduiinengesetzt seid. 
Die Burtde&regieTting wird darauf hlnwirken, daß 
derjenige rüumlidLe UberüdfciiieEdujiycn iwlsdreu 
Arhettsmarktrf^g tonen und nehletsetuhfliten ausge- 
räumt sowie die Schwerpunk träume des Bundea- 
laimiüidnuugsprDgrärtirus und die Fördcige biete der 
Gemeinschaftsanfgabe soweit wie möglich einander 
augepiiDl werden. 

Durch die Neuabgronzung der Fürdergebiete sdi-el- 
den einige bisherige Fördergehtete nach Ablauf 
einer Übergangsfrist von zwei Jahren {bis 31. De- 
^lember l07fJ) aus der Förderung aup. Während die- 
ser öbergdjrgslrist werden sowohl die gewerblldien 
ala auch die kommun eien InveamiqnHvorhflheu wei- 
ter gefördert, 

wurden mit Mitteln der GerneinAchafLsauf- 
gilbe pVerbesaerung der reglonalBn WirLüdialtä- 
Etniktur* rd. fMiO neu geachaffene ArbeiLspliitze 
gefördert und rd* 297 000 Arbeitspliue gesichert. 

InEgeaamt wurde ein geweiblidiea In veati Lions vd1i 1'> 
men von 32 J Mrd. DM gefördert. Für die Verbesse- 
rung der wirtsdiaftauiiliea IiifrasLruktur erhietlen die 
Gemeinden insgesamt 2^03 Mrd. DM. 

Diese Maßnahmen haben — zusammen mü Maßnati- 
juüh zur Vorbesseruug des Wohu- und Frelzeitwcr- 
tes “ hohe InveAtilionen im gewerhl leben Bereich 
dusgelösl und wesen üidr dazu beigclrügeiip daß sich 
die großräumigen und Interregionalen erwerbs- 
strukturciLen und Ei nkonuuens-DLspari taten nicht 
weiter vergrößert haben und zum Teil verringert 
werden kounten. 

Ein Vergleidi zwisdi&n den gesamten Industiicinve- 
Etitlnnen und eien öffentlich ge I orderten zeigt Jedoch^ 
daß mit dem derzeitigen In&trument^rlutn oflenhar 

Tabelle C.6.7 


Motive der Standortwahl von IndtisCilebeiriebeit 
1070/71 *} 


Motive der 
Siandortwah] 

Heiiefiidiieie imd 
verlagerte Indui.li'le- 
beiriebe 1970/71 

ßEtriebü 1 Bc^chäitlgtE 

Ar b B 1 tskraJ teangebote 

Bdb 

104 

Verfügbarkeit von 
Flächen 

551 

24 äTO 

Absatz und Transport p t 

50 

2 5€5 

ölfentlidie Förderung . 

16 

514 

Robstoffe 

5 

215 

private Gründe « . w . . 

4Q 

5&S3 


*\ NfluerrLcblalap verlagerte und sLillst^l^Stc Induslrle- 
betrtebe in def BundesrüpuüUk Denischland und Berlin 
(West) 1970^1 (Im Dniikl 

^ In den Zahlen sind keine Mehrladinennungen ent^ 
halten 


nur der kleinere Teil der litvesLitiunen auf einen 
Standort außerhalb dor Verdlchfungsräume gesenkt 
werden kann. Enipiiisdie Untcrsudiungcn zu den 
Mativem der Standoiiwahl induElriflHer ArbeitaEtät- 
ton, deren Ergebnisse allerdings auch vom Zeilpunki 
der Befragung abhängen^ deuten darauf hm^ daß der 
Vprfßgbafkeir von Facha rbettskräfton und von aua- 
reidienden Flädien sehr große Bedeutung zukuiniuL, 

Die Kapllallntensltät der rau gasch ni lenen bzw. der 
geaidierlen Arbeitsplätze ist in fdst allen nord- und 
westd eil f sehen Fördergebifiten weEEnLiidi hoher als 
in den süddeutschen« insbesondere bay arischen For- 
dergahlatan. Hhanso ist die KünzentrüLioii der gC' 
füiüenen Arbeitsplätze auf Schwa rpunktnrte mil 
mahr ala 70 Aa der InvestiUorissnmmeii In den nord* 
und wostde titschen Förde rgobiatpn srhifhtitii hoher 
aLe in den bayerisdien nül kaum mehr als 40 ^/i. 

Die BunclesreglerUtig wird dahar darauf hinwirken, 
daß dift Prüfung der Quafität der ArbeilSplStze und 
das Sdtwcrpunklpiiiizlp bat der Gewährung ülfetLl- 
lieber FüiderungsnilUel noch starker beachtet wer- 
den- Die ElnfOhrnng eLuar Erfulgskonlrülle äoll diese 
Forderung unterstützen. 

Die AnsledLung van Betrieben mit luhiiintensiveOH 
rolistolfabhangigen Produktionen, aber wenig quali- 
fizierten BEEdiiifLigungenp wird audi weiter kaum 
nathh aiUgc Stmkltirverbesse ru ngen he rbeif uhien . 
Um HO widiüger wird es sclOi die Branchen auszu- 
wahlcn und die einzelnen Betriebe sorgfältig zu bu* 
urteilen. Die Zahl der InduslriCarbeilsplÄtze nahm 
In den Fördeirgebleten der Gemcirudiuflsaufgabc 
von 1971 üuf 1973 noch zu, obwohl insgesamt berells 
eine rückläufige Entwld^lung eingutieteji ist. In den 
Verdidilungs raumen geht der Ante 11 der Industrie- 
arbeitsplälze dagegen bereitE eaiL einiger Zeit deut- 
lidi zurüdc. Es muB daher künftig darauf geachtet 
werden p daß in den Fbrdergubieteu unganstige indU' 
slrLelle Strukturen nicht verfestigt werden. Siruk- 
turwandlungEn, dlE durch veränderte außen wirt- 
schaftliche Bedingungen Induziort werden, sollten 
— abgesehen Vün AjipassüngsmaBnahmen — ^ nfcht 
aufgehalten werden. 

Die großTäumlge SiedlungssLrukUir wird kühfüg 
ganz wesentJlch dadurch beeinflußl werden, wie die 
Standarte von Eknridilunyeu des Bundes fostgelegt 
werden. Derzeit konkurrieren dabei Im kegelfüll be- 
ElimmtE facblidie Eifoxd&rnlssä iNähc ZU besltinm- 
ten anderen Ein rieh tun gen] mit den Zielen der Eduni- 
ofdnung, ln Zukunft Ist den Zielen der Raumord- 
nung besondere Bedeutung beizumEüsen, weiiu die 
besonderen Standorterfor de misse abgewogen vrer- 
den. Die EntwicklunpszenLren koninien künftig vor- 
rangig als Standorte für öffentltdie Einrichtungen 
in Belrüchl; soweit wie möglich sind auch andere 
Ober- und Mlttelzentren In schwach strukturierten 
Gebieten vorzuschen. Bei der Festlegung von Stand- 
orten für BundesEinrlchtungen mmd ferner die im 
Zonenrajidgebiet gelegenen zentralen Orte be-5on- 
dnrs zu benidcsiditigon (f 2 Abs, 1 Zifl. 4 ROG). Da- 
gegen sollten Standorte von öffentlichen ElnriEhlun- 
gou künitig nldit mehr in den Räumen festgelegt 
werden« die betelts einen üherdurchschnitlllch hohen 
Anteil von fiedlenstüLen in der öffenllichcn Verwai* 
tung aufweisen. Dies belriffl Insbe-Aondere die Ver- 
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Tabel) 


G«. 

sdififts- 

borcSdi 

AA 


BMBW 


BML 


BMP 


BMI 


B c.B.a 


BeabaidiUgl« V&rJdg^ruag und Neugrdodiug von Bmid&ftelniicbtunf bh 


NAtn« d«r Eiaiidiiuiig 


Europäische Stiftung 

TUT VerhesRening 

doi Lobend- und 
Arbellabedmguupoii 

Au$bBdupgs^tätte 
für Nadiwudu , . , . 


BuiidcsiosLltuL für 
Haduchiil fragen 


ZcüUdlslelle für 
Agrardokum ent a- 
tioQ und -Monoa- 

liOD ............ 


Zweites Blldungs- 
zenttum der 
ßundestlnanz- 
verwolLuiig , « « . . 


Zusammenlegung 
d«r BundcBvemiEi- 
gensAmter Bad Kis- 
sing ea und Würz- 
burg in Würrburgj 

Ojisverwaltüng in 
Bad Kissingen bleibt 
jedadi vorerst be- 
stehen 

Umweltbundesamt , 


Bundesakademie für 
öffentliche Verwai* 
lung . 

Bundesfachbodi^ 
schule ............ 

BGS- Verlagerung 
der StandoTbc 
Bredetedt und 
HelmerzbeliD ...... 


ZeLlpiuilct 
dar Er- 
riditunf 
bzvf, 

Auflösung 

derxeli 

vorge- 

leheaer 

Anzalit der 
Bedkgii¥tclcn 

besufldor^ 

JaiMidbu 

Slondüit- 

vrforder- 

ttisse 

Rayffioidaungs- 
puhUsidie 
Bewertung des 
Standories 

SnanUert 

m Be- 
ginn 

ErtdAUEhau 

(Jahrk 


Berlin 




Slruktur- 
schwädieii auf- 
gnmd der 
besonderen 

Lage 


Bann 




PrabiemrauiD 
mit pZuwan- 

deniDgsrdrudL^ 

1975 

Bonn 

35 


Nähe zum 

Ministe^ 

riüm 

Prob^emraum 
mit ,Zuwan- 
denmgRclruck* 

197& 

Bonn 

109 

133 (1977) 

NShe zum 
Ministe- 
riuin und 

35ur Univer- 
sität 

1 Problemraum 
mit ipZuwan- 
denmgsdruck' 

I&77 

Munster 

233 



Struistur- 
sdiwädiea in 
der Brwerba- 
stiuktur: 

PrlaritäL in der 
Forde rung^ da 
abwanderungs- 
gefährdeter 

Raum 

1975 


13 

35 



1974 

Berlin 

155 



Stndeuur- 
schwadien 
aufgrund der 
besonderen 

Lage 


Bl Ohl 




Problemraum ' 

mit .Zuwan- 
derung sdrude* 


Brühl 




Prohleniraum 
mit ^Zuwan- 
derung sdruck” 

1974/1975 
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TabifllC CGJ 


Ge- 

fldilltfl- 

bcnylch 

Müm« der Elnriditung 

Zeitpunkt 
der Et- 
rtdnimg 
bzw. 

AuflAaung 

d#n€U 

varge- 

sehenur 

Anzahl der 
bedieniteten 

bGiendpre 

fadilidie 

Standort 

erturder^ 

nisie 

Aaemprilnungs- 
ppÜUsdie 
Bewertung des 


Stojidurt 

ZW Be- 1 
ginn [ 

(Jahr) 

Standortes 

SMJFG 

P^Ul-Ehrllch^ 

Iniflitut — Bundes- 
Amt für Sera und 
ImpfBLuffe — 

197« 

Langen- 

Neumtt 

iHesaen) 

3AQ 



ProbtemraiiiD 
mit »Zuwande- 
rungsdrüdL* 

BMJ 

Europäi$dies 

PaLenLunit 

1977 

München 


2 SOO (1983) 

Näbe zujti 
Deutschen 

ProbKemmuin 
inii ppZuu^an- 







Patentamt 

derungsdruck*' 

BMV 

Bundc&aastall. für 

StraBnnweBen ^ . ir 

I97B 

Verlegung 
von Köln 
nddt 

Bensherg 

400 

50Q 


Prob lern raum 
nüL .Zuwan- 
deningsdrufk* 


AuilöRung der DB- 
Dlrcktion . . ^ ^ i . 

197« 





StniktuT- 

schwädien 

Ln üei Eiwerbs- 
und Infrastruk- 
Lui {Abwande- 
rungsgefährde- 
tcr Raum) 


Regensburg 







Buiide^oitiL [ür Flug- 
sf^ierxiiig « 


Longen 




Problemranm 
mit ^Zuwan* 
derungsdrudt* 

BMVg 

ZusaxDineiiiBgujigtin 
von Standorlverwal- 
tungea id Hermes- 
keil und Nordhesssn 







BMWI 

Vorbraudior- 
akddemlu . ... 

1975 

Standort Ist 

noch nidit 

festgeJegt 

33 

37 (1977) 



BMZ 

Zentrale des Deut- 
schen Entwldclungs- 

dienstes **.*._*.** 

1977/197« 

Verlegung 
von Bonn 
□adi Berlin- ; 

rd. 200 


Nähe zur 

Ausbü- 

dungsstälte 

Struktur« 
schwächen 
aufgrund der 
besnndflTen 

Lage 




Kladow 
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rilditiingHräum« an der Adise Rhein-Ne{±ar-Müii- 
dicn- 

Die Tabelle CG.S .BeabsiditEgte Verlagerimg und 
NaugruDtlung vun Buxiüeüeiniidltun^ün* iciyt, die 
geplanten Veränderungen. Obwohl das Insgesamt 
diüpDJiibk Potential an Arbeitsplätzen de^ Bundes 
Im Verhältnis zum privnlen Sektor des Dienstlel- 
xtuoysibereidiea relativ gering ersehe int, sind bet 
einer Bewertung 

— die vütliäiidenen räuudidiien Unlcrsdliode, die 
durch die Mehir.flhl der neu zu nrricbt«ndtin oder 
2 u vcrldgcrnden Bundeseinilditungeu noch ver- 
stärkt werden und 

die durdi Bttndeselnrichturigen vleirach ausge^ 
lösten Puigewirkujiyen 
za bi!rüdfC.sichUgän. 

C.7 Ener^l» 

C.7;1 Allgemeine Ziele 

Zur Heibtellung gteidiweilEgoi Lebeiisvorliäilriis^e 
in allen Teil räumen des Bundesgebiets gehört ein 
ausreichendes und vielseitiges Energieangebot für 
Bevölkerung und WirtsdialL Die BunduHrflgierung 
hat sidi in Ihrer Forlsdirelbung des EfieTgle* 
progriioims vom 23. Oktober 1374 dazu bekuAntr 
eine für die Verbraucher in allen Teitröumen der 
Bundesrepublik ausrcidicndc und preisgünsUgCi 
mittel- und langfristig flidiara, volkswirLsdhaftlidi 

kostengünstige sowie umw^eltFreundllche und rlsiko- 
sictieru Energieversorgung vorzuhulten. 

Die Energieversorgung ist insbesondure in folgender 
Hinsicht raum wirksam: 

— Eine ausreidiende Energieversorgung ist em we- 
senllidier Faktor liir dio Entwicklung dor regio- 
nalen Wirtschaft und für die Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur* 

— Die moderne Energieversorgung lat überwiegend 
leitungsgebunden. Sfe Ist dort am günstigsten 
oirtzuselxcn, wo eine didile Netzbildung möglidi 
ist. Diese Eigenschaften sind geeignet, maBgeb- 
llch 2um Ausbau einer Siedlungsstniktur dureb 
Achsen und Enfwidclungszentren gemaB Bundes- 
rau mo rdn u ngsprogra m m bei zu tragen . 

— Von den Energieanlagon gehen Emisäionen aus, 
die zu Beeinträchtigungen der Umwelt führen 
können- Sic können sidi dann kiitEschcn Worten 
□ dbern, wenn die Ajilageii — wie zum Beispiel 
ln Verchchtungsräiimen — gehäuft auflreten oder 
zu anderen Industrieanlagen hinzutreten. 

Die anzustrebende pnnkl-a^iale Sfedlungsstrukfur 
erhöht ihrerseits die Wirtsdiuftlitbkeit der Energie- 
veTRorgung in den bisher I eil weise noch nnlerver* 
sorgten, peripheren Gebieten und crmoglldit eine 
bessere Verteitung der Energieanlogen und damit 


eine Minderung der UmweJtbelastung der Verdich- 
lungsraume. 

0.7.2 Situation und Entwir^lungHtandenzen 
0.7.£.l Ragte naie Uaterichlede Im EnerglApreienlvase 

Bel einer Analyse der gegenwärtig bestehenden 
regioniilen Sfromprelsunterschiede ist zwischen den 
Bereichen „Haushalte, Gewerba und Landwlrl- 
sdiaft*' ITanfkunden) und „Industrie* (Seuderver* 
Iragskundeti} zu unterscheiden. Vergleichende 
tTbersictiLeu über bestimmte Ahn ahme Verhältnisse 
für den Haushalt ^bereich und die IndusLrie kom- 
men beispielsweise zu folgenden UntHrschiedan im 
Preisniveaus 

— Im Haushaltsbereich (Preisstand l. Dezember 
1374) besteht zwischen den einzelnen Bundes- 
Jindem je nach unterstellter Wohnungsgröfie 
bzw. Stcomverbraudj ein Preisuntersdiied bta zu 
0,03 DM kWh. Pie Länder Bayern, Ntedersadisen 
und Schleswig-Holstein sowie BerLin (West) lie- 
gen bei allen untersuchten AbnabmeverhäHnls- 
sen über dem Bundcsdurchsidmitt. Die njedrig- 
stan SLrompreise haben die Lander Nordrhein- 
Wesifaleu und Bteinen- 

Auch innerhalb der Länder hes Lehen in den ein~ 
zelnen Regionen je nach der Struktur des Ver- 
sorgungsgebietes Unlerschieüe im SLrompreis. 
BfiiRpie Es weise ergeben sich Innerhalb des Lan* 
des Niedersachsen Stromproisdifferenzen je iiacli 
unterstellter WohnungsgroBe bzw, Stromver- 
braiidi bis etwa 0^02 DM^Wh, 

— Iel den industriellen Sonde rabnehmerbereichen 
(Prei-Rsland l. Oktober 137iJ ergeben sich zwi- 
schen den einzelnen Bundesiandei'n je nach deu 
.Rflb T unterschied I Ich en Abnahme verhlltnlssen 
Preisuntcrsdilede bis zu Q 4 Ü 4 DM^JeWh. AUgemelp 
laüt sidi feRtstellen, daB die Ländor ^chJeRwig- 
Holstein und Bayern sowie Berliri (We$t) che. 
hudiäten DurdisduiiLtiipreise dufwejsen„ wahrend 
Nordrhefn- Westfalen und das Saarland die nied- 
rigsten Durchsdmjtts preise verzeldLiicn. 

Aus dJei^er momeiitajien Pieissltuation kumien Je- 
dorh keine RückschlüREe auf die allgemeine künf- 
Uge Entwicklung der Strompreise gezogen werden. 
Längerfristig kann davon ausgegangen werden, daß 
sich die Strompreise durch den Ausbau des Ver- 
bundnetzen und der Kernkraftwerke weiter angl ei- 
chen werden. Voraussettühg ist allerdings eine be- 
darfsgerechte regionale Verleitung der Erzeuger- 
siandörte. 

Tm Mineralölsektor besteht im großräumigen Ver- 
gleich ein erhebUchos Preisgefalte. Die Verkaufs- 
preise frei Haus hzw. Eietrieh in DMi^t bei den hau- 
d^lsübtlchen Mmdeslabnahmeincngen ln den Haupt- 
handolspl ätzen betrugen im Qk Loher 1373: 


HandeUplätze | 

1 Hamburg 

Hotii^ovei Dü&seldurl 

Frank ftirl | 

1 Staugart 

MUedieri 

IfiiMwi t tPizftI «J 

Schweres Heizöl 

301,20 

99,50 

295.20 

104.20 

287,40 

82,80 

309,20 

81,10 

322,70 

87,50 

308.20 

87,50 1 


>1 eiaschlieiUch Mmerolylntoucr, olmo Uiusalzs teuer 
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Düs PreiKgBrkil<> beim Mineralöl von den Handels- 

p]ät7ten und Raffinerlo^lfindcrton zn den periphe- 
ren GebltiLeu bewert sieb in einer Größenordnung 
von rliifdi^rhntltlirti 0p05 DM/|. 

Rcg^onnle Unt^rvcbleds Im Energiearten an gtbol 

Auch IUI Angebot der verschiedenen BnnTgienrten 
besteben noch riumllche Dlsparititen. Das gilt 
allerdings nur beding L ^ür düs SLromangeboL Dieses 
ist f lache ndeckend über das gesamle Eundesgobiet 
verteilt. 

Dennoch gibt es noch peripher# Räume, die nicht 
an das Höchstspannungsv^rbuiidiiets angeschlos- 
seu sind und daber gewissen Restriktionen im Hin- 
blick auf die Standorlwahl künftiger Groflkraft- 
werke unterliegen, Durdi die Ausbauplaoungen 
dieses Verbundnetzes werden Inri essen auch diese 
Räume iäitgfrtsUg erschlossen (vgl. Karte C7.1). 

Dagegen sind noch größer# zusemmenhängRnd# Ge- 
biete In meist peripherer Lage nicht an ein Erdgas- 
Verbundnetz augeächJossen, Dies triftt für die Rau- 
me Srhleswlgj LOneburger Heide, für Mlltelhessen 
und Südostwestfalen, die Eifeh Weslmlltelfranken 
und Ostschwaben sowie Teile der Oberplalz und 
von Nlederbayem zu. Die ErscblioBung dieser BäU' 
me tür die Erdgas versoiyung ist erwünscht. 

Eine ausreichenrle Verjsorgnng mit Mineralbt Ist 
zwar für das gesamte Bundesgebiet gewährleistet, 
jedoch — wie oben ausgehihrt — zu regional un- 
terschied! tchen Preisen. Die Rarfinerlestandorte 
konzentrieren sich entlang der Rhein achse und im 
Küsten bereich sowie auf tventge weitere Rbunne 
(Ling en ^ Misburg/Huniio ver \ Peine^ Sau rbrücke n i 
Ingolstadt; Burghausenh 

Bel dem Ausbau der Raffln erickapazität sollten 
daher auch peripher# Standorte für den Neubau 
von Raffinerien berücksichtigt werden. 

C.7.2.3 Auibauplanungan 

Nach den Zielen der 1. Port sch r#ibung das Energie- 
programms der Bundesregierung soll die Stchemng 
der Energieversorgung bei den einzelüeii Piuuar^ 
energleträgem wie folgt erreicht werden: 

— Bei Mineralöl durch vordringliche Sicherung 
einer kontlmjlerlichen Versorgung und Zuriiek- 
drängung des Mlneralolantolls an der Energie- 
verBorgung, 

— bei Erdgas« Kernenergie und BraunkehLe durch 
schnetlen Ausbau der Fürder-, Bezugs- und Pro- 
d ukUo jiskapazititen, 

— bei Steinkohle durch optimale Nutzung der deut* 
Ei dien SteinkoliJenreservexi. 

Auf dem Mtneralölsektor Ist trotz dieses Ziels ein 
weiterer Ausbau der Raffinciiekapazität unum- 
gänglich. ln diesem ZuEauimanhang ist dar Neubau 
einer Raffinerie In Nordhessen geplant, tm Energie- 
progrüinm von Baden- Württemberg vom 2. Juli LB74 
werden Untersuchungen für einen neuen Ralfinerie- 
standort im Landes teil Wüittcniborg angekündigt- 
Im Bayeriscban Energie piogramui I vom September 
1973 wird auf die Notwendigkeit zum Neubau einer 
Raffinerie Iid nordbay erisdien Raum hinge wiesen. 


Eine stärkere Reglcmalisterung der Raffineriea Land- 
Orte Ist nicht nur wegen der reglonalwlrtschaftlldien 
BalangBp aondarn insbasoudisra unter dem Gesichts- 
punkt der Verminderung von UmwettheSflslungHn in 
Veidichtuugbiäumen driugenü geboten. 

Im Rahmen der Sicherung der Energieversorgung 
kommt dam Ausbau der Kernenergie besondere 
fJedeutung zu. Die Bundesregierung hält di# Instal- 
lierung von 20 000 MW für tOöO und von 45 000 MW 
für 1985 (ur erforderhrh, wobei es ihr wÜDSdielis- 
wert erscheint, daß sogar 50 000 MW erTelctit wer- 
den. Aus der Karte C.7.1 sind die bestehenden und 
die bis l97d/80 geptantan Kraftwerke dar ofleuL« 
lieben Hand und der ludusttie über 100 MW zu er- 
sah an. Danadi Ist eine baudittiche Konzen LruLiun der 
im Bau befindlichen und geplanten Kraftwerk# längs 
der Rheinadise sowie in Verdi dhtungä- und Verdldi- 
tuogsrandräumen feslzustellen. Ansätze für eine De- 
zentratisieriiny zeigen äidi bei den Kernkraftwerken, 
aber audh bei Erdgas-Kraftwerken- Bfli&pißle hierfür 
sind die Standarte der Kernk ruft werke OhU, Gund- 
remm Ingen, GrafenrhPinfeldi Grp linde, Bninabüttel, 
Emdän und Esüiiäbdmn^. 

Mit den Erdgas kraft werken in Llngon, Meppen, Lan- 
deshergen, VeUhülm In Nnrddautsdiland und in ArjC^ 
berg Ir der OberpfaU $iüd Standorte ln peripheren 
Räum an gewählt worden. Grundsätzlidi ist f Ost- 
zustehen , daß sich die Kraftwerk# im wesen LUdien 
nach der Lage an Rußläufon (Kühlwasser) und 
am Höchst span nungsverhundnalz« häuhg audi zu 
den Versorgungsschwerpunkten orientieren. Diese 
Htandnrtkrlteiian wnrdan iindi für die absehbare Zu- 
kunft noch bestimmend sein. Restriktionen ergeben 
sldi jedoch schon heute in bezug auf die Wärmebo- 
lastung der Rüsse durch das KühlwasHer und — im 
Falle von RüdckühLveifahren — durch die Kapazität 
der Flüsse Im Hinblick auf den Entzug der Ver^ 
dunstungswassermenge- Bei der angesirebten tech- 
nisdien Anwendung dies TjodcenkUhlvcrfahrCni bei 
GroükrAttwerken würde der Stande rliaktor ^Fluß- 
lauf* weitgohond entfallen und damit etn größerer 
Spielraum der Standortwahl, fnsbosaiidere auch zu- 
gunsten peripherer ftußarmer Rin me entstehen. Im 
BeridibizeitiüULu siind von den Landern ltn Rahmen 
eigener Bnergieprogramme Standortplunungen für 
Großkraftwerke durchgefßhrt worden ^ dfe einen 
unterBchiedlidien Bearbeitungsätand aufwcisr^n. Das 
Land Baden- WO rttemberg hat Im September 1974 
einen fadilichei] Entwicklungsplan «Kraftwerfcstand- 
ort#^ vorgelegL und die Abstimmung mit dem Bund 
gemäß § 4 Abs. 5 ROG ei ngel eitet, ln diesem Plan 
sind die Flädiun angegeben, die zur Sicherung des 
Bedarts nn Standorten für neue Kraftwerke bis 
1990 von störenden Nuizuogen freigehalten werden 
sollen. 

Im Hinblick auf die Absatzsidierung der Steinkohle 
hat die biindesregleriing ihre Unterstützung für den 
Bäu von weiteren Stehifcohlekraftwerken vorwie- 
gend in den Revieren Rulir und Saar zugesidterL. 

C.7J Raumordnungapolitleche Konsequenzen 

Das raumordCLungspollUsche Ziel einer ausreichen- 
den und vielseitigen Energieversorgung aller Tcll- 
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Zu C. 7,1 

Verzeichnet def bestehenden und geplanten Kraftwerke 
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C.7,1 

Standorte der bestehenden sowie der bi& 1 978/1 9B0 geplanten 
öffentlichen und industriellen Kraftwerke über 10O MW 



Bruttoleistuno fn MW 

9 lOOb^i 300 
O O 3TOtPli 600 
ü o goobit eoo 
oö aoowi 1 3W 

OO «tw 1 300 


Energie träger 
■» ceki - 

* {Bkl > Bnunkotili 
- iH&> • 

Eegl* * Erd^ 

• EKi] ■ K«nimiri|jv 
w fWo) - Watwr 


O lÄllebfinOöt Ki-äflwüi^k ESlandl^ 1 1.197^1 
^ QaplBn»t KrafTMrk Mi 197^: KdmkrifiiMtkt bif 19S0t 

3BO kV-ljihyno tSaui^nnuing^^besIvNenO und Im &iiy 

380 kV^Loitifna {eaufpannLinjiS j {jeplpit 

Virdh^tun^prium BiicbluSdar MJnbiflrkDurtivriz 

1. RaumurdKyn^ Mom 11,19601 


- [Ml> B Miidiiftyifiing 

<Su4nkfitilA ^ÖUGn} 

OiifMe^ BMWI-Ill 6 7 
MaSitJib 1 : 4 000 OOO 

Karte lum naurßQrdfrunglbärichl T 97* dir irigür ung, twarbtknifl d«r BuridffiforH:NunflHiii»l4ll lur Lwi(lir%kuMiii! yi^d RaumoB iirtiinfl 
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raum? wird durch folgende Entwicklungen nnter- 
stüt^U 

— Dit.* Konzen L tü L ion vuu EnergieanlayeUr insbe- 
sondere von konvention eilen Kraftwerken und 
von RüfTifiericn in Vcrdiditüngsräuinonp hdl 
— angesichts der BelasLungan durch weitere 
Emittenten — zu UmweUbelaslungcn in einigen 
dieser Raume geführt^ die dun zulässigen Grenz- 
wert erreldit bzw. überschritten haben. Der Be- 
darlszu wuchs wird hier küntLig nur nodi durdi 
selektiven Einsatz umweltfreundlicher Energie- 
jfLen zu decken tiein. 

Da5 Bundesraucnordnungsprogtämin terdert ln 
diesem Zusumüienliung, üuE einer weiteren Ar- 
beltsplatszunahmei durdi die die QtialftUi der 
Lcbcnsbcdingungen itt diesen stark betasteten 
Räumen naihhAltig bpßinträchttgt wiirdn-H entge- 
gcnge wirkt werden soll. 

• — Der Ausbau des Hudistsguniiungs Verbundnetzes 
und dessen nptJmaie Anstastnng erfordert eine 
bessere groEräumlge Verteilung der Großkraft- 
werke. 

“ Die Leitungsgebundenheit der Energieversorgung 
erlaubt eine Bündelung neuer EncryEelra^seii m 
den aiedlungsatnikturellcin Achsen gemäß Bun- 
desraumordnungsprograiüni: die unter Wirt- 
sdiurUidikeitügesidiLspUnktnn gebotene Bildung 
von möglichst dichten VersorgungsnelTen begün- 
stigt die Herausbildung von leislungsfähigen 
Ejitwlcklungazentren Im f^ysLom der Achaen. 

Die Eie Aspekte silnd bei der kün Tilgen StanduiLplu- 
nung von Energien lagen stärker als bisher zu be- 
rüiksiditigeiir 

D.7.4 Maßnahmen 

Die Bundesregipning hat Im Energieprogramm vom 
September 1973 fj&stgostGlU, daß Standorte für Ener^ 
gieerzeiigungsanlagen langfristig goplant werden 
sollen. Eine Sntermlülsterielle Arbeitsgruppe der 
Bundcsrcgteiuug ist beauftrugLp in ZuEiiiinjiienaibeit 
mit den Ländern GrundIngen für eine geeignete 
Standorivorsorgo von Enorgicorzeugungsanlagcn za 
sdlüffcn. Bei der Erarbeitung dieses Slondorlkon- 
zepts sollen raitra- und sledlungsslrukturelle Ziele, 
die Er forde misse einer siehe ran Energieversorgung 
und die ErfnTdemisse des Umwettsdiutzes piita in an- 
der in Einklang gebracht werden. Ausgehend vom 
Stand t. Jdnüar 1974 bat der BundesminiSter für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau eine um- 
fassende Bestandsaufnahme der Jangfristig gepfau^ 
len Standorte von Kraftwerken über lÖÜ MW Im 
Rahmen der Mlnisierkonferenz für Raumordnung 
vorbereitet. 

Die Bestandsaufnahme der Planungen bis ! 978/1980 
ist abgesdüosstiti (vgl. Karle C.7.1|. Damit sind die 
künftigen Kraftwerke auf Erdöl- und Gasbasis prak- 
lisdi zu fOO^/ct erfaßt, weil nath dem Drllten Ver- 
«tromungsgeRelz {Gaset?, über die weitere Siche rung 
des Einsatzes der Gerne inschaftskohle In der Elektrl- 
zitätswirlschaft vom 1^. Dezember 1974^ BGBL L 
S. 3473) Erdöl- und Erdgas-Kraftwerke nur tiocfi mit 
besonderer Genehmigung errichtet werden dürfen, 


Die Standarte der biR t9ÜO vnrgesehenEJi Kern- 
k rafl werke sind f eslgel egt . Stand orl Vorstellungen 
bis 19S5 sind von der EnergiewlrLsdbafl eutwidkelL 
Bef dem Konzept der ßundenregierung zur langfri- 
stigen Standortvor sorge gehl es zunödist um die 
Feststellung de^ Standorlhedarfs für Hnergieerzeu- 
gungsanlagen in großräumigem Maßstab. Dazu sind 
erfoiderlidi: 

— eine langfristige reglonaltsierte Energfebedarfs- 
pTogcLüse, 

— Feststellung der groBräuinigfln Verteilung mög- 
lieber Rnergles landorte; hierbei sind die beste- 
henden und zu erwartenden BelasLungan zu he- 
achten. 

Widitige Standartkriterien für Kernkraftwerke wur- 
den bereit$ fn der ^ustinutiendcii Kenntnisciahmo 
der Ministerkünferenz für Raumordnung zur . Stand- 
ort besllmmung von Kernkraftwerken'' vom 16- Juni 
1971 (vgL RGB '72, S. 1.^2] uufgustellL Die Festlegung 
des Mikrostandorles Ist Sache der Lander und Ge- 
rn cluden, 

[m Rahmen des EnergiQforschungRprogramnis der 
Bundesreglerting werden umfangreiche Untersu- 
ciiungen durdigelührt. Untersudit wird ln dem Zu- 
samninnbang auch» inwieweit durch eine zwedtmÄ-* 
Bigc Standortwahl von Kraftwerken eine wirt- 
Rchaftlidie Abwärm«nutzung durch Anschluß an 
und Ausbau von Femhelsmet^ert ln dichter besie- 
dellen Cebieten moglicl] IsL Im Konjunktürpro- 
gramm der Bunde.sregiemng vom Dezember 1974 
bzw. im Bundeshaushah 1975 ist der Bau einer Fern- 
wdrmn.schiene im Ruhrgeb iet und im Saeirland in 
die Förderung e Inbezogen. Von der Bundesregierung 
werden gegenwärtig die Möglichkeiten eines groß- 
räumigen Fern wärme Verbundnetzes geprüft. 


C.B Verkehr 

0.8.1 AllgenfH^lnoZJefe 

Chancengleichheit für alle Bürger in allen Teilrau^ 
men des BundesgBhiems setzt einB aUsreidiEndB 
Versorgung mK Verkehrs Infrastruktur und eine an- 
gumeKsunu Vefkehrsbudiänung vuruus. 

Die Bund es regle rujig verstärkte daher im Bendita- 
lei träum die Koordinierung von Raumordnung und 
Vu rkehrs w egupl onung. 

Im pBundeaverkEhrBwegepIan [1. Stufe]” vom 
3. Oktober )973 {Drudtsadtio 7/1045) wurden die 
Ziale der RauaiurdiiUDg nudiijailiger als bisher be- 
nldtsIchUgL Dcirt h«lßl es u. a.s 

— .Es wird angestrebtH durdi eine gezielte Inve- 
stitiunspolltik im Bereldi des Verkehrswegeaus- 
und -neubaus dazu belzutrageni dem Ziel der 
GlcidiwerUgkcit der Lebens Verhältnisse in so- 
zialar, kultureller und wirtsdiaftlldier Hinsidil 
in allen Tellriumen der Bundesrepublik nSher- 
zukoxiimen'' {Zitat; Tz.4Sg). 

— ^Dos Bu]id0STDumordnungspTQgramni wird den 
überfaeblicben Orientierungsrahmen für die Kon- 
zentratton und Koardinierung des MittelfiiiiEatzBs 
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darsLelJan. Hs wird konkrata FE9Ltaqiin[;!en tiir die 
künftig An 2 u strebende Raum- und SledJung$- 
LiUuktur nach eineiu Syslem vüii Eiilwicklun^s- 
dchsen und Enf wirk lungsschwerpnnk tan enlhal- 
ten. an dem $jch auch die Verkehrswegcplanung 
üritintiatcn ^ird* (ZiUl^Tz, 8?)^ 

Vorrnn-ötge ZieEe der verstStrkten Koordinierung von 

Raumordnung und Verkchr&polUik sind: 

— CLeidiwertiga Angebote an VerkehisinfriisLruk'^ 
tur und Vcrkehrsmögiichkoitcn in den TeUiaU“ 
inEn des Bundesgebieles zu Schelfen oder zu er- 
haltenp 

— die Slnndortgunsl fflr die wlrtArhaftliche Bnt- 
Wicklung in e[weibssLruktuic]l bcnaclitoiliglen 
Gab ie tan zu verbESBain, 

— EntwicklungsachsEu und EntwicklungszEntren 
auszu bauen und funkt lonarählg zu erhallen. 

Bci i[isgosainl ubuehinender Bevölkerung sowie bei 
baschränktam PotanUal an Arbaitsplälzan und In- 
vcstitionsmilteln für Verkehrsin frastnik für wird ea 
künttig noch mehr als Jn dar zumckliEgendun Zeit 
darauf ankommen: 

— Bevölkerung und Aibeilsplütze so zu verteilen, 
dab die vorhandenen und neuen VarkehrswegE 
möglichst wirtschaftlich gonuui und übermäüfg 
lüuge Fahr tan varmiedau wardcrip 

— die Siedtungsentwlckfung auf Achsen und Zen- 
ueii zu lenken, um eine ausreichend große Bün- 
delung der Verkahrssiri>tne zu erreichen. 

Beim Verkehrswegebau wird auch künftig den raum- 
ördnerischen Zielan und ErfordHrnisKan erbuhla Ba- 
deulung beigemessen werden. Hierzu gehören Ins- 

bfisondFre: 

— Verbesaonrng der Erschließtiiig von Struktur- 
schwachen Gable tun] 

— Verbesserung der Anbindung dieser Gebiete au 
VErdichlungsräuma, bERondara Berücksichtigung 
des Zonanraudgebietes; 

— Bau von Straßen Im Zuge von Entwlcklungs- 
aebsen im Sinne des Bundes raumordnungspro- 
gramms. 

Vqh besonderer BEdeulung sind dübai Trasaunfüh- 
tun gen p die eine ErschJie Bring peripher gelegener 
Gebiete mit der Entlastung von überlasteten Strek- 
ken En Verdi chtungsräiimen verbinden. 

Die Bundasragiening wird Bich daher hei dar Koor- 
dinierung von Raumordnung und Verkehrsplanung 
veistäikt tut die Anwendung von Verfahren ein^ 
setzten, wie sie gegen wÄrlig z. B. bei der öberprö- 
fung das Batliirfsplanas zum AusbaupUu der Bundes- 
remBlroßen 197 t bis 19S5 vom Bundasminislar für 
Verkehr erarbeitet werden* Dabei werden verfcehr- 
lichc, raumbedeutsame und sonstige Bewertungs- 
kriterian verwendet. Die raumbedeulsamen Bewer- 
lungskriterien beziehen sidi auf die verkehr! idie Ei^ 
scbließung und die Anbindung peiipherer Gebiete 
an die großen Vardichtungsrüuma, auf das Verhält- 
nis der Ausbauvorhahen zu den großräumig bedeut- 
samen Achsen des Bundesidumurdnungsgrögrdninis 
und aut die beRondere Sltiiatiou ries Zonen rand- 


gehiEtas. Darüber hinaus wurdan bereits bei dar 
Fortschreibung der Bu rtdes Verkehrs w eg eplanung 
varkebrsEibargrEttande Kritaiian zur BarLickslcbti- 
gung der raumordnerischen Zlelvorslellungen ent- 
wIckelL 

Räumliche BUuaflOft 

und l^ntwicklungfllaodanzan 

C.aZ 1 Auiilattung mH Verkvhrilnlraitruktyr 

Der Bastrind dar Verk ehrain frastruktur, bezogEn auf 
die Bevölkerung, sloiU eine Kennziffer für lüe Be- 
lastung bzw. Auslastung dar. Dlasa ist bai Eiaeu- 
babnanlagen und Straßen In den dünnbesiedelten^ 
peripher qelegenen Gebieten des BundesgabietEB er- 
be blich geringer als in den großm zentral gelege- 
nen VercUchtungsraumen. 

Die räumlichen Di apari taten hei den Straßen hatten 

tS69 eine Schwankung sbreito von etwa 750 DM/Ein- 
wöhirui in üan zentraJan Vardicblungsrauman und 
SQfXJ DM/Einwobner In peripher gelegenem dünn 
be siedelten Gebieten. Bel doit Eisen balmanlageu 
sind die Diakrapanzen gariugen 

Der Bestand an VerkehrslnfraslruktüT — bezogen 
auf dla Fläche — ermöglicht eine Aussage zur Flä- 
chen erscbließung. Diese tst bei EisenbahnAnlagen 
und Sljaßau ür [len dünn ba siedelten, paripiier ge- 
legenen Gebieten des Bundesgebiete^ deutlich 
schlechter als in den großcn4 zentral gelegenen Ver- 
dichtungsTäumen. Nach eiimr vom Deutachen tnaU- 
lut für Wirtschaftsforschung (DIW) Im Auftrag des 
Biindaamini Stars für Verkatir durebgEfühiteu Erhe- 
bung bestanden im Jahre IRüR bei den Straßen 
Dispaiitütan zwisdiau etwa 350 OÜO DM^qkin in don 
d ünn besledelteDi perEpber gelegenen Gebieten und 
etwa 600 OÜO Dhl/qkm in den zentral gelegenen Ver- 
dicht ungsräuinen^ Die unterschicdiidiE Fiiiüianar- 
sdiließung mit Elsenbahpoitlagen weist ähnlich hohe 
Diskrepanzen aut. 


Ausgewählto 
C>ebS«k|£Aiiih«l ten 

5traDan ln 
DM/Eln- 
walmar 
11909) 

Elsenbafcin- 

anlagon 

DM/Ein- 

wohner 

(1969^ 

Köln |l»] 


352 

Essen (15) 

S05 

359 

Düssaldurt (16) ..... ^ 

762 

390 

Fran k f urt-Darmstad t 

(243 

750 

389 

Landfihul-Passüu [33] . . 

27Uh 

559 

Schleswig (I) 

ß 130 

707 

Regen sburg-We i den 
(321 

3 221 

4B9 

Trier (19) 

3 7G0 

t 265 

Mittelwert Bundes' 
gebiet ^ .*.**.,**• - 

1 357 

40h 


|VgL Audi Ksirt^ C.S.I) 
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CB-T 

Verkehrsinfrastruktur 1969 

Bestand an Eisenbehnan lagen 1969 in Preisen von 1962 
(Bestandswerte bereinigt um den enteilten Traf^sJtverkehr in Pkml 



Eisenbehnen lagen 
|e Einwohner 1970 


unur ^0 DM 
370 Wi OM 

ül?Qr ^00 OM 



Eisenbahnen tagen 
je qkm 


unter 65 000 DM 
[03 65 000 Wi laOOOODM 
4HHr ^20 000 DM 


Bestand an Straßen 1969 in Fraison von 1962 

(Bestand werte bereintgt ym den enteiNgen Transitverkehr In Pkm) 




Straßofi ie Elrtvvohfier 1970 

Ufitef I 300 DM 
IFIÜ 1 aOObit ? ISO OM 
über 2 ISO DM 


StroBen }e qkm 

untif 2fiO 000 DM 


2B0 DOO bti 270 OOO DM 
eher 370 000 DM 


OudIIa; UntBrUjEflurlE^ d«« Dflulttihml InftflTMtv. für WlrTfC-Nl'^tilpniiihijnDi liVt Auf trp[|dM eundHAminlftlHn fü» Varh^hirj 1974: 

'^nAeEgniltr Vergleleh d*r Verkebn-Ieliuin^ni und dir VfrkehnlcifrHnrukiur tqr 70 vipilit^ieh* R lu m«4n Ntlien |n der 
eundtfirtpubili k Deuucll leriiJ'' 

(^runökirieSinkitiictie Rsurnelnhehen Ma^inb 1 ; lOOODOOO 

Kmi* jum NeurrKiifinuncrttMfkm 1&74 dtr eumdeireelerun*, \n BundeilorKihuTwentiih Ntr LernlAik unde un4 RAwmdrdr>unfl 
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Ausgewahlta 

GebietseiiiheltBn 

Straßan 
lOÜODM/ 
qkm (ISe»} 

Anlagen 
t 000 DM/ 

Essen (15) 

919 

373 

' DüMeldoTf (16| 

843 

43 t 

Köln (18) 

617 

225 

Prankturt-DarmHtadL 
t24) 

404 

206 

Trier (19) 

374 

126 

Regensburg- Wei den 
(32) 

331 

49 

Schleswig {1) , * * , * , * , « 

339 

74 

Landshut-Fassau (13) , t ; 

236 

53 

Mittel weit Bundes- 



gebiet 

334 

100 


(VgL Büda Karte C-Ö-(| 


Difliie Situation hat sich t-w lach enieit lieh nicht 
grund^ätzJich gcEadcrt. Auch bis zum Jähru 19&5 
dürfte sich untar f^iatufl-quo-Badingungan kaina 

grundlegend andere Enlwlcklujig erflcbon. Bcdlngl 
durch die prognostizierte Abnahme der BevdLke- 
rung In den dünn besiedelten Gebieten ist dort mit 
elnctu Anwachsen der Versorgungs werte pro Ein^ 
wohner. also mit einer rtlckliuflgen Auslastung zu 
rechnen, ln den VerdichtEingsra Limen nimmt dage- 
gan als Folge der erwarteten Wanderungsgewinne 
die Auslastung bzw. die Qberlaslung der Verkehis- 
Wege zu. Nach PrognoEeberechnniigen für den Biin- 
desverkehrswegeplan {L Stufe) Lreton demnach 
1985 bei BundesfetasLr4iJBenp z. B. entlang dar Rbein^ 
achse, Belastungen von mehr als 200“/» und von 
weniger als 65 “/» in der Eifel und der WestpfaJx 
auf- Auch hei den Hauptstrecken der l>eutschen 
Bundesbahn wird lür 1985 eine starke Ühcibelasttmg 
der Verbindungen zwischen den groben Verdlch“ 
tungsräumen und eine nur mäßige Belastung bei 
Strecken in den dünn besiedelten Gebieten progno- 
stiziert (vgl. Karten C.8.2 tmd C.6.3^ 

Wenngleich heute linLei dem Eindruck der neueren 
Entwicklung die Prognose des Bundes Verkehrs- 
wcgcplans (L Stufe} von zu hohen Wachstums raten 
bei Bevölkerung, Arbeitsplätzen und Verkehrsleih 
nähme ausging, bleibt die grundsätzlidie Aussage 
doch bes Lehen. 


RaliBEBlt, Fmhrprwiu und S*dl*nungshkLggkalt 
Im BchianaotBrnvaf kthr 

Die summierten Reisezeitan und Fahrpreise für die 
Fahrten vom Hauptort einer GebLctseinheit zu den 
Hauptorton aUur anderen ergeben eine Aussage 
über den Zelt- und KostenauFwand im Fernverkehr* 
Besonders bepadttejügt sind hier die peripher 
Icgenen GnbiBte in den nnTdoEtllchen und südöst- 


pgm verkehr 
auf der Sdrlene 


Hauptom aii^gewAhUer 
Gehleise j n hpllftn 

summierte 
Reisezeiten 
(n Minuten 
(1914) 

' summierter 
Fahrpreis 
ln DM 
(1914) 

FranklDit |24) ........ 

7408 

1 323 

MAilU (25) 

788? 

t 390 

Külo (16) 

7 950 

1 453 

Koblenz (201 

7 087 

J 437 

Straubins (33) 

13^1 

2 276 

Ravensburg (3b) ****,, 

14 433 

2 351 

Kiel (2) 

15762 

2 504 

Flensburg (1) .... 

18553 

2 7BB 


(Vgl. Karts QJ^A] 

liehen Teilen des Bundesgebietes. Im Schicncijfeni' 
verkehr sind dort die summierten Reisezeiten mit 
mehr ati 120ÜQ Minuten und die summierten Fahr- 
preise mit mehr als 2 000 DM erheblich höher als in 
den zentral gelegenen RärnnBii mit Werten von 
weniger als 8 000 Minuten und 1400 DM. Ahnllcb 
große ünlerschiede besteben auch im Fernvarknbr 
auf der Straße. 

Bei dieser Darstellung darf picht übersehen wer- 
den, daß von den peripher gelegen bd CebiEtan zum 
Teil Verkehrsheziehungen ins Ausland bestehen, 
die hier nicht berücksichtig l sind. 

Die NilditeilB der periptiBr gelfigenen GfibiEtE wer- 
den durdi die geringen BedienungshäuflgkeHcn Im 
Sdhnellzug- und Inter- City- Verkehr verstärkt Einei 
Gesamtzahl von mehr als 150 Verbindungen täg^ 
lieh in den zentral gelegenen Verdichtungsraumen 
stehen weniger als 30 in den dünn besiedelten, peri- 
pher en Gebieten gegenüber* 


Hauplorle 
aufig-e^wihtter 
Geblalselnh eiten 

Fernverkehr auf der Sdriene 

Eln- 
wehner 
pre qkm 
II97D] 

In Ge- 
blvtsBin- 
huilBn 

BncILft- 
nungs- 
hauftg- 
kelt Im 
Sdmell- 
zug^ imü 
o aty^ 
Verkeil r 
(1974) 

Bedlo- 
nungs- 
haiiflg- 
keit im 
IC- und 
TEE-Vor- 
kehr 
(19741 

Köln |1B] 

622 

170 

56 

Frankfurt (24) *** 

433 

L4i 

43 

Mündien (34) . . . 

220 

15D 

42 

Hannover (10) **, 

243 

141 

42 

Straubing (33) *** 

100 

13 

(1 

Bamberg |22) . . . 

147 

H 

0 

Emden (7) * + -**-. 

106 

11 

0 

Regensburg (32) ., 

161 

5 

0 


fVgl. karte CJ.4) 


C.8.2 

Prognostizierte Auslastung der Bundesfernstraßen 1985 



Ausläsiung 


<Praij|t1i>ftill«rtv r«n\t KipAiJUx ddi^i^ekBn ?H7a, 

K#piilrlhTvn iOr WocNvriHnd 4ind U rEnubir« iHif^rlce hr hdh«r ■n^94fxt ilf ri^p WflrHTAQrf^iricflKrt 


bii ümor £5% 
e^biagnU'T 1UO% 
100ti<i% unirtrf ^00% 
500 % und mfllTT 


W • Wer klagivef kehr 

btvn« Zu&!£ « Vifc3ch§fi4r>dv«rkß'N^ 
U Uf biihifßifftverkeNr 


Qu4irk4^ DumH»v*rk«hfim9i0l«Pi, 1. Bui^dMtUffuJmiikuäru 7/1f>4B 

Qfi>ndl<#rii AufKhnlii gui £un4ifV«rk4liniHi|epFiri, AAlßfte S MäHltäb I ^ 1 &DD OOO 

Kkrt* mm KAumardnun^b^HLtit 1974 der ItundvirHii^HrunsL b*irtwlwT (n dir bLpndnforichLjnfp«nTT»1r för VandfUcurvlfl mp^ ft#y msfdny nfl 
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Drucksache 7/3582 


Deutadief BiuidtiaUig — 7. Wahlperiode 


Tabelle C.8.1 


keisezahgewtans auf ^mr Slra^e I9W bis 1971 [mit FIH/V} 



Quifll?: Biiiidv«vcirJccbr^w{>||cpJaii, L Slul^^ 
Dnideiwdie 7/ID45 


Btf&onüera benaditeiligL sldd dtibui vor aUetn die 
GebiaLseinheiteji Ems {7)p Bambcrg-Hof (22]|, Rc- 
^ensburg-WeidED [ 32 ), Landshut-PaEsaij (33) und 
Alb-ObErsciiwabEH (36)i die bis heute überdies auch 
noch schlecht an das Autebahnnetz angeschlassep 
sind. 

Der Ausbau dbs Autobabmietzes uad die Besdjlen- 
nigung des Femreiseverketir$ bei der Deutsdien 
Buudosbahn seil 1^ braditcn üllcrdlngs sdion er* 
hcblidic Rclsezeitge Winne. Dadurch konnten we- 
sentliche Teile der peripher gelegenen Gebiete bes- 
ser angebunden warden. 


Für Oiil-Bayeiii oder das Hüchrheingebiet ergäben 
aich B- Verkörrongen ln der Reisezeit aul der 
Strobe von mehr als zwei Stunden und auf der 
Schien B von mahr als einer Stunde. Die grundsätz- 
lichen Lagenachteile der Gebiete im Nordoslcn und 
Süüoslen des BundesgebLeleE konnten dadurch abge- 
m Udert werden. Die künftigen Ausbauprogramme 
der Bundesvcrkehiswege, insbesondere des Sdiie- 
ncnfcmverkchrs, werden weitere Reisezeilverbesse- 
ningen für die peripher gelegenen Gebiete bringen 
(vgl. Tabelle C,8.l ,, Reisezeitgewinne auf der Straße 
I9bü bis 1971 |mit Pkw] und C^B.2 aRBiaezeltgewinne 
auf der Schiene 19G0 bis 19? l [ien SchncU zug ver- 
kehr) 
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Drucksache 7/3582 Df^utadier BiLDd«^tAg — 7^ Wuhlp&riCKlo 

Tabelle C.S.2 


RcSsezellsewlCkite aul der Schiene 19äl> bli 1971 (im SdineUzugverkehrl 



Qki^llet Bundes vork^hrswi^g^plan^ L. Styf# 
7/1045 


0.8L2.a £rre1chb*rk*dsv«rhAlbnlufl 

ErreidibarkeitäwerLe diüdcen au^p wioviel Binwob^ 
ner eder Arbettapl^tie In atner besticnintfln Zeit van 
einem Standort aiü erroldbLbar $lnd. Etreidibarfceits- 
Verhältnisse werden sowohl durch die räimlidie 
Verteiltuig von ßnwohnem und Arheitsplaizen wie 
□udi durch die Gestaltung der VcrkohrslnlrastrdlC' 
lur bceinfluBL 

Die bü±5tcn Enelchbarlceit$ werte lin Personettfem* 
verkehr auf der Schiene heben die Gebiete eiitlong 
der Rheinachse von Dortmund bis Mennhelmi hier 
sind in der Zeit zwischen 5-30 Uhr und 10,30 Uhi die 
Hduptorte van Gebielseinheiten mit zusammen mehr 
als 28 Millionen Einwohnern und 12 Millionen Ar- 
beitsplätzen eireidibar. Die niedrigsten Erreidibar- 
keitawerte sind ln Ost-Bayern^ :m südlichen Baden- 
Württemberg und in Ediieswig-Holsteiu mit weniger 
als 13 MiJIieneu erteidibaren Einwofajiem tiod 
4,9 Mllllanen Arbeitspl ätzen Im gleichen Zeitinter- 
vall au^utroffenH Die im benachbarten Ausland er- 
reidibureii Arbeitsplätze blieben dabei unberüch- 
sichUgt. 


Hauptorte 

ausgewähtter 

GebicUemhelten 

Errelchba r b« Its verb äl In liao 
Im Sdilcnenfern verkehr 

Erreidibare 
Bnvalkerung 
ln 1 (m 
(1070) 

Erreichbare 

Arbplt«- 

plätZK 

ln 1 ooe 

(L970) 

Düsseldorf (10) ....... 

34 36t 13643 

34 361 13 S43 

33 619 13 647 

3Z71B 13 23e 

8 303 3 253 

7 11t 2791 

5 270 2 201 

S340 1 063 

Köln (löl .. w.w.*... 

Dortmund {14} 

E^sen. 1 151 «.•h-*'-*---*- 

Straubing {33) 

Kiel (2) 

Berlin [3BJ 

Flensburg (1) . * 



(Vgl KäHö C0-5) 
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C.8*3 

Prognostizierte Auslastung von Bu ndesbahnh au ptst necken 1985 



Auslastung 

fpropnei« ncch «rwirtPtnn Zuiwikchi mn BüvÜ^I^Ivfli'iin-ii, 

ArbaltiplAiun und MabMIlAliMriJtn Im 3c^ii#r>«nv«rk«hr^ 
bvwaQBn «uf d-ta ilvr^HJiroan Hfupntrppkqn dof Dfl^ 

taiiyrtK* 

un-iäf 100 

100 ütiunte^ 200 % 

i^OO % uixj riKjlir 

ÜiiPir«; fly^UHv«fk4ht1hv«gfl[alfn. 1. Siuf«: DuncfttusidrucliHchi 7/1040 

OruFicFkiirUH SLirr^wErkphrM^gt-plui. A^^Hge 0 t . 4 OOÜ OÖO 

■C«rni ZiJ.m Rpu mardn un|iBb«rlch r li74dHf &ijndBftr*gta rar^y^ b4itlM<llEl In BuftdttffoncriüflljpiinitftlT fülf L4l1dMkuniM unO Rnu m Mfl uny 

Bi 


c.a.4 

Reisezeiten und Fahrpreise im Schienenverkehr 1974 
für ja «inen Hauptort der Gabiatwinheiten 



Summierte Reisezeiten 

unter l^nkULitTifthnni« von 

bJit unter 8O&0n^in 
bit uFiier 8 £300 min 
bit unur IDOEOin^n 
bii unnr 3 2 000 min 
1 2 000 min und rfi«n^ 




Gedienungshäufigkeit im Schienenverkehr 1973 
für je einen Hauptort der Gebietseinheiten 



Quvlli; 0*ulfC-h4 flur>d V«*Hn, Korfbuch Wlrrwr Unt«Ti*ipn ü*t DMuetwr« B^FKliibinn 

Grundkvu Gib^THlnhfllitn BROP M#®4tiitP t : lOOOOOOO 

Kiftt tum ftauirMa^dnüivgibirtdiT 1974 dir tivvitkeii^ in dft eundmrnrtchunguniialt für Lindishunda und Roumordnunfl 
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C.8.5 


Erreichbarkeit von Bevöikening und Beschäftigten im 
Schienenverkehr 1970 und 1985 
Abreise ab 5.30 Uhr, Ankunft bis 10.30 Uhr 



Erreichbare Bevniherung 197 Ü 
I I biillQODOOO 

Ciber 13CXKlWOlitia0 9QOOOD 

üM' 2D9aaoooi>if as iooooo 

übet 3$ tOO 000 bti 38 400 000 
über 38 400 000 



En eichbare Bevölkerung 1985 


CD 



tkil 13 000 OOP 

übät t3 000 000 bti 2D 900 OOP 
ütwr 20 »0 OOO bii 25 100 000 
ubii 25 100 000 29 400 OOO 

iJt«r^400 000 



Erreichbare Bescbä tilgte 1970 

I □ bli 4 900000 

tüwr 4 9POOOObii 0 2OODOO 
iüm 6 200 000 bi« 10400 000 
übar 1D400 00Qblt 11 SOOOOO 
ubiMIBOOOOO 



Erreichbare ßeBchäftirgte 1985 
I I blt 4 900 000 

litiflr 4SOOOOOblT 8200000 
aber B 200 000 bif 10 400 000 
4b*rlD 400 000bli1t aOOOOO 

^■j 1 1 000 000 


Grundkint BftOP Maflmb 1 i 10 DOO 000 

KariF Jfum RciumoiclivMngimriclii 1974 Oer Bundeifftfparufkg, biAfDfliiet in ddr OundüftlonchLingianiiAti LindHkundi und n^n^rdnurkg 
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Die nach der Status-^|uo- Prognose de& Btiride^rdum- 
uidnung:ipiügräuiiDü wahrsdteiiilidie Viärleilung der 
Sevölkemng tmd der Arbeitsplätze vird ohne Ein- 
re±nuAg der gcpkntcn RchezeitvcrbesserungeD 
im Sdiisnenfem verkehr nur eine geringfügige Ver- 
ändertlüg der gegenwärtigen ErreidibiirteJls werte 
herbei rühren, 

Diese für den Personen fern verkehr auP der Sdhiene 
gültigen Erreidibiirkeils werte gelten ira Prinzip auch 
für den Fernverkehr auf der Strafe. Durch den in 
der zurüdcljegendeü Zelt töit Vorrang betriebenen 
FerdHLrüBenausbüu £Ur EiachlieBüng der peripher 
gelegenen, dünnbesiedelten Gebiete wurden die der- 
gestellten ungleidien ErreidibaTkeits werte — hier 
gemeBsen im Srhienenfern verkehr — jededi deutlich 

abgemllden, 

C J.^4 eeantpmcfiung der n«iürll<^en R«murc«ii 

Verkehrswege haben grundsatzlldi Eingriffe in die 
Landsdiaft 2 ur Folge. Sch lenen verkehTsmiltei sind 
allerdings umwellireujidlicber, verbraudicii weniger 
Fläche und fügen sir^ relativ gut in Siedlungen und 
in die freie Landschaft ein. 

In den VerdiditungsTdumen führt insbe^vondere die 
dldite Erschließung mft FemstraBen 2 u erheblichen 
Beotisprudiungen der natürlidien Ressouircen. ln den 
dünnbesiedelten Gebieten wirken sidi diese Bela- 
stungen geringer aus, treten lokal begrenzt Jedodi 
ebenfalls auf. Ein Ausbau du^ Sdfierien Verkehrs läßt 
erwarten, daß die nalürllchen ReKBourcen künftig 
mehr als bisher ge&cbont werden. 

C.B2J Oflanülehar Nihvarkehr 

Für eine vergleidiende SUuali uns anal yse des Ve t^ 
sorgungsgrades mit Einrichlungen des öffentlichen 
Nahverkehrs liegen keine flädiendedcenden Daten 
vor. Gewisse Hinweise zum unterschiedlidieii Ver- 
sorgungsgrad im öffentlichen Nahverkehr lassen sldi 
aus der Benutzung der bfieotlidierL VerkehrsiniLtel 
im täglidien Berufsverkehr gewinnen. Die Pendler- 
atatisLik des Jahres 1970 zeigt, daü der Anteil der 
Pendler mit öffentlichen Verkehrsmitteln in den 
dünnbesiedelten und peripher gelegenen Gebiets- 
einheiten kaum mehr als 25 oder 30 in den didb- 
ter besiedelten Gebieten mit verdiditeten Siedlungs- 
strukturen dagegen weit mehr als 35 beträgtn 

ln einzelnen Untersudiungen wird exempJuriadi 
nachgewiesen, daß, abgesehen von den großen Ver- 
diditungsräumen, in denen der Ausbau von lei- 
stungsfähigen Nahverkehrsmitteln in den letzten 
Jahren mit Votfang betrieben wurde, andere Ge- 
biete im offenÜidieD Nahverkehr noch nicht ausrel^ 
diend versorgt sind. 

C.B.3 Konsequenzen fürdle Reumordnungspoldlli 

Die Bestandsaufnahme zeigt r daß trotz erhebUcher 
Anstrengungen Lu den zurüdcl legenden Jahren wei- 
ter großräuniige Unterschi ede in der Versorgung mit 
VerkehrsinfrestruktuT und Verkebtebedienungen be- 
Stehern Reisezeiteii, Fahrpielser Bedienutigshüufig- 
kelten und Brrejchbarkelten begünstigen hier vor 
allem die s^entral gelogenen großen Verdidittmgs* 


räume. Die Enlwidtlungstendenzen unter Status-quo- 
Bfidmgungen bis zum Jahre lags deuten an, daß 
sich die großräumigen Disparitätcn In der Versor- 
yung mit VerkehrEeinrlchlungen weiter verschärlen 
würden. 

Die Standortwahl von privaten Haushalten und Be- 
trieben onenüert sich ln eThebNrhem Umfang an 
Stau dort qualltäten, die durdi die Kriterien - Reise- 
zeit'', , Fahrpreise^, ^ Bedienungshau fig keil** und ^Hr- 
reldrharkeir beschrieben werden. Dies gilt ins be- 
sondere füi hodiqualifizierte Erwerbs personell, die 
an der Hrreirti hark eit eines möglirhsl groben Ar- 
beitsmarktes interessiert sind, und für kentaklinieii- 
sive und absalzmarklorientierte Beiriebe der produ- 
zierenden und dienst leistenden Bereiche. 

Dufdi eine verstärkte Koordinierung von Raum- 
ordnung und VerkehrspEanung solE dabei eine an- 
gemessene Versorgung aller Tellräutne des Bundes- 
gebietes mil VerkehrsemrichLungen erreidii werden. 
Bei der VerwirJclichimg dieser Forderungen wird 
künftig iiodi mehr ein vertietbarer Komproiniß z wi- 
schen der gleichwertigen Versorgung dünnbeiEedel- 
ler Gebiete und der Wirtschaftlichkeit der Verkehrs- 
invesütionun anzustreben sein. 

Bereit.^ heule Ist der Bestand an VarkehrKinfrastruk- 
lur pro Kopf der Bewohner in den dünn besiedelten 
Gebielen wesentlich hoher als in den Verdichtiings- 
räumen. Vielfach l$t eine beaditlldie Un ter aus- 
las tung der Vurkehrswegekapazl tuten fesUustellen. 
So entsteht z. B. ein beträchtlicher Teil des Zusdiuü- 
bedarfs der DeuUdien Bundesbahn ln diesen Gebie- 
ten. Demgegenüber ist die VerkehTsinfrastruklur in 
den Verdiditungsräunaen häufig stark überlastet. 

Es wird daher künftig darauf ankommen, die Ver- 
kehren ach frage In den dünn besiedelten Gebieten 
durdi Ncuerriditung von Arbeitsstätten und Ansled- 
tung von Bevölkerung zu starken, in den Verdidl- 
tungsräumen dagegen rücht zusätzlich durch ein wal- 
terea Wadutum vun Bevölkerung und Arbeitsplät- 
zen ansteigen zu lassen. Das BundeBraumordnungs- 
programm strebt deshalb eine räümtiche Verteilung 
des HnlwIcklungspotenLialB an^ die zur besseren Aus- 
lastung der bestehenden und zur vertretbaren Min- 
der LaualusLuny der für den Abbo^y der regionalen 
Unterschiede zusätzlich benötigten Infrastniklur ln 
den dünn besiedeUen, peripheren Gebieten beiträgt. 
Durch die Ausrichtung der Siedl ungsstruktur auf 
Achsen und Zentren soll überdies eine bessere Dün- 
dalüng dar Varkehfänaciilrage sowie eine sparsame 
Verwendting der knappen Inveslitionamittel für diu 
Infrastruktur erreldil werden. Die verstärkte Bünde- 
lung der VerkRhrauachfrage und der Verkehrslnfra- 
Struktur wirkt $ldb nicht sntlebst auch positiv auf den 
sparsamaii Verbrauch von Flächen und Energie und 
auf die Vennindemng der UmwelthGlasturig aus. 

C.9.4 Maßnahmen 
C.fi^4J EEunbihntn 

Seil 1972 wurden weitere 7ß5 km El aenbnhnsl racke 
auf ekktrischeu Zugbetrieb umgestellt. Weitere 
3Ü0 km StredcenJänge werden bis 197S elektrifiziert. 
Innerhalb der von der Deutschen Bundesbahn er- 
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sleU^Rn ^LufenplRTie lAnirden bis 2Uin ül, IlflT-embpr 
1974 4 053 km unrenticrlidier Strecken slülgclegt. 
Diivun wurdfl dul 1 92ü km der Cesumthstrieb^ auf 
Z 133 km nur der Reiseitugverkehr ^llllgelegt. Für die 
StredLun ^ifd in den etüten drei Jahren nach der 
Stillegung ein Ersatz verkehr sichergestellt. Dflnadi 
wird die WeiterJühruna des Ersalaverkehrs von der 
DeuLndinn Bund be bahn überprüft. 

Als flankieretide Maflnahme zur Kanalisierung der 
Saar sollen in ELbeiziLaud-Plol^ diui Stredeen {240 km) 
vorzeitig elektrifiziert werden. 

1973 wurde ergänzend zum IC-Netz der Deutsdicn 
Bundesbahn der Verkehr von City-D-Zügen IDC-Zü- 
gen) aufgenommen. Dadurch werden auch abseits der 
HaupLstredEun Liegende Obei^entren sowie einige 
Mittel Zentren mindestens drei mal tügtldi bedient 
und an den Sdtienenfernverktihi: angeliund&n. 

C-k4.2 Sundear^rnsiraBen 

ln den Jahren 1972 und 1973 wurden 7G& kin Bun- 
desfemEtraüen neu gebaut^ davon 653 km Autobah- 
nen. Vorwiegend der Erschließung peripher gelege- 
ner, dünn beHiedelter Gebiete dienten die Ausbau^ 
maßn ahmen an den Strecken: 
tiamh u rg^Fle nsburg 
H uh rgfi bi et-Kassel 
Bad Hersfeld-Hejibrunn 
Wärzburg-Keinplen 
Stutlgart-Singeu 
N ürnbeig-Heilbronn 
Koblenz-Trier 
Regensburg-Passau 
Regensburg-Pfreimd 

tn den Strecken wurden 1972 und 1973 insgesamt 
227 km fertiggejBt#tlt. 

C JA3 EApreß- uftd Stückgulyflrkvhf 

Das WirtsdiafLsergebniä der Deutlichen Bundesbahn 
wird ln hohem Maße durch den personaünlenKiven 
und damit kostenaufwendigen Kkingulverkobi (Ex- 
preß- lind Stückgutverkehr) belaEtet. Die Bundes- 
bahn wird daher eine Reduzierung der Stückgut- 
bahnhofe vomahmen (sog. Modell 400). Dce Slüdc- 
gutneuordnuug erfolgt ln alleiniger Verantwortung 
des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn. Sie hat 
mit den für die Raumordnung und tandesplanung 
zuständigen Behörden Gespräche zur Unterrichtung 
über die heabsichUgte SLürkgulneuordnung getührL. 
Die Minlsterkonferenz für Raumordnung hat zur 
PragB der Neuordnung des Stückgut Verkehrs Bine 
Ersdilleßung verahsch lodet IvgL Anhang Geln die 
miL der Auffassung der BundesregiBrung nicht In 
allen Punkten übereinstimmt. 

C.B.4.4 BundaiwjaMratraain 

Die Entscheidung der Bundesregierung vom 30, Mal 
1973 über den Ausbau der Saar von Saarbrücken bis 
zur Mündung In die Mosel hat die Jahrelange Dis- 
kussion über den Wassers traßertajiädüuQ des Saar- 
landes beendeL Die Im Ssarlancf und tn Rheinland- 
Pfalz eingeleiteten Maßnahmen zur Verbesserung 


dei Erwerbsstruktur werden dadurdi zusätzlich uu^ 
tBrstützt. Da^ Bauvorhaben soll so vorangfltriBben 
werden, daß die Schiffahrt möglichst bis zum Ende 
des Jahres 1963 den Betrieb aufnuhnien kann. Nach 
dem Verwaltungsabkommen vom 26. März 1974 
übernehjueii der Bund und die Lander Saarland 
und Rheinland-Pfalz gemeinsam dar vorgeachla- 
geneil Kosten in Höhe von S70 Mimonen DM (nach 
dem PrBisEtand OktobG? 1972). 

Die Ausbaumafln ahmen am Elbe-Seften-Kanal und 
am Rhein-Müin-Donaü- Kanal gehen plaiiiuäBig vor- 
an. Im Derichtszeltraum wurden 25 km des Elbe- 
Selten -Kanals erstellL 

C.a-4.5 ödantUchar Nahvarkahr 

Das Gesetz über die weitete Fioemzierimg von Maß- 
nahmen zur Verbessarung der Veikehrsverhälliiisse 
der Gemeinden und des Bundesfemstraßenbaus 
(Verkehrsfinünzyeselz 19?t vom 28. Februar 1972) 
brachte eine Verdoppelung der für geniGindlidiE 
Verkehrsvorhaben zweckgebundenen Mineralob 
stBuermilte] auf ß Pfg..'L MtneraldlstBuer. Außerdtim 
wurde das Auftei Jungs Verhältnis der kommunalen 
SLraßELnbaumjttel zu den Mittaln des offen tlldien 
Personetinah Verkehrs auf 59 : 50 umgestellt und ao- 
mit erneut zugunsten des üffenllidieii Personennah- 
verkehrs verändert. Der BundesanlflU bet der För- 
derung der einzelnen Vorhaben wurde erhöht. Er 
kann nunmehr mit liundesm titeln bis zu 60 Vt, im 
Zoneuraudgebiet bis zu gefördert werden. 

Im Jahre 1973 wurde umunehr audi der gesamte 
öffentliche Personennah verkehr in die GaEöl-Be- 
triebsbeihlJfe eiubezogeu. Die Aufwendungen des 
Bundes hierfür betragen 1974 insgesamt 243 Millio- 
nen DM. 

Ans den Finanzhilfen des Hundes für InvestitionEn 
zur Verbesserung der Verkehrs Verhältnisse der Ge- 
meindBn standen aus dem MineialölstBueraulkom- 
meu 1972/73 insgesamt 3^675 Mrd. DM zur Verfü- 
gung. Davon erhielten der kommunale Straßenbau 
L945 Mrd, DM und der öffenlliche Nahverkshr 
1,723 Mrd. DM, Die Mittel für den kommunalen 
straßflubau wurden zu 71 auf den Bau von Haupt- 
verkehrsstraßen und vcrkehrswtdhtigeii Zubringer- 
Straßen zum überöiilidien Verkehrsnetz und zu 6 ^/i 
auf Verkehrs wichtige zwischenottllche Straßen in 
zurückgebl leben BTL Gebieten und Im Zonontaiidge- 
biel verwendet. Die Mittel zur Verbesserung des 
offen tlichün Poiüunemiahveikehrs würden t972/73auf 
verhSItnismiflig wenige Vorhaben des sctiiennnge- 
bundeneii Nahverkehrs konzentrierte dei größte Au- 
teit entfiel aut den Ausbau von U- und S-Bahnen. 
95 der MlUcI sind In 93 Großvorhaben genossen. 
Darin sind die 13 Vorhaben der Deutschen Bundes- 
bahn ent hatten, die 1972/73 mit rd. 6Ö0 Millionen 
DM gefördert wurden. Es handelt sidi ausschließlidi 
lim S-Bahnen und Nahverkehrsvorhaben in den 
Verdidatungsräumen Hamburg, Hannover, München, 
Rhein-Main^ RhBrn-Nedcar, Rhein- Ruhr und Slutt- 
garL Der Anteil der Klelnvorhabcn (zuwendungs* 
fähige Kosten bis 5 Millionen DM je Einzel Vorhaben) 
blieb mit etwa 3 */« gegenüber den Vorjahren nahe- 
zu konstant. Mit den Mitteln wurden vor allem zen- 
träte Dmnibusbahnhöfe Innerhalb imd außerhalb 
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VQD VeTdiditungsräuiii^n sowie Straäenbdhnen auf 
eigenen Bahnkörpern gefördert. 

Eine moderne, den Ertordemlssen der Raumordnung 
dienend«^ Verk^jhrsbedienung der Räche ist mit der 
im Jab re 1969' erfolgten Novellierung des Personen- 
beförderüngsge$etze& (PBefGj eingcloitol worden. 

Seil 1969 wurden Howohl in den starker veidicbLeten 
Röumen als auch In den dünner besiedelten Gebieten 
Fortsdiritte bei der ZusäiiiiiietidtbelL der Verkehrs- 
untfirnfibmen und der Pördemng der Verkehrsbe- 
dienung, insbesondere durdi Bildung von Tniif- und 
Verkehr^gemBinsdiafLen sowie von VarkehrR ver- 
bünden erzielt. Zu nennen l$t die am 2Si Mära 1970 
gegründete irOinnibus-VerkehrsgemeiiusdiafL Bahu.^ 
Pcist\ deren Aufbau mit Ablauf des Jabres 1972 ab- 
geschlossen werden konnte. Die Gemeinschäfl um^ 
faßt rd. 4Q0Ü Linien mit einer Gesamtlänge von ca. 
170090 km; sic hat einen Vcrkchrsanteü von 54% 
des UberlandJiniennetzes aller Verkehrsträger, Vor- 
teile für die Fahrgäste sind; 

— Del Zusainuiensdiluß wirkt äidi für dun Fahrgast 
in einem emhettllchenr auf den Regional* und 
Personenverkehr des Schienenrietzes ubgestimm« 
ton Veikehrsan gebot auSp 

— elnheltlldie Tarif* und Abfertigungsgrundsälzep 

— gemeinsame Haltestellen, 

— weilergehende gegenseitige Anerkennung der 
Fahraus weise. Insbesondere im Berufsverkehr. 

Mil der Nouregalung des i E PBefC Ist ein Weg 
eingeschlagen worden, der im Hinblick auf nodi 
bestehende Entwickluiigsmüglidikeiten weiter ver- 
folgt wird. Mit diesen Verbesserungen Im offen Lli* 
eben Nahverkehr wurden Fortschritte auf dem Wege 
^ur Verwirklichung von Zielen der Raumordnung 
gemacht. Hierdurch wird vor üUem der PeisorLen- 
kreis hEgunstigt, der kein privates Kraftfahrzeug be- 
nutzen kann, das allerdings weiterhin ein wesent^ 
lldies Verkehrsmittel in der Fläche sein wird. 

Mit Fragen der Fördemng des öffentiidien Personen^ 
nahverkebrs hat sidi der HauptausschuB der Mini' 
sterkonferenz liiT Roumordnung am Uh September 
197:t befaßt: 

pDor HauptausschuB der MKRO ^pridit aidi fnr eine 
zugige WeitErfühning der ange lauf «men Maßnah- 
men zur Verbessertmg der schienengebun denen 
Nah Verkehrsmittel ln den Verdi chlungs räumen mit 
ihren Randgebieten (QrflnungsräumenJ aus, woboL 
soweit möglich, £ntwldtlumgsad:i;beii bevoizugt wer* 
dEii sotlten. Elr ist darüber hinaus der Auffassung, 
daß auch eine befriedigende Bedienung der Fläche 
mit ürfentJitheiL Nahverkehrsmitteln, insbEsondore 
duTcti die Verknüpfung rier Zentralen Orte mit Ihrem 
Verflechtuiigsbereich, unerläßlich ist. Dies kann in 
der Regel wirtsdieftlidi vertröthar nur mit Omni- 
bussen «Tfolgenr Der Hauptausschuß regt daher an- 
küßfÜg in stärkerem MoBe als seither bei der Föt- 
derung des öffentlichen Personennah Verkehrs sowie 
bei den Ausgleldisregelungeri und nanklerendcn 
Maßnahmen auch den VerkEhr mit OmnibusseuH 
einschUeßlldr des rollenden Materials, zu berück- 
sidiligen." 


C.BJS Künltfge Probleme 

Das Bundcsrautoordnungsprograniini als überfadi- 
tidier One ntiETungs rahmen für die raum wirksamen 
Maßnahmen des Bundes wird künftig seine koordi* 
liierende Wirkung in allen rauuibedeutüamen MdB- 
nahmen das Verkehrs entfalten. Dabei werden die 
veränderten Rahtnenbedlngungen — rückläufige Be- 
völkerungszühlen^ Stabilisierung der Ausländnr- 
zahlen, abgesdiwlchtes Arbeitsplatz wadistum, Ver* 
knappung der öffenLlldieu rovestitlüiisiziittet — ver- 
änderte verkEhrspolitische Prioritäten und größere 
räumliche Sdiwerpunktbll düngen erzwingen, 

CnB.Irl Schlanenfamvericehr 

Die Deutsdte Bundesbahn hat Im Jahr 1970 ein Aus- 
bauprogranim vorgelegt, da^ den Bau von zunächst 
sieben neuen Strecken sowie zahlreiche andere Maß- 
Rohmen vorsieht. Ein Teil dieser MaBnalunen wurde 
in den BundesverkehrswegEplan 1. Stufe aufgannm- 
mEH. Dieser sieht hir Sdiienenwege der Dnutarhen 
Bundesbahn für den Zeitraum JD70 bis 1965 ein In- 
VEstiliansvolumen von InsgEsamt 41,^ Mrd. DM vor. 
Darin Ist auch der Bau von 4 neuen Strecken oni- 
batlün. Iin August 1973 wurde südlidi von Hannover 
mit dem Bau einer neuen Strecke zwischen Hannover 
und Würzburg beyoniien. Nadi den vorliegenden 
Planungen wird auch die Strecke Mannheirri-Stult- 
gart neu gebaut werden. Für die Neubauslredke in 
der Verbindung Kcln-RhEin -Main -Gebiet werden 
z, Z- weitere Altemativcn untersudit, Mil diesem 
Neubauprogromm Eollen die vordringJidistnn Eng- 
pässe auf den Hauptabfubr strecken zwischen den 
großen VeididitungaräuiDun in der Bundesrepublik 
beseitigt werden. Der BundesverkebrswegeplHn 
L Stufe wird z. Z. forLgesduiebeii. Dabei wird ge- 
prüft, ln wie wett cUe angestTeblen Banziel« erreicht 
werden können. 

Aus der Sicht der Raumordnung ist dabei ein zen- 
trales Problem, wie durch eine bevorzugte ErschliE- 
Bung der von den AiiBba «strecken der Deutzdien 
Bundesbahn nldil ersddosseneji Räume durdi Bun- 
desfernstraßen eine verbesserte Anbindung der pe- 
ripher gelegenen Gebiete an das Hauptstrecke nnetz 
erreicht werden kann. 

C.B. 5 ^ BundeifarnilraDin 

Nach ^ 4 des Gesetzes über den Ausbau der Bun- 
desfemsuafien 1971 bis 19B5 ist jeweils nach Ablauf 
von S Jahren zu prüfen, ob der Bsdarfsplun der Vor- 
kehrsentwldtlnng anzupasaen und unter Beadilung 
der Ziele der Raumordnung fortzuschrelben Ist. 
Diese Prüfung wird z. 2. im Zusammenhajig tnlL der 
Fortschreibung der BundesverkehrswBgeplanung 
durchgofühiL. Daboi wird audi der Ersdhlloßung und 
der Verhessemng der Femerreichbarkeit der stmk- 
lurschwadten Räume sowie des Zonenrandgebletes 
Rechnung g eirag en. 

C .9 Bildung 

C^t .1 Alfgernalne Ziel« 

Ein ousieidicndes und vielfältiges Angebot an Bil- 
dungseinrichtungen in zumutbarer Entfernung in 
allen Teiliänmen des Bundesgebietes Ist eine we- 
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tentiidie Voriiüsseliuiig für d\^ Gewährleistung 
gletdi wertiger Lehen sverhBltnisj;#. BiKdungElnveBLi- 
L tonen sollen deshalb vorrangig ln Teil räumen er- 
folgciL iu denen AusstaUunys- und BeLeiligunys- 
delizite besGnrIerB groß sind Die Dundesregiening 
zielt mit dem Hodisdiulbaulorderungsgesetz und 
den RichLlinien zur Förderung überbi^tri üblicher Aub- 
bildungsstätten u. a. auf die Sdiliaßung rügfonalar 
und Ifldillcher LQcken bn Angebot an Ausbildung^- 
und FurschudyskapaziLdten db. 

0.9^ Rüumlldi« SIluAtion 

und Entwlcklungatenderuen 

ÜEe Mebrzdbl dar Modisdiiiisit (airtsdiließlldi Fach- 
hodudtuLen) ist duf die stark verdiditelen Riiume 
Rheln-Mflin mit Ifl Hochschulen, Stuttgart tidt 14, 
München mit 12, Berlin (West) und Majuiheim^Hei- 
delberg mit 10, Hümburg mlL 9 und Köln sowie 
Hiinnovfir mit jeweils 0 J lorhschiiSen konzentriert. 

Mit den Neugrilndungen der letzten Jahre wurde 
eine rdumJiidi amigeglicbeTiere Verteilung der l'loch- 

sdiuloo angostrobL 

Still lOOO wurden die Hochädiulen Bochum |L9&l)p 
kegenEburg (I9ß2), Konstanz fl954)i Dortmund 
(19S5)» Bitlcftild (1%7}, Augsburg (1070), Bretütiii 
{1970), Kossei |1970|, Trier- Kaiserlautem (l97Q)i 
Osnobrück [197t), Oldenburg (1971 )i sowie dfe Me- 
dii^mischti Hochschule Lübeck (1904) und die 
diziDJsdi-naturwissensEliatthdie Hochschule Ulm 

(1967 — heute Universität — j gegründcL Im Be^ 
rlditsztiiLraum 1 972/ 1 97 3 kamen die CieEamthodi- 
schule Bamberg und die üniversität Fassau hinzu? 
ftirner CJiLslundtin 1972 in Nu rdrhein- Westfalen die 
Gesamt hodischulen Duisburg, Essen, Paderborn, Siih 
gen und Wuppe rtal, ln die die regionalen HcKlisdiu]' 
und FachhochschuleinrSchtungen Jeweils etngebracht 
wurden. Dariibef liinau^i wurde 1974 die Gründung 
der PernuriiverKltäl Hagen und 1975 der Technischen 
Hoduscbulti Fltinsbüry bcsdilassen. AuBcrdcm beste- 
hen Überlegungen Jiir eine Neugründung ln Emden. 

Noch diesen Neugründungen bleiben noch vergeh I k- 
detie UadiUontilJ hochsdiuKemc Teiiiäumc mit 
KcdischuleinrichtüiLyen ünlerausgestattet (vgL Karte 
C.9.lb Abgesehen davon ist auch die Verteilung der 
Studltiuplätzti und des StuditinplaLLZUwadistiE noch 
regionol unausgeglichen. Ein hohe!: SUidlenplatzan- 
gebot hatten 1972 die GcbicUcinheitcn Gottlngcn, 
Muusteri Köln, MitLeUOstJiessen, Aachen und Ber- 
lin (Westip noch weit unterdurchschnittlich woT e.s 
dagegen ln den sdiwadsstrukiuricrleti Gobletseln- 
hoiten Kempten-Ingulstodt, Westpfolz, Koblenz, Lü- 
neburger Heide, ScbJeswlg und Hms, Gleichwohl ent- 
fiel der ytößle Toll der InveaUtionen für neue Stu- 
dienplätze zwisdien 1970 und 1972 auf die Gebiete 
mit schon blshtir übeidurdisiiuiitÜL^en Kapaxiiaten, 
so daß die Gebietseinhellen mit einem bislang gerin- 
gen Siudfenplatzangtibot auch einen weit untere 
durchsdinitUlchen Sludienplalzzu wachs auf wiesen 
(vgL Karte C 9.2). 

Die intijsien Gebiete cibne Hodischulen bzw. mit 
un te rdurdischnltll I chem 1 lochsdutl angebot weisen 
auch ein untcrduichsdinilUiciies Bildungsniveau der 
Bevölkerung auf und hoben eine unterdurdisdinitt- 
liehe BitdungsteiUiahme (vgl. Karte C.9.2), Diese 


reghouakn Unterschiede im Bildungsniveau imd der 
Bildungsteil nähme haben erhu bliche Auswirkungen 
auf die regionale Entwicklung. Gebiete mit Ausbtl- 
duhgädefiziten habeu eliiti geringe Standortgunst 
für <J1e Ansledhing von Betriebpn mit Bedarf an 
hodiqualjrizierten ArbeitsJeräfteu, Aufstiegs- und 
bildungsorientierte Bewohner müssen wegen üär 
mongelhoften filtdungsangebote ab wandern. Gti- 
blet^einhelten mit unterdurchschnittlichen Hoch- 
schul k Opazitäten verzeithnettin übtirdurchschnitUlch 
hohe Wanderungsverluste bei bis 2ljährigen 
(vgl. Körte C.9.2 und Absdinill C.3j. Gebiete mit 
überdurdischnU tu ehern Bildungsniveau hohen dage- 
gen time steigende Slaadortgunst in der interregio- 
nalen Konkurrenz um kapital- und produküvltats- 
mtenjiivti Btidrtebe und um qualifizierte Aibelts- 
krifle. 

Die BenachteiHgung h och sehn E fern er Clfibiete wird 
tiüdi erheblidi verstärkt durch die enge räumliche 
Verbindung von Hochschulen und Forschung scln^ 
^icht^mgqn, die fast aussdüleOBdi an Flodischul- 
standorLen aniuUoffeu sind (vgl. Karte C.6.G und 
C§.7). 

Von dem Eiwcrbs- und Ausgabcnpotentlal der 
Hochschulen und Pc^rschungspinrlditungen sieben 
zahlrcldie räumliche Folgewlrkungon aus. Allein die 
Hnrhschillen bi^schaftiglen 1972 rd. 210 000 Miturbel^ 
ter In überwiegend krisenfesten Arbellspl ätzen mit 
guten Aufstiegsdianccn. AlmUdies gilt für die S4 000 
Beschäftigten der tiüQ stoatllch geförderten For- 
schung selnr ich lungen (1972). 

Jm Hodiscbulberi^ich sind 1970 rd. 7 Mid. DM otls-' 
gegeben worden. Für die staatlich geförderten For- 
schtingseinrichLuxigeD würden 1969 bis 1972 über 
17 Mrd. DM ausgegeben. Diuses Ausgaben- und Er- 
werbspotential ist überwiegend den Verdirb tunga- 
roumen zugute ge koniDien. 

Die Bundesregierung siebt un bedorfsdeckendtiii 
bufidesweiten Netz von beruflichen Rehabllilatlons- 
eiurldiLuugeu tiinen nolwendigeii BelLrog zur Ver- 
bessf^rung ripr regionalen Chanrengleirhbett. Sie 
hat daher seil 1969 den Ausbau soldicr Elnriditun- 
gen voronge tri eben, indem sie ihn finanziell ganz 
erheblich unterstütz hat. Diese Elniicbtungen wer- 
den ipeziell für die beruflidie Blldüüg vou Btihin- 
derten errlchtel, die besonderer ausbildungsbeglel- 
ttindetr Die dizi Bischer, psy^ologisdier und sozlnlei 
Betreuung bedürfen. 

C.9.3. RHumordnungspoHlfBche Kun^equenzen 

Ziel der raumordnungspolitischen Bemühungen Ist 
eine gleidimöBigere Verteilung der BildungselnHch- 
tungcp loi Bundesgebiet Tm HochsdiuLbauförde- 

rungsgesetz scjwIe auch in den Rohmenplänen der 
GemeSnschafEsauJgabe .Ausbau und Neubau von 
Hochsdudtiii" ist dJu SdilieBung regionaler und radi<^ 
Sicher Lücken Im Hodiechuä angebot und «Ine Ab- 
sdmiuuug der Standort- und Kupazität^planung mit 
den Belangen der Roumordnung und Landespianimg 
vorgesehen. Die Grundsätze der Raumordnung und 
LtiJidtispLiiiiuiig aoLleu daher bei den künf Ligen Rah« 
menplänen der o. g. GemalrLschaft.saufgabe stärker 
herüdcsidiltgt werden, Dabei sollte auf den 
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Hochschulen 1974 



PÄdl^tlCht HocHicliuit 
CD OiiemitiodiKhuli 
(£) fKhhochKhule 

santilö« HocKt^ült 

HochKhultn in drr GimB^nvchifTifufgab? *'KocMchuJijau", £i&nid 31, A^un 1972 

QiUPidlHfinlnl'itQr fQr BI1Ü U nf II ll<3 L ^974 

CjruildkAn* IM OCO 000 

Kflrl« lum fliynwfdPUnjjilMrlchi 1974 der Bunde^»^eriJng, bBarbtlriT In der BundeffQrK:tiun|n4nTt«ü Iw L^uldvilitinda «nd Raumordnu rifl 


C.9.2 

Hochsctiulkapazitat 1972 


Bildurtganiveau 1970 



Anzahl dar Studierendsn an Hoch- 
schulen je 1 ODO Elnw. 1972 
□ uniAf 3,0 

[ ~71 3,0 bti yntaf 

I I «nlwr 

bli Ufi»r1t,5 


11^5 Uflrf fntht 



Anteil der Einwohrier mit ^y^fchyeS- 
Mc^cm VolksschuIjibschfuQ an der 
BevöEkvrung mit Schglab^hluä 197Ü 


I i IW % und n^QtiP 

I 1 80 Wi unln-ae» 

I ] 1& Mt unlar Sh Ü 

|__j 71 hH urtUr 7ß1i 

□ unter 72 % 


QraQm HochfKhUlltiytlfch. lOTO 

|m Wlnmrmmviil« r lOTt/lJ 


Bitdungslei Inahme T97Q 


Bildungswanderung 1969-- 1971 



Anteil, der Gymnasiasten an den 
1E^ bis 1Bphrig€ffi Intgeumt 1870 

I I unier 16.0S6 

[ j IS.O bis Linier 13 J% 

f 1 la.fi Ws üniiFM.S!^ 

f=- 20.5 bi» vnmr2Z.0% 

J 73,D % und mehr 



Brnnemvenderungssaldo der YG' bh 
21 jährigen auf 1 000 der 1 &- bis 
21 jlhrTg&n Insgesamt 1 968-1 87 1 

1 I + 70 und mehr 

I j + 5bli unieT + 20 

CU- b bis ufiter + b 

I I ^20 bis unu^i 6 
CU unter - 20 


□uAllfl L V Z 1 e? 0 Qu*lll 1 Windflf U nfp«T«l3Bi lk W 1 3 

Grundkirtft Gebl^Tielil tMiu n öaOP MiBsteb 1 t IQDOOOOO 

Kam lum R■umö^d^unglbif^cht 1374 dsp BundaKegiefunB, beerbeilet in der dundvift^fiuhungiansiält ivr LiniJ««lrMncli(r und R^umardniing 
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gra^räuiTiigen Abhjtu der Di HpnrI täten dert HcKii- 
^dtuLangebote» imtcrhaib der Länderebene geachtet 
werden. 

Für die SUndürlveTleijnng vnn Hudiädiuiün sind 
die Minripst- und Höchstkapfl?'1 täten wesentlich. Bet 
einer Senkung der M indes tkapazitäten wädist das 
dezentralisierbare PotenLtaL Es hat sich ln den letz- 
ten Jahren deutlich gefelgt, daß auch kleinere Eioch- 
sdiulen bei duz zunehjnend^n tegiunoJän Koüp^ra- 
lion und Arbeitsteilung volJ Jeistung-sfähig werden 
können. Für die weitere AiigebetsplanuDg im Hedi- 
schuibpreldi wln auch hei der Planung beruhiehar 
und überbetrieblicher Ausblldimgszentren kommt es 
iiiiiil läiitsdieidelid darauT an, dafl der Neubau ¥on 
AiisblldungsplätTen ln bisher unterversorglen Ge- 
bieten zu höheren ßinrfditungs-p Betriebs- und Fol* 
gekosten führt als die Kapuzitals^er Weiterung bereits 
bestehender Einrichtungen in Verdiditungsräumen 
und Grüßstiidten. JedentallE ist die struklurverbes- 
-^emde Wirkung wesenliidi höher. 

Einen bBSicinderrii Beitrag zur Überwindung regio* 
nalot Ausbildungsdcfizitc crwartel die Bundes regle* 
rung von der Fern uni versi tat Hagen. Die Studien- 
zentren zur Vursbegleitenden Betreuung werden die 
regionale BildungsitirrosLnikliir ergänzen. Laugfri- 
slig hält die Bunde^irpgleTuno den Aufbau eines 
MedlenangeboteSi insbesondere in den BiJdungsbe* 
raidien einsdiließllch Welterbildungi für notwendig! 
tn denen unzureichende statlotiäro Angebote auszu- 
gJeidicn sind. 

Der geplante Aiüthan eines Netzen uberbetrinhlidier 
AusbUdungsstätten sollte sich im wesenüichen auf 
EntwidtltingszeuLran gemäß BundeRraumu/dtiungs* 
Programm sowie auf atisge wählte Mittelzentren ln 
sdiwadi sltükturjEtten CebieLseiiLheilen konzentrie- 
ren,. 


C.9.4 MaBnohmen 

Unter C.9.2 wurde bereits auf die itochsdiulneugrun- 
düngen und die Einridituiig von Gesamthochschulen 
sowie die Gründung der Fern uni versilat Hagen im 
Benditszeilrauui hlngewiesen^ 

Im Bei ei dl der Arbeilsförderung lat nach dem Ar- 
beltsförderungsgeselz (AFG) ein differenziertes In- 
stmiuentarluiri mit umfangrsidieiii Mjtleleiasa^tz zur 
Verbesserung der regionalen Bildungsatruktur vor- 
handen. 1Ü73 standen 250 Millionen DM ZUr indivi- 
dnellen Förderung der HfimlKauahildung, 1,5 Mid. 
DM zur Förderung der Lodividuellen beruftidiKn 
Fortbildung, Umsdiulung lind Einarbeitung Im ELone 
des AFG sowie 150 Milliomen DM zur Forderimg von 
Einrichltingeo der beruflich eo Bildung zur Verfü- 
gungn Di« individuetten Fördermittel zur berunidbeu 
Bildung und Umschulung wurden vorrangig in Ver- 
diditungs räumen Ln Ansprudi genommen, wobei 
überwiegend bereits relaUv gut qualifizierte ArboltS' 
kräfte eine liö!ierquaUrizieTi.ing ariRtrabten. In 
Bchwadi slruklurieTten und dünnbesiedelten Geblc* 
ten wurden dagegen trotz der geringeren Quahfika' 
tlon der Erwerbsbevölkerung die FördErung wesBnt- 
Ijdi geringer und auBcrdem überwiegend für Hin* 
arbeitnngaz wecke Lm Sinne des AFG beaaspnicht 


1971 wurden vom Bundesmiciister für Bildung urtcl 
Wissenschaft Richtlinien zur Förderung üherbetrleb- 
lidier Ausbildungsslätten erlassen. Danudi soU der 
Aushau eines Netzes von üherbptriehlichfln AuRbil- 
dungsstätten unter Berüdcsichügung regionaler und 
KEkloraier Belange erfolgen. Bei dem mit den Län- 
dern zu orarbeiteuden Bedarfsplan Ist gemäß Richi- 
linie die Erweiterung de^ AusbitdungsongebuLs in 
wirtsdiaftJidi sdiwach Struktur reiten Gobleton und 
lm Zonenrandgeb Jet als eine wesentlldie Zielset- 
zung zu berüdcsichligen. Für die Hrridituiig überbe- 
trieblicher Ausblldiingsstätten mit rd. louoo Au-s* 
bildungäplätzon hat der Bund für die Jahre 1974 bis 
1976 täO Mililonfin DM bernitgeR teilt. Darüber hin- 
aus wurden dafür hn Rahmen des .Programms zur 
Förderung von Bezdiättigung und Wachstum bei 
Stabilität^ vom TZ Dezember 1974 weitere 75 Millio- 
nen DM vorgesehen. Im Jahre 1974 lagen die vom 
Bund mit einem Betrag von rd ^ Millionen DM ge- 
förderten 14 Vorhaben überwiegend in GcbJelsein- 
heilen mit bezonderEn StruktuizdiwäcJiEn. Nach Auf- 
fassung der Bundesregierung bilden die überbetrieb- 
liciieJi AiisbildungsstülteEi einen westiAÜJdben Fak* 
tnr zur VerbERsening de-s regionalen Aushlldiings- 
niveaus und zur Verhinderung weiterer bciuflith 
bedingter Abwanderung aus den zchwadi slruktu- 
rlerten peripheren Gebielselnbeiten. 

Der Bau überbetrieblicher Einriebtungen der beruf- 
lichen Rehabilitation ist im Rahmen des pAktions- 
programms Rehabilitation* der Bundesregierung in 
den leiztuii Jaliteii eiheblidi inlensivierl worden. 
Die Errichtung von InsgEsamt 20 BeruJaförderungB- 
werken zur Bemrsausblldung beblnderter Erwach- 
sener mit je zwischen 400 und 1 000 Ausbildung ä- 
tind IntematspLatzen ist planerisch abgeschJossen 
Und groBLon teils bereits Verwirk] idit. In den nädh* 
sten Jahren werden zusälztidi 20 üheTregionalE Be- 
ruf sbüdungs werke für die Berufsausbildung behin- 
derter Jugendlicher mit Je rd. 300 Aufibildunga- und 
IniematspLfitzen entstehen. Die Standorte werden 
u. a. du^ nudi rütLmordnungspolitisdien Gesldits- 
punkten bestimmt werden. 


C .1 0 Freizeit und Erfujl u ng 
C.10.1 ABgemelne 23ele 

Gleidiwertige Lebens Verhältnisse sind sch UetS lieh 
nur gegeben, wenn füi alle Menschen und in allen 
Tel [räum an auch Clhan-cengleidiheit bei den Frei- 
zcitmögüchkoiten besteht. Die Bundesregierung will 
deshalb die GrundJagen dafür verbesiernr daß die 
Menschen gerade auch in Ihrer freien 2ell die Gnie- 
genheit zur Selbst Verwirklichung finden, unter den 
veTschiedensten Mögiidikeiten frei wählen und sich 
von Beeinträchtigungen 3n anderen LebensbEreichEn 
erholen können. Dazu sind zwei Grundvorausset- 
zungen zu erfütlen: 

— Vor allem sind die Bedingungen des Arbeits- 
lebens zu humonlsicreuH damit die orwerbslStige 
Bevolkening weniger freie Zeit für Eriloiung und 
Ausgletcb aufzuwenden braucht und somit die 
Mögiidikeiten individuolloi Frcbeitgestaltuog 
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besser aussdicpfen kbmn. Aufterdein sijiü Benddl* 
te 1 1 1 gu ngen hesti mmter D* völ keru ngsgruppen 
hJnsiditlidi ihrer Freizeltmäglichkeltcn 
bciuen und bessere VoraiisseL^ungen für Frei- 
zeitgestaltung ln Wohnung und WotmungsnÄhe 
zu s±affen. 

— Die RanmordnungäpoUÜk miUl darüber hinaus 
sicherEtellenr dafi ln elleu TeilrdumEn ein iiusrei- 
chendes und vleirAUlges Angebot an Flädie und 
Einnditungen für die versdnedeneii FreizeiLbe- 
dürfnisse vorhanden isL Sie hat dazu dke quali- 
tativ und quantitativ untersdilod liehen Rauxaan* 
sprücber die auE den versdiiedeuea FreizeiLbe- 
diirfnissen der Menschen entstehen , im Rahmen 
ihrer gesaißträumllchen Entwid^lungskonzcption 
zur Gelluag zu bringen. 

C.10.2 SitimliDn und Entwiddungalendenzen 

Brno Siluationsanalyse der raujnbezogenen Bedin- 
gungen von Freizeit und Erholung hat die Bundes- 
rcglerimg erstmals im ROß 72 gebtadiL Seither 
liegen kaum neuere ErkenntniEse für das gesamte 

Tabelle C.1D.1 


Bundesgebiet vor. Ober den Stand und die Auf- 
gabenstellung umlassendeT FreizeHpolitik hat die 
Bundesregierung in Ihrer Antwori (Drucksadie 
7/iä4B] auf die Kleine Anfrage beti. Förderung von 
Angeboten für Freizeit und Erholung be richtet. 

Nach wie vor ist das ftelztUvorhaUen der Bevölke- 
rung weitgehend durch die vorgegebenen wixtsdiall- 
lidiejj^ soaialon und städtebaulldien Bedingungen 
bestimmL Für die Raumürdnung ist dabei die Frei- 
zeltmobflltöt von besonderer Bedeutung, Hier be- 
stehen raumlidie üntersdhlcdc. Beispielsweise tsi 
der Antel) der Bevölkerung das Bundesgebietes, der 
nilbdostens einen Ausflug Im Monaisdurdi schnitt 
mach Lp über die CemeiDdegrößenklasaen aemähemd 
gleich verteilt. Gleichzeitig nimmt Jedoch der Anteilp 
der zwei bis vier Ausfluge im Monatsdurdüsdinltl 
unternimmt^ mit steigender Gememdegruik' deutlldl 
ZU. Darüber hinaus ist dieser Anteil Je nach Altefp 
Einkotnmen oder beruflidier Stellung der Menschen 
sehr unterschiedlich. Daß dabei deulJkdi BenadiLelll- 
gungen bestimmter Bovölkomigsgmppen bestehen, 
zeigt folgende Tabelle C.10.1 : 


AusHugshäuligkclt in aozialstaUiUsdioii Gnippon 

Frage: Wenn Sie an den letzten Sommer zurüokdenkenH etwa an dta Zeit zwiächen März und Oktober^ wie 
oti sind Sie In diesen B Monaten an Wochenenden von zu Hause weggefahren? 



Im letzten Summer wurde w^^ggelaluta 

« « 1 

nie 

*/• 

(bla Srnml) 

«/• 

relaiiv tiauJIg, 
oft |6- hljt lOmal 
und mehr) 

Vm 

Keine Angibe 

t/4 

Bulragta inEgeBamt ^ ^ ^ ^ + 

22 

31 

42 

5 

Alter: 





la bis 34 jiilire 

9 

23 

Ü3 

5 

25 bis 34 Jahre . i . . * * 

H 

27 

57 

2 

35 bis 49 Jahre 

19 

33 

43 

5 

50 bis 04 Jahre . - , . ^ « 

35 

3Ü 

34 

5 

65 Jahre und öltoi 

41 

33 

20 

6 

Elnkonunen 





bis 1 ÜOÜ DM 

37 

33 

27 

3 

1 001 hia 1 4Q0 DM 

20 

32 

43 

5 

1 401 bis 1 eOO DM 

12 

32 

52 

4 

i 801 Ws 2 600 DM 

9 

33 

54 

4 

über 2 000 DM 

L3 

21 

33 

3 

SluUung im Beruf: 





An-* ungelernte ArbeUer 

20 

31 

4B 

3 

Facharbeiter ^ ^ * 

19 

30 

46 

5 

Eirdache Beamte, AngealelilB ^ , 

11 

32 

53 

4 

Gehobene Beamte, AcgealelUe ........ 

8 

27 

6t 

4 

Freie Beiufer Selbständige 

24 

34 

36 

4 

Rentner * * 

41 

31 

2t 

7 


Quelle; iutae-fUrprafieatftUv^rliebimgp Btmdcsgebl^l (ohne BerUn-Wcst| Frehelt verhalten — Eine Sekundäranalysej 
1973 
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immtj stärker werden für Woche Fiendausf lüge duch 

graBEre EntfemungEn in KüllI gsntinuneii. 1912 
führte ein Viertel aller Tagesansflüge zu mehr 
lÜO km enllernleti Zielen. Huuptverk&hrsmiltel für 
Wodiencndäusflügc Ist weiterhin das Auto; 1972 
wufden 75 Vt diler Tdgcsausfluge mit dem PKW 
unlftirmmmen. 

Für die Raurnordnungspolitik Ist von Bedeutung^ wie 
sich Umfang tinri Verteüiing cIat Freizeit sowie das 
Freizeit verbauen künfllg emwidteln. Den viclzi^ 
lieiten Prügiiosoii einer überproportionalen Zu- 
nahme der freien Zeit Rieht die Bund er regle rung 
skeptlsdi gegenüber. Während sich der durchsduiiit- 
lidiE lErtJlidiE Jahresuilaubsünsprudi seil 196ti etwa 
UHU ein Drittel verlängert und die durdisdinittliche 
lunfUdie Weichend tbeiUiZeit bei inüniilidien Er- 
werbslÄtigen um 8,4 Vt verringert hat, Irt die durch- 
sdiiiLttliüi yeleislete Wochenarbeltszeil nur um 4,9 
zurtirkgegangen^ Zxidem haben bestimmte BavOlke- 
rungsgruppen keinen vergleichbaren Zuwachs an 
frEiEr Zeit zu verzeidirtEiii; das gilt x. B. für Selb- 
ständige, Hausfrauen, filtere Menschen, Kinder und 
Jugendlidie. 

Pas künftige Aunmah an Freizeit wird u. a. davon 
abhängen, wie sidi Technik und ProdukiivilÄt ent- 
wickeln. Bk sind sowohl weitere Verkürzungen der 
tfigllchen bzw wöchentlichen Arbeitszeit als auch an- 
dere VerLeiluugsfüimen der Arbeitszeit übei das 
Jahr oder Ober das Brwerhslphen denkbar^ Die Zeit- 
vertcllung ist für die Raumordnungspolibk widiti- 
ger als dar Za i tum fang. Dar freie SümMlag an allge^ 
melnbjldenden Sduilen beeinriuht z. B. das Wochen- 
endvarhallen von Familien mit schulpfliditiyen Kin^ 
dem; In Berlin {West], Brnuien uiid Hambuig sowie 
in Bayern^ E Kessen und !NiEcler.RArtiREn beKtehan hier- 
für versudisweisc schon Teilregelungen. Eine Ver- 
Kdngenjii;i der freaan Zeit am Wndiaiiende hat allge^ 
mein daulHdi zunehmendE AusBugshaufigkEit im 
Gefolge. 

Verlängerte Urlaubszclt führt oadi repräsentativen 
Erhfibungan vor allEm dahin, dan Urlaub aufzutai- 
len. t972 beispielsweise nahmen ebenso viele De- 
fragla mehT als BlnmAl im Jahr Urlaub. Nicht 
alle geteilten Urlaube schlagen Pich ln mahrfachan 
Reisen nieder. Die steigende Zahl der Kurz- und 
ZwailuriaubBr läüt auch ainan eh I sp radiend zuneh- 
menden Anteil für Inland reisen erwarten. 

Für den Urldubstouiisnius 1972 bi^ 19?4 Jiegeu nodt 
keine endgöUlgen Zahlen vor, Die Sdiätzuagen für 
1973 belaufen sich auf 30 Millionen Reisende (1971 
waran es 2ä,? Mlllionanh das sind 4B,2 dar Gti- 
samtbevölkenijng mit einer Zahl von 36,5 Millionen 
Reisen. Davon führten rJ. SS^/a ins Ausland, 

Die Karte CJO.l vermUteU einen öherbUcfc über die 
groß raum igen AusstaLlungsiinleisdileda bei ausge- 
wählten ElnrEchUingen: 

“ MarkleTle Wflnderwege, die voll frelieit- und 
bosudierorieziUcrt sind, (Indou sidt besonders in 
Gabi Etsainhal tan mit klossiadiBn FrElzellgebia- 
ten, wie Schwarzwald, Pfalz, Eitel, Alb, Oeyerl- 
sdber Wald, Lüneburger Heide, 

— Für das FreEZEilangebnt bEi TurnhalLan lat die 
Ausstaltung im Bundesgeblel recht gleidimäBig; 


deullidi unterversorgl Ist ledig ltdi die Gebiets- 
Einheit Mündian-RoKEnhEim [34|, ga folgt von 
Trier (19). 

— Die AuBstallung uilL Freibädern Ist gerade Ln ver- 
dichteten Räumen sehr niedrig. Besonders gute 
Ausstattung haben GcbletseinhcUoD mit From- 
dcnverkc?br, wie OberxheiÄ-Südsdiwarzwalci (37) 
und viEle üatlich gelegene GebjelKelnheilBnp in 
denen offensidntlicb die Zonenrandförderung be- 
sondere Ergebnisse zeigte. 

— Aurh bei dam Bastand an HallenbädEin ist be- 
sonders in Gobktsoinheiten mit verdichteten 
Räumen MinderauKKtatlung fe&tzusleUen. 

Naturparke dienen vor allem der landsdinflRgehun- 
denen FreizeiL Im Beriditszei träum wurden die Na- 
turparke SteigEFwald, Frank enwald, PränkiEdie 
Schweiz.^eldcnstclnei Forst, Fiditelg<;birgei West- 
lidiE Wälder ^AugKhurg] und AdaJberl-Slifler-Nü- 
turpark ln Bayemp Sdiönbuch ln Baden-Württem- 
berg, Dümmei in NledeiKadisen sowie Aukrug und 
Hültener Berge in Schleswig-Holstein neu gEgrün- 
det. Einige benadibarte Naturparke wurden zusam- 
mengeiegl. Die Zahl der Naturparke bs trägt gegen- 
wärtig 52, Ihr Ant^^il an der Räche des Bundesge- 
bietes heläuft sich auf 15,1 "/a. 

Cpt0.3 RaumordnungaponiiBciiH KünaequftnzEn 

Die Probleme wadiscndci Frelzeilbedürfnisse für 
Tages- und Wochen endfreizEit miiAsen nach Auffas- 
sung der Bujidesregiening vordringlich In den stär- 
ker bEäiedelten Gebieten gelbst werden. DoiL beste-^ 
hen oU unzureichende Wohn- und Arbeitsbedingun- 
gen Und ein Mangel an Flädien und Hinridltungen 
Für die Freizeit. Kaumordnnngspoiitlsch Ist es daher 
enlsdieidendi daß eine Integration der Frclzeitoin- 
TirhtungEn lür kurzzeitige und stark frequEntierte 
Benutzung in die Sfedlungsbereidic selbst erreicht 
wird. 

Bei der Fortenlwickinng der Räumst ruktur und Slecl- 
lungssiruktur müssen die Erfordomlsso von Freizeit 
und Hrholung angemeKREn berück Kichtigt werden^ da 
verschiedene Fotmen der Freizeit 
— ‘ mit anrferen Koiimanspriidieri konkurrieren, 

— etheblidien Flädien- und Raumbedarf haben ^ 

— spezifische Investitionen errordern und 

— lüj die Entwicklung ainzelnur Teil räum e mitschoi^ 
dend sein können. 

LandscbaftUch alUaktive Gebiete sollen für die All- 
gerne Enhuil zugänglich sein] das darf nJdit durdi 
Privat Islerung (z. B. Freizeit wohn sitze, Camping- 
plätze, Vereinsareate] eingesdiränkt weiden. Zu- 
gleich ist eine übermäBlge Konzentration von Besu- 
chern und EinridilungEn zu vermeiden. Durch Ihre 
breitere räumliche und zeiÜixhe Vurteilung soll 
Sdiäden an den nalurgegebeneD Grundlagen voi- 
gebeugt wErden^ 

Die punkt-axiale Fortentwicklung derSledlungsstnik* 
tue soll tragffihfge Siedlungsgrößen auch für die Frei- 
zeilinliaiilruktui sdiaffen. Sie sioll die bisher oft un* 
gEstEUErle AusdEhnung der SiEdlungKherelche In die 
Fläche veihlndern und Freizeitgebicte freihaiten. 
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C.10.1 

Freizeitinfrastruktur 1971 
Markierte Wanderwege 


Turn- und Sporthallen 



Ljnga der Wege Je lOO CXK) Einw. 
I I bit 1.1 ktn 

n~1 ÜMr 1.1 bhi1.9)inn 
I I [*«;> 1.9 bit 3^0 krti 

ubef a.O bit 4.6 km 

4^^ km 



Aruähl der Turn- 
|e IDO 000 Einw. 

bit20 
über 20 bil 24 
[ 1 Uber 24 b>t 26 

-;l i4»r 26 bii 2fl 

ütwza 


Freibäder 


Hallenbäder 



r I über 3.5 Wi 4.7 
I I über 4.7 bli 6.0 

r^l über 6.0 l»t 8.0 


Uber a.O 



InttElUI Sl-IMiBbHU. UnlMmltit rnBJrtdfrk^n fr 1973p Inli'^iriulitij^Mi-rHfiung] dfef k ommyiiiiil*n SpllH'Airiiwf bilfid* 1873 

Grundkprlv GBtilfltscJn hff um BR-DP MaG&i«b 1 i 10 000 000 

KpriD jum HHurtiäiilnurtypb4^plct>ii 1974 dn BundivtglarungL tftarb*tt«l In dat BundnTfiPtctiyn^arvIfBlt für Land ■&kurid* und Hiumdidnun^ 
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In ErgÄüxung lu einer mögJlrtiRJ iimfnjssHnden Be- 
rüiksidiügung von FrotzoUbelanyen bei der Agrar- 
und La ndschaltup Innung soll die Besümiiiuiig von 
Gebieten mit besonderer Bedeultmg iür Freizeit und 
Erholung {vgl. audi AbsdmilL C.4} sdiweipuiikt- 
moDig die Voraussetzungen (ür nidienextensive, 
ndtur- und ländediafLsgebuiideiie Frclzotiaktivilaten 
gewahrlelslen. 

InshesondHre in VerdidiLungBiäunien und ihtea 
Ründzonen sollen dödurch ausroidiende und aurii 
Im einzelnen genügend gioBe Fludien für Freizeit - 
zwecke gesidiert werden. Die fiinkllonsgf?redite Enl- 
wicklung Und Nuizting dieser Gebiete soll deren 
Freizeit wert erhalten bzw. vfirhessem. Andere räum- 
lidie Funktionen und Bädienntitzungcn müssen auJ 
diese Vorrangfunktian ausgeriditel werden. 

SoLdio Gebiete für den Ausflugs verkehr sind Irt 
mägli<bst enger Zuordnung zu den Bedartszentren 
zu sidiem. Duuiit Kollen VcTandorUngseffeklc durch 
^konomtsdi ein trgg Hebere Nullungen verbinde rtp die 
Wege im Freizcitverltebr verkürzt und eine stärkere 
Nutzung der öffentlichen VerkehrsmiLtel erniüglidit 
werden. Sie sollen ferner ein ausreichendes Rächen- 
angebcL sidierstellen; diidutdi sollen Besudierkon-^ 
zentrationen auf wenige StandoTte und die daduidi 
veiursäditen Bccinträditlgungen des Nalurhaus- 
halts oder de.s landEchafllidien Freizeitwerts veimic- 
den werden. 

ln Voranggebieten filrFerienerholung sollen die ver- 
sdiiedenen Freizeilfomon so kombiniert werde 
dali die InfraEtruktur beEser auEgelaElel isL Und Sai- 
son Verlängerungen möglich sind. Dobel sollen rÄum- 
]ichc Überlagerungen von einander störenden Frei- 
zeitforrnen vermieden und ruheurienticile Freizeit- 
formen nicht beeinträchtigt oder verdrängt werden. 
Die beschränkten Mittel für Investitionen erfordern 
hei Freizeiteinri eil Lungen des höheren Beduilsi eine 
schwerpunktmäßigD KonzentiatiunF die Rädienbezo+ 
goncr^ ElnriditungeB sollen auJ die nach ihrer nalür- 
Lichen Eignung besten Standorte verteilt werden. 

Vurrunggebiete lüi Freizeit und Erholung sind nicht 
auf Jeweils nur eine punküon festpelegL Sie kenn- 
zeidmen vielmehr eine vorrangige Aufgabe im Rah- 
men der räum] i dien AufgabentelluJig. Die Verlci* 
lung bestimmter investiver Mittet aut räumliche 
Schwerpunkte begünstigt eine KomblndÜon ver- 
schiedener Frei Zeitformen^ AuEnahmen bilden etwa 
diE Kur oder der Wüsser- und WLulersport wegOU 
Ihrer speziellen Anforderungen an die natürlicher 
Gegebenheiten. 

Düs Bundesraumordnungsprograimn ist audi für die 
Förde rungsmaBnahmen des BundeSp die den Frci- 
zeiLbelangen zuni kleineren Teil unmiUclbaL txm 
grd Keren Teil mindestens mittelbar dienen, der ge- 
samUäumUdie und überfach] idie Orientierungsrah- 
men. Seine raumordnunyspüliLisciieii Ansätze lür 
Freizeilbelange sind weiter zu JconkTetisiflren, um 
üudi eine für die Fieizoltansprüdic der Gesellschaft 
1 unk tionEge rächte Raumen twidclung aulzuieigeup 
dem Einsatz ßffentlldher Mittel wie audi privatwirt- 
schaftliciier Invesütionon Orionliciung zu geben und 
schließlich die grenzüberschreitende Abstimmung 
der Flaumigen zu erleichtern. Eine solAe räumliche 


Konzeption soll bei der Weiterentwicklung des Bun- 
desraumorriTuingsprDgraTTiTris erarbpitel werden, 
Raumlidtcs Bczugsraster für die Planung von Fioi- 
zeiteinrichtungEii sollen die Verflechtungsbereiche 
von Zentren der verschiedenen Stufen $eln. Bislang 
auf Einwohner bezogene [ndlkaloren sind auf die 
Zahl der allersspezl fischen Benutzer auszurlchten. 
ln Vordldituugsräumen ist vor üllem Jn den Siod^ 
lungEsdiwerpunkten auf eine ausrnidiende Zahl von 
Frei^eiteinrichttmgen uad Sportanlagen hlnzuwk- 
ken^ die für alle BevölkerungssdiidiLeii offen sind. 
In den dünner besiedelten Gebieten ist es notwen- 
dig, Spiel- und Sporlanldgcn gut erreidhbar anzu- 
legen und möglich El an das öffentliche Verkehrsnetz 
anzuschUeflen. 

C.10.4 MßSn ahmen 

Die im BeriditsZuilidUm gepldnten und durdigüführ- 
ten MaBnahmen hat die liundearegiening In Ihrer 
Antworl auf die Kleine Anfrage betr. Förderung von 
Angehnten Iüt Frelzetl und Erholung iDrurksadie 
7/194Ö) dargoslellt. Die Bundesregierung beabsldi- 
ligt, ihre bisherigen AkLivilaten auf dem Gebiet der 
pTeindenvGTkehrsfarderung zu einer Konzeption der 
Freiuden Verkehrspolitik mii einem Aktlonspro' 
gramm znEammenzufassen. Die raurnordnungspoli- 
ilschen Ziele für die Ge&amlont Wicklung werden die 
räumlichen Rahmen bedingungen für dies es Fadipro- 
gramm darstellen. 

Wegen des greßen Nadtlielbeüarfs an Spiel-, Sport- 
iind Erhol ungsanlagen hat die Deutsche Olympia che 
Gescllsdiäf t im Jahre l%l den ^Goldenen Plan" vor- 
geleglj der bei einer Laufzeit von IS Jahron bin 

1Ü75) Bundi Länder und Kommunen in dem Bemühen 
vereinte, den kommunalen Sportslüttenhau zu inten- 
sivieren und gezielt zu fördern. Es sollten für breite 
Bevölkerungsädiiditen Mögiidikeiten zu körperlicher 
AuEglelEhsbetäfiguRg geschaffen werden. 

Auf Grund des Ergebnisses der Finanzreform Im 
Jahre 1%Ü ist die Beteiligung des Bundes um Gülde- 
nen Plan zum JL Dezember tü74 ausgelaufen. 

Die dem Goldenen Plan zugrunde liegenden ,. Städte- 
baulicheii Richllinien für die Schaffung von Erho- 
Iiings-i SpieF und Sportanlagen* haben Eingang in 
die Baulcilplaaungoii der Kommunen gefunden. Sie 
dienten vielfach als OrientfeningR werte für die Lan- 
des- und Region alplanung. Die Städtebaulichen 
Ridilliüieu werden kontinuierlidi fortget^dirieben^ 
z. Z. Hegt die 'A. Rlchtllnienfassung Im Entwurf vor. 

Die Bundes regicrung verfolgt diese Arbeiten, die 
konzeptiunelle AuBEtrahliing h|E in die hOer Jahre 
haben werden, mit großem Interesse. 

Die Deutsche Olympisdie GesellsdiafL beabsiditigt 
die Auflage elneE Zweiten GnMenfln Plana, der rifln 
zum 31. Dezember 1975 auslaufenden Ersten Golde- 
nen Plan forlf ähren soll. 

In den JahTf>n 1901 bis 1972 sind im Rahmen dea 
Goldenen Plöns von Bund. Ländern und Komniunen 
ca. 12 Mrd. DM für den Bau vun Spiels SporU und 
Erhol ungaan lagen aufgewandt worden. 

Gewerbliche und öffentliche Einrichtungen des Frem- 
denverkehrs werden mit Mitteln der CemeinEdiüfls- 
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aufgäbe «Verbessefiing der regionalen Wlri^chafts- 
RLniktuT* nur ln dm Im RahmeupJon aufgiiriilirtnn 
FremdenverkehrsgebSclen gefördert- Deren Abgren- 
zung fiUmml JiüL den bläkng in den Lätidesenlwidi- 
lungflpmgrammp.n und -planen auflgnwiasGiipn Räu- 
men für Freizeh und Erlielung nül. einer Ausnahme 
nicht übfiretn. Wenn Vorranggebiele für Freizsit und 
Erholung festgcJegl werden, sollten soweit wie mög- 
lidi die Fremden verkehrsgebi eie der CemeiiLsdidlLs- 
aiifgabe angepißt werden. 

Im örtlidien und regionalen Bereich Ist es oft sdiwle- 
i'igr die IreizeilpuliLisdieii Ziele zu verwlrklidierir 
vreM «ich die räuinllEhen ZuRtändlgkeifjiberaiche mit 
den funktionakn Zuordnungen tiidit dedeen. Des- 
halb haben äich verüdiiedenllldi überürllidie und re- 
gionale ZnspminensdiUlsse gehildet, cfEe als TrSger 


für Freizeilgcbiele wirken. Die Weiterentwidtlimg 
wirkungEvoller InEtrumenln tibliegl den Liilidern, 

Mach den GnindsÄtzen des RaumnrdniiTigRgpKelzefi 
ist audi Jür die Sidierung und Gestaitung von Erho- 
limgEgnbieteo zu sorgen' || 2 Abs. I Nr. 7 ROG]. 
lo einigen landesplaouiigsreditiichen Regelungen ist 
dieser Ciundsutz ergänzt und konkretisiert worden. 
t3|e Landeten twl de Umgsprogramme und -pläne tref- 
fen untersdiiedlidi konkrete Aussagen für FrelieJt 
und Erholung und beziehen Prelzniltumien untät- 
sdiiedltch ein, Die Planziele sind in Ihrem Rastern ln 
ihrer Quantifizierung und Lu iluer räumlidien und 
zeltbcheo Ffl.^llegnng uoLeradilerilfrh didit. Manche 
Länder überlassen es der Rcgionalplauung, die 
raumbedeuLsamen Prulzeitziele genauer zu konkreti- 
sieren. 


ABSCHKITT O 


Instrumente und Maßnahmen der Raumordnung 


D .1 Plan u ngs inatrumenie 

D.1.1 Bundesreurnordnungaprogramm 

Das Bundesraumordiiungsprograjmn isl ein tuälru^ 
ment tür die longtri-^Uge großräumige Entwicklung 
des Bundesgebietes. Es bielet Aiisdlze für eine koii>^ 
krote RaumoTflnungspoIltlk im Bundfljsmafistah, da 
es erstmals nacii einheillidien Kriierkn für das ge- 
samte Bimdesgeblot 

— wetigehend einheitlich und fiinktlonBl abge- 
gteuzle BeceLdiu {3S Gebielseinhcilon) fesllogb 
die «Inftn rhumlldiEn BezugKrahmen für die Er- 
lujUlung und Analyse rattmrdevanter Sachvet- 
halte darBlellen üdwIo einer Erfulgskonlrolle iür 
raumordnungspolltische Aktivitäten dienen; 

— Augüben über die Verteilung raum wirksamer 
Dundesmittel Ln den Bereichen der Infrastmklur 
und der ErwerbsRlruktiiT enthäitt riazii werden 
Räume ausgewioscn, die besondere Sdjwächcn in 
der Erwerbs- undyuder Infrastruktur haben und 
für die eine verslÄrkte Miftelzn Weisung erlorder- 
lieh ist sowie zilsälzlidi soldiu Ramnep die In 
Ihrer Struktur durch BevölkGmngsab Wanderung 
gefährdet sind und demzufolge eine verstärkto 
Miuelzu Weisung mit Priorität büiiotigeni 

^ Räume ausweJstp in denen durdi geeignete rauiu- 
bedeutsamR Planungen und MEiBnahmeo einem 
Zu wandcningsdrück cnlgegeugc wirkt werd en 
soll. 

Die Bundes rsgierung hat im RaumordnuogRbflridit 
J972 (DrudesadüC W3793, S, 74) über den Stand dor 
Arbeiten zum BundoBraumardnungäprDgrainm bn- 
rfchtel. Ein erster Gesamtentwurl des Bundesraimi- 


orflniiTigsprogramms wurde vom KabinottaussdiuB 
für Raumordnung und Städtebau am 10. Oktober 
1973 als Grundlage für die weitere Abstlminting mit 
den Ländern In der Ministerkoiifeirenz für Rauinord^ 
nung gehiiligt. Nadi intensiven Beratungen hat die 
Ministerkoufererui für Raumordnung auf ihicr Sit- 
zung am 25. Juli 1974 den milUnrwBÜe wesentlich 
geändetteti Entwurf des Bundes ratnuordnung spro- 
giranims mehrhaitlidi zur Abstimmung mil den Res- 
sort« des Bunde« und der Länder freigegeben. Am 
14. Februar 1975 hat diu Ministe rkonterenz liir 
Raumordnung gegen die Stirmnen der Länder Bayern 
und Baden- Wüktemberg das Proyraiiuu für die groß- 
raumige Entwicklung des BundesgeblEtes (Bundes- 
raum ordnungsprograMm) besdüo&sca. 

Bel den Beratungen des Bundesraumordctunyäpro^ 
gramms in den Grominn der Mi niste rk ein tarenz ICir 
Raumordnung ergab sieb eine breite Gnindsaizdis- 
ku:iäion mit z. T. gegen läufigen ArgumentaLlGnen zu 
Elnzelfragen, bei denen audi die untersdiiedl leben 
Intaressanlagün dar Ländar deutlidi wurden s 

— Der Füfderung nadi vurfaesserton LnÜLkaLoron zur 
Messung von regionalen Untersdiieden in der 
Struktur und in den EiitwLdclungsteudenzen stand 
fltner Relativierung ihrer Bedenliing gegenüber 
mit dom Anlieg cRi oine PlausibilitätskontroUc 
der Programm aussagen müsse auch nach potjll- 
schen Maßstäben, z. D. einer gerediicn Vertei- 
luny des knappen HntwidclungspotimtiulA aul die 
L&ndeTi erfolgen, Die Indikatoren könnten zwar 
diu Forderung sDotwundigkuil eines Ortes auf- 
zeigerip jedodi keine rau mordnungspoll flache 
Suategie ersetzen. So eilordein z. B. Stiuktur- 
achwächen in einem Sektor nldit notwendiger- 
weise eino verstärkte Mltteku Weisung allein für 
diesen Sektor, soudern häufig audi für tlankiU' 
rende MaBnahmen in anderen Sektoren. 
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— Die LÄnder waren sodann der Auffassung, daß 
die sek Lorilien AuEsegen zur regionalen Sdkwer- 
pnnfctfördening lUfückxurLehraeti seien und nur 
tiodi nadi dem Erwerüs' und dem [iirra:sLrukLur- 
heTeirh unlersdiäeden werden soll. Eine soidie 
Beschröiik.img muß notwendigerweise zu Un- 
sdiärfen ln der Ausi^age führen. Für den Vollzug 
des KoordinieriuigsiiufLrages der Rnumordnung 
und diB Verwirk Liebung der Progriimmanssiigen 
Ist e$ daher unerLäßlidi, die sektorale Situation 
ditlerenzi etter zu anidysieEen und präzisere Vor- 
gaben für Maßnahmen In den einzelnen Sektoren 
auf regionaler Ebene zu inadien, 

— Für die Bevöikerung^zahl 13B5 mußte von einer 

relativ großen äandbrelte von 59 bis 62 Mlltio- 
nen Elnwgiineni ausgegangen werdeiir da die 
Ntiu«!EnBdiaLzung der GenamLantwidclung zwi- 
schen Bund und Ländern unterschiedlich war. Enl- 
spru dien des gilt für die Sdlätzung der Eiwerbü^ 
tätigenzahl in einer Bandbreite von 26 bis 2B Mil* 
lioncti, Aiigesidils der jüngsten EnlwidLluiig gehl 
der Hund Jewellfl von dBn untpren Werte rr dnr 
Bandbreiten Zielsetzungen zur regionalen 

Bevolkerüngsentwiti&lung konnten nodi nidit 
guanhflztert werdeni da die Summe der Länder- 
Vorstellungen riodi weit übei die Bäiidbrcite der 
vorausgeiEch ätzten Bpvdlkerungüentwldclung hin- 
ausging. Die Festlegung regionaler Eckdaten zur 
angestreblEin BevOlkeningsverteilung ist als ein 
wldiUger KoorditkiertingsauflTag anzusehen 

— Das etnheillidie Raumrasler des Bundesraum- 
ordnunysprogrumms sind 3B na di dem Funktio- 
nalprinzip abgegrenzte Cebi et.se inhai Len. Bei der 
Abgrenzung war cs unvormcIdUdi. daß die uitter' 
sdiiediicben Aufffls^ungen der Lander ihren Nie- 
derschlag liD Zusdinitt der Gobietseinhelten fan* 
den. So konnten z. fi. In einzelnen Fällen nach 
Maßgabe der strukturellen Vertlechliingen Lan- 
dosyienzen iibersdirlLten werden, ln anderen 
Fällen, wie z, B. bei der Gebielsoioheit Neckar- 
Franken {3D|, war dies nirtit moglidi mit der Kon- 
sequenz, daß gewisse sdiwacbstrukturlerte Band- 
räume in Nordbaden und Hohenlohe einem ejr- 
pandicE enden Verdidtlungsraum (Stuttgart) zu- 
gesddagoE^ wurden, mit dem nur geringe funk- 
Ijonale VerlledilungäJi beziehen. Da künftig 
die Strukturanalysen für das Biindpsraumfird- 
nnngaprogramm auf der Ebene der zenlralöti- 
Lidien Verfledhtungsbcrcichc mittlerer Stufe vor- 
genommEn werden, ist davon auszugehenr daß 
derartige Zuordnungsprobleme einer elnver- 
aebmlidieD Losung zuyelühr t werden können. 

— Auf Drängen einiger Läiidci wurden im FrO' 
gramm nicht unerhebUdi mnbr CBbiptseinheilPD 
den Schwerpunkträunien mit besonderen Struk- 
LuiEdiwädiED zugeordnet und über 2ß zusätzlidie 
großräumig bedeutsame Achsen ausgewieseOr als 
uisprüuglldi voigeschcn war. 

Bei der icgionakn Verteilung der raum wirksamen 
Mittel sollen nadi dem Programm folgende zwölf 
Sdiwerpunkträume uülStruktuischwädicn (vgL Karte 
D.IJ) verKtärkt bedacht werden: Schleswig-Mi tLelhol- 
stclti, Unterweser-Nordost-Niedersadisent Südost- 
Niedersiidisenp Emsgebiet, Münstoildud-Niederrhem, 
Nord- und Mitlet-Osl-HesHen, Hifel-Westerwald, 


Saar-Weslpffllz^ MainfrünkHo, Ostbavurn, Boden see-' 
Schwaben und Berlin [West). Einige dieser Schwer*^ 
iiunkträumc oder Teile von Ihnen (vgl. Karte D.1.2) 
sind stark abwanderungngeläbrdet^ 

— S Stiles wlg 

— Emsgebiet und MünstHrJand-Niedprrhein 

— Trier-Saarland 

— östbayern 

Hier müssen die rauinwirksunien Mittel mit einer 
gewissen Priorität znge wiesen werden. 

Die raum wirksamen Mittel für den Abbau groflräu* 
mlger Disparitäten in der Erwerbs- und Infrastruk- 
tur sollen ln 

Entwlcklungszentren und 
großräumig bedeutsamen Adiscn 
konzentriert emgescUt werden. 

Die großräumig hedeiitsoinen Adisen sind im Fiü- 
gramm selbst dargestellt. Die Besllinmiing der Ent- 
wnklunyszLinlron nddi den Kriterieu dos ProgrammSf 
die für ein abgesUmmtes Vorgaben nneb in den 
Gremien der Minlsterkonroionz (ür Raumordnung 
präzlsipit werden sollen, ist Aufgabe der Länder. 

In der Schlußphase der Bund -Länder- Verhandlungen 
zum BuiidesTJuiDorünunysproyrtixiiiu ist üudi nodh 
Hinweisen der Ministerpräsidentenkonferenz vom 
6. Dezember 1974 Redmung getragen worden, indem 

— eine bevorzugte Förderung von Gebieten außer- 
halb der Sdtwerpunkträume auch dann zugelas- 
sen werden kann^ wenn nur in einem Bereldr 
lofrastrukturschwächen vor] legen und ferner 

— die Abgrenzung vnn Forde rgebie len bei den eld- 
stiüäglgen Gemeinsdialtsaufgaben erst dann an- 
zupassen ist, wenn bei der Fortsdireibung des 
Programms die Schwerpunk träume auf der 
C rundi a ge ^ zen Iral ort lieber V erfl editungsbe- 
reidie fnitLlerar Stufe'* bestimmt worden sind. 

Um zu einer gemoinäatnetiH zwisdion Bund und Län- 
dern abgestimmten Entwicklungskonzoption für das 
Diindesgeblet zu kommen, hat das Bund esraum Ord- 
nung sprogramm in wosentlSchen Aussa^gen den 
CTharakler eines Kompromisses. Die Vülstellungen 
des Bundes ziir Ealwicklung det Raum^lruktur und 
der SiedJungsstruktur sind im Abschnitt C darge- 
älellt, 

0.1.2 Fachplanungen d#« Bundes 

Nach I 3 Abs. 1 ln Verbindung mit | 2 Abs. 2 des 
RaümordiiuiigsgOjräUes (ROC) haben die Planungs- 
rräger des Bundes bei ihren raum bedeutsamen Pla- 
nungen und Maßnahmen die Raumordhxmgsgmnd- 
aälze und Ziele des ROG zii be ach len sowie die 
Grundsätze im Rahmen des Ihnen zuatehenden Er- 
messens gegeneinander und untereinander abzu wä- 
gen. Durch das Bundesraumordnungsprograinm sind 
diese Ziele und Grundsätze konkretisiert worden. 
Das PruyrüiniD stellt eiueri OrLcnlierungsrahmcr] dar, 
der es InsbeaonelflTe dem Bund ermöglichen oder er- 
leLditem soll« für raumbedeutsame Planungen und 
Maßnahmeu eiJischließlidi des Emsatzea raumwirk^ 
zamoT Hunriesmltt^l eine großfiTe Effizienz zu OTTot- 


1[J6 


DJ.1 

Problemraum^ graGräumig^n B^fvölkerungsv^itoitung 




abwdnderungsgefähnji^t« ^äumif 
Raume mil Zowanderung^ruck 

Gfflrria dM Zangfirihndii^üelin 


Progi'tfnin f<kr al4 groQ^Aumlqi Ef)lMlc;tclun0 d« BundM^bLil^ii» (BundHrMjmepdfiungppreiAi'MKiinilF 
Oniivlkori« 1970, I nhpilf n BWOK MaÄfltflLt l J Oöö OOQ 


K«ria 7um n^uma rdnun{|fl>«r tchT 1p7J Qu nj nfL iHiifltHlm in dflF OundfiliOPKhMfviifiniuK LirKl«iV tf Ftd« und n«umandn>ung 

1Ü7 


DJ ,2 

Schwerpunkir&ume mit besortderen Siruk tu rsch wichen 



Stry k tu r ichwächflrt 
im omßräunrrigen Vctgkich 


in Efwerbv und tnfr^sirukiur 
□ vnrwiflgend in dw Infrastruktur 
n vorwiegend In der Erwerbsstruktur 

Oran» dtr ScfiMTpünktriuniia 

Gien» du Zo-fviniwdgAbiätöt. 


StruktufschwBchen 

I Auf^und dsr basandafen Lage 

f38) Berlin (West) 

«M«»« Ol* 0*4l«mlr^l^iKi*n 22, 23 und 3Y bl« ISiIrtri für Autwiliunu d«r 
achwlrßijr>htriu!W* In Anpawun^Afi dl* Pl*nungif«Q löffln 

[|«T tn gl ijjfflo ■bwaiehanri liprgmtBlIr 


QiJ4lli; PrO^rimm TUrdl* gfalrlumlg* EnIwIclUunf d«c BurHlMf*falHln (BundHrmimnrtfnung^pti^iirAinfn] 


Qryndkim Knif^ranzan VZ 1970, Gtbktuinhaiiin BROP^ MaQtiib 1 :4 OODODG 

Kan« 2 ym RMjnWfdnungibQricM 1974 dicr Biinddfr«gl*rurig. bvartsvIlQt kn dvr BuTid«i1pri^huT>gi9i$tvl1: FOr Lvndvtkundc und Riumofdnuf>g 
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dien. Als ein Programm der Koordinierung sollen es 
die Füdiplänungeii der BundesreKBorts beachten. Die 
Behörden des Bundes werden entsprediend § 3 Ahs, I 
ROG und Artikel 65 Satz 2 OG auf die Anpassung 
ihiei r^umbtidtuiBduien PläEiunge^n initl MaBnabmen 
an die Eielauisagen und Schwerpunkibeiit immun gen 
des Programms bin wirken. 

Für die Beratung und Abstimmung rnumbedeutfiamer 
Planungen und MaOiraliiiicn sowie von grund&Äti- 
I leben Fragen und von Zweifelsfragen der Raumord- 
nung besteht beim Bund der InterminiBterielle Aua- 
sebuH ftlr Raumordnung ([MARO), Ihm ist der Knhi- 
netlausschuB für Raumordnung und Städtebau über- 
gEKirdnet. 

Der IM ARO und der Kabine ttaussebuü für Raum- 
ordnung und Städtebau haben Bich im Beridiläzeil^ 
raum nahezu ausscblieBlich inlt der Erarbeitung des 
Bunde SU aujDOtdnungBp rüg lamuiB befaß t. Di e Belange 
der Raumordnung werden darüber hinaus In ande- 
ren AuBRchüBBen der BundoKreglernng (z. B. Inter- 
mlnJsiorleUcr Aussdiuß für regionale Wfrtschaftspo^ 
Jilik — ^ TMNOS^ UmweltauBBchuß) vertreten. 

D,1.3 Ab Stimmung Bund » Linder 

P.1.3^1 IIEnfitsrkonrer^iiz tPr Raumordnung 

Die aufgrutid des Verwaltungsabkon^iucns zwisdien 
dem Bund und den Lindern am I5, Juni 1967 gebil- 
dete Minis terkonferenz für Raumordnung (MKRO) 
hat nach } 8 Abs. 1 des Raumordnungsgesetzes 
.GnindsÄtzIldie Fragen der Raumordnung und l-an- 
deaplunung und Zweifelsfragen* zu beraten. Sie Ist 
im Derlditszeitraum sechsmal lusammengelretani. 

Ini Mittelpunkt ihrer Arbeit ätond der Entwurf des 
BundesranmordnungsprogrammsH das am Fe- 
bruar t9?5 von der MKRO besdrloüBen worden ist 
fvgl. Absdinitte A und DJ .1). 

Die Mini Ster konferenz hat nuEerdem Entsdilieflun- 
gen und Bosdüüs&e gef oOt 

— über die Aiifgabeciabgrenzung und die Zusam- 
tnenarbeit von Rdumordnung und UmweltpoUtik, 

— zur Sii±erung bzw. Wiedergewinnung kleinräu- 
miger Iniormationen bei der Bevölkerungsfort- 
sdireibungt 

— über das Verhältnis iwischen den Verdlchtunga- 
räumen und anderen Räutueiip 

über die Kennzeichnung von Gebieten, denen 
beslimmtu Funktionen vorrangig zog ew lesen 
werden sollen] Ausgleich für Nachteile, die ein- 
zelne Räume aus Gründen des Umweltschutzes 
odar anderer hcherrangicier Zwecke hinnehmen 
sollen^ 

— zum Stückgut verkehr sowie 

— TUT Eiintührung von statistlsdiRii Cemelndeteiien 
in die Amtliche Statistik (vgl. Anhang 6). 

Der HauptausschuB der MKRO hat am 16. Novem- 
ber 1972 eine Deoksdirilt über da» Vefhältnis von 
Raumordnung und UmwelLsdiutz verabschiedet^ die 
1973 vom Bundesminlstcr für Raumordnung. Bau- 
wesen und Städtebau veröflenthdit worden ist 

Zusätzlich zu den bestehenden Ausschüssen für 
Stnikturlragenr Redita- und VerfahrenBrragen, Um- 


weUfrsgen und Verkehr^frsgen wurde 1978 der 
Ausschuß »Ddlen der Raumordnung* gebildet, der 
Bidi msbesondBre mit Prognosen, BtaListiBchen Fra- 
gen der Re um Ordnung und dem Einsatz der EDV 
In der Raumordnung und Landesplanutig befaß L 

DJ.3.Z Landet- und HejhouDlpianufig 
Der pS'Mnd der und Re^ionaip^onung ergibt 

sich aus ilem Anhang 5. Oie Neuaufstellung und 
Fortschreibung der Programme und Plane hat sich 
ijn BarirhtBzeilraum wesentlich verstärkt. Inzwischen 
verfügen alle Flächen Staaten über Programme und 
Plüne für das gesamte Luxidesycbiet. Während sie in 
einzelnen Ländern bereits fortgeschriehen sind oder 
worden, liegt in Bayern der Entwurf eines Landes- 
entwickLungBpiograniins vor, van dem Teile bereits 
Rechtskraft erlaagt haben. 

Die Entwürfe von Programmen und Finnen werden 
mit dem Bund zumeist abgestiiTiiTit (4 ä Abs. S 
RQCEJ, Die Ah^llmmung erfolgt zur Zell nach ^Grund* 
Sätzen über das Verfahren der gegenseitigen Unter- 
ridiLung zwisdien dam Bund und den Land am 
nach dem Raumordnungsgesetz''. insbesondere 
nach ZifL 8 der GrundRätze (vgL Beschluß der 
MKRO vnm 15, Juni die gegenwärtig über- 

arbeitet werden. 

In einiguo Füllen sind dem Bund erst endgiiltiga 
Programme und Pläne oder verfahrensmäßig be- 
reits fcstgeschiicbüue Eiilwüife zugeleitet wurden. 

Für dio Pf^na und Proi^raniine der LondoBp/Eliiung 
Ist häufig noch eine zeiUidh nicht terminierte Pla- 
nung Und ein loser oder fehlender Bezug zur Finan- 
zierungsrechnung für die Realisierung der Planziele 
chur-okteristiBdi. Damit hangt es zusammen, daß im 
allgemeinen auch keine Prioritäten genannt sind. 
Lediglich das hessisdie Plauungssysteiu enthält im 
Rahmen des LnndesentwIcklungBpUneB I FESSEN '60 
rieben den räumlichen und fadblidien auch zeitliche 
und finanzielle Festlegungen. 

Die Tendenz, die landespJanerlsrhe, vorwiegend 
raumbezogene Planung zu einer Entwldclungspia^ 
nung mit Raum-, Zeit- und Ressourcenbezug umzu- 
wandeln, ist alter dings in allen Landern erkennbar. 

Aus der Erkenntnis, daß eine vorrangig auf die 
Flache bezogene „Freihalleplannng* modernen An- 
sprüchen staatlichen Handelns nicht mehr cnisprichl. 
sind in NoidihuLb-Westfalen, Hessen und Nieder- 
sflcbsen erale Integrierte Entwicklungsplanungen 
aufgestellt worden, die neben dem räumlidien auch 
den zeiÜicheTL und finanziellen Aspekt einbezlehen^ 

Der 1970 veröffenUidite Landesentwldclungsplan 
HESSEN '80 umfaßt InvesUtiunen, Maßnahmen der 
Raumordnung und vorrangigR ge^eLlsrhAftspolitiscJ^a 
Ziele für einen Zellratm von IG Jahren. Sie sollen 
ln vierjährigen DurchfuhrunpEabsduiitten verwirk- 
licht werden; auf der Grundlage räumlicher Ent- 
widüungsziele werden Landesmittel auf die ein-^ 
zelnen PlanungsTegionen vertelli 

Dos. gleidifalU 1970 vocgelegte NÜRDRHEIN-WEST- 
FALEN-PROGRAMM 197.5 vollzieht den Schritt zu 
einer Intcgilcrtea EntwicklUhgspUnung. Es geht ln 
seinen rkumiichGii Festlegungen von Programmen 
und Plänen der Landesplanung aus. Darüber hinaus 
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erfaBt es alle Bereidie von hcBonderer Srniktur- und 
gtkelUcfaii/ispoUUsdier Bedeutung Und urdueL die 
wesentlichen polidsdieii AuJ gaben unter zeiÜidieüp 
finüiizicllen und räumllcben Aspekten in eine Rsng- 
tolge. 

Der neueste Versudi einer inLegnurLeu Entwiik^ 
Ituigspldnung für ein Land ist das im Sonuner I97:t 
vorgelegte LAN DES RNT W It :kLU NOSPflOGR AMM 
NIEDERSACHSEN 1985. Es boaiaht sidi in rÄumll- 
eher Hinsicht auf das Landes-Raumardnungspio^ 
gramjn und legt in Teil I die Ziele und wesentlidien 
Mahn ahmen der Eiitwidijirngspolitik da r Landes- 
regiertmg unter ßeachtung der realen und finanziel- 
leu MüglidikejLen bis 19S5 rahmenm^lg fest. Teil II 
unterscheidet für die gewünsdite LandesenlwidtJung 
über 40 Aufgabeafelder. Sie sind nach sachlich zu- 
sammenhonquiiden, zujd Teil RessoitgronzOn über- 
fidirel lenden Bereichen sowie in Querschnitlsdarsteh 
luugen zusaniiuongcfdßt. 

Teil 111 des Prugraiuiiis enlhdlt dltcrnative Ge- 
wichtungen der einzelnen Aufgaben bei einheil- 
lidiOEii Finanz rdlunen bis 1985. 

Eine tm Aiillrag des llundesniinisters für Itaumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau vorgeooramene 
Überprüfung der geiiErellen PliiniulensiiLdt der Pläne 
und Programme der ein^selnen Länder In räumlldiflT, 
zeiLlidiur und fluanzieller Hinsidrt ergibt 

“ Die Planlntensität wurde nach einem übarprüf- 
baien numcrisdieR Verfahren bewertot Danach 
iinteTsdieiden aidi die Pläne und Progiumiue er* 
heblldi in der Dldhte und Konkretheit Ihrer Feal- 
legung sowie der zugrundeliegenden Voritoi- 
lung über Entwicklungsplanung. 

— Stark verallgemeinert lassen sidi zwei Gruppen 
von Ländern unter&dietdeni Die PIS ne und Prra- 
griiinuie z. B. vou Njedersadhsen und Nordrholü- 
Westfalen haben eine deutlidi höhere Pläninlen- 
sität als etwa die Pläno und Programme von 
RhEiDlünd-PfiilZr Baden- Württemberg und SchlCS' 
wig-Iiol stein. Dies beruht vor allem darauf ^ daß 
z, B. NJöiersadisen und Nordrhelh'^Wo&tfalen be- 
müht sindp Ihre ursprünglich überwiegend raum- 
bezogene Planung In eine polltisrhe Clesamlant- 
widLlungsplanung überzuleltcn. Die PlSne und 
Programme der zweiten Gruppe sind noch Über- 

Der Entwurf des Bayerischen Undasflntwlcklungspro' 
gramms konnte noch nldiL berückslditiot werÜG'ii+ 


wiegend raumbezogen und deshalb Von einer 
deutlidi geringeren Problem dichte. 

Die groBrüurnlgen Zieisetzungen des Rundes für die 
Raum- und Siedlungsstruktur werden über die Pro- 
gramme und Plane der Lündesplanung auf unterster 
Ebene durch die Reg tonn Jpianfjng verwirklicht. 
Andererseits müssen die leglonsspezi fischen Eitor- 
demi^se bei der Formulierung von Öundeszieien sch- 
weif wie möglich berudLsiditigt werden ^ Erfolg und 
Wirksamkeit der Regionalplanung hangen u. a. von 
der Größe und Abgrenzung der Planungsräume ab. 
Ein Größen vergleich der von den Ländern feslgeleg- 
lun Regionen zeigt bei der Einwohnerzahl Unter- 
■schiede bis zum Drei ßigin dien, bei der räumlidien 
Ausdehnung bis zmn Fünlzehnfadien- Die Größen- 
ordnungen liegen etwa zw is dien Landkreis und Re- 
gierungsbezirk. Eine Gegenüberstellung der Kiite- 
rieii für die Abgrenzung der Platiungsregionen (vgL 
Anhang 2) zeigt, daß die Regionsabgreniung ln der 
BundEsrepublik trotz weitgehender AnJeUnung an 
sozloökonomlsdie Merkitiiale stark von adminlstra- 
Liven und politisdien Gesichtspunkten geprägt Ist. 
Da.s Ergebnis eines Vergleidis der landesrechÜidi 
vorSfesehenen MIndestlnhalte für REgianalplänfi 
nach Sachgebieten (vgl. Anhang 3) zeigt insbeson- 
dere, daß sie In einigen Ländern durdi einen aller- 
dings unvetbindlJdien Mdßnahmcji- und Kostenplan 
ergänzt sind! Baden-Würltemberg, Hessen und 
Bayern sehen die Angabe von Priodtäten und 
che übersdilägige Kostenennlttlung für besonders 
dringende Vorhaben vor. in Rheiniatid- Pfalz soll 
lodlgUdi eine Rangfolge der PiioDtäten Im Regio- 
nal plan, ln Nordrhein- Westfalen eine Angabe zur 
zeltlicben Durdifühning im Erläutpnrngsbericht er- 
folgen. Bisher sind ledJglidi In Baden- Württembergi 
Hessen und Rayem sowie begrenzt ln Rheinland^ 
Pfalz Ansätze zur Verknüpfung von Plan und Reali- 
sierung vörhanden. 

tm üilyeiueinen Ist der Aufgabenbereich der Regio- 
nalplanung auf die Aufstellung und Forlfühtung der 
Pläne begrenzt. Ausiühmngsfunktlnnen Ifegfln Im 
allgemeinen tiidil vor^ die PLanungsiräger können 
Initiativ, fördernd oder unterstützeud latig werden. 
Der Stand der Rflgjonalplanung, die Abgrenzung der 
Regionen, die Inhalte der Re^gionalptänG und die in- 
slrumen leite Ausstattung der Reglonalpiantinp ist 
von Land zu Land, zum Teil sugoi irmerhalb der eln- 
zoltien Länder untersdiiedllch. 


Laadesplanimgsgeselz 

L Novelle 2. Novelle 3. Novelle 

Baden- Württemberg 1962 

1972 1975 

1970 1971 

1970 

197-4 

!9ß2 1972 1975 

1974 

1971 1974 

Bayern 1957 

\ I9ß2 .......................... 

N i cd erwachsen 1966 

Noidrbein-Weslf-aian 1950 

Rheinland-Pfalz 1966 .................. 

1 Os wi sfeitl 1H61 
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LandotplinungVr^clif 

Mil Aii.^rtahma der drei StadtEliiiaLen verfÜg^äD die 
Ldudtrx über Laudes^planun^sgesctico- In BeTltn 
Bremen und Hamburg tsrseUel der Flüdien- 
nutzang^plan tiacb dem Bimdesbauge^etz die Pro- 
gramme und Plane der Raumoidnujig und L 4 l^de£- 
Planung |§ 5 AbR. 1 Satz 5 RQCi}. Seit Jnkrafttrelen 
des Rüüiiiordiiungsgesetsces d^s Bundes Im Jahre 
l%S hat ss± eine rasche ForientwickUmg de^f ton- 
desp^ofiungareGhi^ ergeben. 

Die Tabelle auf S. 1 10 gibt einen Qberblidt über 
die EoLwidJuiig der Laadesgesetze im Bereich von 
Raumordnung und Landesplanung. 

Neben den Landesplanungsgesetzen sind das GeBeiz 
über Crundsdlze zur Entwid^liiug des Landes l^an- 
deseiilwicklungsgrundRfitje) von 1971 (Novelle 197S) 
des Landes Sdileswig -Holstein Und das Gesetz zur 
La nd eseni w idr lung ( Lund e ^ent w idrl ungspr ug ramm) 
des Laudes Nordrhein-WestfaJen von 1971 hervorzu- 
heban (vgl. Anhang 4). 

Die male riet len R(\nmürdnung$Qmndsmz<^ des ( ^ 
ROG wurden leils ln LandesplanungsgeBelze ivört- 
lldi odRr durch Verweisung übernommen und damit 
Ihr Geltuogsberelcti über die Behörden der Landes- 
planung hjtiiiuü erweitert, § 3 Abs. 2 Satz 4 ROG. 
Rheinland -Pfalz und Bayern haben voo der Ermäch- 
tigung des i 2 Abs. 3 ROG Gebrauch gemarhl und 
eigene Grundsiilze Io ihre Laudesplanuugsgoseize 
aufgenommen. Nordrhein-WeKtfalen und Schleswig^ 
Holstein haben eigene RamnordnungsgmndsÄtze 
nicht In ihre Lanclesplanungsgeselze^ sondern Lu die 
bereits erwähnten besonderen Gesetze efn gefügt. 

Das ROG legt in } 2 Abs. I als Aufgatw der Raum- 
Ordnung Test., ungesunden räiuniidhon Lebens- und 
Arbeltsbed Ingun ejen flntgegenzuwirkEn sowie für 
die Erhaltung, den Sdiütz und die Pflege der Land- 
schall Rin schlke Blich des WaldeSr lur die Sicherung 
und Gestaltung von Erholungsgehietf^n und für wei- 
tere dem raumbezogenen Umweltsdhntz zuuutedi- 
nende Aufgaben Sorge zu tragen. Es bietet damit 
Grundlagen für eine alle räumlldien Aspekte uni^ 
fassende UmweiiplanüJig. Bei neuem, iiadi tiikrad- 
Helen des ROG gesetzlcm Landesplanungsrecht sind 
aiisd rüde lieh GnindRätze für den Umwellsdiutz bc- 
rüdcsichUgt worden: so enthalten die LandpBpla- 
nungsgesetze vun EÜieinland-FfdIz und Bayern , das 
La ndesent widclnngsgmn dsätze -Gesetz ( 1 §73} von 
Schleswig -Holstein und das Landesentwldclungz- 
Programm -Gesetz (1974) von Nordrhem-Weslfaleii 
Besliiuiuungen über den Schutz und die Pnege der 
Landschattr die Erhaltung des GleidigüWtdiU des 
Naturhaushalts, des Schutzes infibesondere des Was- 
^erhoushallä, ferner über die Auswahl geeigneter 
Standorle für Anlagen, die LuJtveruiiTeiiiigungr Lärm 
und Erschütterungen oder schädliche Strahlung ver- 
nraadien. Das Lüüdesentwicklungsgmmdsätze-Gesetz 
von Sdileswig-Holslein zahlt die Wahrung der Be- 
lange des Umweltschnlze« zum Hauptziel der Lan- 
üesent Wicklung. 

Neben allgemeinen Anweisungen in Programmen 
und Plänen der Raumordnung stellen einzelne Ge- 
setze spezifisdiep Insbesondere der Sldhenmg natür- 
licher Lehens bedingun gen dienende Ptonungsinstru- 


mente der Standort Vorsorge zur Verfügung, ln Nord- 
rbc in- Westfalen sind gesetzlich Landesentwldclungs- 
plane vorgesehen, die zum Beispiel eine Fi.’Stleyung 
von Gebieten mit besonderer Bedeutung für Frei- 
rauinfunkliünen [insbesondere Grundwassergebletej 
Einzugsgebiete für die Speidierung vnn Oberflädien* 
wasser- Waldgebiele, Naturparke und für die Fe- 
rien erholung geeignete Gebiete] und von Gebieten 
für den Abbau von LagerRtaltan enthatlen sollen. 

Neue Gesetze der Länder RayeTn, Heasen, Rhein- 
Land-Pfolz und Sciileswlg -Holste in für den Natur- 
ndiuLz und die Landschaltspnege enthalten mit dein 
Entwurf eines Bundesgesetzes (vgl. Abschnitt C.5) 
vergieidibare Regelungen lür die Laiidschaltspla- 
niing. Sie bedienen sich der PInnarlen und Verfahren 
der Laiidesplanuiig. Unterschiedlich bczolchncte 
LandschartsTahiTiierapTngTamme für das CebieL des 
Landes werden danach voLlstÄndig (Bayern, Rhein- 
land-Pfalz] od^r soweit sie raumbedeutsame Ziele 
und MaDnahmen enthalten (Schleswig-Holstein) als 
Teil des LanüoseritwidLlungsprograiiuns aufgestellt 
(BayemH Rheinland -Pfalz] oder in den Landesraum- 
ordnim gsplan auf genommen (Schles wl q4 IoI ste En] . 
Für dio Regionen sollen ln allen vier Ländern Land- 
schaf tsrahmenpläne TU Bestandtetlfin der Rngional- 
pläne gemadil werden: in Bayern können sie auch 
als salbständige fadhlldin Piog ramme und Plane nacii 
dem Bayerischen Landesplanungsgesetz aulgeslelll 
Werden. 

Lina S/CrrAung Van Funkiionun dei LoiiderparJa- 
menfe gegenüber der vollziehenden Gewalt auf dam 
Gebiet der Raunfiordnung und Landesplannng hat 
sidi seit dem tnkrafttrulen des ROG da [ aus ergeben» 
dafi Grundsätze und ollgeineine Ziele der Raumord- 
nung uud Landesplanung in das Landesplanung s- 
recht aiitganommfiii worden sind. Darüber hm aus 
werden itx einzelnen Ländern die Prögramme der 
Landes Entwicklung oder besümmte Telle Vün Pio- 
grammen durch Gesetz für verbind Heb erklärt. 

Neuere gcsetzlidie Regelungen tragen dem Bedürf- 
nis nach TrühzEitigBr fieteiligung des Parlamentes 

Rechüiing: 

— So werden in Nordrhein -Westfalen seit dem Lan- 
despIannngsgRsetz von 1972 difl Landajsentwick- 
lungspläne von der Landesplanungsbehörde u. a. 
im Benehmen mit dem für diE Landesplanung 
zuständigen AusschuJJ des Landtags aufgestellt- 

— Die Novelle zum ihein land-pfälzischen Landes- 
planungsgasetz vom 10. Mai 1974 bestimmt unter 
anderem, daß die oberste Landflsplaniingsbe- 
hördo bei der Erarbeitutig des Entwurfs für dos 
LandesentwtrtclungRprogrnram und tiRRsen Forl- 
sdireibung den innenausschuö de& Landtags über 
den Stand der Arbeiten auf dem laufenden holt 
und Ihm Gelegenheit zur Stellungnahme gibt. 

— Der Landes raumordnungsplan von Schleswig - 
Holstein wird seit dem Land esplanungsge setz 
von 1961 von der Londesplanungsbehürde nadi 
llersteHen des Renehmens rntt dem Landeapla- 
nungsrat fcstycstcUt, dem Abgeordnete der tm 
Landtag vertretenen Parteien ongehoren. 

— Schtleßlidi ist in der am 24, April l§75 verab- 
schiedeten Novelle zum baden-württembeigi- 
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üdien LEindesplanungsigeset^ vorgBHfitiRiij daß der 
von der Landesregierung ausgearbeitete Uwdes^ 
enlwidkliiiiyäplan üciwie fadilidie EiilwidLlungs- 
piänn dem Landtag zur (ifiraturig vorgelegt wer- 
den, lim ihm Gelegenheil zur SlcUungn^ltme m 
geben; die Entwickluiigspliine sollen von der 
Landesregierung erst danadi bescb Jossen wer- 
den. 

Landesplanung und Fädiplanungeu müssen nach 
heutigem Aufgaben vnrsländnis im InleTesse einBs 
oinheiilidien Entwidclungskonzepts für den je wel- 
ligen Landesruum Zusammenwirken. Recht und Pra- 
xis der Landesplanung haben daher zunehmend die 
Eiiibinciung der ratiXiibedeursDiiien Teile von Fadi- 
pionungen dfe Lcind#aplnn[ing rum Ziele. Für die 
FarhpJanungen ergibt aidi hierbei der Vorteilp daß 
ihre Anforderungen an den Raum als Ziele der 
Rauniordnung und Landeäplanung im Sinne vom 
5 5 Abs 4 ROG für öffentliche Planungstriger Ver^ 
bjndlidikeit erlangen. 

Raumbeansprudiende und raumbeeinfluBEende Fadi- 
planungeu werden ln Raumordniingsprogranmie der 
Länder aüfgenommen^ soweit diese für die EnLwick^ 
lung des Landes oder größere Telle desselben be- 
deutsam sind (z. B. jn Bayern, NledcrsadiseriH 
kheiniand-Pfalz). Einzelne Länder sind dazu über* 
gegangen^ besondere raumordnerisdie Fachpläne 
aiifsteÜBn zu Jasseii: So hal Baden* Würllümberg z. B. 
einen fachhehen Entwickliingspian „Kraftwerkstand- 
orte"' (Efitwurf) aufgeslelll, siehl Bayern ladilidic 
Prograinine und Pläne vor^ hat Hessen zur Fort* 
Schreibung und Ergäniung des Landesentwidclungs^ 
planem «inen Fadiplüii .rFn^induiivtirkebi'^ und einen 
Fadiplnn »Berufsausbildung'' aufgentellt und kennt 
Sdilcswig-HüUteifi General plane der Facbiessuris. 
Tn Nordrhein-Westtalen sollen srhlieblirh alle raum- 
wlrksamen Flanungen. die Ihr die Gesamtentwick- 
lung des Landes Bedeuluiig habziip in Land^senl* 
wldclungsplqnen festgelegt werden. 

D.1.4 IntematlonalH Abstimmung 

D.IhCI eilaier«!« Raumordriiungtkominisalonen 

Zur gerne Lnsarnen Planung und zur Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Bevölke- 
ruiiy In den Grenzgebieten wurden im BeriditszeiL^ 
raum weitere bilaterale Raumordnungskommlaslo- 
nen gegründet Sie bestehen gegenwärtig mit den 
NiedErlandenr Belgien^ der Schweiz und österreidi. 
Mit Frankreich wird seil längerem eine Instltutlona- 
Uslerte Zusammenarbeil auf dem Gebiet der Raum- 
ordnung angBstrflbt und im Rahmen der für das 
deutfidi-frarizösischduxejiiburgisdie ludustriedrefeck 
besleheuden Regierung skoniULUäiuu wabrgeoaminen. 
Die Notwendigkeit der Binrlfiitnng einer hVlalPralen 
Raumordnuugskomizilsslon mit Dinomark wird % Z. 
geprüft. Die Bundesregierung ist audi bereit^ mit 
den östlichen Nachbarländern CSSR und DDR in 
der Raumordnung ziasammenznarbcitcn. Sie betraeh- 
let die^e gienzüberadueileiide ZusümmenarbeiL als 
wichtiges Instrument zur VerbnsBerung der Lebens- 
verhäitnisse der in den Grenzgebieten iebenden Be- 
völkerung^ zur Ethöhung der Durchlässigkeil der 
Grenzen und sdilieBlicii zur Forderung der von ihr | 


angestrebten europäischen Zusammenarbeit. Der 
Stand der bilateralen Zusammcnaibeit ergibt sidi 
aus der folgenden Ubers icbt> 

EurDptlBcb# RaiiFnordnungflfnlnlaler-KDnferenz halm 

EuroparBl und lanillge InlBmatlunare Oiiganlva- 

llonen 

Vom 2R. bis 27. September 1973 fand in La Grande 
Motte'Südfrankrelth di«^ rwelte Eurcipä Ische Raum- 
□rdnünysmi£Lister*fConferenz »lall. Es wurden eine 
Sdilu flresolu t Ion und mehrere Ei nze L resolu I ionnn 
zur Verkehrspoliükp zu den Grenzgebieten, zu den 
riehirgsreglonen^ zu den langlnsLigen Prognosen , 
zur Kartographie, StatJsUk und Terminologie der 
Raumordnung sowie zum Status Und ziir künfti- 
gen Tällgkell der RaumordnungsminSster-Konferenz 
verabschiedet (vgL Europa rat Dok. CEMAT [73] 7, 
J731 a, [73] iinri Abschnitt Ql. 2]. 

In der Resolütiop über den Status und die künftigen 
Aufgaben der Eüropäisdien Raumordnung sminister* 
Konferenz wurde ein AktioTiKprogramm heschlosÄen+ 
dds eiue langfrisllge Planung der weiteren Aibeiton 
der Konrerenz zum Ziel hnt. Dia drilla Europäische 
Raumordnungsininister-Koiaferetiz wird voraussldit- 
heb im Jahre 197& in Italien stattlinden und sich 
hauptsächlich mit der Verstädtening xind mit der 
Steuerung des Vcrdiditungsprüzesses durch Maö- 
nahmen der RaumorcLnung befassen. 

Die versebiedenen Arbelt-sgnippen der Enropäi Gehen 
RauuiordnungsiiLiiiister^Künfereiiz befahlen sich mit 
der Vereinhel titrhnng des planimgRinHtnimenLa* 
riums tPlauungs- und Prognoseiuethoden, Statistik. 
KartographiE und TerminulogleJr der Fonnüliarung 
von Strategien zum Abbau der groOrMumigeu Dis- 
pari tu ton und der Ausarbeitung Von langfris Ligen 
Enlwidclungsgrundsätzen für grenzüberschreitende 
euiopüisäie Problemräume (z. B. Alpcniauni). 

Ne hen der Europ ä Ischen Rn um ord n u n gsmf ni st e r- 
Konfcienz arbeiten verschiedene GrcmEcn des Eu- 
roparates an Sadifragen^ die für die Raumordnung 
von Bedeutung sind. Zu erwähnen sind der * Aus- 
schuß für regionale und lokale AngdegenhelleD" 
und der ^lAuRsdiuU für die Hrbaltung der Nalur und 
der natürlidien Reichtümer'. Die Ausschüsse des 
Europa räLe£4 haben u. a. das Eurupäisiiie Denkmal* 
schutzjahr 197^ und die EuropaiRche llmwellmlnt- 
ster-Konkrcfiz vom März 1973 in Wien vorbereitet. 

Die ln der Zeit vom IP. bis 31. August 19f74 in 
BukaresL'Rumanien tagende Weltbevölkerungskon* 
ferenz der Vereinten Nationen hat Ihre Ergebnisse 
in einem »WeUbevolkerungsaktionspUn'' zustiin- 
mongBfadt. Sie entsprsciien in Ihrer Zielsetzung den 
Zielen der RaumordtumgspolEtik des Bundes: Es 
wird ehre gröBeie räumliche Ausgewogenheit der 
HflvölkftrungRVflrtnIlung und der rfiglofiBlen AUnra- 
imd SezialsUukturea über den Ausbau großräumig 
ausgeglichener Raum- und Siedlungsstrukturen an* 
geslrebt. Diese Ausgewogenheit soll über eine plan- 
vollere und verbesserte Reglonaleiilwidclujig er- 
reldiL werden. 

Die zweite Konferenz der ECE über Sladl- und Re- 
giunalfoisdiung wurde im Oktober 1972 in Dublin.' 
Irland durchgeführt. 
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Nadibar- 

Fütm der 
men Arbeit 

Crundbge 

Etteingfe 

[Ander 

Bisherige Ergabnlsfle 

Laufende Arbelien 

Nieriflr- 

laadc 

Deutsch-Nieder- 
ländische Raum- 
ordnungakom- 
mlssion 

— Hüuplküm- 
mi^sinn 

— Utilcrkommis- 
ibiüJi Nord 
“ Unterkoramls- 
sion Süd 

— Arbeitü- 
! gruppen 

Protokoll 

mil 

RchälL>3ord- 

nuiig vom 

3. Februar 

1972 

(Regie- 

rungE- 
abkommen 
Ir Vorb-e- 
reltung) 

Nleder- 

sadisen 

und 

Nordrheim* 

Westfalen 

Abstimmung regionaler 
Rauinordn ungspläue : 
Empfehlungen und 

Stellungnahmen zu 

zahlraidien raumbe- 
deutsamen Fachpla- 
nüngen und 
-moÜnahmeni 

Be^latidsaufnahme 

Nord (veröffantlidiL 
197IJi 

Bes tan dsauf nähme 

Süd (varoflenilicht 

1973) 

Hrarbeitnng einer 
raumordnonsdben 
Künzaption lür den 
gemeinsamen Grenz- 
raum; 

VorberaiLung einez 

R eg ie rungsabkommens 
über die ErtidiLUdg 
und Entwicklujig des 
Naturparks Maas- 
SdiwaJm-Natte] 
Ernrbeilung eines 
Konzepls zur Bünde^ 
lung von Rohrfem- 
leilungon; 

Beratung aktueller 
raumbedentsamer 
Fachplanuugen uud 
-maBnahmen 

Belgien 

DeuUdi- 
Belgl$cho Raum- 
ordn ungakom- 
tnisston 

— Arbeitsgruppe 

Abkomma n 

zwischen 

der 

Bundea- 
republlk 
DeulEdi< 
iand und 
Belgien 
vom 3^ Fb- 
bruAc 1971 

Nordrhain- 

Westfalen 

ujid 

Rheinland- 

Pfaii 

ArbeitEprogramm, 
Stellungnahmen zu 
versdiiedenen raum- 
bedautEamen Fadi- 

planungen und 
-inaün ahmen 

Beslond aaui nah m e 
für die Erarbeitung 
einer rauiuordnerisdieD 
Konzeption für den 
gerne insmen 
Greuzraum 


B^ratanda 
Kommission für 
den grenzüber- 
Ethrei lenden 
Naturpark Nord* 
ellel^Sdhnelfel/ 
Hohes Venn- 
Eifel 

Ah komme n 

zwischen 

Nurdrheiii- 

Wefllialfln« 

Rheiiüaad* 

Pfalz Und 
Belgten 
vom 3. Fe- 
bruar 1971 

Nordrhein- 

WasiLfaleii 

und 

Rheioland- 

Plak 

Legende und Tellergcb- 
nisse lür den Land- 
sdialts- und 

Ent w Jddungä plan 

Aufstellung eines 
üindachafts- und 
Bnlwidtlungsplanä für 
den Deutsch-Belgisdien 
Naturpark 

LnxBm- 

bürg 

KominlssiDn für 
den Deutsch- 
Luxemburg isdien 
Naturpark 

!^taals- 
vertrog 
zwischen 
Rheinland- 
Pfalz und 
Luxem- 
burg vom 

17. April 
19&4 

Rheinlutid' 

Pfftla 

Laridschalts- und 
EntwicklungBpUn 
(veröffentlldit 1972) 

Durchführung des 
Landadiaflx- und 
Entwicklungsplans 

Frank- 

reidi 

Ragetmd£ige 
Gespräche auf 
Abteilungsleiler* 
ebene 


Budan- 

Württem- 

bers, 

Rhainland- 
Pfalz und 
Saarland 


BeraLung aktueller 
hl latere 1er und 
emopälsdier Probleme 
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t^adibar- 

filaal 

Form der 
liüsammenarbeh 

Gruttdlnge 

Betel! igle 
Lander 

Bl^hi^rlge Ergehn IsEe 

LAulanda Arbeiten 

Frank' 

rflidi/ 

Luxem- 

burg 

Gcmisdite 

Deutsch- 

Fraiizö$i$di- 

Luxemburglsdie 

Rerjienings- 

kommisslon 

‘ — Regional- 

kommisslop 
— Arbeilsgruppe 
Raumordnung 

Noten- 

Wechsel 

zwischen 

den 

AulSflU“ 

ministerleit 

Rheinland- 

Pfalz 

und 

Saarland 

Arbeitsprogramm der 

Arbeilsgrüppe 

Raumordnung 

Eraibeiiimg einer 
grenzübersciireitende n 
Raum ordn un gsk on- 
zepüon^ Brslcllung 
einer Übersicht der 

Sozial- und Wirt- 

schafLssLrukturED dEE 
gemeinsamen Grenz- 
mujns; wirlsdbarUidier 
Ausbau des SaartaLes 
zwischen Saarbrücken 
und SaargeiDÜndi 
Abstimmung der 
Verkehrsplcnungcn; 
Planung des Preizelt- 
uiid ErhoJungszentnims 
Bisten-Murten 

Frank“ 

reich/ 

Sdiweiz 

Deutsch- 
Franzosiseb- 
Sdi weizeri sdie 
Reglenings- 
kommisäion 
— Regkonal- 

(in VorbereiLung) 

Noten“ 

Wechsel 

zwischen 

den 

Außen- 

ministerlRn 

{nodi 

□ichl ubye- 
schlossen) 

Baden- 
Württem- 
berg und 
Rheinland- 
Pfalz 



Schweiz 

Deutsch- 
1 Schweizeiisdie 
Raumordnunga- 
koinmi^slon 
— ArbelLsgruppe 

Protokoll 

mit. 

Geschfitla- 
Ordnung 
vom 2B. 
August 

1973 

Baden“ 
Württem- 
berg und 
Beyern 

1 

Arbeitsprngramm der ' 
Kommission; Beratung 
von reuuibedeutsameo 
Fach programine n 
(Energie. Verkehr) 

Bestandsaufnahme der 
Ziele Und Prognosen 
sowie der Sachplanun- 
geu zum Zwecke der 
gemEinsamen 
Abstimmung 

ösler- 

rejcti 

Dcutsch-Öster- 
relchiache Raum- 

ordnuug&koui- 

misKton 

Abkomfflen 

zwlscheti 

der 

Bundes- 
republik 
Deutsch- 
lanJ und 
Österreich 

vom n. 

Dezember 

1973 

Baden* 
Würtlem- 
berg und 

Bayern 

Konstituierung der 
Raumordnungskom- 
misEion am 

5. Juli IR74 

Aufstellung eines 
Arbeits Programms 
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Auf EjDlaüimg dtsr Bund&^ri;gjf!rimg fiind untOr dein 
Vorsitz dfls Bimdesiniriifllers für Rftumordnung, Bati- 
wcsc^n und Städtebau vom 14. bis 19- Mai 1973 in 
München ein Semmar der ECE über das Tli&iiiti 
Rolle des Verkehrs in Stadtplflnungi Stadtentwidc- 
lung und Städtischei Uuiwelt in der Bundosropubllk 
Deulsrhland" statL An dem Seminar nahmen Vertre- 
ter von 29 europälsdien und auüereuropaisdien Staa- 
te n sowie van 7 ialezTLaüonülen Otgünlsalionen teil. 

In Plovdkv/Bulgarien wurde im JuJi 1Ü74 ein Semi- 
nar über Planung und Entwicklung ländlicher Ge- 
biete abgelmllen. 

Ein SymposirEm über Planung und Entwicklung des 
Fremdenverkehrs ist für doo Oktober 1975 in Du- 
brovnik/JuqDsiawien in Vorbereitung. 

Die Konferenz für RaumoTdnnng In NordwcBtenrnpa 
beldüta sich Lusbesonderc mit dem Thema ..EntwIÄ* 
lungsach.^^n ln Kord Westeuropa — dorgestelU tun 
Beispiel der Adiso Calais-Ruhr", 


D.2 Ausführende lnstrtimente> 

D.2,1 Raum wirksame lavoatlllonen 

MaßgebUdiea Einfluß auf die Raiimsiniktur nimmt 
der Bund über die reyiyiidle Verleilung der rauen- 
wirksamen Investitionen. Für wesa nt liehe Bereirtie 
ist eine erste Analyse der regionalen Verteilung 
raumwirk-’^amer Bundesmittel im Bundesiaumard- 
nungsprogramm dargestellt worden. Sie trägt zur 
Erfüllung des Auflrages nadi | 4 Abs. I Sulz 2 ROG 
bet, die langfristigen und groBräiimIgen raumbe- 
dnutsamen Planung eu und MaBuabmeii zusaiuiuen- 
fassend darzustellen 

Eine Koordinierung dieser Maßnahmen, rün auBer 
ihrer jeweils eigenen g lob a Jen oder sektoralen 
Zweck best immung den Charakler raumordnungspoli- 
tlsdier Instmmenle habenn ist immer wieder ein Pro- 
blem der Abwägung im Grundsätzlidien und im Ein- 
zel fall, Nadh Vorllegen des BundeBraumordnungK- 
programius sind für eine Reihe sektor^lor Maßnah- 
men räumliche Ziele und ein großräumiger Vertei- 
lungsumßstab gegeben. Dadur<ti wird es ermöglicht 
daß die Taumordnungspoljlisdia Kompunenta dieser 
Maß na h men künftig voll zum Tragen kommt. 

Die ramn wirksamen Direktinvestitionen des Bundes 
und Beine Zuweisungen und Zusdiusse für [uvesti- 
tionen Dritter (Investitlonshliren) sind in den letzlen 
Jahren erheblich angewadisen. Wahrend Dkoktin- 
vestit Ionen (ohne Bundeappst und Bundesbahn) und 
InvestiUonsyifon des Bundes 1909 oodi insgesamt 
10J27 Mrd. DM batrugen^ werden sie 1975 ein Vo^ 
turnen von 18,927 Mrd. DM erreichen. Der stärkere 
Zu wachs ist bei den IjivesÜtienshiUcn (19G9; 
5.1 1& Mrd. DM, 1975: IJ,384 Mrd. DM) festzu&tellen. 
Der Zu Wadis Ist voi allem auf die Wahrnehmung 
neuer gesamtRtaatlidier Aufgaben durch Bund und 
Länder zurückzuführen (Gern ei nschaftsauf gaben, 
Invesütlonsbliren nach Arllkel 104 a Abs. 4 GG). 
Für den Zeitraum von liZft bis 197B ist nach der 
Fmau^pluuuiig kaum mit einem Zuwachs des In- 
vestltlon.svolumens zu redmen. Das mit dem heuli^ 


gen Stand erreichte Invastitinnsvolumen der üffent* 
lidien Hend bietet bereits beträchtliche Steuprungs- 
möglichkeiten zur EntwidLlung der Raun^- Und Sied- 
lungsslruktur irii Sundesgeblet. Gerade weil das 
Enlwiikluuysputtmtlal, Insbesondere die Investi- 
tionsausgaben in den nächslen Jahren vcFiaUäsidlt- 
lieh nur relativ schwach zunebiDen werden, muß sich 
die Verteilung der Invefililtonen bpi zunshmender 
Koiik retis ie rung des Bundesraumor dn ungsprogramms 
sldrker au den Zielen für die räumliche öitwicfelung 
des Bundesgebietes aüsricbten. Darüber hinaus kön- 
nen aber auch die von den Lindem und Gemeinden 
aulgpwandlen raumwirksamen Mittel nidjt außer 
Belradit bleiben, wenn alle Paktorfln der räiiTnllchEn 
Entwicklung betudcsidiUgl weeden sollen. Dies 
sdieint deshalb angez^igt, weil sich eine Konkieli- 
sieruiig der Ziele der BundcsiaUmordnUng auch auf 
diese Bereiche auswirken wird. Erste gesidierte Aus- 
suyeu über das f n vestit Ions volumeu aller Geblels- 
körperschaften sind insawelt müglidi, als ein yOsetz^ 
lieb vorgeschriebenes Quoten Verhältnis 

— zwischen Bundes-^ und LandesmIllpJn in Je .5D*/a 
bei der Gumemsdiallsaufgabe , Verbesserung der 
regionalen. Wirtschaftssiruktur'' sowie im Ver- 
hältnis von bÜ : 4Ü bei der Agrarstruktur and 
70:30 beim Küstenschutz bei der Gemeinschafta- 
aufgabe .Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes" I 

— zwischen Bundesmittnln zu */i sowie Landes- und 
Gemeindemitteln zu Vi bei der Krankenbausfi«^ 
nanzienmg oder 

— zwisdnen Bunde smiiteJn einerseits sowie Landes-. 
Gemeinde- Und sonstigen Millolii bei d^in Ge- 
ineiJideverkchrsfinaJizierungsgeseiz 

besteht (vgl. hierzu die entsprechende Spalte in der 
nachfolgend en Übersicht .Investive Mäßn ahmen des 
Buiidus"). 

Außerdem werden künttig auch wlchLige Betuidicf 
der von Ländern und Gemeinden in voller Etgen- 
finanzlerung gatätigtun luvestiUüuau berücksiditlgt 
werden müssen. 

Nach Einer ubEisdildgigon Sdiätzung kann davon 
ausgegangen werden, daß insgesamt dpm InvEmli- 
Lions vulunien des Bundes ein etwa gleidi großes 
bei Lindem und Gemoindpn enlsp rieht. 

In der Übersicht sind die weseall idicn raumbedeut- 
samen Investitionen des Bundes mit bssondErem 
stmktnrverheflsernden Effekt dargestEllt. Sie werden 
1975 ein Gesdoitvolurnen von Voraussicht lieh 20 Mrd. 
DM BundEBanleil Eneichen. 

AbyasehEn von den Straßen- und Sdiiencn Verkehrs- 
piantuigen handelt es sich durchweg um Maßnah- 
meij. für diu erst in jüagster Zeit neue Planungs- 
und FlnanzlRTungsinstnimenle EniwidcEll wurden. 
Beispiele hierzu sind die nach Artikel 91 a GG durch-, 
gpfübrteu Gamelnsdiaftsauf gaben und die nadl Arti- 
kel 104 a GG gegebenen Finanzhlilpn (Slädtabau- 
förderung, Krankenliausrinaiiziemag). Zum Teil be- 
finden sich die Planungen und die Durchluhrung die- 
ser fnveslltlnnan noch im Anlaufsladium, z. B. die 
Krankenhausflnanziarung und diE Modernisier ung 
im süzialen Wobnung^bati. 
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Tnv«Bllv« Maßnahmen des Bundes 

Bifreidie 

* TÜuiQlidierfiezugsrflhnien 

Fastlagung dei 
DeiugsTflbmejii 
(Verfahrfln) 

Flanungsherlzont 

1, Wlrts^aJt 




Genie \ dKrti a ft sauf gäbe 
. Verbessening der regio- 
nalen WLrLsdiaitsHtrulttur 
(C.RWJ" 

Fordergebiet und 
Schwerpunktorte 

PI anungaau nadln ß der 
GRW <Bund/Ländcr) 

Zeliraum der mehrjähri- 
gen Finanzplanung 

ERP (Regional und Ge- 
meindfl) 

Zentrale Orte im Förder- 
gebleL der GRW 

Übernahme der Föider- 
ge biete und Sdiwer- 
putiktorte der GRW und 
der zentralen Orte der 
Landesplanung 

Hdushaltsjahr 

rnvestltlonszulagen- 

Gesetz 

im allgemeinen Sdiwer- 
pUDktorte Un Fdrdergebiet 
der GRW 

Gesetz 

Anlehnung an die GRW 

Gemeinsdiartsatifgab e 
, Vetbesseiung der Agrar- 
stnikluT und des Küsten- 
sdiUUes (GAK)" 

im allgemeinen Bundesge- 
biet, Ausnahme: Bcrg^ 
hau e rn prog ramm 

PUnungsausschuß der 
GAK (Bund^Lander) 

ZelUaum der mehrjähri- 
gen Finanzplanung 

2. Verkehr 




Rundesbahn 

Linienfübning nadi Maß- 
gabe des jährlichen 
Haushaltsplans 

Entscheidung der 
Deutsdien Bundesbahn 

langfristig (15 Jahre) 

Bun desfe mst raBen 

Llnieuführtuig nadi MaB- 
gäbe des jäbrLldien 
HdushallsplaiLB 

Entscheidung des BMV 
(im Ein vernehmen mit 
den an der Raumord- 
nung beteiligten ßuudes- 
resKoila und im Beneh- 
men mit den Landes- 
planun gsbehü rden) 

langfristig |I5 Jahre) 

Gemeinde verkeb rsfl nan- 
zierüngsgesetz 

Ländorschlüssel gemäB 
Kfz-Bestand und Vor- 
haben-Pestlegung ln jähr- 
Uchem Prograitim 

BundesprograMm des 
BMV auigründ von Vor- 
Kdilägen der Linder 

Zeitraum der mehrjihrl* 
gen PirLünzplantLdg 

BUdimg 




Hochsdiulbaurüirderujigs- 

Gesetz 

Gemeinden (HodisdiaJ- 
Standorte) 

Reditsverordnüng der 
lUinriesregieniTig mit Zti- ! 
Stimmung des Bundes- 
rats 

Zeitraum der tnehrjähri- 
gen Plnan^pIßTiung (Rah- 
menpUn] und langfristig 
{ Bi Idung sgesam tplan] 


■| [EtaiLKgaben 

*) HauäliailsäüU 

3) Tiadl Flnanzplan das Bundaa L^4 bLa 197B 


Deutscher Bufldwtag — ?■ Wahlperiode 


Drucksache 7/3SS2 


rlonungslrag^r 

l^iaanzvQlumen d«i 
in Millicfmfn Dhi 

Bundeä- 

Hiiiflll 

Strukturic eniuEirf er 
Stnikturkonnxlticr aus dar 

äuJ Bunü&seben? 

iOT<’) 1 

1975*) 

1S7G ■] 

in 

SldiL dfir Rauifiürdnung 

Bund- LS nder- AnssrhuJS 
[Für Band: BMWi und 

BMF| 

2b6 

294 

266 

i50 

A rbe SlÄrnservequ ati h nt ^ 
Hiixlcoicajnoiisrudlc&tdnd s 

InJr^aa Lmklurdef izit 

BMWi, BMF 

362 

410 

— 




268 



47 


Burul'LäDder-AussdiuQ 
(für Hund: BML uird BMF) 

121] 

1372 

t3Iü 

60 

(A‘gfarim:kivr> 

70 

(K4ltl«iuaiuti) 






100 


Deutsdie Burtde$bafm 






BMV 

4749 

5093 

6096 

lOD 

AasaU: km BAB auJ 

I 000 illun, km BAB auf i 

lO 000 Einwohner 
fpadi BROP) 

BMV 

2131 

1993 

2146 



Biind'Lünder-AussdiuB 
(für Btmdi BMBW und 

BMF) 

1464 

1400 

1550 

1 50 
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noch; InvesLivfl Maßnahmen deß Bundes 

BäicSdie 

rAumhdier Eezugsrahmen 

Festlegung des 
Bezugarabmens 
(Verfahiön) 

Planiiiig^burixo^t 

4. GesundheK, Woh- 
nungflbaUf StHdlebanEdr- 
d^ning 




Kronkenhausf man^^ie- 
njngs*Geseti 

a) Ländersdilibse] 

({23li|) 

b) Gemeinden (§ 23 |21) 

a) Gesell 

b) Entscheidung des 

BM JFG im Einver- 
nehmen mit Bundes- 

tind LÄndeiressorls 

a} ZeitrauiD der melir- 
jährigen Finaoi- 
Planung 

b) ad hoc 

Regi on a 1 p rag ramm- 
Wölmungsbau 

LändcrsdilüsseL 

RichLÜnie des BMBau 

Langlnstig (ongestrebtl 

Modemisierungs- 
Programm- Wohnungsbau 

LHiiderschlü$$el (Modei- 
nisi Irrung sinnen) 

Bündesprograrnm des 
BMBau aufgrund von 
VorsdiLägen der Länder 

Langfristig {angestrebt} 

S LÄdleba uJ ürderungs- 
Gesetz; 

Gemeinden (Entwickluugs- 
und Sojiiemngs Vorhaben 1 


Zeitraum der mehtjälirj- 
gen Finanxplannng 

5i ZonenrandCdrd&rung 




Zunenjondförde ruugs- 
ge&etx, soziale und kultu- 
TcUc MaJ9 nahmen, 
Wohnungsbau 

Zonenrandqebiet 
l§ 9 ZRFG) 

Entsdiflidung der fadi- 
lidi lU:atändigen Bundes- 
ressorta im Einverneh- 
men oder in Abstim- 
mung mit dem BMB 

Zeitraum der mehrjähri- 
gen Finanzplanung 
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Planungitrigfli 

Aui Aujidea^bene 

FLnanzvolumi^n des ßtindPR 

Sn Mi Hiob en DM 

ütindcs- 

alil-6Ü 

Sidildüf Hduiiigrtliiiiiig 

1974 '1 

1975*) 

1976 ■) 

in*/* 

(«owciV vorliAfldüii) 

a) BMJFG 

b) BMJFG 

I1Ü1 

1175 

M40 

33,3 

PLunbtilLeti \n förde- 
mngswörilifeo Kranken- 
hdUäem 

BMBaii 

22 

55 

221 



BMBdu 

33 

66 

143 

50 


BMBüu 

215*1 

240*) 

240*) 

33p3 


BMB 

147 

150 

150 




B&wllllgttDgETAJunen 
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Die in der Übersicht dargesteJiten Invesijtionsbe* 
reiche des Bundes sind im wesentlichen aus seiner* 
xeit gegebenen lQchpoIiU^d}en AnsÄtsen Für eins 
yruBidUinige Fordetungäpülilik hefvürgeg^angen. Der 
Tür die Raumordnung justindige nundeHminifLer 
wirkt bei den Fädipltmunycn auf die Vcrwlrklidiung 
der rlurdi djis BurLdAsraumordnungsprDgrdmm kon- 
krctisierlcn Ziele und Grundsätze des Rauiaard* 
nungsgesetzeK hm. 

D^Z Steuern« BürgschnFten und Subvenliun^n «owi« 
nlchtlnvesllve Planungen 

Ausführende Instrumente zur Entwicklung der 
Raum- und Siedl ungüstruklur gibt es auch im Bcreldi 
der nicht in ve^Hven Planungen und Maßnahmen. 
Hierunter fällen Maflnähmcn, die nur Indirekt durch 
ihre aufgabenapezififidiie Verteiiungswirkung rauiu- 
wirksam sind« wie s^um BeispieJ; 

— NidhtlnvestJve Fadiplanungen (AhfaHhesHU- 
guiiyäplüiie, Auslüiiderpolilikr Energicpolltik, ygl- 
Ahachnitte € 5« Cfi und C.71 

— NS chtjnvestive Subventionen 

— Reginnaie Steuerpräferenzen 

— Glübäle Jinanzpüiiüsdie MaDnahmen. 

Beiapiele tür im BerichtszeiLraum durdigtifuhrLe 
nicbtinvestlvc Subventionen sind: 

^ Fürderung der lüiigfribtigeii Verpadituny dureb 
Prämien in der LandwSrtKchaft 

— Fradithilfe für Getreide 

— Befreiung landwirbidiafLlidier Ziiginiiscii inert und 
Soadorfabrzeuge von der Kfz-Steuer f} 1 Nr. 6 
KrdJUabrxeuyäletier-Geselzl 

— Abfiitdiings- und Anpassungsgelder Für Arbeit- 
nehmer des Sleinkohie- und Fiseneirherghaues 
sowie soziale HlifsmaBnähjiien für Arbeitnotutier 
im MoiiLänbercIdr 

— Betriebsbeihlifen für den Werkfamverkehr von 
Betrieben im Zonenrandgebiet 

— Frattklhllfen iiu ZDiiunralidgebiet 

— Kulturelle Mahnahmen im Zonenrand gebiet lEr- 
wachse nenbi Id ung, Förderung von Theatern und 
Festapielen, Musikpflege) 

— Bewertungsfreiheit für bestimmte Investitionen 
im Kohle- und Eisenerzbfstpbau. 

Beispiele regional bezogener Sieucrpräfereazen sind 
bestimmte Mahnahmen der BeTlinhiilE und die Ab* 
schrei buögserleidilerimycn iuL Zonenrandgebiet, 
ln wichtigen Teilbereichen dieser Mafln ahmen sind 
die raußiiiciien Auswirkungen nicht ausreichend he- 
kanotf es müssen daher vertiefende Untersuchungen 
angestnitt werden. Dias gilt auch für die Steuer^ 
Politik. 

Globale linanzpoiiüsdie Maüziatimen, die zuni Teil 
regional sehr untersdiiediicbe Auswirkungen habem, 
sind die eieisten konjunkturpolltisdien und fast alle 
ateuerpolllisdien Maßnahmen^ zum Beispiel: 

— Die SonderabschTeibungftTi aul Wohngebäude 
tiadi H ? b und 54 ESlG und 


— die Kilometerpauschaie [Aufwendungen für Fahr- 
ten zwisdien Wohnung und Arbeitsstätte als 
Werbungskosien} nach 5 9 Abs. 1 7Jfh 4 HStG. 

Wie die reg inna 3 spezifischen Bteuerpiäferenzen zei- 
gen« kann die Entwicklung der Ramn- und Sfedlungs- 
Struktur nidil nur durdi die staaLlidien Ausgaben, 
sondern auch ciurdi die Elnnahmepolitjk des Staates 
beeinflußt werdem Nadileiliye Folgen füt die Raum^ 
und Siedlungsstruktnr hatte beispielsweiBe daa bis 
19G9 geltende Gewcrbcsteucrsystenir Durch die Be- 
tei iigung der Gemeinden an der Einkornmenäleuer 
im Rahmen der Gerne indeflnanzreform konnten ab 
1970 diese räumlidi einseitig wirkenden Fulyeti ab- 
gemLlderl werden. 

Die räumlidicn Auswirkungen der Steuerarten sind 
iiu übrigen nodi nidit su weil unteisuditp daß Aus- 
sagen über signifikante Untersdiiede gemacht wer* 
den küuiien. 

DpZ3 Haumwirksamo MaSnahmeii im EG*BefatidT 

Für eine europäische Raumordnung spoUtik sind die 
Pianungf^n und Maßnahmf^n in folgenden Sektciral- 
politlken von Bedeutung: 

D.2.3.1 EG-n«glDnatpolllJk 

In Ausführung des Besdilusses der Staats- und Re- 
g|pnmgadi«fK auf der Pariser Konferenz vom Okto- 
ber 1972 hat sich der Rat im März 1975 auf eine Ver- 
ordnung über die Emditung eines i^Eurüpäisdieil 
Fonds für die regionale Entwicklung"' geeinigt. Da- 
nach sntlfln fm Zuge des Aiithaue!^ einer WirtRchaüs- 
imd WÄhrungsunlon die wichligsleu regionalen Un- 
gleidigewidite Ju der Gemuinsdieft der Neun beridi- 
tigt werden« inshesonder diejenigen, die aus über- 
wiegend JändwirtsdiafUjdien Strukturen, aus Indu- 
sl Hellem Wandel und aus struktureller Unterbe- 
schäftigung herrflhren. 

Der Fonds wird für die Jahre I97S bis 1977 mit 1,3 
Mrd, Rechnnngsein hellen (RE) ausgestattet [I975r 
300 Millionen RE, 1976 und 1977 Je 500 Mi) Honen 
RH]p davon fließen 150 Millionen RE aus dem Euro- 
pa iachen Aujirichlungü- und Garantie fondB |EAGFL] 
ZU. Die Mittel werden wie folgt auf die Mitglied* 
Staaten vorteilt: Belyieu IrS^/ifr, DäiieJiiark 1,3 ^/b« 
Frankreiäi 16*/»« Irland 6*^, Italien 40^^*, Luxem- 
burg 0,4 Niederlande i«7 */»« Bundesrepublik 
6r4 Grobbritannien 28 '/aj Irland erhält ziisHlT.llch 
6 MllUonen RE zu Lasten der Anteile der übrigEn 
Länder (ohne Ua llcn). Die Fonds veTwalttmg liegt bei 
dar KcimmiBsian, er wird ein FundEailssctiuB mit Vel- 
tretern der Mitglledstaaten eingejicbtet. 

Die Kommissian Enladieidet tiber di# Fondsbetaili- 
gting nach Maßgabe der Stärke des regional wirt* 
sdiaftlichEn UnglEichgEwiciits und der mittelharEn 

und unmittelbaren Auswirkungen der Investition 
auf diu BäLidtüfLlguiiyslLiye äowiu nadi dem Zusam^ 
men bang zwiacben der tnveBlttion und der Ge.'iamt- 
heit der vom Mitgliedstaat in diesem Gebiet durch* 
geführten Maßnahmen. 

Fern er prüft sie den BeLtrag der InvQBtitinn zur 
Wirts choillidien Entwicklutty des Gebietes, ihre tlber* 
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oinslimmujig m\l den Pro^JTdmjscn und Zielen der 
Cjemeinsdiaftr die Lage deR betrei lenden WirtEchüfts- 
zweige!5 Und die Retitabiiit<ltp die greniübeTSCfarei- 
ttiiiüe Wiikuxig der liiveElitiun und aJidetweilige Be- 
teiligung von Gemein^cbiiftÄorgansn und der Guro- 
pähdien InvestlUoasbajik- 

Die Kommission grenzt keine eigenen Fördergebiete 
ab, xäondem gebt von den regiunulpolitiEdieii Forder- 
gnbleten der Mftglledstaaten aus. Der Fonds betelljgt 
sidi indessen nur^ werui sich diu InvesLiUnn m ein 
regionales BntwirklungüprogrflmTTl etnfügti; h|s 1977 
müssen für alle Milgliedstaaten derörUge Programme 
vnrgnlegt sein. Der EG-AiLsEdiuB iur Regional pol iLik 
erarbeitet bis Ende iB75 ein Schema (dr regionale 
EnL w idil ungEp rog ronime. 

Gefürdcrl werden durdr Zusdiüssc oder Zinsvergü- 
lungen Investitionen von mindestens 5QÖOO RH für 
wirtsdiaftHdi gesunde Industrie-, Handwerks- und 
DiansUeistüngsbulriebo zur Sdiaffüng oder Erhui- 
lung von Arbeitsplätzen. Im Dienstleistungsbereid^ 
werden Betriebe berüürsiditigt, die iui Züsjuiineii- 
hnng mit dem Fremdenverkehr sieben oder die in 
der Regei nidil standortgebunden sind. Der Förde- 
mngaaal?- beträgt der InvesllliniiEkosten, je- 

dodb nltbi mehr als 50 der eJn^olstaailieh gewähr- 
ten BäihiUe, Ferner werden InfraElrukLurinvestiÜD- 
Den der ölfentiieben Hand gefördert, die ln unmilte]^ 
barem Zusaminenhang mit dem Ausbau der u. g. Be^ 
triebe stehen. 

Die Kommlssloii erstattet dem Rat und dem Eiuo- 
paisdien Pdrlüment jahrlidi über die Durdilührung 
der Verordnung Bericht. 

Außer der Einigung über die Errichtung eines EG- 

Regiunalfoiids wurde auch Ub'ereiDELiDiniung über 
die Gründung eines Ausschusses für ReglonaEpoifilk 
zui Küordiiiierutig der eurupaisdien Regional pol illk 
erzielt. Der AusschuB wird sich mit Fragen der regio- 
nalen Entwicklung und den dazu notwendigen regio-- 
nalpolltisdien Maßnahmen befassEn. Unter anderem 
soll er laufend die Entwicklung der wirtschaftlichen 
Und sozialen Lage in der GemeiusciiafL beobadileiir 
die von den MttgEffldstnaten vorgel egten Entwick- 
lungsprogronunc prüfen, die regional wirtsdiaftllchan 
AuHwirkungnn d^r finEnziellcn Instrumente der 
meiiLschafl untersudien, Konzepte für die Koordinie- 
rung der von der GemeinsetLaft In den zurückgeblie- 
benen Gebieten oingesetzLen Mitlel enlwldceln und 
Abbremsmaßnahmcn in den Gebieten aiil starker 
KonzentratlDTi wirtadialLlidier Tätigkeiten Vorschlä- 
gen, Die MUgliedsiaatontmd die Kommission ernen- 
nen je zwol Mitglieder des AussdimiseE. Der Aus- 
schuß kann die Uatersuchung einzelner Fragen 
Albe Ibigr Uppen überLragett. 

Beide Institutlonetj der europäischen Regional poilük 
sind angesichts der in Absdinitl C,i aufgezcigten 
PrablemH von entscheidender Bedeutung hir eine 
europäische Raumordrtungspollük. In diesem Zusam- 
nieuhany ist darauf hitizuweisetir daß der Rat gemäß 
Artikel 235 des EWG-Vertrages die Ausweitung der 
Befugnisse der Gemcinschafl auf die Belange der 
RegionäLpolitik beschlossen hat. 

Eine fidiriLt weise KoQrdlnlening der GG-Regional- 
pohtik mit den HrforderDissea einer großräiunigen 


raum- und siedJunyastrÜkLurulIen und verkehrlichen 
EntwidrJung der Gemeinschaft erscheint geboten 
(vgl. audr Absdinitl C,l). SesorideiE vurüriuyliih für 
die Aufgaben dea HG-RegicinaJausRctLuases ist indes- 
sen die Akllviomng und Verbesserung der eure- 
päisdien ReglonaJsLatisUk. 


D.Z. 3,2 EG-AgrirpollUk 

Die Steuerung des EG-AgrarmarfcteSp überwiegend 
durdi die Markt- und Preiapulitik, vermag — abge- 
sehen von linderen in diesem Zusammenhang im Be- 
rich tazei träum aufgetretenen Problemen — die agrar- 
slrukturellen Probleme wirtschafllidL besonders be- 
nachteiligter, meist peripherer Gebiete in der EG 
nur zum Teil, jedenfalls aber aiebt aus reichend m 
lösen. Die EG-KDniniission haL daher auch mehrfadi 
daraufhingewiesen, daß eine Agrarpreis- und Markt- 
politik allein ohne -eine EC-AgrarsLfukturpolitik 
nicht in der Lage ist, die Elnkommertsdl spar i täten 
zwisdien Betrieben und vor allem zwisdien unter- 
schiedlldien Regionen abzubauen. 

Die ersten Schritte der EC auf dem Wege zu einer 
gemeinadiafLlldien Agrarstrukturpolltfk waren die 
Entscheidung über die Koordinierung der gemeln- 
üOnieii Agrarslruklurpoljük aus dem Jahre 19^2, die 
Förderung von Einzelvorhaben auf der gemeinsa- 
men Grundlage seit 1964 sowie die Suiikturridit- 
Ifnien des Jahres 1972 über die Modem iaiemng 
landwirtsdiafLJjdier Berichte etc. (vgl. ROB 72), 
Diese Maßnahmen wirken zwar regional differen- 
ziert,. sind aber sdiwerlidt reyiunal gezielt einselz- 
bar. 

Im Jahre 1975 wird de; Rat eine Riditljnie für die 
.^Landwirtsdrafl in Berggebietcn und in bestiniinlen 
benachteiligten Gehielen* erlasRf’rii dia von der ßun- 
dcsregi^ning bereits im 3, Rabmenplan der Gemein- 
schal Isaufgabe pVerbessenuig der AgTarstruktiir 
und des Küstenschutzes" am l. Oktober 1974 ltn 
Vurgrift in Krolt yesieLcL wurde (vgl. Druth^odie 
7/2587). 

Danach wird in Bergyebieten und ln anderen von der 
Natur benachteiligten Gebieten, in denen keine Be- 
$chäfilgtiiigsalieriiatlvert bestehen f neben einer ver* 
besserten rnvestitlonslörderung insbesondere eine 
Ausgleich szu läge gewährt. Damit soll ein Beitrag 
zur Erhaltung der LojidsdiarL und zur Verbesserung 
der Hsnkomrnenssituatlön der Landwirte In diesen 
Gebieten geleistet werden. Der Umrang dieser Aüs- 
glBichaga biete beträgt rd. tO V* dBT landwiriscbaft- 
Jldi genutzten Flädie {LP) des Bundesgebietes, wäh- 
rend der CesürDtümlang aller Cebiele, auf die die 
Richtlinie angewandt wirdr rd. 30 “/s beträgt. 

Regional steuerbare einkommensbezogene Struktur- 
maßn ahmen sind raum ordnurLgapoiL tisch von erheb- 
licher Bedeutung, Es muß jedoch darauf geachtet 
werden r daß derartige Maßnahmen zur VerbeKse- 
rtuig der strukturellen Verhältnisse dieser Gebiete 
beiLiagen bzw. andere flankierende Suükturförde- 
rungsmaßnahmon, wie z, B, der EG -Regionalpolitik 
oder der EG-Snzialpolitik, untBrstützen. 
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OJI.3.3 V&rkefiftpaKNk def EG 

Iru Novifinber 1973 befdlSlezi i^ida d\u Verkchrsmim- 
Rter Rates mit einer Vorlage der Komin ission 
zut weitetcin Enlwidclung der yeuicinsdmsji Ver- 
kchrspolltik. In diesem Dokimicni entwickellc die 
Kommission eine GesnmtkonzcptiQn für das euro- 
pdisdiB VerkehrfisysteiD^ m die alte VerkehrHLriiger 

elbbezogea wurden. Die Bedeutung der Verkehrs- 
puiiLik für die regionale SlriikLilrpulilik und für die 
Raumordnung in Europa wird dort besonders her- 
vojguhoben. Sdititi Ende 1972 n Leihe die Kouimission 
ln «inem Memoranduin über den «Verkehr als Mittel 
der Rcgienalpolitik und der Raumoidnutig auf Ge- 
meinsidiaftsf^bene” fest, daE die MaEinahmen der 
Verkclirspolitik mit den Mabnalimen anderer Sek Lo - 
ra tpulitiknn in emem kohärenten Rahmen 7U sehen 
Sind. 

Folgende tnstrumente zur EoLwixklung einer lun- 
rassendenn koordinierten Verkehrspolillfc in der Ge- 
rn cinsdiaft sind m der Deuksdirift enüiallen; 

— PerlodlsdiF Varauss^au über die Entwicklung 
das Angehotfl und der Nadifrage im Verkehr 

— Aufs teil Ling ejneii CiesaintorleiitierungfiplAns für 
das eujopaisdie Verkehrsnetz 

— Entwicklung van Verfahren zur Einordnung der 
rLatlonaJon Verkehrslnvesütloneji hx den euro* 
pgisrben Gesamtplan 

— Fori ent Wicklung der fnstnimente zur Finanzte- 
mng übernationaler Verkehrsprojekie 

— GemeinKiimer Hrfahrungflaustauarh hei der Ele- 

wertting von Verkehrs- fnf ras tnikturpxo jeklon. 

Ferner wird erwogen, den Benutzern der überlaste- 
len Verkehrsnetze ln den Verdichtungsräumen die 
WugebenutzungskDsteu iiberdurchsdinitUidi anzu- 
IusIgUh um dudufdi eine EinjiahinenüberLragung auf 
Regiuiien mit goriuger Vf£rk€hr:»erädiließuug zu er- 
mdöllchen. 

UmwellpellUk dar EG 

Am 19. Juli 1973 biltigte der £G-Ministerral ein Ak- 
tionsprogramm der EuropÄlsdien GameinsdiafLen 
für den UniweUsdiutz. Euunrüidnungspolitisd] ist 
hervfirziihfihen^ flah dieses Aktionsprogramnn eine 
weitere wirtsdiöfllidie Expansion in den groOen 
uuropaisdren Verdiditungsräumen mit den Not- 
wendigkeiten der Hrhahung der natürlfdien Lebens- 
gjimdliigen In Einklang bringen wJÜ. Unter RäUm- 
ordniingsgeslditspunhten wird gerordert: 

— Eine verstärkte Berüdtslditigung der UmweU* 
üspekte bei der Ruumoidnung und Strukturpla- 
nung 

— Erhaltung oine^ berriedigenden Dkologisdien 
Gleichgewichts 

— Verhütung, Vetringertmg und — soweit mög- 
lidi — Beseitigung der bu stehenden Umweitbe- 
Ustnngen 

— Umorfentierüiig der roglonoien Entwicklung Von 
quiintitativen Maßstäben aut qualitative MeB- 
krlterlen. 


AußerEJem Ist die Bildung einer Sadiverätandi gen- 
gruppe vorgesehen^ die sich mit dem Verstärke- 
rungfiproxeß ld der Cemeinsdiaft, itisbeätindere in 
Nord Westeuropa, mit den Stadtzen Iren, mit der 
Liind^diaftspneye und mk den Küstongebicton unter 
UmweltgeKjrhtspunkten befassen soll. Die Sadi.ver- 
ständigen sollen eng mit dem Ausschuß für Regio-^ 
nalpolihk zusammen arbeiten. Gemäß einer Forde- 
rung des Umwaitprogramms der OemEiDEdiaft \si 
vom Rat am 16. Dezember 1974 üuf der GfUlldlaye 
eines Vorschlages der Kömmlsstofi eine Verordnung 
über die Erridilung einer Europäisdion Stiftung für 
die Verbesserung der Arheits- und Lebensbedingun- 
gen besddossen worden; diese Verordnung wird 
voraussictitlidi Im Sommer 1975 in Kraft treten. 

0 - 2 . 3 ^ Fotftchungipollhk dar EG 

ln der HG~Arbeltsyzuppe -Politik auf üoiu Gebiet 
der wlssen^chftfnichen und techni sehen Forsdiung^ 
ist eine verstärkte Zusammenarbeit, unter anderem 
bei der Erforsdiung der SiedlungESLmk tuten der 
stÄdlischen Gebiete und Dallungsräuma, vereinbart 
worden. Diese Tliemutik enthält Fragen der Rauni- 
ordnnng^ des Wohnung.'swesens. des Verkehrs, des 
Umweltschutzes und der StrukturpoUtlk in den gro* 
• ß£>n europäischen Verdichtungsräumün. Eine „Konzi- 
' pieruhg^gruppe'' aus unabhängigen gtiall filierten 
Sachverständigen hat Forsdiungsthemen, für die 
eine europäische Zusammenarbeit fn be.^onderem 
Maße erfürderlidi ersdielnl, in einem Forsdhiijngs- 
prngramm ziisammengeraßl. Im März 1974 setzte der 
Aussdiuß für wissensdiartliche und lechnt^che For- 
schung (CrEst) zur waiternn Bearbeitung des Fqt- 
sdiungsprogramms eine Ad-hoc-Arbeitsgruppo nUn* 
lersuchnngen aut dem Gebiete des StädtebaueE" ein. 


0.3 Informallaneinslrumenl« 

Die Erfahrungen im BerJchtszeilrauni iiiddien deut- 
Hcb^ daß die statistischen und wissen schaftltchen 
Grundlagen für die sadigofedüe Erfüllung der Auf- 
gaben der Bunde sraumordnung trotz erheblicher An- 
ä Irangungen La. den letzten Jahren weiter verbes- 
serungsbedürftig sind, Dies zeigte sich auch hei der 
Ausarbeitung des Bundesraumordnungsprogtamins- 
Aber auch dio KoordinlGning der raumwirksamen 
Maß nahmen stdfli itmner nodi auf Besdiränkungenp 
die auf dem Fehlen not wendiger Infüimaüanen be^ 
ruhen. Die Defizite bestehm gleichermnEnn in der 
Berel islellung und in der Verarbeitung von Infor- 
mationen. 

Die Bundesregierung hat bereits m den früheren 
Raumordnungsberlditen auf diese Probleme hinge - 
wiesen. 

D.3.1 Statistik 

DiO amtliche Statistik stellt den größten Teil der 
Daten bereit, aus denen die ^tatistlsdicn Grundlagen 
für die Raumordnungspall llk des Bundes gewonnen 
werdoix Der lür die Raumordnung zuständige Bun- 
desmirüsLer ist an der Ausarbeitung der Erhobungs- 
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und Auswertunysprugriiinnit! füi di« einüdilugigen 

Statistiken beleUigt. ]m Rehmen stnlifstiRrhen 
DdLcnbäQk d^s Bundes, die zur Zeit beim StatS sü- 
lchen BundEJ^aint aulqebnut wirdp ist auch ein Pro- 
Oramm regionalstatlstlsdier Daten vorgesehen, das 
u. ä. iim Infurmdüunsbeüdrf der Raumordnung üus- 
gerictitel Ist. 

Im Beridits^Qltraum ^Ufdo das GoseUs für die Ge* 
bdude- imci Wahnun^üZühlunq 1^75 sowie für die 
Arbeitsstättenzählung 1975 vorbereitet In dieses 
Gesetz wurde der mit den Lünüeiii in der Minister- 
knnferen? Tür RanTnordnung ahge stimmte Daten he- 
daff von Raumordnung und Landes Planung cinge- 
bracht. 

Trotz dieser Bemühungen stößt der Datenbedarf der 
RdUiiiurtlnung auf einige grunüsiilzlidie Besdirun- 
kungens 

— Räumiidi differenzierte Aussagen sind in der 
Regel nur rnnglidi, wenn TntaJerfassungen var- 
II egen. Diese sind In Erhebung und Auswertung 
kosten* und zeitaufwendig. 

— Total zablimgflTi werden daher nnr In gröberen 
zeillidicn Abständen und für einen rektiv ein- 
geschrankten Merkmalskatalng durchgeführt. Bis- 
lang wurden Gtoßz^hiiingen Im Abstand von 
zehn Jahren durciigeiührt, sn daß ui ne laufende 
fleobartitnng der räumlichen Pniwlrkliing nicht 
müglidt isL 

— Zeitliche und finanzielle Besdiränkungen haben 
zur Felge, daß nur ein kJeinur Teil der Merkmale 
und Merkmalskomblnalionen einer Totalzähinng 
räundlch differenziert ausge wertet wird. Die amt- 
llchcn TnhGtlerLprngramme rßicfien meist für die 
in der Raumordnung benötigten Indikaturen iiidjt 

auE. 

— Die Auswertung von TotaJzahlimgen läßt sidi 
nicht beliebig besdileunigen. Auch in Zukunft IrL 
damit zu rechnen, daß räumbdi differenzierte 
Daten erst ein oder zwei Jafire naih dein Erhe- 
hungKzeltpunkt zur Verfügung stehen. 

— Einige für die Rauinuidnung besonders wichtige 
Bereiche sind gegenwärltg kaum Im Erhebungs- 
pTograrmn der anUlidien Statistik enthalten. 
Hierzu gehören vor allem Daten zur Infraalruk- 
turausstattung und mr okologisdhen Belastung. 

— Daten über räumlidie Bewegungen werden mit 
Ausnahme der Wanderungen und Pendlerbewe* 
gungen von der amllidieJi Stati:ätik bislang über- 
haupt nicht artnSt. Für die Raumnrdnung widilige 
lufomiatlonon zur Standortwahl von Tnduslr le- 
be trieben, Dienstleistungsbe Er leben und über 
Verflechtungen f legen nJeht vor. 

— Die kJoinräumige AufbcieUung der vorhandenen 
Daten atoßt häutig an die Grenze der Gehetmhal- 
tungspfildbt, 

— Regional difterenzierte Auswertungen alnd von 
Gebletsstandveräridorungcn durch die kommu- 
nale Gebietarefonn betroflEn. Dadurch lat es in 
vielen Fällen nicht mehr möglich, zeitlEdie Ent- 
wldclungcn ^urüdtzu verfolgen. 

Die volLEtoiidige Beseitigung dieser Beschränkungen 
würde die personellen und rinanzleiLen MöglichkeS- 


ton der aintlidien BtatisÜk bei weitem übersdireiLen. 
I3in MJnisterkonferenz für Hauniordnnng arbeitet da- 
her au einem Konzept, durdi das mit mdglidisL 
permgem Aufwand aufiraichande Infarmationou aus 
den Datenquellen der amtlichen Statistik erschlossen 
werden kütiiieiu Die weseniliihen Beatanüteiie die- 
ses KonzeptPR sind; 

Reduktion des Merk malsbestand cs der Total- 
zühlunqen (Großzahlungen für Bevölkerung, 
Wohnungen und Arbeitsstätten J auf die wichtig- 
üten und leidit erfaßbaren MerkmafE; widitigatu 
Aiifgub^ der Tolaliählungen Ist es. für wenige 
Merkmale exakte Qualitäten zu liefe tu. Diese 
Zählungen snllan im .Ah.5tand von fünf Jahren 
stattfindeu. 

— VerhRBsernng der (nfraslmkturslatlstlk, der Hfl- 
Chens latistik und der UiriweUstatisfik durdi Um- 
oriuntiErunq und HarmonlsiEning brreits elnga- 
riditeter Erhebungen. 

— Ausweitung der Inufenden Erhebungen (He- 
vül ke ru ngsf o r tsdirelbung , 1 ndust rieberlchte r s la l- 
lungl durdi Einbeziehung der Arbeitsstätten im 
Dionsüeistungsberolch und der wosentiidten In- 
Ir aslruk t urbereidie. 

— Ersdiließung der Btidiprobenerhebung |Mlkro- 
Zensusl für den Infomaat lonsbedarf der Raum- 
ordnung unter gleichzeitiger grobregionaler Aus- 
wertimg f^- H. für Gebifttsemheiten des Bun- 
dcsraumordnungspiggrämms] . 

— Beibehaltung einer ,r kleinsten laumlldiEn Ein* 
heit“, die unabhängig von den laufenden Ge- 
bielssLandveränderungeii durch die komiiiuiialcn 
Gebietsreformen über längere Zeiträume hinweg 
Zeitvürgluiche zulaßl. 

— Bestimmung einer mögllchsl kleinen Zahl von 
aussagekräftigen Inclikaterenr die In deu mnüb 
dien Ta bei len program mim für die wichtigen 
Raumei nheit en IMt tte Ibereidie, Plan ungs regio- 
nen, Gebietsuinhüiten des Bniidusraumorünunyii* 
Programms J ausgewiesen werden, 

Durch die KonzentratJDn auf den wesunLlidinn Da^ 
tenbedarf und die zwedonäßEge Verteilung der Br- 
liübunyhuierkniak auf Tolalzälilungeti, laufende Sta- 
ftstiken und StichprobflnerhRbungen polt ein bes- 
seres Aufwand-NuUen-VcThaUuis in der Regional- 
statistik errftichi werden. Im Berich tszui träum wurde 
Zum Beispiel ein Frioritätenkatalpg für das Erbe- 
bungsprogramm der Gebäude* und Wutiiikingszäh» 
lung erarbeitet. Eine Entsdilleflung der MfnlsterkoTi- 
ferenz tür Raumnrdnung zur Einführung von stntisti- 
schen Gemeiudeteüon ln die Amtliche SUtistik 
wurde um 14. Februar 1975 verabsdiiedet (vgl. Aus- 
hang 6 f|i Entsdilieflung zu den Anfordenmgen 
von Raumordnung und Landesplanung an eine künf- 
tige FlächenEUtistik wird vorhereitet. 

D.J.2 Analyse der raumwirhsamen Bundes ml Bel 

Die regionale Verteilung der raumwirksamcii ßuu- 
desmittel beeinflußt in eritadieidendum Maße die 
Raum-, Siedlungs- und Wirrschaftsstmktur des Bun- 
üesgebietes. Um feslstellen zu können, in welchem 
Umfang der Bund die Raum- und Stadlungiystniktur 
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bfätiiDfluBtH die Fräge iii buäitlwürttin, wie vMe 
raum wirksame BundejiTiitttPl in wfllche Aufgabe n- 
bereicbe uuü In welche leilrauiDe des Bundesyebie- 
tfi« g-Rllossfin sind. 

Dine soldie Analyse 

— liefe it die Gniiidlage für die Ab&UnwDtiug des 
Hinsatze-s raumwirkRamur InvesU Honen nadi § 4 
Abä. 2 Satz l ROGp 

— Ist ferner geeignet, für einen wesentlldien Teil- 
hureirti die nadi i 4 Abs. \ Satz 2 ROG noL- 
wendige zusammenfassende Darslellung der 
langfristigen und großräumigen ratimbedeutsa* 
men Planungen und Maßnahmen m ermftgHdienj 

— sdiafft wichtige Hinweise über das ZusamTnen' 
wirken versdiieduiter rüuinwirk^ämef MiUel ln 
Teilräumon des Bundesgebietes j 

— ermoglidit den Vergleich zwlsdien den in einem 
Programm festgeleg len SolU Ausgaben und den 
tä isädi! idie 11 Ausg üben | , Vollzug skontrolie *l i 

— ist Grundlage für die Dberprüiung, In wclc!ier[:i 
Umfang die Programmzinlp laLsächlich erreldit 
wurden (.Erfoigsküntrolle*) und 

— liefert schließlich einen Beitrag zum Aufzeigen 
der Wirkungen^ die beim Einsatz raum wirksamer 
Mittel entstehen (.WlTkungsköntrolle'}. Die Wlr- 
kungskuntruUe ist vor allen Dingen für global 
gesteuerte Maßnehmeri beflflutsam. Hierzu ge- 
hören die meisten raum wirksamen Bundesmaß" 
nahmen. 

Vollzugskon trolle, Drfolgskon trolle und Wirkunga- 
kon trolle zuscunmen stelle n Grundlagen für die bes- 
sere Zfelorientlerung und dEe zielgerechtere Dosie- 
rung der raumwirksameji Maßnahmen bereit. Dk 
Analyse der raumwirkaamen Bundesmittel ist aomit 
eine wesentliche Erkenntnisquellc für die Raumord- 
nungspoliUk^ insbesondere auch für die Forlschrei- 
bung des Bundesraumordnungsprograimns. 

Die Analyseräume^ für welche die raumwirksamen 
Bunde^iuittel jeweils emütolt werden, müssen mit 
den Räumen identisch seixi„ für die koukiete Ziele 
formuHerl sind Entsprechnnd den verarhiedenan 
Ebenen und ZIelkatogorion der Raumordnungspoli- 
Uk des Bundes sind die folgenden Vorausselzunged 
erforderlich: 

— Die Erfordernisse für eine detaillierte Analyse 
sind am besten gewährleistet, wenn die einzeln 
nen raiimwlrksamen Maßnahmen nach mogLlthät 
kleinen „räumlichen Bausteinen^ erfaßt werden, 
Zwedcmäßigatfir .kleinster Baustein^ ist die Ge- 
meinde. 

— Die Analyse der Wirkungen von Bundestnltteln 
auf dis Siediungsstruktur verlangt die Zusam- 
menfassung der Daten nach groBrüurnig bedfiul- 
Samen Adiäen und Eotwidclunyszentrcn. 

— Die Analyse der großräumigen Verteilung der 
Taumwlrk.^amen Bundesmittal erfordert diR Zu- 
sammenfassung nach Gebietseinheiteii des Bun- 
desraumordnUngiprogramiDä, 

Die räumlirh und sachlich dataillierte Darstellung 
der raumwirksamen Mittel allein ist nicht aussage- 


kräftig. Eist die Überprüfung der räumlichen Ent- 
widclung, die Im Analysezel träum stattgefunden hat, 
gibt Hinweise über die Wirkung und den Erfolg der 
getroffftnen MaBnahmen. Die verausgablea raum- 
wirksoiueu Mittel müssen also Indikatoren geyen- 
übergestellt werdettn durdj welche die räumliche Ent- 
wicklung zuverlässig gemessen werden kann (vgL 
Abschnitt D.3.ß). 

Neben den ra tun wirksamen Maßnahmen dos Bundes 
und der privaten InveslRionstäligkeit wird die 
räumliche Hnlwicklung ln erhehlichem Umfang auch 
von den raum wirksamen Maßnahmen der Lander 
und der Geineinden beeinfluBL Da die Indikatoren 
zur Messung des riumlfctien Entwicklungsstandes 
nur diu gesamte Entwicklung anzeigen küimoiip läßt 
sich nicht trennscharf nachweisen, welche Enlwirk- 
lungsitnpuläo auf die raumwirksamen Maßnahmen 
des Biinde^p welche auf die der Länder und anderer 
Investoren KUrückgeben. Trotz dieser Probleme Ist 
die Bundesregierung der Auifassüng, daß die Regio- 
nalisierung der raumwirksamen ßundesmittel ein 
geeigneteji Instrument zur Eiiüllung des in $ 4 
Abs. 1 RCXj normierten gesetzlichen Auftrages ist. 
Sie w ird dieses Instrument weiter verbessern. 

MHd™ BundesraumnrdnungRprogranim wurde erst- 
mals in größerem Umfang die regionale Verteilung 
der raum wirksamen Bundeamiitel nach dnn Gc^biets- 

einhelten dargestelli. Hierbei konnten für die Rech- 
nungäjdhie 1969^/1 §70 rd. 4C MnJ. DM raujii wirk- 
same Anlagelnvesfitlonen im Bereich dPS Bundp.s er^ 
faßt werden. Eine Interpretation dieser raumwlrK^ 
Samen Mittelausgaban unlerliegt noch erheb lidic^n 
Besch ränkungenp da sie auf der Grundlage eines 
Zeitraumes von nur zwei Jahren durch eine Reihe 
von Zufälligkeiten geprägt Ist. Gegenwärtig werden 
von der Bujiüesreyietung die rumii wirksamen Mittel 
Tür die Jahre \W?l bis 1Ü73 auf Kreis- und Gemeinde- 
ebene croiittelt. Erst damit ist es möglldi. genauere 
Auasagen zur riiunüidien Verteilung und zur Wirk- 
samkeit der Maßnahmen des Bundes zu machen. 

Wie di« Tahell# auf der folgenden Beile zeigte wer- 
den in einigen Ländern ebenfalls ReglonaiisleTungon 
der raum w irksf amen Hsjushaltsmitlel dürebgeführt. 

Eine VereinbeUUdiung der DeJinlttoncn und Me- 
thoden bei der Regianalislerung durch Bund und 
Länder ist schon um der besseren Vergleichbarkeit 
willen orforderlidi. 


0.3.3 Indlkaloron 

fndikatoren haben in den letzten Jahren zunehmend 

Eingang In die Planung gefunden. Sie sind im Pla- 
nungsprozeß Maßstab lür 

— die Analyse der Ausgang.>isituatlon und der £nl- 
w Idcl u ngsaussi diten 

— die Konkretisierung und Quantifizierung verba- 
ler Zielaussagen 

— die Dosieiuny. zeitUche und sadilidm Prlorita-i 
tnnbildung bei der Umsetzung von Programm- 
zmlun in Maßiulimen 

— eine Erfolgskonirolle. 
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]m BLindüSräUniurdriUiigspiogräimn wurden auf Dun- 
d«!fiBh«n^ erstmiilR In gräßflreiii üoLfüng IndikalütCD 
als raeüiodlsdic Hilfe (ür eine raTionale Pmgramm- 
pJdiiung verwende 1. Die Diakussion v^aJiTCnd der 
Atj&ttTnmung des Prograrnins mil den PerlirefiEorts 
des Bundes und mit den Landern zeigten ebenso 
wie die Reak Linnen m der weitere n öffenllichkeit 
daO Indikatoren geeignet sind, allgeTneme Ziele zu 
konkretisieren imü ihren politLsdhcn Gehall offen- 
zulegen. 

Bei der Ausiirbeiliing des BundcsrauinoTdiiungs- 
Programms sind vielfältige* derreit noch ungelösLe 
Fragen einer Verwendung von Indikatoren in der 
räumlichen Planung aiiigetretcn. 

Es ist beabslditlgt, mit der Fortsdirelhung des Bun- 
desräuuiurdiiungsprogiamms die Indikatoren fort^ 
zunntwickelHp Hin Teil der offenen Probleme kurui 
nur Un Rahmen langfristiger Bemübimgen erfolg- 
raidi gelnst werden. 


Der Beirat für Haumordnung hat 197^ Blne Arbeits- 
gruppe eingeriditet* die $ldi mit den Indikatoren 
der fiimdesiaiimordiiang befaßt, tio gleidien Jahr 
hat die Mtnlsterkonfarami; für Uaumnrdnung den 
Ausschuß .Daten der Raumordnung“ gesdiaJfeti. um 
die Cvesamlproblematik der für die Ruumuldnungs- 
Politik bedeutsamen Indikatoren zu behandeln. 
Beide Gremien sind XU der Auffassung gelangt^ daß 
die Raumordnungspolitlk künftig — insbeBondere iti 
einem fortgosebriebenen Bundesraumordnungapro- 
gramm — auch ein SyBtetu Vüu normativen SolF 
Indikatoren Im Sinne von anzustrebanden regiona- 
len Mindeststandards entwldceln sollte. 

Bs zeichnen sieb vier Aufgabenbereiche ab: 

— Auswahl und Aussagekraft dar Indlkatoran ste- 
llen Ln engem Zusammenhang mit der Konkre- 
UsisTung und Operatianalisierung der Ruumurd- 
nuagszlele. 


Land 
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ex paat ^ Erfassung der auagegebenen Hayshaltsmittel in der VergangtnlicU 
ex Mte *a Vofau^sdiaiJ übel die auazugebenden Hausbaltüniiitel für die Zukunft 
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— Au.^lviusctibiiTkeKt und GriWlrhUmg der Indikalo- 
rüfi tirfurüern bei iturcr Uui&ctzuiiy jji Frogfüiuiti- 
ziftlfi eine poJltiKche Uewerlung iinrl Prsnritälen- 
sctiung. 

— Wegen der uxizuieidientiBii UdLenlidüi^ Ist In der 
amtlichen Statistik eine Sdiwerpunkti^erlagerimg 
im DaLerikiildlL>y und eine verbt^sserle Dulen- 
bnrpits lei Jung erlnrderlirh. 

— Die Fe$tJegUiig von Nonuvcrsorgungsgrädcn im 
Sinne von regionalen Mindests lande rds und die 
A hielt ufig sfldilldier, räumlldier und zeldlcher 
ProgrommschwäipunkLe ^elzl kumplexe Wir^ 
kungssnaEysen und -prngno?ien voraus. 

Die Verwendung ven Indlkeloren im PUnungs- 
proieß erfurdeii neben der Luüimg der wisisen- 
schalt Hdiem tediniEdien und slatl st lachen Probleme 
vor iiJIein eine Mil Wirkung der vertUilworlUdien 
Pnllllkpr und der nflenlltdikelt an der Auswati] und 
Be Wertung von Indikatoicm 

0A4 Fschlnfurfnalionsflystem Raumentwfcklung 

Das prnblemnrientlerte FarhlnformnlLonssyatem für 
die Bundesraumordaung, das im Rautnordnungs- 
bericht 1972 der Bundesregierung als i^Kauniurd' 
nungspolilische^ Informalionssystem'' erwÄhnt wur- 
de, Wird mit folgenden Sdiwerpunklen bearbeitete 

— Laujende Kaumbacibaditung einsdiliefilich der 
Auswirkung taumbedeutsamer Planungen und, 
MiiSniihinen auJ die Raum^ und Siediunyäent^ 
wldcliing 

— Erarbeiluny von Ziel* und Wirkung^prognosen 

~ Analyse der raumwirksiizneii Instrumento als 
Vorausseti^ung für eine verbesserte Koordinie- 
rung^ 

Ein Teil der innerhdlb des InfonnüLiDusSy^Lcms ye^ 
steliten, diesen Schwerpunkten enlsprerhenden 
Aufgaben läßt sidi unter Anwendimy EDV-unter- 
stUtzler Vorfahren bearbeiten. Beim Aufbau des 
HDV-gestüUton Teils wurde von Beginn an ein 
projektoiieutiertes Vorgehen gewäbU. 

Die EDV^uivlcrslQtzle Bearbeitung von Tellaulgaben 
soll die RatiDiidlisiorung der Arbejlsabläure Und die 
methodische Verbesserung der Forsdhttngs- und 
Plünuiigsdfbeit sidierüledeu. 

Das Informations 9 yslem ist ln erneu numerisdiefi, 
einen nichlnumerischeD und einen graphischen Teil 
gegliedert. Der numerisdie Teil ist vorgesehen für 
die VerwaHung von raum ordnungBrRle van len Keon- 
xiffem und für Ihre Waitorverarbeitung durch std- 
listisdie Anaiysen Und Mudellsiniuldliulieil zu 
Daten /Kennziffern, die für die Hiindesraumordnung 
relevant sind. Der niditnimicrisdic Teil hat als be- 
sonderen Aufgabensdiwerpunkt die selektive in* 
haltliehe Erschließung und Aiiswerlung der Pla- 
nung siete varden Lileratur. Der yraphisdie Teil dient 
dazu, die infuTmatlvan Grund lagen aulEubereilenr 
Insbesondere in Karten darzustellen. 

Die Hntwidtlung von Systomcn und AnwonderprO' 
giummen wird in enger Zustuiunenarbeit mit lusti- 
lutionen Ähnlicher Aufgabenstellung vorgenommen. 


“ Tn den Ausschüssen der Ministe rkonforeui für 
Rjuiuürdnung (MKROJ, insbeyondere im Aus- 
fichufli ^ Daten der RBumordnung" und ln der zu- 
gchöiiyen EDV-Arbcilsgruppe, werden Aufga- 
ben und Methoden definiert. 

— Der für die Raumordnung zustindige Bundes- 
uiiiilsler isl bei alten wesen didiun ArbeiLs- 
Kfhrifctfln zum Aulhaii der Maüstlschen Daten- 
bauk und der RcgionalstaUslisdien Datenbank 
dns StatLstisdien BundesamteFL beteiligt. 

— Die Bundesforsdiungsanstalt fiir Landeskunde 
und Raumordnung ist Pilol- Anwender im For- 
sdiungsprojekl ^InformdtionssyKlom lur Raum- 
ordnung und Landesplanung (ROLAND)", das 
DATUM e. V. im Auflrag des Bundesoiinislers 
für Forschung und Techno iogie bearbeitet. 

— Die AulgabendefinitiDn und dm Programment- 
wlqkiung fm Bereich der IJieraiur-Datenvetar* 
bellung werden in engem Kontakt mit dem In- 
stitut für DokumenlallonsweFten (IDW) und mil 
dei ZcnUalstelle für masdiirmlk DokuinenUtion 
|ZMD) vorgenommen. 

— Der Bundosmlnlster für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hat eine Veieinbatimg mil den 
Institutionen gelroffen* die DokumenUtion für 
Raumforschung^ Regionalforschung , Rauntord- 
nung, Stadtforschung,. Städtebau betreiben (ORL- 
Verbuad), 

Das Informationssystem bat folgenden Stand er- 
reicht: 

— Computer-Graphiken und -Karten werden her- 
yeii teilt. 

— Die laufende Raiimbeobechtiing und die Erfolge- 
kontroUe über die Wirkung des Einsatzes der 
raum wirk9 amen Bundeiimittal wird vorbereitet. 

^ Für Modell redinuny eil in auäyewüViUcn Sadibe- 
reichen (z+ B+ BevölkemngH Ökologie, Verkehr) 
wurden TesUcdinungCö durdigelillirt. 

“ Ffir die standardisierte Erfassung von Doku- 
mentaliouen wissensdiaftlicher Arbeiten sind 
die Vorbereitungen abgeadilosEon. 

0.3.5 Forschung 

tm Berichiszoltratim wurde für die Aufgaben Raum* 
ocdnung und Städtebau am 1B. September 19?4 ein 
H M 1 1 te E f ris ti ges Forsdiungsprogra m ra Raumenl wi ck- 
lung und Siedlungscntwldilung fMFPRSr der öf- 
fEntlidikeit vargentellt. Es handelt sich um ein mit- 
tetfrlstigos Rabmenprogrammt aus dem Jährlich 
kujikrete Ptojekte übgeleitnt und vergeben werden. 
Im Mittelfristigen Forschungsprogramm Raument- 
Wicklung und Slcdlimgsenlwldtlung sollen die für 
die Raumordnung 9 poJiUk dea Bunde9 ertarderticheu 
wlssensdiftfllfcchen Grundlagen und Enlscheldungs- 
hillcii lürlentwidcelt werden. Es handelt sidi um 
ein Programm der praxisarientieTten RessorÜor- 
schung. 

Die Sdbwerpunktc dieses Programms liegen in der 
ErfQr9diuDg von qualitativen Aspekten der Lebens- 
verhÄlt niese unter Berücksichtigung der sozialen 
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Ußiersdiiede eowio in der Problemerkennung und 
der Prüfung vcin' raümui'dnuiiyspuljliädi wiJfkäiiJxLen 
In^^trumenlen. 

Das Prngramm dockl nicht die gesamte InhülÜidlO 
Brello möglicher Forsdttingsanltegen ab. Es wird 
eine Konzeulration auf Bereidie Vürgenoiumen, die 
bislang ln der angewandten tSrundlagenlorächunq 
und Ul der Eäumordnungspolitlk venia cblä^sigt er* 
AchetnenK Das Programm heul auJ VoiaibeiLen auf 
Ivgl, ROB '72) und wurde uui den Bereldi der Sied- 
KungaenLwidcJung erweiLert. 

Dus MitleHriätige Forsdiungsprogrannm RauineaU 
wirk hing und KiedLuTigai^ntwirklung gliedert sich in 
folgende neun Themectboreiche: 

Ip Ziel System 

EnnlltUing* Verknüpfung und Bewertung von 
Zielen in der Ruumoidnung und der Städten l- 
Wicklung 

2. Enlsdieiduagsprozesse 

Analyse der Plaiiungs- und Enlsdieidungspro- 
zesse in der Raumordnung und der Stadtant Wick- 
lung 

3. Ubergreifende Entwidclnngen 

Auswirkungen übeigrelfender und lajigfiistiger 
Entwidclungan auf die Haumantwiiklufig und die 
Si edlüugseiit wldduug 

A. Verkehr 

HfidenUing von Verkehrs^ystemen für die Raum- 
ent Wicklung und die 5 icdlungseot Wicklung 

5. Inrrastruktur 

Bedeutung der [nfrastnikturausstattuiig für die 
Raumenlwiddung und die Siedl ungsentwitkluug 

6. Freizeit 

Auswirkungen rtnr Freizeit aut eile Raumantwick- 
lung und die Slcdlüngsentwickluttg 

7. Fl fidienan Sprüche 

Flädienansprüche unrl Niitzungskonfltkte in Ihrer 
Bedeutung für die Raumentwicklung und die 
Si Ediung se n L w j de I ung 

E. Uuiwell 

Verbesserung der Umweltqualital durdi gezielte 
Raumentwicklung und SifldlungEentwicklimg 

9. BunadiLeLllgle Gruppen 

BeaaditeillgtoBeydlkOTungsgruppen In der Raum- 
unlwickliuig und der SiediuugsenLwidcLuug. 

An der Ausarbeitung des Tejlprogiacnmid ^ Raum ent- 
Wicklung* war^n der Wissflnschaftlirhe Beirat dar 
Bundesforsdiungsanstalt für Landeskunde undKaum- 
Ordnung und dar KuordinicruDgsaUEschuB der Aka- 
demie für Raumforschung und Landesplanung betei- 
ligt. 


Im Jahre 1074 wurden im Bereich Rflumordnung ins- 
gesamt neun Forsdiungsprejekte öffenUidb ausge- 
schrieben und in Auftrag gegeben. 

ln bilateralun Cespräthun wurden dos Ralimenprü^ 
gramm und die einzelnen Projekte zudem mit den 
Ressoils des Bundes und mit den Landern eröiterL 

Ea Ist beabflicditigt, inhaltlich zusammenhängEndB 
Bündel von Forschungsprojekten In ausgewählten 
Räumen untur Einbeziehung der örtlichen und regio- 
nalen Planungslräger zu bearbeäten. Die gebündelte 
Beafbeilujig uiebrer Forsdiuiigspiojekle in dafür ge- 
eigneten Untei-AurhungRiäumen sc^ll die Integration 
der dnzclnen Forschmigsprojekte unterstützen und 
deren PraAiabezogenheiL verstärkeD. Ferner wird 
während der Bearbeitung der Projekte eine müg- 
lidtsL intensive ProjektbegleUung durch den Auf- 
traggeber erfolgen. 

Das Programm Ist auf Fortschreibung angelegt. Der 
Beirat für Raumordnung, der WisseiisdiafUidie Bei- 
rat der Bundesforschungsanstait für Landeskunde 
und Raumordnung und der Koordinierung sauschuB 
der AkademEe für Raumforschung und Landesplu- 
Duug sowie weitere Experten werden an der Fort- 
sihreibung des Rahmenprogramms beteiligt werden. 

D.E.B Bolral für Raumordnung 

CemüB S 9 ROG ist bei dem für die Raumutünuug 
zustÄndtgen Bundesminister ein Belraf zu bildan, 
dor die Aufgabe hat, den Bundesminister ln Grund- 
satzfragEn dar Raumordnung zu hEratEn, 

Füjr die 7, Legislaturperiode wurde der Beirat für 
Raumordnung im Jahre 1973 berufeuj er trat am 
31, Oktober 1973 zu seiner konstituierenden Sitzung 
zusojomEn und wolilte den für die Raumordnung zu- 
ständigen ßundesmlnlsier zum Vorsitzenden, cBe 
H erren Staatssekretär a. D. Prof. Dr. Ernst, Erster 
BfirgennRisler a. D. Dr, Nevermann und Dr, Weüi- 
borger zu stell vor tretenden Vorsibenden. 

Der Beirat für Raumordnung bat im Berichtszeitraum 
vier Sitzungen abgehalten und am 3. Juli 1974 einE 
Stell ungnalune zum Entwurf des Bundesraumord' 
nungRprogrammR vErabsdiiedEt, di# nachrichtlich in 
Anhang ? wieder gegeben ist. 

Zur Vorbereitung der Eiupfehiungen hatte der Beirat 
für Rflumordiunig 4 Arbeitsgruppen eingesetzt] 

L Ziele 

II. Soziale Lndikatciren 
UL Rediis- und Verlahrensfragen 
IV. Europäi&±o Fragen dor Raumordnung 

ln d#r Sitzung das Beirates am 3. Juli 1974 wurde 
die Erriditting einer weiteren Arbeitsgruppe V .Krl- 
terieu und InülrüiDente für diE Ressüurcensidiorimg'^ 
beschlossen; sie konstituierte sich am 2b. Septem- 
ber 1974. 
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Festlegungen der Lör^der fdr zentrale Orte 
(Synopse) 


Si:hl<^eivig-ira|£ieLii 


Niedersachsen 


NäTdrheln-Westrslon 


r^esRen 


a) S^tulfln zenlraLer Orte 


(1) Läudlidhe Zcntralorte 
|2| IJnLerzflntrün 

1^1 Mjttolzentren 

(4) Oberzentren 

^ Sudliäiidkeriie 1. 
und JJ. Ordnung/ 

Un näher en Umkreis 
von Ober- und 
Mülelzentren sov^le 
von HiiEubuig 


(1) Grundzentrcn 

(2) Millelzenlren 
ohne größeren Ver- 
ricdilungsbercidi 

(3} MitleJzentreii 

(4J Oberzentren 

— Nebctizentren 
können allen vier 
Stufen ÄUgeordnel 
erden, soweit es zur 
Versorgung der Be- 
völkerung notwendig 
IsL 


In den «LhndUchon 
Zonen"' sind JunkUunal 
sich ergänzende Stufen 
zeutralö ril l eher Bedeu- 
tung auEgewiflsen^ 
zontralörUldier Be- 
de uiung für eirteti 
Ve rso rgungsberef dl , 

der 

5 000 biä 10000 E 
10 000 bis 20 0ÖÖ E. 
20 000 bis 50 000 E. 
mehr als 50 00Q E. 
umfaBl oder in ob- 
sehharer Zeit um- 
fassen wird: 

— ' Stadüsdie Verflech" 
tungsgeblete, die 
50 000 und mehr E. 
ijeizt oder In ab- 
sehbarer Zcil) 

und 

zenlralörLllche 

Bedeutung für 

einen Liber ihm 
Grenze hinausge- 
henden Versorgung^- 
bereich haben. 

Gemilß § 20 Abs* 2 des 
Ceiretzes zur Landesent- 
wlcklung ist künftig bei 
der zentral önilcheri 
Gliederung vun einet 
Stufung in Oberzen tren, 
MitLelzenlren und Unter- 
Zentren auszugehen. 


(1) Klelözentrcn 

(2) Ujiterzuntren 

(3) hdjLleLzenLruji 

14 J Mittelzentren iml 
Teilfunktion elne^ 
Qbflrzuoirllms 

(5) Mittel Zentren Im 
V erd i diLung sgeblet 

(B) OhflTTentren 
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nhelnJAQij'PlJÜx 


Bad^tn-Wünismherg 


BAyern 


Saarlanfl 


Min eslcrkcnlti renz 
für Raymorclnixng 


(11 Klemzentrcn 

(2) UjitvrzBntrBn 
(3| Mittel Zentren 
(4) Oberzcntren 


tl) KJeiniCiVtren 
(21 UDLerzeutren 
(3| Mittel Zentren 
(4) Oberzenlren 


(I) Kleinzentren 

(2| UnliärzcuLren 

(2 b) Unlerzentren 
mit Tellfunk- 
üonen eines 
MlttelzenlnjiTnR 

(3) Mtltelaentren 

(3ii) Mü^ljfiiB 
Oberzentren 

|4) Obbrzontren 

— SiedLimqssdiwer' 

punkte ln 

gro&en Ver- 
ctichtungsriumen 


(1) Grufidzenlrem 

(2) UntCJicnlrcn 
| 3 ) MJlteLzentren 

(4J öherzenlren 

“ Sclbslvcrsor- 
gungsorte 


(1) Klelnzentren 

(2) Uolcricntjen 

(3) MiltelxBolreii 

(4) Überzentren 
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■ KoJslcln 


Ntcdttüach&eii 


NordrhfjSn-W&sifftlen 




b) Auitgewlcsc^ne wntral« Orte 


22 UnterientTen 
&DWi& 

0 UnterKsntren mit Teil- 
funklioncn von Mittol- 
zentren 

2 Unienentfen mit T«n- 
fimkLioDun von Stüdt- 
rwdkernen 

I. Ordnuny 

1 Unteirentnim mit 
Teilfmiktlonen etnos 
Stadt randkern ea 

II. Ordnimg 


RQWle 

1 Mittel^entrma mit 
Teilfiin kt tonen eines 
Stadtrandkornei 

1. Ordnuny 

b Miltfitzentren mit teil- 
weise nodb ZU enl- 
widmlnden Funktion 
nen von MUtelzentren 

2 Oberientren 


138 Gnidditintrfin 

18 MSttfllzfintren ohn« 
größeren Vcrflcdi- 
tnngRhereidi 

64 MilteUentren 

6 QbfirzUDtren 
163 Nebenzentren 
davon 


Gemeinden mit zentra]^ 
ört lieber Hedentung für 

SOOO bis iOOÖO E.i 129 
lÜQOÜ bis 20 000 E.: 79 
2D 000 bis 50 000 70 

mehr al:» 50 OOO £.: 21 

Slädttsdie Verfledi- 
tungsgcbicte: IS 


41 Mittelzenlfcn 
(49 Gemeinden) 
sowie 

28 Milleizen Iren ln 
Verdlctitungs- 
gebieten 
(34 Getnelnden) 

6 MjtteLzetiträi:i mit 
Tellfunktinnen eines 
Obcizcntmms 
(7 GemELnden) 

8 Obetzentren 


46 Nebenzen tren von 
Griirjctzcoticn 

11 NebeLiizeritrfin van 
MittelzentTCn 
ohne größeren 
VorfledittiögS' 
bereidi 

97 Nebenientren von 
Mittelzentren 

29 Nebenzentren von 
Oberzeniren 


sowie 

I Oberrentrum mit 
woi tcrzoont wickoLndca 
Funklionen eines 
Oberzen trums 

i Oberxentrum mit Tdl- 
funktionen eines 
Oberzentrums 

S Stadtrandkerne 
k Ordnung 
sowie 

4 Stadtrondkernn 
Ih Ordnung mit Teil- 
fimküonen von 
Mittelzentren 

I Stadtrandkem 
[. Ordnung mit Teil- 
riinklinnen eines 
Unterzentmms 
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Rhcifiland'Pfolz 


Badcü-Wyrlteiiibei'9 


Bayern 


SaaiLand 


Min isicrküii ferenf 
fitr Raumordnung 


H9 MittelKflntrWf 
voll ausgc^lättet 

SQwia 

J 5 welt<^r ausÄU* 
baufüide MiUeU 
Zentren mit Teil- 
fimklion 

7 Mittelzentren 
mit Teiiftmklioci 

voll ausgestaL' 
tete Untenen“ 
trecip die in Ridi' 
tung auf ein Mil- 
telzentrnm 
weiter auEzu- 
bauen sind 

■S Oberzentren 


bl hefltehendfl 

UnterfetJtrea 
(darunter 
4 ENippelientren) 

33 geplante Unter- 

Zentren (dar- 
tinter Sl Doppel- 
zuntien) 

fK3 bestehende 
hütteLzcnticn 
(damnter 
7 Doppelzentren) 

16 gepldEile Mittel^ 
Zentren (dar- 
unter 2 Doppel" 

zentif^n) 

11 beatehanda 
Oberzentren 
(daiunter 
] Doppet- 
zentmm) 

1 geplantes 
Oberzentrum 


26? Kleinxentreu 
HB Unterzentren 

28 Untarzentren 
mit Teil- 
Cunktionen eines 
MitteJzantrums 

74 Mlttatzentren 

iG Mögiidie 
OberzantTen 

6 Oberzentren 


34 SiedLungs- 

sdTwerpiinkte in 
den drei groDen 
hayansdTan 
Verdlchlungs- 
räuuiän 


t? Grandzentren, 
davon 8 oustu- 
bauende 

7 ynterzentren^ 
davon 2 auszu- 
bauende 

10 Mittelzentren, 
davon 3 amzu- 
bauende 

1 Oberzentrum 


3 Selbsiversorger- 
orte mit der Aus- 
stattung von 
Mittelzentren 
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Schleswig -Holsieiii 

Niciderü-achseti 

Nnrdfhi-ift-We$Ualea 

Hessen 


c} Fonktiotten der ieötraleti Orte 


K: Grund Versorgung 
elne& Nahbereichs 

Vt Wie (1)^ jeüodb 
hervorgnhohen durch 
die Bcvolkcrungsz^l 

ihres Nahbereidis, die 
Größe des baulldi 
i^usaTTi menh d ng enden 
Sicdlurigsgebietes vmd 
die bessere Ausslältung. 

M; neben U) und {2} 
Deckung des gehübsnen 
(lÄngerrrSstigen) nedarfa 
für die Vernedilungs- 
bereiche mähre rer Lfnter- 
zentren mit diffe- 
renzier Len Versyigung^- 
mAgllctiKf^iten und 
Ansätze für die Aus- 
hildung eines Industrie- 
gefüge^K dessen Wadis- 
tum dnzustreben ist. 

O: nebnn (1) hia 
Deckung des speziall* 
sierlen höheren Bedarfä 
für Verfleditungsbe- 
reiche mehrerer MilLel- 
Zentren oder Tellen 
von diesen und starkes, 
ditferenziertea IndusLrie- 
gefüge, dessen Wachs- 
tum unzuslrebeii ist. 

Stadtrandkeme 1. 
und IL Ordnung in 
einem tJinltreis von 
ID km um Mittel- und 
Obcricntren sowie um 
Hamburg nehmen jd 
engem rJtmnJichen 
Zuüiuninenhatig mehrere 
zentrale Teil funk tlonen 
wahr. 


G: Deckung des Grund- 
bedarfs in sozialer, 
kuilureUer und wirL- 
achaftUchflr llmsichl 

M: über [i] hinau$ 
Deckung des gehobenen 
Hfldarfs 

O: über (tj und (2) 
hinaus Deckung dea 
spezIaLlslerteit höheren 
Bedarfs 

N: Deckung de3 Bedarfs 
entspredheud dem G-, M. 
oder O., dem sie zuge- 
□rdnnL alndf Jedodi haben 
diese Zentralen Orte bei 
der Sdiaffung zeuLraler 
Einrichiungen giundslltz- 
lieb Vorrang vor den 
ihnen zugeuriiiieten 
Nehenzentren. 


Gemeinden mit zenLraL- 
ÖTlUcher Bedeutung für 
einen Versorg liligsbo- 
reich bis 2ö 000 E, 
Grundveesorgung im 
Nahbereichi Versor- 
gung sbereldi über 
20 ODO E Dedtung des 
gphobenen und apeziali- 
sierton Bedarfs = Ent- 
w iiklun gsü di werpunkte \ 
künftig: 

Us Niibbo reiche um Je- 
dea Zentrum zur 
Deckung der Grmidvor- 
surgung 

M: Mlttetbereiche nm 
jedes Mittel- und Ober- 
zen Imm zur Deckung 

des gehobenen Bedarfs 

O: Oberbujäidie um 
jedoa Oberzen trum zur 
Deckung de$ spczloli- 
sierleti, höheren Bedarta 


K: Deckung der 
Grundversorgimg 

Ui Deckung der 
G ru nd Versorgung 

M: nfihen llj und { 2 } 
Deckung des geliebencn 
Bedarfs 

O: neben (IJ bis (3J 
Deckung dus höheren , 
spezialisierten Bedarfs 
iils StüdLe mlL welL- 
reichander überreg io- 
nakr Bedeutung 


d) Zumutbare nntfemuDgen fßffentllche Verkehrsmittel) 


— 

30 Minuten 

K: 30 Minuten 


(Dedtung des Grund- 

{etwa 10 kmj 


bedarf s) 

Ui 30 Minuten 



O: — 


134 


Dfiulseher Bundestag — 7, Wflh]periQd<^ 


Drucksache 7/3S82 


Rh^LiiUDd-rJiili 


Baden- WiUlleEUbtry 


Bayern 


Saarland 


Mini-sterkonfcri^nsf 
für Rjinninrrfiitifig 


K: Deckung rien 
dllgcmcincci Bo- 

dnrfA (Grunrfver- 
sorgung) ln 
äO£iiiler, kuUurellcr 
und wirlschahhcher 
Hinsicht 

U: wi^ (1| 
jedoch bessere Aus- 
stattung 

M: tiehnn (1) und 
{2} Deckung d^s 
güliüboiion B&darfs 

O: neben |t] bis 
Dockung des 
büherun s|>oxiiül- 
vierten Bedarfs 


Dedcujig des 
häufig w leder- 
kehr unden über^ 
örtlichen Uedarfs 

JJi Deckiuig au<h 

dEü tfuJifizierlun 
blutig wieder- 
kehrenden übcr- 
□rllichen Bedarfs 

Ms Deckung auch 
düs gühobeiien 
Reltener ftuttreten- 
den qualiJisderton 
Btidurfs 

Os Versorgung 
aud) mit liedi- 
qnalifLzterLen 

Leistungen 


C: Dediung de^ 
Grundtaedarfs 
in äoiialer kuHureL 
ler und wirtsrfiaft- 
Udior Hinsicht 
(G rund vürsury ung) 

Vi Deckung des 
qualirixierten 
Grund bedarfs 
tQualin^ierte 
Cr und versu ry uiig ] 

UT: wie (2) und in 
einzelnen Boroichon 

Dftckung des geho- 
bonon Bedarfs 

M: Dückuny des ge^ 
hohenen Bedarfs 
(Quallfizlerto 
Versorgung I 

MdgO: wie (3) dü- 
lu In einzelnen Be- 
luidien Deckung 
des höheren 
Bedarfs 

O: Deckung des 
höheren Bedarfs 
— mindestens eine 
den Unterzentren 
vergleidibiiie 
Grund'- 
Versorgung 


Ci Deckuny de^ 
fll( gemeinen Bedarfs 
in soz-ialer, kulturel- 
ler und wlrtsdiofl- 
Iidier Hinsidit 
{C rujid ve r^oi gung ] 

U: wie (1)^ fedoch 

vielseiUgero 

Ausstattung 

M: neben (l) und f2) 
Deckuny des geho- 
benen Bedarfs 

D: neben |1| bis {3] 
Deckung des spezia- 
lisierten höheren 
Bedarf s 

- ggr. wit (l), t2J 

l3der (3h Jt^dudi 
nur für die 
eigene Geoieiu- 
dnbavnlkemng 


K: Deikuny 
ajlgemeinen Be- 
darfs ia sozialer, 
kuJlureller und 
wlrtschaftlldher 
Hiusichl (Grund- 
Versorgung I 

U: wie fl) mit bes* 
^rur Aüsslyttuny 

M: Deckung des 
gohobenoa Bedarfs 

Deckung des 
spezialisierten 
höheren Bedarfs 


K: 30 Minuten 

K: — 

K: 30 Minuten 

G: 30 Minuten 

(7 bis JO kia) 

U: 15 Mlfiuteu 

115 kmy möglichst 
bis 10 km] 

U* 30 Minulcii 

U: 30 Minuten 

(ca. 12 kiul 

M: 6Ü Minuten 

(7 bis 10 km) 

M: 25 bis 

U; 30 Minuten 

M: GO Minuten 
(15 bis 20 kin) 

Ol — 

30 Minuten 
(ca. 2Ü km) 

Ol ~ 

(IS km) 

ÜT: — 

M: 00 Minuten 
(30 km) 

MögO: — 

Ü: — 

t J'<i 


K: 30 Mmutnn 
U: 30 Minuten 

Mt ÖD Minuten 
[einsch lieb] Ich Zu 
nad Abgaag) 

O: — 
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lölflielEL 

Nledersadnen 

N ardrhe im- W eslf alcn 

Hessen 

K: mindestens 5 000 E., 
davon mindEatfliiK 1 OW E> 
im baulldx ^usammen- 
hiingondozi Siedl imgs- 
gebich ländllcfie Zenlral- 
orte sollen mit ihrem 
Nahbereich 0 OOP B. 
erreldien itönnen. 

U; minde&toiis 10 000 E., 
davon mindestens 4 000 E. 
Im baulich xusamenhdn^ 
geudan SiadLunqagebietT 

Unterzeniren können mit 
ihrem Varn«ditiiiiga- 
bereidi 15 000 E. 
erreichen. 

M: — 

O: — 

^^tAdtTandkem L 

Ordnung mindestens 

20 000 E. 

SlACilrnndkem IL 

Ordnung mindestens 

10000 £. 

e) EJnwohnflrxahlan der 

U: eine Mindeste in woh- 
ner^ahl, die eiaa voll aus- 
gebaute Sdiide des Se- 
kundarbereidts 1 t6z.ügig) 
IflO SchiUer prn Jahrgang 
erwarten läll (l970^ 8 000 
bia 12 000 E. mindestens 
je nadi regionaler 
Geburtenhau Eg kel L). 

M: desgl eich En tiir eine 
volkusgebaute Schule 
des Sekundarbereidis 11 ^ 
d. h., die Jfache Mindest- 
üinwohnerzahL 

Verftedituugsbereldie 

K: 5 (HK) bis 
unter 10 000 E. 

U: 10000 bis 
unter 20 000 E. 

M; 20 000 bisf 
unter 1 00 000 E. 

Ot 100 000 E, und mehr 
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FhelnlaJid-PlAls 

Bddexi-W&rttftmbQr^ 

Edyem 

Saoiliind 

Mini^tcikijiifereiiz 
liU HaimijoidDLmg 

K: U}Oht ftls 5 000 E. 

U: icshr dis 5000 E. 

M: mehr aJs 

20 0OÜ E. , 

O: melirerB | 

100 000 E. 

Kl bis 2 d 10 000 E. 
(dävou L 000 bis 

6 000 B, Im Zemtrum) 

U? mehr als 1 

10 OCX} £. (üti von 
mehr als 6000 E, 
km Zentrum) 

M: mehr als 

35 000 E. (davon 
minüesLens etwa 

15 000 E i m 1 

Zentrum) 

O: mehrere 
lOOOUO E, (davon oft 
über IDO 000 E. im 
ZeDtrum) 

K; 5000 E 
(davon 1 OOQ E 
im ZentnuDj 

U; 10 000 E. 

(davon 2 000 E 
im Zantruinl 

UT: — 

M: 30 000 E 
(davon 7 500 E. 
fm Zentrum) 

MOgO: — 

O: 

G: mindestens 
fl 000 E 

Ui mindestons 

BDDO E. 

Mx mindestens 

3OÜO0 E 

O: — 

— ggf, wie (l)p (2) 
oder (3)^ jedudi 
ln der eigenen 
Gemeindo 

Kl mehr als 

5000 E, 

Vl mehr als 

5 000 E. 

Ml etwa 40 OOÖ E» 
mlndesLofui jtüodi 
20 OEM) K. 

O! — 
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Kriterien und MaBetäbe der Regionenabgrenzung 


Land 

Kriterien 

Sdilea wig-HolsteUi 

Miedersadisen 

Hoid rhciji *Wesifal<?n 

Abgrenzung der 

PJonungsräume 

(redididte 

GrundlageJ 

19?] Geselz über 
Grundsätze zur 
Entwicklung des Landes 

1966 NROG Ld. F* von 
|^74^ Großraum Hanno- 
ver- und GroDraum- 
Braunsch w el g-Cesetz . 
Regionen derzeit 
RegBez./VwBez.p GroÜ- 
ranm Hannover, GroÜ- 
raum BraUnsdlwclg 

RaumJicbe Abgrenzung 
der Landesptimucigäge^ 
meinsebaften riditet sich 
n adi § 1 dei Eis len 

DVO zum Lojidespla- 
nungsgesetz 

RegioncuzabJ 

Größen vergleidi 

Einwotiner 

5 

0,25S fPLaaungsrauiu tV) 
bIsOJOl Millionen Ein- 
wohner (Planung sraum l) 
1971 

so 

0,413 (RB Auridi) bis 

1,105 IRB Hannover), 

30. Juni 1974 

3 

4.533 (Westfalen} bis 
MilliDnen ^a* 
wohner (Rheinland}, 

27. Mai 1970 

Räche 

] 602 qkm 

(Plantmgsraum 11) bis 

4 148 qkm 
(Pianungsraum V} 

2 2SS qkm (GroDruum 
lldnnovCTj bis 

10 159 qkm (RB Lüjw- 
bürg), 

B. April 1974 

4 569 qkiu (SVK} bh 

18 850 qkm (Westfalen | 


Kriterien für dte 

Rugionfsiiiibg leiuung 


Abgreniung von 
Plojiungsräumca in 
AbsIdiLj fiijikfionale 

linier BeddiLting der vor- 
handenen Krelsgrenjten 
zu bilden. Ausntihme: 
Planungsranm IV ohnft 
Oberzentrum. Abgren- 
zunq Von Rkuinen für 
Reg I on alhezi rkspl äne 
dulgninü der Ordiiungs- 
räumn um die. Ober- 
Zentren Kiel und Lübedk 
bzw* des erweiterten Mit- 
tel bereichs des Entwidi- 
lungsadiwerpiinkta Bruns- 
büttel. GnindsÄtzlldi 
lehni aich Regionen* 
gllederung en sozloökono- 
mische Raumeinbeiten an. 
nimmt aber zur Einhal- 
tung der Krelsgrenien 
gelegeuLlidiu tJbersdiuei* 
düngen In Kaub 


Regl eru ngs-/ Verwal- 
tungsbezirke stellen 
eine Blnheit von PU- 
nungs- und Verwal* 
Lujigsrauxu dar. Die Be- 
reiche der GroBraiim- 
veitiäade Hannover und 
Braunsizhweig um fasse Ji 
die bedeutendsten 
Sdiwcrpunklrlutue des 
Landes, besnnderB enge 

Verfleditungen von 
Stadl und UmUnd er- 
forderten besondere Or- 
ganisatlonsfonncn 
I Koiujuud aJ ve rhande] 
zur cinbeltllrhen Ent- 
wicklung dieser ReumB. 


1S20 Abgrenzung des 
SVR-Raums besünmit 
vnn Motiv p Forderung 
der Siedlungstitlgkeif 
f/unklfonul), andere 
Plan ungs raume sind 
hiBlodAdi ent&iandone 
V er wfLflujigsra unie 
(auch landsmann&diaft- 
Lidie GesiditKpunkle). 
Ahe/; Gebiet der 
Planungsg t meinscfaaf t^n 
welchen von Plenungs- 
rtumen bei Erarbeitung 
der Regional plane ab 
(außer bet SVR), Aus 
ver Itthrens- und arhei^s- 
lechnlacheri Gründen 
in der Regel auf Land- 
kreisebene Teilab- 
schnitte der GEP 
erarbeitet. RaumliElie 
TAilabsdinltte der GEP's 
worden in der Regel für 
mehrere Kreise hzw, 
kreisfreie Städte zusom- 
mengefäBt aufgestellt 
(z. B. „Stadt-Umland- 
pJäno'}* 
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lieisen 

RhelJiland-Flalz 

n adon- Wüniembe rg 

BAyGm 

Saarland 

1970 Hesü. LROPr 
[Anlage zum Hes- 
sisdien FecLstel- 
lungsgesetz), Teil B 

I9ö7 Regionen- 
gesetz (Teil des 

LETr) 

1971 Regionalver- 
band$gi*s£tz mit 

Reg loiiald bgi« Bzung 

VO überTeiliib- 
sdmiite des LEPr 
p Einte ilung des 
Staatsgebietes In 
Regionen 1972 

Regionengrenxti = 
Landesgrenze 

s 

9 

12 


l (Land) 

0,549 lRhein-M*m“ 
Taunus) bis 2,074 
MllLloQBn Einwoh- 
ner (Untermaln)« 

30. Juni 1074 

ÜAm [Westeife!) 
bis 0,656 Millionen 
EinwohiiBr (Vordei- 
pfalzjp i97J 

0 r 402 (Ostwürtlem- 
berg) bis 23 Mil- 
lionen Einwohnnr 

(Mittlerer NedcarJ, 

30. Juni 1972 

0.308 (Region 1} 
bis 2,076 Millionen 
Hinwohnar 
(Region 14) 

1,122 MilUonen 
Eifiwohiier, 

31, Dezember 

1971 

1 404 qkm tRheln“ 
Maiu-Taunusl bis 

6 752 qkm (Groh- 
region Mittel-Ost^ 

hesaen) 

1 199 qkm (Sud* 
plalz] bis 3501 qkm 
(MUtklrhein) 

2 UO qkm tMittlerer 
Obenbein) bis 

4 7fi0 qkm (Fran- 
ken) 

1 450 qkm (Region 1) 
bis 5 747 qkm 
(Region 12) 

2 568 qkm 


Teil B, L LRQPr 
Regionen deflrüert 
üls Eiitimljch 
menhängende Ge* 
bJelc mii engen 
wir ischnii Uchen^ 

soiMon und kixJtu- 
seilen Verfli^diLim- 
gerii die aurgnmd 
der Gegebenheiten 
und der s.u erwnr* 
tenden Eutwidüung 

einheiLlicfaeT 

Planung bedürfen. 
Landkreise kunDen 
durdisdmiuetL wer- 
den, GemeLDdegfiiD' 
zen aber rddit. Ge* 
biel der Regionalen 
Plaziungsgeniein- 
sebafL Untermain 
teilweise sdion 1965 
durdi freiwilligen 
ZusaimnetiipdiluÜ — 
GehiBt weitgehend 
aadb po^/^/sc?ICfl 
MöglidikeiLen feat- 
gelegt. 


§ H Aba. 1 LPIG. 
Eine Region er- 
alteiitL sich auf das 
Gebiet eines groli- 
flidiigen, weit- 
gehend miteinander 
verf/ooft/enen 
LebeuB- Luid Wiri* 
sditiftarcitrina. Eine 
Region kann sich auf 
Teile einer benadi- 
barten Region er- 
atrecken. Struktu- 
relle Gegcbenhel teu 
und aozia-okujio- 
mjidten Raumeln* 
heiteo. Grenzen der 
Verwaffungaeln* 
hellen und Ver* 
f ] ecb tungahera i che 
der zentralen Orte 
Inzwiachen weit- 
gehend in Dedcimg 
gebradit. Die ^ Re- 
gionen umfassen 
ganze Landkreise 
[2 Aufnahmen). 
Keine eindeutige 
Zuordnung: dann 
Uberlappungsgeblet . 


GmndaäLzJidie Ver- 
üechlungsbetefdte 
der nadt L£P 71 
heatehenden oder 
aus^ubauenden 
Obestenljen. Aus- 
nahmen: Regional- 
verbände Oslwürt- 
temherg und 1 foeb- 
rhein. Regionen 
konnten aus Stadt* 
uDd Landkreisen 
zusammengeaetz L 
werdeiii weil diese 
nach aozio-okono- 
mdseben Verflech* 
tungon (Mitlelbe- 
relilien] abgegrenxl 
worden sind. 


Artikel 2 Nr; 2 
BayLplG^ zu Rogio- 
nen werden Gebiele 
zusamineTigefaht^ 
zwiseben denen aus- 
gewogene Lebens- 
und 

bcziehtingun be- 
stehen oder enl- 
wlckclt werden 
HO II an, die den Er* 
fordertüsseu der 
Raumordnung ent- 
spicchon. Eine 
Region soll aidi 
regelmiSig auf das 
zusiinimenliängende 
Gebiet mehrerer 
Landkreise unter 
Einbeziehung der 
kreisfreien Städte 
ersLiocken, Gebiet 
einzelner Gemein- 
den darf nidit ge* 
teilt werden 
/VerwQjfangse/n- 

/leJf als Kriteriuinl. 


[Mögllcbkeiii nach 
{ 7 SLPG eine 
Unterteilung in 
PI an ungs verbände 
vnrzunehmeni 
bisher nidil wahr* 
genommen 
worden.) 
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Larid 


Kriterien 


Sfhlefi'wHg-Htslfiteia 


NiedeiTÄaAÄen 


Nordrheitk-We?riftlen 


Methodlsdie 

Vorgehe ns w^ise bei der 

Reglonenatagren^ung 


KüikfUge kotEtmunale 
Träger der Regional- 
Planung noch ungeklärt 
— evll, Kreise mit 
ragiona I plana rische r 
Kompetcni au^zustatteu 
im Zuge der Kreis- und 
ßezlrksreronn- 


Quelle: Vorfitndle z^t AaAly^^e R^ioaalplänen in dar Bütlde-^raptibllk, Deutsdie Stadtentwidklungs^ und KretiU- 
geaellsduit Fraukhirt am Main. Juni 1974 
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Hessen 

Rhelnlftnd-Pfalt 

1 Baden -Wftruemherg 

Bsyam 

Saarland 

i^nirah 

ürtUcke Glied^tung 
nnhHncl einer Befra- 
ffiiiig der Volks- 
RdiiiJ ob B rk 1 fl K 5 en 
(196-1) in Geioetn- 
den unter 3 ÜOO Ein- 
wohner sowie einer 
Bewertung der Zen- 
tralität aller heB- 
slsdien Gemeinden 
mit über äOÜ Ein- 
wohnern (Verkehrs- 
lüge, Auäbtüttung 
mit zentralen Bin- 
rldittingen, Ver- 
hüJten der Eevölke- 
ning* Befragungs- 
ergebnisse^ Eknwuh- 
ncrgrÖöetUclasse, 
Bedeutung als Ge- 
werbegemeinde, 
DiensUeiatung^- 
Anteil RpAlAteufir- 
üulbting uugskraft, 
Vermtädterungj ver- 
wendet wurde eine 
Punktbe we rl ung). 
Diese ^eniralört- 
lidie Gliederung 
nadi pfßfierfscften 
Gesiditspunkteu 
überpriin und 
konJgicrt 

Zielt Rediir.lerung 
vüii § üuf S Regio- 
nen^ die sich mit 
Verflcchluugsbe* 
reidien der S Ober- 
zentren decken 
unter Berudtslditi- 
gung der neufin 
LaodkreiägTCixsten« 
Cnindlagfi: |Sti5./6d 
Zenfrn/e-Orte- 
Onteräucbuug: 
Einrichtungen von 
Verwaltung, Kultur, 
Ceaundheit, Handel, 
Handwerk, Kredit 
sowie Verkehr und 
Einpeiidior. Wort- , 
zit l ern System tür 
Gewitifctuug der Hin- 
richLung. LflillmiiJa 
öberprüfung der i 

Abgrenzung der 
Mlttelbereidre, die 
gruudsützllch ganxe 

V erbandsgeinetTi - 
den umfassen. 

t„ Grundlage; 1905, 
Studie tiX vorhan- 
denen zentralen. 
Orten und Vertledh- 
lung, 2. Donks dl rlft 
des Innenministe- 
riums (1968) mit 
LEP-Entwiirf disku- 
tiert. Dberprüfung 
dos Netzes der 
zentralen Orte unter 
p/aneri^ohen Ge- 
sichtspunkten — 
hier ging pian von 
„ Ausidtütliing^ zu- 
gunsten Vemorgiing 
zumutbarer 
nung und ausrel- 
diendet Trug/d/iig- 
keU ah. 

Bel der Abgrenzung 

werden möglichst 
vielfältige Futmen 
BozIoökonom^schüT 
Ver/kchfung be- 
nicksiditigt (Bezie- 
hungen Wohnort — 
Arbeitsplatz^ Ein- 
kau fsstälte^ Sdiule 
und Eiluiiungs ro um) . 

1 . Grund Enge £ Studie 
so^iookonoiaisdie 
Verftedilung 19ö9 
(Pendletverneäi- 
Itmg bis 1967i £in- 
Kijgsbe reiche Mlilel- 
zentren anhand 
Verhaltensweisen F 
Wanderüngsver- 
flechtung: Verkehrs- 
verfledituny — ^fiur 
Angebolsseite] da- 
neben Gemeinde - 
tYpisierung). Ergeb- 
nis: 19 Regionen, 

2, Planerische Über- 
legungen 
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Anhang 3 


RechlKch vorgesehener MtndesNnhalt der Reglonafplene 
— nach Sachbereichen geglledeit — 


Mindflsththatt 


Land 


l, (Brunei legende Auflsagen zum Zwecke de» ReglunaLplaini 


— Ziele der Raumordnung und Undesplanung füx Telle des Landes näher fesi- 
zulege nj sollen Landeten twicklungBprugramoi verLiefen^ enthalteD Ziele lür 
Entwlck-lung dos Plamingsraumesj legen aozustrebende räumliche Ordnung 
und Entwicklung einer Region als Ziele der Raumüfdiiuug und Landesplanung 
fest; die vom Staat lestgesetzten Planungszielc sind zu beachten 


NS, SH, 
NW. RhPf, 
BW^ Kess^ 

Bay 


— Region alpläne sallen der kojnmuiialen Selbst ver Wallung Ziele vorgehOU, so- 
weit es im übergeordneten Interesse notwendig [st 


SH 


2n Be rü ckstchl Lgii ng vorba nd ener Planung 

^ Planungen der cimEClncn F^<hbeho^den^ Gemeindeui Landkrel&e sowie sonstige 
KarpeTfichalten, Anstalten und SEJtungen offenüidien ReditSp die der Aulsidlt 
des Lamdes unterstehen, soweit die Vorhaben für die Entwltklung des 
Planungsröumes von Budeuliing sind; Fachpldnungea nadt Sachgebieten nach- 
richtlich aufzunehmen j raumbedeutsame Fach- und Binzelplanungen für Region 
e utüprechecid Liiideiieiii wickluxiy sprograLEim 

— Verbindliche Bauleltpbine der Gemeinden zu bemdLsichtigenp soweit die Be- 
lange des größeren Raumes dies zulassen 

3. Generelia Entwicklung sElela 

— das räunüldie Verbalteu der Region 

— angesLrebte Struktur des Planiiogsgebieles (Siedliingp Verkehr, WirlsdiafL, 
Landwtrtsdiaft, Ver* nuid Entsorgung, Umweltschutz, LandschatUordnung, Er- 
holung^ Bildujigl 

4. Richlltnlen für Bavülkerung und ArhelLsplätze 

— Entwicklung der Bevölkerung und ungestrebte Verteilung in TeiJräumen: 
BevölknrungszahJ lür Ruginn, Mittel bereiche und zentrale Orte {ohne Kleln- 
zenlren) 

^ RidiUahlen für die duxth laumbedeutsame Planuiigen und MaOnahRien anzir- 
strebende Entwicklung von BevaikeTiing und ArheitRplätzen in Teilbereidien 
der Region oder In einzeLnen Gemeindeui die langfristig anzustrebende Ent- 
widduDg und Verteilung der Wohn- und Arbeitsstätten nach Nahbe reichen j 
angcFlrebte durdischnittlldi« Siedlungsdichte In Wohnsledlungsbereichen 

5. Zentrale Orte und ihre Ausstattung 

— Zentrale Orte festzutegen tsoweit nicht im Landas-Raumordnungsprogramni 
bereHs bestimmt) f ländlich« zentrale Orte und Staidlrandkeme II. Ord- 
nung i Gemeinden mit zentralörtlidier Bedeutung: Unte neu Iren, Kleinzentren, 
etwaige Entlasiungsorte; vorhandene und zu entwickelnde zentrale Oriej 
Kleinzentren nach Maßgabe der Richtlinien des l^adesenlwidüungsprogranims 

- — die im Landesentwicklungsplan auagawiesenen zentralen Orte und Vecfledh- 
tungsbereidhe der Mitte Izentren^ Ausweisung der Kleinzentren, Darstellung 
der Nahbemlchei Verflechtungsbereidie und künftig eilorderUdie Verfle<h- 
tuugsbereidief gegenwärtige und anzu strebende Ausstattung der zentralen 
Orte 


NS 

Hess 

RliPf 


RhPf 


RhPI 

NW 


NW, Hess 
RhPI 


Bay 

BW 

NW 


NS, SH 

RhPf 

Hej;s 

BW 

Hess 
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MindaiLLnhalL 

Land 

d. Ent wldtlungKnuf Hüben« ZwedLbesriUcnniUng und FunkiJnnen der Gemeindun 


— KiinJlige Nullung und Geütiilluiig der Lundsdidfl^ unitu^lrebende ätädlebau- 
lifSie Entwicklung mit besonderen MuSnafimen xnr Verbesserung dm Wnhn- 
und Erholung^ wertes oder lut Beseiligimg/Verhülueg von Landsdhaltssch^dcn; 
La]ide..spllegflbere|iiie> ^cfluUgehiete usv/.i Funklinnen der Teilriiuinu 

RhPt 

— Entwldüungsaulgaben der Gemcmden, Zwedcbe^ilsfloituifl U4d Hauptfuok Ho- 
nen festzuJegeni Funktionen und EntwicklungHziele der ländlichen ZeoLrdb 
orte und soitstigen Gemeinden: wirtschaftliche Struktur der Region und von 
dühur die Auiguben der Gernuinden 

htS. RhPf, Hess 

SH 

— Wohnsiedlungsbereiche verschiedener Sledlungsdiditei Gewerbe- und Jndu- 
slrieunsiedlungsbereidiCp Agrar*, Wald^p wdiäserwirtsdieftlldie ErhoJtmgsbe^ 
reiche^ Landsrheftsschutz usw.j Standorte für besondere dffentlidie Einrlciilun' 
gen, Ver- und Eidsorguiigsstandonc^ Vcrkebi^ Leitungsbänder usw«- sonstige 
geset?:lidre Nutzungsregel ungenf Bereiche für Sicherung und Entwicklung von 
Axbeits- und Wohnstätten, Erholungsgebiete 

NW (Plänkotle, 
yhnfldt fludi RhPf) 

NS 

— die Aufgliederung der im Lnndesentwicklungäplon ausgewiesenen Hulwick^ 
lungsadLsen ln Bereiche und die hier vorrangigen Entwicfclungsaufgabenj Eut- 
widiLlungsadksen van regionaler Bedeulung 

BW 

Bby 

7. Ausbau ma bnahm en 


— Angaben über widitige, Intbesündere überörtliche InfraslrukturiiiaanahTnenE 
die zur Verwirk liduing der Raumordnung geaignal Rrscheinenden Maßuah- 
luen, E. B. Ausbau zentralörUidher Einriditungen; Ersdiließung und Enlwldt- 
lung der Region durdi Einiiditungan des VarkehrBp der Versorgung, Bildungi 
Erholung und sonstige überörtlldlic Daseins Vorsorge, Planungan und Mal^ 
n ahmen zur Erhaltung und Gestaltung der Landsdiart^ inBbeäondere lür Erho- 
lungsgebiete oder 2 ür Behebung/ Abwehr von Landsdialtssciiädeii 

SH, RhPf 

RhPf 

BW 

Bay 

— Gegen wäiiig« Verhältnisse und beabsldiügte Moßndlimen iiu Bereldh Ldnd^ 
$chartp Wasser, Dodenschälie^ gewerbliche Wirtschaft, Land- und Forstwirt- 
schaft, Verkehr, Energie r KuJlur- und SdudwesetLp Wohnungs- und Sledlungs- 
wesen* Volksgesundheit und Sozialwesen^ GemeinBdialtsemridilungenp Sporlp 
Freizeit 

Hess 

— SoTiKtlge zur Verwirklichung der Ziele erfarderlidieD Planungen und MaB^ 
nahmen 

Bay 

— Rdumboanspruchenda und raumbeelnEussende Fadiplauungen der emzclncn 
Pacbbehötidonp der Gemeinden und Landkreise sowie der aonaligen Körper- 
schäften, Anstalten und SLfluiigen deä offoDlllchen Rechter die der Aufsicht 
dps Landes unterstehen, soweit diese Planungen für die Ent widt Jung das 
Planungsraumes von Bedeutung sind 

NS 

8. Forlschreibung^ Dring UrtikeUeDf FrLnrttäLenp Koslen 


— Region alpläne sind Inrlzusch reiben i Regionaler Raumordnungsplnn spätestens 
5 Jahre nach Bekanntmadiung eineut zu beschlioDon: Planuitgshorl^out 
15 Jühio 

SH, BW, ßay 

Hess, RhPf 

— Hinweise zur zeitlichen Durchführung im BfI3uterujig$berldit: Dringlichkeit 
und Prlorilolun für widiügelu Maßnahmen anzugeben 

NW 

RliPf 

— Begründung ent hält Analyseergehnfsse, erläutert Zielsetzungen und gibt ühar- 
scfaiäglg gcsdiltilo Kosten für die VorwirkJidiuuy voidringlldier Ziclsolzun- 
gen an» Begründung zum Raumnrdnungaplan mit liberadilägiger Koslenermilt- 
lungj Ziele sind m begründon, nach vofaussichUldici Dringlichkeit elnzu- 
stufen: übeisdiliiglg ermittelte Kosten für besonders vaidiingliche Ziele 

BW 

Hess 

Buy 


Quelle: Vontufüis zur Anolyzc v<an RügiDUAlpULneu in der PundfiErepubllk^ DcutfidiB Stadtentwldclucgs- und Kredit 
gcscLls<baft ai,bü.p Pruukfurt üm MaJUr Juni 197 in überarb^^taLnr Fassung 
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Anhang 4 


R^chla- und Verfall ungsvor&^rlH«n der Landea|>tanun 9 In den Ländern 

(Stand: 31 . pMflinbRr 1974 ) 


A. Einzeln« Lander 


Baden-Württemberg 

1 . Gesetze 

Lftndesplammgsgesetz Ld. F. vom 25 , Juli 1972 
(GosJL S. 4651 ; 

Gesetz über die VeibindlidikeiLäerklerüJiy des 
deHentwicklungfiplanj! vnm 11. April 1972 (Gen3L 
5, 169^ 

Gesetz zu dem Steuts vertrag :twlisdieii den Landern 
aad^n-Württemberg^ Ifessen und Rheinland-Pfalz: 
über die Zusamineiiarbeit bei der Rauniordnuny jju 
Rhein- Nedc.ar-GflbiBt vom 2S. Juli L969 (Geb. BL 
S. ISlJj 

Gesetz zu dem Staats vertrug z%tfisdjen dem Land 
Baden- Wurttemherg und d«in Frei Staat Hayem über 
die Ztisammeuarboit bei der Landesont’wlcklupg und 
über die Regianalplanung in der Region Donau-Iller 
vom 22. Mai 1973 (Gk.BL S. J 29)f 

Gesetz au dem Staatsvertrag zwischen den Ländern 
Baden- Württemberg und Rheinland- Ptak über die 
ZuaammGnarbelt b-ei der Raumordnuiig In den Räu- 
men Mittlerer OberrfieLn und Südpfalz vom 17 , De- 
zember 1974 (Ges.fil. 1975 S. l). 

2. Rechtsverordnungen 

Verordnung der Landesregierung über die Ver- 
bindlldikeltserldäning des LandesentwldclungspUns 
vorn 1 L April 1972 (Ges.BL S. 16 §}; 

Verordnung des InnenministBriumK über die Auf- 
wandsentsdiädigung und den Reisefcoslenersatz für 
die eiirenamüidien Mitglieder des LarLdesplanungs-^ 
rats und seiner Aussdiüsse vom 2 L November 1963 
(Gos Bl. S. 196). 

3. VerwaltungsvorBchriflen 

Bekaunlmadiung des Inneuminislerlums über die 
Einrichtung einer PlanungaBammlung (Raumord- 
nungskataster) bol den Regierungspr&sidleii vom 
21 . Juni 1956 [GABI. S. 4 l 7 li 

Gcsdiäflsordnimg des Landesplanungsrats beim In- 
nenministenum vom 24. November 1964 (nicht ver- 
öffenllidit); 

Gam^insamer Erlaß des Ministeriums für Hmahruny 
LandwirUdialt^ Weinbau und Farsten, des Innen- 
ministeiiiims und des Kultusministeriums über die 


Erhaltung des Waldes vom 9 . Februar 1967 (GABI. 
S. I 53 h 

HrluB des iDnenministeriums über die fiauleitplanung 
Im Uferberelch des Bodeuseos voiü 26 . JuE 1971 
(GABI. S. 988)1 

Erlaß de-s Innenministeriums über die Bauleltpla- 
nung Im Sdiwarzwald vom 16. Mal 1973 (GABL 
S. 654 ) j 

Erlaß dos Innonministcrlums über die Aufgaben der 
Landrütsdjnter als untere Landesplanungsbehorden 
vom 1 4 . Oktober 1974 (GaBL S. 1 10 1 ): 

Erlaß des Innenministeriums über die EntwidLlungs- 
piogramme der Landkreise vom 22. DezEinber 1974 
(GÄBi. 1975 S, 77 ). 


Bayern 

1 . Gesetze 

Bayerisches Landesplanungsgesetz (BayLpIG) vom 
6 . Februar 1970 (GVEl. S. 9 )p zutolzt geändert durch 
das Gesetz über die Zuständigkeiten In der Landes- 
entwidüung und in den UmweUtragen vom 19 , Fe^ 
brüdr 1971 (GVBL S. 6 S}p 

Staats vertrag zwisc^ien dem Land Baden -Württem^ 
berg und dem Freistaat Bayern über die Zusammen- 
□rbEit hei der LandesEntwicklung und über die Re- 
gionalpLanting hi der Region Donau 'Iller vom 
3 L März 1973 (GVBL S. 3Q5\; 

GosEt^ über den Schutz der Natur, die Ptlege der 
Landschaft und die Erholung ln der freien Natur 
(Bayerisdies Natursdiutzgesetz — BayNatSdiG) 
vom 27 . .lull 1973 (GVBi. S. 437 ). 

2 . Rechteverordnungsn 

Verordnung über die ZusümmeuEeLzung des Landes- 
plannngsbeirats und der Bezirksplanungsheiräte 
vom G. Juh 1970 (GVBI. S, 261 )^ geändert durch Ver- 
ordnung vom 24 . NovembET 1970 (GVBL S. S 41 )| 

Verordnung über die Entschädigung der als Sadh.- 
verständige berufenen MityLleder des Landespla- 
nnngsbEiraiR und dar BEzlrkspianungRbEirätE vom 
16 . März 1971 (GVBI S. 109 )s 

Verordnung über die Kastenerstallung an regionale 
PlanungsverbäTid« vom 22 . März 1973 |GVBI. S. 106 , 
S. I 56 jj 

Verordnung über den Teilabschnitt „Erholungsland- 
sdi af t Alp« n * d«E LandEsent widd ungsp rogrdmins 
vom 22 , August 1972 (GVBL S. 324 , ber. S. 419 )s 
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Verordnung über den Teilabschnitt ^Einteilung des 
Staatsgebiets in Regionen^ des Landcsenlwiddungs- 
Programms vom 21. Dezember 1972 (GVBl. S. 476); 

Verordnung über den Teilabsdinitt «BestimrDung der 
zentralen Orte^ des Landesentwidtlungsprogranuns 
vom 3- August 1973 (GVBl. S, 4S2); 

Verordnung über die Ziifidjnmensetzung der regio- 
nalen Planungshelräte vom 20. Februar 1974 (GVBL 
S, 70): 

Verordnung über den Teilabsdinitt dpji Lundesent- 
wlckhingsprograainis «GrundsäUe Für die 
niliuy der zeliLtiiien Orle der untersten (Klein- 

Zentren]“ vom 21. Mal \974 (GVRI. S 299}. 

3. Verwaltung s Vorschriften 

Durdiführung von RaumordnungEvorfahren^ Be- 
kanntmadiimg des Bayerisdieu Staalsininlsteriums 
für LdJiüesent Wicklung und Uuiweltitagen vom 
24. November 1971 (LUMHL S. 17)p 

Mitte itungspfUdrtp EntsdilieBuiig des Bayerischen 
BLdütsminlKterlunis für Wirtadiatt und Verkehr vom 
I ] . Juni 195B [WVMBL S. 70) e 

Zusauimc;naibeil uuf dum Cebiel der Lundesplanung 
und des NaturadiutxeSj Gern einsame Hntachliehimg 
des Bayerisdien Staatsmiiiisterluiiis für Wlrtscbafl 
und Verkehr und duE Bayerigdien StüatEministe- 
riums des Innern vom 19. Dezember 1960 (WVTSI. 
S. 223); 

Zusammenarbeit der Landesplanung^- und Straben- 
hauhehörden, Gemeinsame Entschließung des Baye- 
risdien Slaatsntinisteriums für WirtsdiafL und Ver- 
kehr und des Bayerlsdien Staatsmliüsterlmns des 
Innern vom 12. April 1961 (WVMBI. S. 45), uiyäuzt 
durdi Gemeinsame Entsdilleßung vom 2Z. Juni 1967 
(WVMBI. S. 123); 

Vorplanung itu ländlichen Nahbereidi; Gemeinsame 
Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien 
des Innern, für Wirtsdiaft und Verkehr und für 
Ernährung, LaadwirLschaft und Forsten vom 7. Sep- 
tember 1967 (WVMBI. S. 167) zu den Richtlinfen für 
die Gewährung von BundeszuschuEseu zur Förde- 
rung der agrarEtrukturelien Vorplanung vom 
3. März 1966 (MlnBl. BML S. 92): 

Arbeitsprcgromnie der Regierungen und der Flur- 
bereinigungsämter (KooTdintenrng der Planungen 
und Maßnahmeah Gemeinsame Entschließung des 
Bayer Ischen Stuatsminjstenums für WirLsdiaft und 
Verkehrf des Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern und des Bayer isdren Staatsriiiriisteiiunis für 
Emähmngr Land wirbich alt und pnraten vom 5. Ok- 
tober I9ß7 rWVMBL S. 197}: 

Schießstätten des Bundes und des Freistaates 
Bayern, GemairiEame BntRdiBeBiing des Bayerischen 
Staatsmlnisteriums für Wirtschaft und Verkehr und 
des Bayuristhen StaalaniiniaLeriums des Innorn vom 
1 . Februar 196B (WVMBL S. 47)i 

Zusammenarbeit der Landeaplanungs- und Wasser- 
wirt sdraflsbehörden^ Gemeinsame EntschUeßung des 
Bayertsdien Slaatsüiinisleriuuis für Wirlscbait und 
Verkehr und des Hayerisdieii Staatsminlsterixsms des 
Tnnem vom 12. Februar 1969 f WVMBL S. 49): 


Beachtung der Erfordernisse der Landesplanung bei 
der Bäuluitplanuny jin Alpen- und Voralpungubiet, 
Geineinsame Bekanntmachnng der Bayerischen 
Staatsministeden für Landesentwidclung und Um- 
welLfragen und des Innfam vom 27. Oktobar 1972 
(LU MB LS. B3)s 

Zusammenwirken von Flurboielnigung, Landesent- 
wickitingi Umweitgestnltung und UmwcllsdiulZp Ge- 
meinsame Bekannlmadiung der Bayerlsdien Staats- 
ministerien für Ernährung^ Land wlrLsdi alt und For- 
sten und fOr Landesentwicklung und Umwelirfagen 
vom 12. Januar 1973 (LUMBl. S. 18]; 

Muslersatzung für regionale Planung s verbände. Be- 
kanntuiadiliug des Bayerisdien S Lauts ministen ums 
für landeserit Wicklung und Umwelt fr« gen vom 
30. Januar 1973 [LUMBl. S, 12); 

MuatergeinchÄftsorclnung für regionale PI an ungs ver- 
bände, BckaniUmacbung des Bayeiisdien Staats^ 
ministeriums für Landesenlwicklung und Umwelt- 
fragen vom 6. März 1973 (LUMBL S. 31); 

Riditlmian tur Anlagen zur Gewinnung von Kies, 
Sand, Steinen und Erden vom 29- Juni 1973, Bekannt- 
maidiuiig des Bayerlsdien Staatsministe riums des 
Innern vom 29. Juni 1973 (MAFL S. 467] i 

Mustutgliuüetuiig eines RegEonülplanSr Bekauntma- 
diung dea Bayerischen SlaalsTnlnlsteriums für Lun- 
des ent wdeklung und Umweltfragcn vom 9 h August 

1973 (LUMBL S.7S)i 

Mitwirküag der regionalen Planungsvcrbändc bei 
der Abstiuimung raum bedeutsamer Planungen und 
Mahnnhmen mit den Erfor de missen der Raumord- 
nung, Bekaniitmaciiuny des Bayurisdiun Staatsmini- 
sLerlums für Landesent Wicklung und Umwellfragen 
vom 10. August 1973 {LUMBl. S. ?lh 

Vollzug des BBauG, des WHG und der BayBOj 
V Bauen auf dem Lande \ Bekanntmachung des Baye- 
risdien Staats miuisterj ums des Innern vom 23. Au- 
gust 1973 [MABI. S. a§.1|| 

Mustcrgcsthäftsorciituiig für regiunaLu Plunungsbei- 
rate, Bekanntipaciiung des Bayerischen ^ta atami ni- 
ste rl ums für Landesentwidüüng und UmwelUragen 
vom 14. Februar 1974 (LUMSi. S. 29)i 

Kommunale EntwidüuiiysprugriiiniDe ~ Grundsätze 
und staatliche Förderung, Gemeinsame Bekannt- 
madiung des Bayorisdien Staatsministe riums des 
timern und des BayeriEidien SLaaLsim nisten ums für 
Land ese nt Wicklung und Umweitf ragen vom 24. Juni 

1974 lLUMBi-S.62}. 

Hessen 

1. Gesetze und Plan mit yeäüt^licher 
Blndungswlrkung 

Hesüisdies Landes plan ungsgesetz (HLPG} vom 
4. Juli 1962 (GVBl. I S. 3H) in der Fassung vom 
L Juni 1970 (GVBl. l S. 360), § 6 Abs. l geänderl 
durch Gesetz vom 28. Januar 1975 jGVBl. l S. 19}^ 

Gesetz über die Feststellung des l-lessisdien Landes- 
raum ordtiungsprogrciiums und zur Änderung des 
UeBsiRdien LandeaplanimgBgesetzes jHesaisches 
Festsiellimgsgesetz} vom 13. März 1970 {GVBL I 
S.26S); 
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Lflndc^^^TitwirklungfiplHTi (LHP|f mit gosfilxlidiäf Bin- 
dungswirkung gemis § 8 Abs. 1 Landesplnnungs- 
geseLz, endgülLig Eestgesttsllt din 2?, April 1971 
IStAnz. 5,104!)^ 

n) DurdifiihrungKAbsdiniLL 2Uiii LändescntwidL- 

lurtgsplan, 1^1 bis von dm Landesregie- 

rung besdilosscn am 27. April 1971 ; 

b) Durdifühnjngsahschnitt ^um LandeeButwidc- 

lungsplan. 1975 bis 1978. von der Landes r&gle- 

ning vorldulig bBsdilosEen am 1. April L974] 

c) Fachplan Fremden verkehr“ des Landeseniwldt- 
liingRplans, von der Landesregierung vorläufig 
beschlossen am 28. November 19733 

ü| Fach plan «Berufsbildung"^ des Lanüesentwidc- 
lungsplans^ votii der Landes regte mng vorläufig 
besdiiüssen am 18. Märi 1974; 

CiesatT zn dem Btaatsvertrag xwiBdien den Ländern 
Baden- Württembergp Hessen und Rtielniand-Pfalx 
über die ZusarnmenatbeU bei der Raumordnung im 
Rhein-Nedkar-Gebiet vom 12. Juli 1969 (GVGL 1 
S, 129)1 

Hesaisdies LandsdiaJtspf1egegeset£ vom 4. April 
1973 (GVBL I 5. I26}i { 3 Abs. 2 - Landarfiaftsrah- 
menplaii als Bestandteil des regionalen Raumord- 
nungsplanesi 

Gesets! über die geordnete Beseitigung von Abfällen 
(Abfallgeset:^) vum 12. März 1974 [GVBl. [ S. 198); 
4 3 Abn, I = Abfall beseitigiingapläne für das CebiEt 
der Flioungsregionen. 

2. Reohtsverordoufigen 

Erste Verordnung tut Durdiführung des l^ndespla- 
nungsgesetTos (Landesplajinngsbeirat und regionale 
Planungsbeiräle) Vtiin 22. Mai 1963 (GVBL I S. 72) | 

Zweite Verordnung tut Diirdnfühnmg des Landes- 
planungsgcsctzcs (Abgeltung der Kosten für die 
erstmalig B Auf Stellung der regionalen Raumord- 
TtungBplÄne) I d. F. vom 2 Juli 1973 (GVBl. I S 207), 

3. VerwaJ tun gsvorach rillen 

Gescböltaurdnung des LondospldnungäbeiralSp Sä- 
le an ntrnarhurip des Ministers des Innern vom 20. Ja- 
nuar JK4 (StAnz. S. 194) [ 

Er Jab vom 2. Marz 1970 betr. die Karlietutig der 
narben^ die von der Bebauung und von gewerblicher 
Nutzung frdzubdtcn &ind — Schutz.k^irt<;n — 
tStAnz.S. I225)j 

Erlafl vom 2. März 1970 betr. Mitwirkung aus der 
SIdil der Raumordnung und Landesplanung im 
Rahmfin einer Enteignung (4 106 BBauG) — tJber- 
tragung der Mltwirfcungsbefuguls als obere Landes- 
pldiiungsbehärde — (StAuz. S. I225}i 

ErlaB vom 2^ Marz 1970 helr, Festlegung von Pla- 
nuugsgebleten oadi $ 9a Abs. 3 Bundesremstraflen- 
gesetz im Benebinän mit der Londesplauungsbehördo 
— Obeiirogung der Mitwirkung.^berugnis als obere 
Landesplanungsbehörd^? — (StAnz, S. 1224)3 

ErlaB vom 2. März 1970 betr. Mitwirkung aus der 
der Landesplanung am Verfahren zur Pestle- 
guug dtrr LküenJühnjng vou Buudesfemslraflen nach 


f 16 BuDdesternslraBengesetz — Übertragung der 
Mitwirkungsfaefiignis als obere Landesplanungsbe- 
hordc — (StAnz. S. 1224); 

Erlab vom 2. März 1970 hetr. Mdglidikeit einer 
Bande) ung mehrerer Systeme bei Errichtung von 
HcdispannungBleiluDgeD [StAnz. S. 1225] ^ 

Erlaö vom 2, Marz 1970 betr. Erfordendsse der 
Raumordnung, der Landesplanung Und des Städle- 
baues bei der Genehmigung von Flugpläti^n — im 
Rahmen der Übertragung von Zuständigkeiten auf 
di« Reginrung spTä.<^ identen — (StAnz. S. 12241i 

Durdiführung des Landesplanungsgcsetzos; hJei:; 
ErlaQ vom 25. Novumber 1970 betr. AuEsidit über 
Großregion MStteFOsthesseiip Teilregion Mittel- 
hessen und Telltegiun Osthesseu (SlAnz. S. 2438)^ 

Erlaß vom 15. Dezember 1970 hetr^ Abstiffimung mit 
dem legiunalen Raumordnungsplan Unleimain für 
das Gebiet der Städte Kelsterbadb* Mftrfelden und 
Walldorf bei Aufstellung des regionalen Raumord- 
nungsplanes Slarkenburg (StAnz. 1971 S. 42); 

Erlaß vom 8. Februar 197] betr Mitwirkung aus der 
Sidil der Landesplanung bei Streckenstillegungen 
d«r Dem tuchen Bundesbahn gemäß } 44 BundEsbahn- 
gesätz — öbeitraguug der Mitwirkungsbefugtils al$ 
ober« LandesplanungsbEhöid« jStAnz. S. 410); 

Runderlaß zur Bildung und Arbeit der Knordlnle- 
rungsaussdiüsse gemäß Hessisdies Landesraumord- 
nungsprogramm Te 1| B Absdin. 2 (GVBJ. I 1970 
S. 269) vom 12. Mai 1971 (StAnz. S. 929h 

Erlaß vom 11. Januar 1973 betr. Auswirkungen der 
GebiEtarelorm auf di« Abgrenzung d«r Planunga- 
regionen (StAnz. S. 226) ; 

Bicbtllnlon für die Erstellung eines RHumordnungs- 
bcridites, eines Raumordnunysguladitens und eines 
regsonalEii Raum ordnungs plan e s vom 30. Marz 1973 
(StAnz. S. 705) I 

Erlaß vom 23. Januar 1974 betr. Fadipltmung Im 
hesslsdien PlanungÄsystems (StAnz. S. 257); 

Erlaß vom 28. März 1974 beU. Änderung und Er- 
gänzung der HiditlinlEii für di« Erstellung Eines 
regionalen Ratimordnungsplanes (StAnz, S. 714); 

Erlaß vom 26. Juni 1974 betr. Ergänzung der Ridit- 
ilnlen für die Erstellung eines regionalen Raumord- 
nungsplanes, hier: An Wendung von Planzei±en 
(StAnz. S. 129n(; 

Erlaß vom l. Oktober 1974 beu. Ziele der Raumord- 
nung und Landesplanung I 

bieri EhrkaufszeolrenH SB’= Warenhäuser, Verbrau* 
diermärkle und obnlidie Einriciilungen (StAuz. 
S. 1922h 

Hessisdres Pknungsinformatiüns- und Analyse^Sy- 
stem |HEPAS)j hlEr: Einlühning der Invesülions- 
dateu ab 1. Januar 1975 vom 23. Dezember 1974 
(StAnz. 1975 S. 329). 

MlederMChson 
L Gesetz# 

Nlodorsächsiscbes Gesotz über Raumordnung und 
Landesplanung (NROG) l.d. F, vom 24. Januar 1974 
(Nds. GVBL S. 49)1 
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über die EirichLimg eines Verbendes Grofi- 
raqm Bravin.^welg (GroöTOumgeEetJt Braun schweig 
— GtC'B) vom JS, Oktober 1973 {Nds. GVBL S, 363); 

Gesetz über den Verband CrnBraum Hannover 
(GroBraum Hannover — GrRG^H) d, F. vom 1 1. Fe- 
bruar 1974 (Nds, GVBl. S. 60)* 

2. Redl 13 Verordnungen 


3. VörwältungävorfiChHfLen 

RdErl. d. Nds* MdI vom 10, Juli i962 (Nds. MBL 
S. 6.^7): Anträge auf Bereitstellung von HaushaUs- 
mitteln fOr aJIgemoino Plflnung$arboilon der Landes- 

plan ungsbebord en ; 

RdErl. d. Nds. Md[ vom 22. September 1966 (Nds 
MBL S. 942): Räuiiiordnungäveifühien nach § 15 
NROGj 

RdErl. d, Nds. MdI vom 22* September 1966 (Nds, 
MBL S. 944]: Lendesplanerisdies Rahmenprogramm 
nadi 5 17NROG: 

RdErl, d. Nds. MdI vom 20. De'^ejnber 1967 [Nds. 
MBL 196S 93}; Haumordnungflkatester nnrh ^ 13 

NROG: 

RdErl. d. Nds. MdI vom 26. Jilnudr 1968 (Nds. MBL 
S. 176): iHandesplaneriecber Elnspnicb nadi 5 16 
NROCi 

RdErL d. Nds. MdI vom 16. .lanuar 1969 (Nds. MBI. 
S- 141)1 Raumer dnung$ verfahren nadi 5 15 NROG; 
hier: Betoüigung der Oberfinanzdirektion bei der 
Planung von Biindesfemstraben] 

Ceni. RdErl, d. Nds. MfELuF, MdI und des MfWuV 
vom 16* April 1969 (Nde. MBL S. 419): Zuständige 
Landesbehdrden nach dem BundeswasserstraOenge- 

setzj 

RdErl. d. Nds, MdI vom 31. Mär? 1^9 [Nds, MUi. 
S, 348): Durdirührung des RauiuordnungsgeseLzes 
im Gesohältsbereicii des BiindesministaTK für das 
Post- und Femmeldewesep: 

RdErL d. Nds. MdI vom 8. April 1%9 {Nds. MBL 
S. 381): Durchfflhrung des Ravtmordnungsgesetues 
im Bereldi des Bundesministers für Verteidiguug: 

RdErL d. Nds. MdI vom 2 . September 1971 (Nds. 
MBI. S. 1190)t DurchfiLlhruiig des Raumordntings- 
geselzes im Geschaftsbereidi des Bundesüiinislers 
für das Post- und Femmeldeweseni 

Bek, d, Nds. MdI vom 13, April 1972 (Nds. MEL 
5. 713): Auslegung dar Raumordnungsprosjramme 
für die Regleningsbe7i rke/ Verwaltungsbezirke 
Auridip Slade, Biaun^diweig und Oldenburg^ 

Bok- d, Nds. MdI vom 7. Dezember 1972 (Nds, MBL 
1973 S. 2): Auslegung des Raumoidnungsprogramms 
für den Regierungsbezirk Osnabrück ? 

Bek d. Nd5. MdI vom 25. Januar 1973 (Nds, MBI. 
3. 135): Auslegung deü Raumoidnuiigsprogiamms 
für den Regierungsbezirk Hannover] 

Bek. d, Nds. MdI vom 25. Januar 1973 (Nds. MBI. 
5, 135): Auslegung des Raumoidnungsprograuims für 
den Regierungsbezirk Hildesheim; 


Bflk. d. Nds. MdI vom 15. Mai 1973 (Nds. MBI, 
S. 846); Auriegung des Landes -RaumordiiuttgsprO' 
giUiums (PortsdirBjbung 1973)| 

Bok. d. Nd5, MdI vom 29. Mai 1973 (Nds. MBL 
B. 918): Auslegung des Raumordnungspiogiamms 
Tür den Regierungsbezirk Lüneburg, 

Nordrhel n-We«tlal an 

1. Qesotzo 

Ldndesplaiiung^guseU 1. d. F. -der Bekaiuitmadhünf 
vom l. August 1972 (CU NW. S. 244) *]| 

Gesetz zur Landesentwicklung (Landesentwicklüngs- 
Programm) vom 19. März 1974 (GV. NW, S. 96) j 
Gesetz betr. Verbandsordnung für den Siedlungs ver- 
band Rührkuhlen bezirk, vqhl S. Mai 1920 (PrGS. NW. 
S* 29 /SGVh NW. S. 2D2l}f zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 26. November 1974 (GV NW*S 1474)*)] 
Gesetz über die Gesamtplanung im Rheinischen 
Braunkohl Engebiet vom 25, April L9S0 (GV, NW, 
S. 71)] zulelzt geändert durch Gesetz, vom 3. Dezeui- 
ber 1974 (GV. NW, S. lS04)i 

Gesetz über die Emdhlung einer Oemeinsdiaftskasse 
im Rheinischen BraunkohlengEbiet vom 25. April 
1950 (GV. NW. S. 73)i 

Gesetz zur kominunaien Neuglieherung des Raumes 
Bonn vom 10. Juni 1969 (GV, NW S 236). zuletzt 
geandErt durch Gesetz vom 26. NovuEiiber 1974 (GV, 
NW, S. ]474)s hier; Blldimg eines Sonderplanungs- 
auu:^diuä:»eb gemdß $ 21 üesGcsctze^; 

Gesetz zur Neugliederung der Gemeinden und 
Kreise des NeugtiedeningK raumes Aachen vom 
14 Dezember 1971 (GV. NW. S, 413}, zuletzt geän- 
dert durcii Gesetz vom 26. NovembEr 1974 (GV. NW. 
S. 1474): hier: Bildung eines Sonderplanungsaus- 
Zidiusses gemäJ] $ 41 *) des Gesetzes. 

2, Bet^lsverordnongon 

Erste Durchfiihrungivernrdinung zum Lundespla- 
nuugsgesetz |1. DVD zum Landesplanungsgesetz) 
vom 25. SEptEmber 1962 [GV. NW. S. 548). zuletzt 
geändert durch Verordnung zur Änderung der 
Durdi f ührungsver Ordnungen zum Landespl anungs* 
gesBtz vom 20. Februar 1973 [GV. NW. S. 228)1 

Zweite DurdifiibrungsvErurdnung zum Landeäpla* 
nimgsgesetz (2, DVO ziiin Landesplannngsgesatz) 
vom 30. Juli 1963 [GV. NW. S. 265), geändert durdb 
die Verordnung zur Änderung der Durdiführungs- 
verordütingen zum Laadesplanungsgesetz vom 
20. pEbruar 1973 [GV. NW. S. 22S) j 
Dritte DurchführungsVEtorünuny zum Landospla- 
nungsgesetz (3. DVO zum Landesnlanungsgesetzl in 
der Fassung der Verordnung zur Änderung der 
Durchführungsverordnungen zum Lanclesplanuays- 
gesetz vom 20. Febnaat 1973 (G V. NW. S, 228) r 
Verordnung über die Berufung der nichtbenmletftn 
MitgtieÜEr des BraunkühLenaussdiuääes vom 21, No- 
vember 19.50 (GV. NW. S. mif 

^) CE^ndurl durtb zur Ander vng des LaiicJes- 

Planung sgesetzES vom 0. Aprtt 1975 (GV. NW. S. 294), 
das mit Ausnahme der am Tag« nadi di>r Verkündung 
in Kraft tre lenden Artikel l Nr, 25, ArUkel ilJ 4 5 
und Artikel V, am S . Januar 19?5 tn Kraft tritt. 


147 


Drucksache 7/35B2 


Deutscher Bund^alAg — 7. Wohlpsriod^ 


Siitzung und BeitragKordnung ric^r LandfüiplaTiiings- 
geiuelnadkaft Westfalen vom G. Dezember 1963, Be- 
kdtinÜUiidiüJig vum 2^. Md.rz I9€5 [MBl. NW. S. 4^5)i 
SatzuTig und Beltrag^ordnung der Landesplanungs- 
gemeinschaft Rheinland vom 10, Mdrj. 1965, Se- 
künnlmdchung vom 2&. März [MBL N W. 53. 46^) f 

Satzung des Siedlungsverbandes RuhrkohlonbcKlik 
belr. trbeiLragung von Befugnissen auf den Vnr- 
hAndsAussduib vom tl. Oktober 1967 (Amtsblatt 
Ausg. A der Regierung sbezirkä Arnsberg vom 
4. November 1967 S. 4114^ Düsseldorf vom 2. No- 
vember 1967 S. 352 und Münster vom 4. November 
1967 S, 350). 

3. Vurwättijnfgävorächriftän 

Genehmigungsbedürfttge Anlagen? hier: MiUei- 
lungspflicht nach § 26 Landesplanungsgesetz 1962 
(jetzt § 23b Runderlafl vom 18. August 1965 (MBl. 
NW. S, ll6Ö)j 

Institutsordnung des Instituts für Landes- und 
Stadtenlwldclungsforschung des Landes Nordrhein- 
Westfalen, Doitmund, RdErL. vom 15^ August 1973 
(MBl NW. S. 1340). 


Rheinland-Pfalz 

1. Gesetze 

Ij^ndesgesetz über Raumordnung und Landespla- 
nung {Laudesplunungsgeselz — LPlC — ] vom 
U. Juni 1966 (GVBL S, 177). zuletzt geändert durch 
das Landesgesotz zur Änderung des Landespia- 
nungsgesetzes vom 2U. Mai ]974 (GVBl. S. 2l3ij 

Landesgeselz über die Einteilung des Landes in Re- 
gionen (Regionengesutz — LRegG — | vom 16. März 
1967 (GVBl. 5. 68), zutelzt geändert durch die Zweite 
Landcsvercsrdniing über die Anpassung der Regio^ 
nun (2. LVO — LRegG] vom 6. Juni S972 (GVßl. 
S. 205); 

Landesgesetz über den Absdiluü eines Staalsver- 
traps zwisdien dein Lande RhelnlAnd-PfAiz und dem 
Großherzogtum Luxemburg über die Errichtung 
eines gemeinsamen Naturparks vom 4. Februar 1965 
(GVBL S. 15 )t 

Landesgesetz über den Abschluß eines Staats Ver- 
trags zwisdien den Ländern Rheinland-Pfalz^ Baden- 
Würltemberg uad Hessen über die Zusaramenarbolt 
bei der Ranuiordnung im Rhein-Nediar-Cebiet vom 
HL .luB 1969 (GV&L S. 139)i 

Landesgesetz zu dem Staats vertrag ?: wischen dem 
Sauxliind und dem Lund Rheinland-Pfdlz über Zweck- 
ve rh ä nde^ öf f en 1 1 1 db-rectit tl che Vereinbaninge n* 
kommunale ArbeitsgemeinsdiarLeu sowie Wasser- 
und Bo den verbände vom 27, Februar 1973 {GVBl. 
S. 41), 

Landesgesetz zu dem Staatsvertrag zwisdien den 
Landern Bade n- Württemberg und Khnin[and-FfA[z 
über die Zusammenarbeit hei der RaumOnlrLung in 
den Räumen Milllerer Oberrheiii und Sudpfak vom 
27. Juni 1974 (GVBL S. 291 )t 

LandespHegegesetz fLPfIG) vom 14. JuiU 1973 (GVBL 
S. U7). 


2. Heditaverordnungen 

Zweite Laiidesverotclnung zur Durdifiiiuung des 
Landesplanungsgesetzfis (2. DVC3-LP1G Planungsge- 
moiiis(h4flen)'vom 19. April 1967 (GVBL S. 136)/ 

Anordnung über die ZusLandiykuU nach } 20 des 
Landflsplanung.^gej;etzes vom 29. März 1974 (GVBl. 
S. 223); 

Anordnung über die Zuständigkeit nach § 18 Abs. 2 
des Landesplanungsgesetzes vom 18. April 1974 
(GV0LS. J76). 

3. Vorwallungs Vorschriften 

Verwaitungsabkommen über MaKnahmen der Raum- 
ord nung und Landesplanung im Grcnzbereidi der 
Länder Hessen und Rheinland- Pfalz vom Iß. Mai 
1965 (MlnBI. Sp. 669) p 

VerwaltURgsabkommen zwischen der Regiuiung 
des Konigreidis Belgien, der KegEerung des Landes 
Nordrhein- Westfalen und der Regierung des Lan- 
des Rliemliind-Pialz über die Zusammenarbeit zur 
Errlchlung und Ausgesiaitmg eines Naturparks in 
den Gebieten Nurdeifel/SdineifeLHolies Vedn-Eifel 
vom 3. Februar 1971 (SlAnz. vom 24. April 1972 
S.241)? 

RdHrl. der Staatskanzlni — Oberste Landespla- 
mmgsbehörde — vom 15. Märs 1967 (MtnBl. Sp. 335J 
betr. Landeäfplurierisciie Stellungnahme zur BuuleU- 
planung Her Gemc^inden gam. i 20 LPIG; 

RdErL der Staalskanztai Oberste Landespla- 
uunysbehdrüe — - vuin 15. Januar 1968 fMlaBI. 
Sp. IQ]) bfltr. Landesplanerische Steilnngnahme der 
Gentuindeu gern. § 20 LPIG^ 

C^amAinHAmer RrlLrL der Slaati^kanzlei ~ Ober- 
ste Landespianungshehordq — und des Kuliusmi- 
nisteriuius — Oberste Natursiiiutzbe borde — betr. 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Landesplanung 
und des Naturschutzes vom IS. April 1965 (MinBl. 
Sp. 415)1 

Gemeinsamer RdErl. der Stadtsküiizlel — Ober^ 
sie Landesplannngsbehftrde — , des Ministeriums der 
Finanzen und des Kultusministeriums — Oberste 
NaLursdiutzbehdrdia — vom 31. Marz 1967 {MlnBI. 
Sp, 427 J betr* Planung und Ausweisung von Wo- 
diene nübausy ebie len \ 

RdErl. der RUalRkanzIPi “ Ohersle Landespla- 

nungsbehorde — vom 26. Mai 1967 (MlnBI. Sp. 539} 
betr. Musters otzung für PlanungsgEmeinsdioften; 

RdErin der Staalskanzlei — Oberste Landespla- 

nungsbehörde — voiii l. Juni 1967 (MinBl. Sp. 627) 
betr. Ausbiidungs- und Prurungsordnung für Pla- 
niingstectmiter-Lehrltnge tm Landesplanungsdlenst; 

RdEiI, dor SlaatskanzLei — Oberste Landespla- 

nungabehorde — vom 2. Oktober 1967 betr. zustän- 
dige AufsEchtsbeh^rde gern. ^ |6 Abs. ß Satz 2 LPiG 
und Verwaltungsverfdhreii gern. § 14 Abs. 3 LFIG 
(MinBl. Sp. 97.5]! 

RdErl. der StaalskanzJei -- Oberste Landespla- 

nuiigsbehörde — vetn t. September 1969 (MttiBl. 
Sp. 686) betr. ZusdiüHse für die Erarbeitung von 
regionalen Raumofdnuugsplänen und von Nohbe- 
reidiEiUn le r^ udiunge n ; 
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RdErl. der Staatskdii^lei — Oberste Uindespla- 
nujigsbehördfl — vom 20. Mai ly/U [MinBL 3^3} 
betr, Mllteüungs- und Au^kiiuftspfllcht gern. } 22 
LPIC^ 

CjftTfiflinMrapT RdRrL der SlaaSsfcanxlel — Ober- 
ste Laudesplänimgsbehörde — und des Miuisie- 
riuiDE für LandwirtadiüfLi Wniobau und Umwelt- 
Rcbutz — Oberste Forstbehörde — vom 2B^ Januar 
lOTt belr. ZusämiueiiürbeiL v^n LandespJaniixig und 
Forstelnrlditiingk insbeRnndere Kartierung der Wald- 
funXtloncn {MinBL Sp, ISI]: 

CemeiiuiüjnBr RidErL der Steatskanzlmr des Mini- 
steriums für Landwirtschaft, Weinbau und Umwett- 
schütz und des Ministeriums liir WirLsdidlt und Ver- 
kehr betr. Koordinierung beRonders raumbedeutsa- 
pxer Planungen und Maßnahmen, auch unter Be- 
rücksidiÜgünq der Flurbereinigung ave rfahren vom 

29. April 1971 (MtnBL Sp. 507); 

Gemeinsames Rimdsditeibeii der Staatskanzlei — 
Oberste Landesplafiungsbehdrde — und des Ministe- 
riums für Landwirtschaft, Weinbau und ümweLt- 
sdiutz — Oberste Umdespflegnbflhdrde — betr. Zu- 
sammenarbeit bei der Landesplanung und der Lan- 
despflege vom 29>. Mai 1974 [MinBL Sp. 513); 

RundRcb reiben der Staatskanzlei — Oberste Lan- 
desplanung sbehör de ^ beU. Übertragung von Auf- 
gaben der BezirkETegieningen aul die KreisverweE- 

tungen im BereJdi des Landesplanungsgcsetzes; Füh- 
rung der Plankartei vom 25. Juni 1974 (MinBJ. 
Sp. B(>9)[ 

Gemeinsames Rundschreiben der Staatskaiizlei — 
Oberste Landesplanungsbehörde — und des Mini- 
ste riums des Innern betr. $ 15 Abs. 2 LPIG vom 

30. September 1971 [MinBL % 1057). 


Saarland 

1. Gesetze 

Saarländisches LandesplanungsgeRetz (SLPG) vom 
27. Mai 1%4 (Amtsbl. S. 525); 

Landesgesetz über die ZuElimmung zu dem Siaatjs- 
vertrag zwischen dem Saarland und dem Land 
Rheinland-Pfalz über Zweck verbände, offenlLidt- 
rachlltdie Vereinbamngenr kommunale Arbeitsge- 
metnsdbaften sowie Wasser- und Bodenver bände 
vom 22. FebniflT 1973 (AmtsbL S. 162(. 

Z RecJitsvarordnungen 

Verordnung zur Bestienmung der lentraLen Orte und 
ihrer Versorgungshe reiche für den Kommunalen B- 
naozausgleidi vom 17. November 1970 (Amtsbl. 
S. &86|, geändert durdi Vernrdnung vom 21. Dezem- 
ber 1971 (AmtsbL S 049], geÄndert durch Verord- 
nung vom 30. Januar 1973 (Amtsbl. S. 94]| Verord- 
nung zur Hestirmnung der zentralem Orte und ihrer 
Verncchtupgsbercldic für den Kommunalen Ftnanz- 
ausgleäch vom 2. JuJi 1974 (Amtsbl. S. 657). 

3. Verwaliungavorsebrinen 

Gemeinsamer Erlaß des Ministers für öffemtliche 
Arbeiten und Wohnungsbau und des Ministers des 


Innern betr. Anpassung der BauleitpLanung an die 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung (5 I 
Abs. 3 BBauG) vom 15. Juni 1962 {Amtsbl. S. 439); 

Erlaß des Ministers des Innern — Oberste Lundes- 
baubehorde — Abteilung Landesplanung und Städ- 
tebau — vom 15. Oktoher 1973 betr. Vorlage von 
BauleiLpliiiien uadi § 1 Aba. 3 BBauG. 


Schleswig-Holstein 

1. Gesetze 

Gesetz über die LandesplanUDg (Landosplanungsge- 
setz) vom 13. April 1.971 (GVOBl. SchL-H. S. 152||| 

Gesetz zur Änderung des Landesplanung sgesetzea 
vom 13. Mai 1974 (GVOBL Schl.-H. S. 126)] 

Gesetz über Grundsätze zur Entwicklung des Lan- 
des [LaiideseutwicklungsgrundsäUe) i.d. F. veiu 
1 1, Dezember 1973 (GVOBL Kchl-H. S. 426); 

Gesetz für Nalurachutz und Land Bohaitspf lege (Land- 
schaftspflegogeseu — LPflegG — ) vom IG, April 
1973 (GVOBl.SchL.H.S. 122]. 

2. RechtBverorefnungen 


3. Verwal tun gsvorsch ritten 

Spracbgebraiich Im Aufgabenbereich der Landes- 
plunung — BekannLznachung des Ministerpräsiden- 
ten — Landesplanungsbebdrde — vom 1, Septem- 
ber 1964 ( Amtsbl. Soht.-H. S. 439} r geändert durch 
Bekanntmachung vom 23 April 1969 (Amtsbl. Schl » 
H, S. 225}! 

QrganlsationserlaO des Ministerpräsidenten über 
die Wahrnehmung von Aufgaben der Raumordnung 
und Landesplanung vom N. Juni 1971 (AmtsbL 
5chL-M. S. 44B]i 

ÜrgiinisatiunsErlüB der LandesregiEruiig über die 
Ständige Interministerielle Raumordnungskonferenz 
(IROK) für das Land Schleswig ^Holsteiu -- Erlaß 
ries Ministerpräsidenten vom 14^ Juni 1971 [AmtsbL 
Schl.-RS> 450): 

Anzeigen über die beabsichtigte AuJsieUung von 
Büuleitpidnen nach | 16 Abs. I des Landesplanungs- 
gesetzes ~ Gemeitisamer Ründerlaß des Minister- 
präsidenten ~ Landesplanungsbnhorde — und des 
Innenministers vom 24. März 1972 (AmtsbL SchL-H 
S, 535)? 

Aufstellung von Kreisen Iwicklungsplänen ^ Erlaß 
des Ministe rpräsldenten — Lanriesplannngsbehür- 
de — vom 5. September 1972 (AmtsbL Schl.-H, 
S. 6e?)i 

Geschäftsordnung des Landesplanimgsrates vom 
19. Sepie jiiber 1972 — ^ BekantiLmachuny des Mini- 
sterprisidenien — tandesplanungsbehi^rde — vom 
7. November 1972 (Amtsbl. SdiL-H. S. 795L 
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B. Gafn«Enaanift Ländftäpianung dar Linder 
Bnden-Wdrttemberg und Bayern 

Staate vertrag xwlAchen dfliii Land Bade n-Wurt Lern* 
borg und dom Froistaal Bayom übor dio Zusammon- 
iirbüU bei der Lanfiesantwicklung und über diä 
RegionaJplanung ln der Rogian Donau- [Iler vom 
3\. Mür£ 1973 (vei6riejiüit:ht ixi Badcu^Württom- 
bergj Ges. Bl. K. !29i In Bayerns CVBL S. 

Baden-Würtlembergp Heasen und Hhelnland-Pfaisr 

Staatsverlrag zwischen den Landern Biiden-Wurl- 
tombor* Boston und Rheinland- Pf fl ix über die Zu- 
s^ammenarbeit bui der Raumordnung im Rhein- 
Neckar-Gebiet vom 3. Mäo I969i (verdffent licht 
in Baden-WürtLemberg: Geä. Bl. S. 151: Hessen: 
CVliL I S 130^ Rhein Land-Pra 17 ; CVBL S. I39}j 

Satzung des Raümordnüngsverbandes Rhein-Nedtar* 
Kbrpersdiall des offenliidiiin Rudib (verüffentlidhl 
to Baden- Württembergs St Am. 1970 Nr. 30 S. öi in 
H(ni:ien: SlAnz. 1970 S. 1352]. 

Baden-WürHemberg und Rheinland- Pfalz 

Staate vertrag zwischen den Ländern Baden- WürL- 
lemberg und Rheinland-Pfalz Ober die Zueammen- 
arbeil bei der Raumordnung in den Raumen Mitt- 
lerer Dherrhntn und Siidpfalz vom ö. Marz 1974 
IverüffenUidil in RhemlarHl-P^alz^ GVBL S. 513; Ba- 
den-Württembarg; Ges. BL 197.^ S. 1). 

Bremen und Niederaachaen 

Bek. d. Nds. Mdt vom 11. August 19?C (Nds. MBl. 
S. B51): Empfehlung der llauptkOTnrnfsslon der Ga- 
me imfomen LandesplaiiUiigsarbDlt Bremcn^NIcdet- 
sachsen zur Verwirklichung der gemeinsamen 
RauniurüaujigävorstcLtu.ngen vom 29. Mal 1970 fmlt 
Zustimmung des Bremer Senats und des Nds. Lon- 
desrainlsteriums); 

Bek. d. Nds. MdI vom IS. Oktober 1970 (Nds. MBI, 
S. 1305): Richtlinie der HaupLkommisaion der Gu- 
uieinäumeii Landissplanungsarbelt Bremen/Nleder- 
Sachsen zum Ausbau des Erholungsgebietes Oster- 
holz-Wesermilader Geest vom 29. MbI IH7Gj 

Bek. d. Nds. MdI vom IS. Oktober 1970 [Nds. MBI. 
S. 1306): Rtchtlinie der HauptkommiKsion der Ge- 
rne insamen Landespl anungsarbelt BremenVN j eder- 
sarh.'sen zum Atisbau das Erholungsgebietes Wildes- 
hfluser Geest; 

Bek. d. Nds. MdI vom 17. JuU 1972 (Nds. MBI. 
S. 1072); Richtlinie der Mauptknmmission der Ge- 
rn elnsomen Landesp! an ungsarbcit B reme n/Nf eder- 
SBchsen zum Ausbau des Erholungsgebietes ^Seen- 
umi Waldlandschaf l südlich von Rotenburg (Wüm- 
me}" vom 11. Februar l972j 

Bek. ± Nds, Mdt vom 17. Juli 1972 (Nds. Mll. 
S. 1072): Richtlinie der HauptkommlifsjoTi der Ge- 
mninsaineii Landeaplanungsurbeil BremeU/Nleder^ 
Sachsen zum Ausbau des Erholungsgebietes «Geest^ 


lind Seenlandschaft Bederkesa" vom 11. Februar 
1072; 

Bek- d. Nds, MdI vom 10. November 1972 (Nds. MBI. 
S. 1631): Richtlinie der Hauptkommission der Ge- 
meinsa m en Lun desp I anungsarbe i t Bremen/Nleder- 
saehsen zum Ausbau des Erholungsgebietes «Del- 
menhorster Geest' vom 26. Oktober 1972] 

Bek. d. Nds. Md| vom 15. Januar 1973 {Ndz. MBl. 
S. 312)! Gemeinsame Landesplanung Brenien/Nie- 
dersachsen (NeufaEsung der Empfehlung zur räum- 
lichen Entwicklung des Flanungsraumos vom 
26. Oktober 1972)| 

Bek. d. Ndä. Ml vom 14. Februar 1974 (Nds. MBI. 
S, 4l0)t Gemelnsnme Landesplaming Bremen^Nle- 
dorsachsen (Änderung der Anlage 2 der Empfehlung 
zur VarwlTklichung dar gemein Ra men Raumont- 
nungsvorsicnujigcn vom 29. Mai 1970); 

Gemeinsatne Landesplanung Bremen/NiedersachseriT 
hier: Richtlinie der Hauptkammission der Gemein- 
SBTTieii Landesplanung Bremen/Nledersachsen zum 
Ausbau de^ Erholungsgebietes .Küstenrauiii Bre^^ 
men^Dorum-Spiftka" vom TA September 1974» Bek. 
vom 23. September 1974 (Nd$, MEL S. lS38h 

Gemeinsame Landesplanung Bremen/Niedersachsen; 
hier: RichÜinie der Hauptkommission der Gemein- 
samen Landesplanung Bremen/Niedersaebsen zum 
Ausbau des Erholung sgebietes .^Nordaeeküslenraum 
des Butjadinger Landes^ vom 12k September 1974, 
Eck. vom 23. September 1974 — 36-3 — 20120 (Nds. 
MBI. S. 1839). 


Hamburg und Nlederaachaen 

Bek. cL Nds, MdI vom 10. Septembar 1969 [Nds. 
MBI. S. 380)! 1. Empfehlung der Hauptkommission 
der Gemeinsamen Landesplanung Homburg/Nteder- 
sachsen zur räutnllrhen Entwicklung L d. Fh vom 
8. Mai 1969 (mit Zustimmung des Hamburger Senats 
und des Nds. LandesmlnisteTlums); 

Bek. d. Nds. Mdf vom 9. Juli 1971 (Ntl^. MBL S. 759): 
2- Empfebiung der HauplkommtssSon der Gemein- 
samen Landesplanung Hamburg/Nleder^ach^cn zur 
Verwirklichung der gememsamen Raumordnungs- 
Vorstellungen vom 24. November 1961 1. d. F- vom 
13. Mai 1971 (mit ZusLimmung des Hamburger Se- 
nats und des Nds. Landesmlnlsterjurns)i 

Bek. ± Nds. MdI vom 26. Juli 1972 (Nds. MBl. 
S. 1 112}: Gemeinsame Landesplanung Hamburg/Nl«- 
d«rBHchsen, RJditLinie der HaupUtommUslon der 
Gemeinsamen Landesplanung Ham burg/Ni erfersach- 
sen für die Ausstattung der Fremdenverkehrsorte 
vom 27. April 1972. 


Hamburg und SehleawIg-HolsSeln 

EntschtinBungen des Gemeinsamen LflndCSplanungs- 
ffttes Hämburg/Schleswig-Holatßin über die Ent- 
wi±1uiig Sm Hamburg-UmJand (veröffentlicht in 
Heft 3 (19B3) und nn Sonderdruck 1971 der Schrif- 
tenreihe .Landesplanung In Schieawig-Holstejii')j 
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EiiLschlitiBujig des Gmimiiisiimün LondesplaniLDga' 
rates Haruburg/Schleswig -Holstein lur Verwirkli- 
ch uiig der geiuaiDsümeu Pldiiujigeji iiu R^dgebiel 
um KÄrnhuTg vom IB. h>bninr 1960 Ld. P. voin 
20- Februar 1970 sowie die RidiUiRlcri über die 
Vergabe von Mltlein auA dem Forde rujigsfonds lür 
das Hamburg-Randgebiet (veröffentHchl In Heft 3 
(1963] und im Sonderdnick 19? 1 der S^hrlllenieibe 
^Ijindfiflplfinung In Schleswig-Holstein^ 

DeschluB des Gemeinsamen Landesplimtmgsrates 
Hamburg/Schleswig-Holstfiin vom 13. Dezfimber 
1963 über die Aufgabeneirweltemiig und Andemng 
der Organisaliaa deü Geiueizn»EUiieii Landespla- 
nungsretes (verdfrentddit In Heft 4 i;964) S. 68 
der Schriflenieibe «Laridesplanung in Schleswig- 
Hplatein''). 


Hevaen und Rhelnland^Pfalz 

Verwaltungsabkonunen über Maßnahmen der Raum- 
ordnung und LamiespUnüiig iiu Grenzbereitb dür 
Länder KesseTi und Rbetnland-Pfalz vom IB. Mai 
1955 (Hess, StAnz. S. 6S8? MBL Rheinland Pfalz 
S|j. h59|. 

Rh^lnland-Ralx und Saarland 

Staats vertrag zwischen dem SaarJand und dem 
Und Rheinland-Pfalz über Zw eck verbinde, ölfent- 
lich-rechUkhc Vereinbarungen, kommunale Ar- 
bflitüganiQinscbaftBn sowie Wasser- und Bodenver- 
binde vom 9. November 19?2 (veröffenUkht la 
Rheinland-Pfalz: GVBl. S. 42| im Saarland: AmtsbL 
S. 162}. 
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Anhang 5 


Programme und Pläne der Landesplanung und der flegionalplanung 

(Stand: 31. Dasemher IS74| 

1. Progranme und PSSne sowie sonstige Grundlagen der Landesplanung 


Land 

varblncllidi 

Jim 

PundEtfllle 

Entwurf 
[ln Auf- 
sLclIimg) 

Bfimarkun^en 

Baden < WUr t lemberg 

Land ese Rtw ieklungsplan 

22. Juni 1971 
Neufassung 

Vt Januar 1973 

GesBl. f. B.-W. 
1972. S. 170 



Facblichtii: EtiLwicUiingsiplan 
p K ra f t werkstflnd orte ■ 


% 

August 1974 

GemeixLsanifl Landesplanung 
Bedea-WürlieiQl^erg/Bayeni 





StdaLs vertrag zwischen dem Land Ba- 
den-Württemberg und dem Freistaat 
Bayern über die Zusaminenarbeit bei 
der Landesentwicklung und über die 
RogloRalplanung in der Region Do- 
nau-Iiler 

31.MÄnig73 

Ge$BK I. B, W. 
1973. S. 129; 

Bay GVBl. 1973 

S. 305 



Gemeinsame Landesplanung 
Baden-Württemberg/ Hesaea/ Rbeln- 
land-Plalz 





Slaais vertrag zwischen den Ländern 
Baden-Württemberg/HeBsen/Rhein- 
land-Pfalz über die Zusammcaarboit 
der Raumurdnung im Rhein^Neckar- 1 

Gebiet 

3, Miliz 13«9 

GesBl. 1. B.-W. 

S. 15li 

Hess GVBl. I 

1969. S. 130; 
GVBl. f. Rb.-Pf. 
1969. S. 139 



Gemeinsame Landesplanung 
Baden-WürHemberg/Rhelnland-^PCalz 





Sind Ls vertrag zwischen den Ländern 
Baden- Württemberg und Rheinland* 
Pfalz über die ZusammenarbeLt bei 
der Raumordnung in den Räumen 
Mittlerer Oberrhetn utkl Südpfelz 

3. März 1^74 

GVBL f. Rh.-P(, 

1974. S. 5l3j 
GesBI. f. B.-W. 

1975, S. 1 



Bayern 

Landesen t w iokJ ungsp rogramm 

Teilabschnitte *J 
. Erhol ungslandschafL Alpen ^ 

22. August 1972 

Bayer. GVBL 

1972, S. 324 


Entvirurt vom 

7. Mdi 1074 
liegt var 


AiifiuiuDg an die neuen Verweltungigreiuen eulgrund des am 1. Januar 1973 ln Kralt geUelunun Heginnalver* 
bandsgesetHi und Kreiareformgeselzet 
*1 baadell »idi um Tcilabsdmltte des LandesentwfdLlunpsprAgramms 
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vczbindLfdi 

Ai*r 


Fundslielk 


Entwurl 
fin AuT' 
HteilungJ 


BcmorkungtiTi 


y Einteilung des StdäLsyebieles in Rü- 21. Dezember 
ginnen^ IW^2 


^Destlmcnung der seatialon Orte* 


3. August 1973 


„Grundsätze für die Bestimmung der 
zentralen Orte der untersten Stule 
(Klflinzentren)" 


Bayer. GVBI. 
1972- S. 476 

Bayer. GVBI. 
1973, S- 452 


GKmernumc Landesplaniing 
Baden- WÜrtteisiberg/Bäycrii 


siehe unter 
Baden- Württ. 


BerlJji 

Flächennulzungsplan fFNP) 

L Anderungsplan 2 r FNP 

2k AnüerujigspUn z. FNP 


3^ AuderungspJaii z. FNP 


4, Änderung»- u, ErgÄiizujigsplaä 

5. Ändeningsplan z. FNF 
6 k ÄndeningspJan z, FNP 


GO. Juli \m5 

25k Mai 1970 

21- April 1971 

8k September 
1972 

18 . Juli 1073 


Amtshl. r 
Berlin v, 

3. Juli 1070 

Amuibl. r. 

Berlin v. 

5. M&rz 3 971 

Affilsbl. f. 

Berlin v, 

26. Mai 1972 

AmlsbL f. 

Berlin v. 

31. August 1973 

Amtabl. L 
Berlin V. 

7. Juni 1974 


X 


Bremen 

Flüchennutzungsplaii 1967 23. Juni 1967 

Jur die StadtgEmeinde Bremen 

Flächc^nnutztingsplan 1987 27. April 1967 

für die StadtgemeiixJe BremErhüv-nn 


Oemelnsaiiie Lande jqiLanung 
B ram en/N ledersachsen 


Empfeblung der Hauplkammiasiun 
der Gemeinsamen Landesplanung^- 
arbeit Bremen/NiedErsachsen zur 
Verwirklichung der gemeinsamen 
Raumordnungsvorstellungen 


29. Mdi 1970 


Nds. MBl. 1970. 
S. 031 


ÄxLdErung der Anlage 2 der Hmpfeb- 14. Februar 1974 Nds. MBl* 1974, 
lung zur Verwirklichung der gemein^ S. 410 

sömeu Rduiuordnungsvarätellimgen 


Der Flichennntzun gsplan (§ 5 BBauG) ersetzt Pregramme und PI Ina der Raumordnung fS ^ Abi. 1 Satz 5 RCGi 
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EmwuTf 


Funde^iell^ 

fin Auf- 
^tellungl 

Bemerkungen 


Lapd 


vc^rbindlid) 


Hamburg 

PlädlC^nnulzungsplan Hamburg 


Cemetnsüinc Landesplaniwg 
Ed ■ mbu rg/N Lederaa nhsfiD 

1 . Empfehlung der Haüptkommi$5ion 
der CemamsameTi Landespliinung 
H^itabiirg/Nleder$acl\sen xiir rÄum- 
Lichen Entwicklung 

2. Empfehlung der Haupt JenTnrnission 
der Gerne insamen Lände&planung 
HamhuTg/NieclErsachsen zur Var- 
wirkLichung der gemeinsamen 
Raumordnung^ vur^ Lell Uiigen 

Gemeinsame LandeKplHnung 
Hamburg/Schle^wig -HqIsI ein 

HntKchikeHungan des Cemeinsamen 
Lando^pLanungsra tes l-fa m bu rg/ 

Schlaswig-HoLstejo über die Enlwick'^ 
limg iJü Hamburg^UmJand 


EntschlieDung des Gemeinsamen Lan- 
dpsplAnungsmtes Kamhurg/^hleit- 
wlg^Hulstciii zur Verwirklichung der 
gemeiiLaamon PEanungen ün Rand- 
gebiet um Hamburg 


DeschluB des GeTneinsainen Landes- 
pluiiungsrdtes Hamburg/Schieswig- 
ElnlstelTi über die Aufgabenerwaüe- 
rung und Änderung der Organisation 
des GemBinsamen Limdesplanungarü' 
te$ 


Hessen 

Lu ndesruumordnungsprograTnin 

Landesentwicklungsplan [LEP) 

Hessen 'BO 

{Rahmenplnn Für die Jahre 197Q bis 
IDBO) 

DurebtuhrungsübsebniLt zum LEP 
1971 bis 1974 

Durchtührungsabschnitt smm LEP 
3fl7S bis vmH 


5. Dezember 
1973 


a. Mai 1969 


13. Mai 1971 


29- Februar i960 


13. Dezember 
1963 


Hambg- GVBIk 
1973, S. 542 


Nds. 1969, 

s. sao 


Nds, MBl. 1971, 
S- 759 


Heft 3/1903 und 

Sonderdrude 

1971 diir 

SchrlFtenreihe 

«Lundesplanung 

in J^dileswig- 

Holslcin* 

Heft 3/1963 und 

Sondcidruck 

1971 der 

Schriftenreihe 

.Landesplanung 

in Schie_swig- 

Holslein* 

KefL 4/1964 der 
Srb rillen reihe 
Xande^plaiuing 
in SdiLeawig- 
Holstein" 


HesR. GVfiL Ip 
S. 265 

StAnz. 1§7I, 
S. 1041 


la. März 1970 
27. AprLL 1971 

27. April 1971 

voHkuFlg 
besddos^n am Min.^PrÄs. 1974 
U ApziJ 1974 


Elrsg.: Hess* 
Mln,-Präs. 1972 

Hrsg.: Hess. 


*} Der Flächemsut^ungsplRn BBauG) ersatzt Piograuiiae uad PlOne der RaujaofcLftuiig [ä 5 Abs. l Satz 5 ROG) 
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Lantl 

vcrblndlldi 

am 

Fi]nd*i Seile 

Enlwutf 

(Sn AuF 
stelUuig} 

Bemerkungen 

Ftichpldn „Frättidttiverktihr* des L£P 

vailiufig 
beachloEEen am 

29, November 

1973 




Pflchplnn *. Berufsbild uno* des LEP 

vorläufig 
besdilüsscii aiu 

IH. März 1974 




GemRlnsaioe Landeüplftnutig 

Hesse a/Rbetatand’PIatz 





VerwaltungsAbkommen über MaBrah- 
luca der Raumordnuna und Laudeä^ 
Planung im Grenzbereich dflr Utndei 
Hessen und Rhelnland'Pfals 

1B. Mal 1965 

Kess. SlAn*. 

19G5, S. 6891 
MmBI. Rh..pr. 
1965, Sp. GGS 



Nlcdcfsacbäcn 





Lanrifisra ii mordnun gspTngramm 

April 1973 

Nds. MBl. vam 

25 . Mal t973. 

S. S46 



CflRiflliisAine Landfifiplanung 
Haiuburg/Niedorsacbscn 




siehe unter 
Hamburg 

Gemeinsame Landeaplanung 
Bremen/NJedersaebsen 




siehe unter 

Bremen 

Nordrbeljt-WüstfaLea 





Gesetz zur Landeten twick hing 
[Landesent wlckLangsprogramfa) 

19. März 1974 

GV. ESrW. S. 86 



LandeaeuLwickJlnigBplan 1 (Eintfiilung 
des Landesgebietes in Zonen) 

17. Dezember 

197Ö 

MBl. NW 1971 

S. 700 



Landeüenlwiükltlngsplkin It (Entwick- 
lungssehwerpiinltle und -achsen) 

3. März 1970 

MBl. NW 1070 

S. 4S4 



Landes enlw ick] ungsplan II E (Gebiele 
mlL besonderer Bedeutung für Frei' 
Zonen) 



X 


LandeseaLwicklungsplan IV 
(Fl ugplauberef che) 



X 


Ldndesecitwicklimgsplau V 
(Lagerat ätteni 



X 


Landesontwiclciungsplan VI 
(Pliichfin für GroBvorhsiben) 



X 


Rh einland -Pfalz 





Landesetilw ick 1 ungsprogr^mm 

74. April 19Bi9 

SlAnz. für 

Rh. Pf. 1068, 
a. J16 


Fortsdireihung 

1973 

abgesdilDEsen 
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Land 

verbmdllth 

am 

Pubdslellf 

Entwürl 
tkn Aul- 
ilcllung} 

Bemerkungen 

GecaeLnsaiu« Landaaplaitung 
HadeD-WOrttAinberg/M^ssen/ 
Rbcinland-Pfak biw, Baden- 
Würtlemberg/khBLn 1 ODd-P J all 




siehe unter 

Badfln- 

Württemberg 

RlieLiilaDd-Plaii/SitarlaDd 





StAftt^verirag zwischen dem Saarland 
und düiD Land RlieinUnd-Pfak über 
Zweck verband e, ö 1 1 en 1 1 idi-rechtl iche 
Veicinbarungcn, kommunale Arbeits- 

gemBinBchaflen Bowie WäBser- Und 

Bodenverbände 

9 , November 

1972 

GVBI. f. Rh.-Pf. 
1973, S. 42; 
Amt^BL Raarl. 
1973. S. 192 



SaarUnd 

RanmordnungRprogTAmm 

Allgemeiner Teil 

1Ü, Qktaber 

1967 

Atnt«H|, Saarl. 
1969. S. 37 



Besonderer Teil 

2a. April 19?0 

AmtaBI. Sdarl. 
1970, S. 496 



R Aum nrdn ungfltellp 1 äne ; 





— Zentrale Orte 

1 DienB tle is Liing bzbd Iren} 



% 


— Verkehr 



X 


— LandfichaJt 



X 


— Siedlung 



X 


" Saarausbdu 



E 


Gemeinsame Landesplanung 
Rhelfiland-PFalz/Saarland 




siehe unter 
Rheiiitand -Pfalz 

Schl eswig -HoKstelo 

GeBEtz übar GrundsätzB zur Entwick- 
lung des Landes fLandesentwick* 
lungsgrun dsätze) 

1 1 . Dezember 

1973 

GVBI, f, S.-H, 

1973, S. 426 



Raumordnungsplan 

16. Mai 1969 

AmtsBI. 1. S.-H. 
1969, S. 315 



U Änderung des Räume rdnungsplans 

IC. Mürz 1971 

AmtaBI. f. S.-H. 
1971, S. 221 



2. Änderung des Rauniürüuuagsplujis 

25. April 1973 

AmtsBI. i, S.-H. 
1973, S, 345 



Gemeinsame I^ndesplanung 

Hamburg/ Scbles wig-HuIsleLn 




siehe unter 
Hamburg 
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2. PlÜne und Programme der RegioualptiiDUitg 


Land 

verblndtldi 

rundst all« 

Entwurf 
üfi AnF 

neTTterkungan 




st^üiing) 


Baden 'Würt temborg 





1 . Rpiglonalplan Unteirer Neckar 



X 


2. Regionalplda FraJikeu 



X 


2a KeGionalplan 

Dezember 1972 

StAnü. f- B.-W. 



Wür Clc mberg isthes- 


1973 



Unterland 


Nr. 27, S. 5 



3. Regionalplan Mittlerer Oberrhoin 



X 


4. Regiotidlpldn Ost-WiirLternberg 



I 


5. Reglonalplan Mi lUcrcr Neckar 



X 


5u Gebietsn nt wicklungsplan 

14 Män 1972 

StAaz. f. B.-W. 



Mittlerer Neckarraum 


1972 

Nr. 47, S. 5 



5b Regicvnalplan 

DCj^embcr 1972 

SLAnz. f. B.-W, 



Würltomborg-Mitle *J 


1973 

Nr. 27, S. S 



5c Reglonalplan RemS'Mutr 

Dezember 1972 

StAni. 1, B.-W. 
1973 

Nr. 27, S. 5 



5d Regtonalplan Nockar-Fils *] 

i:>ezenibeT 1972 

StAni. r. B.-W, 
1973 

Nr. 27, S. 5 



6. Regionalplaa Nurdschwarzwald 



X 


7* Rfigißnalplan Donau-TIler 



X 


6. Regionalpldit Isfcckar-Alb 



X 


9. Regianalplan Schwarxwatd — 



X 


Baar — Hetiborg 





lO. Regiunalplan Südlicher Über- 



X 


rhein 





lOa Roglüualplyn Breisgiiu 

Dezembar L9B9 

StAni- f. B.-W, 
1970 

Nr. B, S. 4 



lOb Gebietsentwlcldimgaplan für 

22, Juni 1971 

StAnt. I, B.-W, 



das südliche Obonhelngebiot 


1971 



und lür einen Teil von Hoch- 

Theln *) 


Nr. 90. S. 7 



1 1 . Reg konal p 1 an Hochrhein 



X 


1 la GEbieL<eftn,twicklungiiplae für 

22. Juni 1971 

StAnz. f. B.*W. 



das südliche Obeirhcingebiet 


1971 



und für einen Ted von Hoch- 
rhein *) 


Nr. 90, S. 7 



; 12, Regionniplaxi 



X 


B Ode osee-Obersr b w a ben 





12a Reglondplan ösülcher Bo- 

Dozomber 1972 

SlAaz. 1. B..W. 



densea-Allgäu 


1973 

Nr. 27. S, 5 




VorlÄtiflg gülüg bis inr YerblrLdlldkk^Kt5#rtl.lrtmg d«i in diftr Aiifi$tpnutig befind liehen Reginnatplmn^ Ü 31 des 
Lande aplunungaguselzes von Sade □'Württemberg i. d. P. vom 25. Juli 1572] 
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Land 

verhindiidi 

Fundülelle 

Ent^rf 
lln Auf- 

namarkungen 


am 


stellungl 



Bayern 

U Rcgiondlplän 

Bayerischer üntennain 

2. Regionaipl^ Würzbmg 
Regionaiplnn Mdin-Rhbn 

Raimordnungsplan Bayerische 
Rhön 

4. Regfonalplin Oberfrankcn-West 

5, RegiouanlpLdn Ober[rdnken-0£t 

ti. Regional plan Uberpfali^-NoTd 

Raumordnungsplap 5stl 
OberpJalzer Waid^) 

7« Regional plan MittelfranRen 

8. RegiDniilpLoii WestmiUel franken 

0- Regaonalplan Augsburg 

10. Regiünalplofi Engobttidt 

li« Regionalplan Regensburg 

Raumordnungsplan östl Ober- 

pfdLzer Wald 

12. Reglonalplan Donau -Wald 

RauE&orÜnung&plan Mittlerer 
Bayerischer WaJd 

1 5. Regionalplan Lundähul 
1 4 . Reglone Jpüan Mü ndie n 
15 p Regionalplan Donau- Iller 

16. Regionalpliui AÜgail 

1 7 . Regf oaalp Inn Oberland 

1 8. Region alp] an S üdostobe rbay ern 


Hesiaen 

l. Re0oiialer Raumordnungsplan 
Nordhessen 


2 . 


a. 


Regionaler RaumGrdnungsplän 
Teilregion Mittclhosscn 

Regionaler Raumordiiungspluii 
Teilregion Ostbessen 

4. Regi analer Raumnrdnungsplan der 
Regionalen FlaxLungsgemelnschaJl 
UnLennaiD 

— Sachlicher und räumlicher 
Teil plan 1 

— Sachlicher und räumlicher 
TeiLplan 11 


X 

X 


1966 


1966 


X 

X 

X 

X 

X 


L966 


1967 


1 

X 

X 

X 

X 

X 


20. September 
1972 


HessSt.Anz. 
1972. S. 1745 


*) AuJgesteUl vci der Ausarbeitung und V^rMndlichkeRftßrkiaiiLng der Reglnnülpi^e (Art. Id Bsyerisdres Landes- 
plsnungsgesetz vom 6 p Febiruar ia7ö| 
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Drucksache 7/3582 


Land 

verblindLid] 

am 

1 FunditeUe 

Entwurf 
(ln Auf- 
stellung) 

Beiuerkimgei] 

5. ReyiaiidLer RduuiurtlnüJiyspLdn 

Rh Ci n -M a I n -Ta u nii 5 



:t 

0, Regienoler Rüumordiiujigspläii 
Starkanburg 



IC 

Niedersachsen 




RcglonaJes RaimordnungsprogTamm 
für den: 




U RegBez. Hamiover 

23. Dezember 

1972 

Amtsbt, für 
d, RegBez. 
Hannover vom 

2^. Dezember 

1972 


2^ GroJiranin Hannover 

1. DRiemher 

1973 

Amtsbl. für 
den Reglez. 
Hannover vom 

23. November 
I973h^ AmtsbL für 
den RegBez. 
Lüneburg vom 

19. November 

1973 


3, RegBez, Hildesbeim 

39. Dezember 

1972 

Amtsbl. lür 
den RegBez 
Hildesbeim vom 
3Ö. Dezember 

1972 


4. RegBez, Lüneburg ' 

L4. Mai 1973 

Amtsbl. für 
den RegBez. 
Lüneburg vom 

14. MaJ 1973 


5. RegBez. Stade 

25. April 1972 

Amtsbl für 
den RegBez. 

Stade vom 

25, April 1972 


6. RegBe^i. Osnabrück 

15. Septembar 
1S72 

Amtsbl für 
den RegBez, 

Osnabrück vom 
15, September 
1972 


7. RegBez. Amcb 

m März 1972 

Amtsbl. für 
den RegBez. 
Auridi vom 

30- Mdrz 1972 


a, Verwflcz. Braimschwelg 

20, Januer 1972 

Amtsbl für 
den VerwBflz. 

Braun$cbwelg 

vom 

20. Januar 1972 


9. GroBraum Braurtscbwctg (Am 
L November 1973 auE TeiJen der 
Bezirke Braunsdiwelgi Hndes- 
heiiu und Liineburg geblldsl). Die 
Regionalen RaumoidnungEpro- 

, 


% 
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Land 

verblndlLdi 

Fundslei le 

Entwurl 
(ln Auf- 

Bemerkuiigen 


am 


sleUuxjg] 



q ramme der Bezirke Braim- 
sdiweigp HlldeäheJm tmd Lüne- 
burg y eilen itiätiweiL biä zur 
NeuDulHlRltung VfirhaiidEpla- 
nes fort 

1 0. VerwBez . Oldenburg 


N{>rdrhein-WeHtEii]en 

U Gebietsentwicklungsplan der Lan- 
desplunungsgeiDejiischall Sied- 
lungsverband Ruhr kohlenbezirk 

2, Ergüuzuiig des GebietsenLwkk- 
lungspIanR der LandBEplanungs- 
gciucinschaf l Si ed lungsv erbend 

Ruhrkohlenbezirk (Regional h lri~ 

frastnüciur) 

Gebi ebien l wickLimy s plan 
Rheinland — Teilabschnitte: 

1. Seükanlkreiä Geilenkiidicn- 

HflinRherg 

2. Kreis Grevenbroich 

3. Kreis Erkelenz 

4. Kreis Kempen-Krefeld und kreis* 
freie Stadt Krefeld 

5. Kreis Düsseldurr-Metljiiinin 


6. 


7. 


Ö. 


Kreisfreie Siedle 
Mönchengladbach und Rheydt 

NiederrhBinr Teil 1 
^Kreise Kleve und ReesJ 

Ca. 4U für verbindlidi erklärte 
Teilpläne Im Rheinischen Braun - 
kohlengebieL nach dem Geselz 
über die Gesamtp Innung im Rhei- 
nischen Braunkoblengebiet von 
IRM 

Kreisfreie Slodt Köln 
Kreis Köln/Rheinlcdi-BergiEclier 
Kreis 

11. KreSslreie Städte Dössel dort und 
NeidO 

12. Rurtal (Kreise Düren und 
Heinsberg) 

13. Kreisfreie Stadl Aachen und 
Kreis Aachen 

Bergisches L^nd (k reisfreie Slödle 

WuppertaL Solingoht Remscheids 

Leverkusen sowie Rhön- Wupper- 
Kreis) 


9. 

ID. 


U 


7. Aprii ia72 


29 p NovemfaBT 
1960 


AjnLshl. für 
den VerwBez. 
Oldeubürg vom 
7. April 1372 

MBL NW 19B6 
S. 3203 


13. November 
1903 

MDL NW 19^3 
S, 2034 

27. März 1308 

MBl. NW 1968 
S. 822 

L Dezember 

1909 

MBl. NW 1969 
Sv 2025 

13. April I97Ö 

MBl NW 1970 
S. 770 

5. Juni 1970 

MBl. NW 1970 
S. 906 

2. Dezember 

1970 

MBL NW 1970 
S. 2008 

1 1. Qklaber 1974 

MBL NW 1974 
S. 1548 


X 

X 
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Lnnd 


VetbindlEdi 

Am 



Entwurf 

Funeislelle 

{In Auf- 
stellung! 


BAmAfkuagen 


X 


X 

X 


X 


Obergs leiteler 
Pfcflr> f. S, V. § S 
der L DVO zum 
LPIG 


15. Kreisfreie Stadt Ronn/ 
Rhein-Sieg -Kreis 

Überbergiadier Kreis 

17h Erfüll {Kreise BcrgbeiDa und 
Euakirchen) 

19. Niodenrhein, Teil 11 

Gebiets ent w icklungs plnii 
Westfalen — Teilabschnitte: 

1. Biggetalsperre 


2. Arusbergei' Wald 


X Kreis Siegen 

4. Kreis Teekien bürg 

5. HnchstüL Paderbnm 

(Kreise Paderborn, Hörlerf Büren 
und Wnrburg) 

6. Kre Is Wl itgeristeln 


7. Stadt Münster sowie die Kreise 
Mkiiifiterr Warendorf^ LudiDg^ 
hausen uod Beckum 

8. Kreise Soest und Lippstadl 

9. WestmünsterUnd (Kreise Abau«j 
Steinfurt, Borken, Coesfeld und 
kreifiJrule Stadt BachoU) 

10~ Kreis Arnsberg 

U. Kreis Meschede 

12. Kreis Olpe 

13. Kreis Bryou 

1 4. K reis Ludensdieid 

15. Iserlohn [kreisfreie Stadt Iserlolui 
und Kreis fseiLohn) 

16. Kreise HerfnTd und Minden - 
Lübbecke 

17. Bielefeldv'CLLLeralüti [kreisfreie 
Stadt Bielefeld und Kreis Gütern- 
lob) 

iS. Kreis Lippe 


S. 20 

MBL NW 1974 
S. 23 

Noch nicht 

bekannl- 

gemacht 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

T 

X 


22. Oktober 1970 

30. Nov^ember 

1972 

6. Dezember 

1973 


ubergeleitefer 
Plan i S. V, 5 5 
der 1. DVO zum 
LPIG 

MBI. NW 1971 
S. 46 

MBI. NW 1973 
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Land 

verbindlich 

am 

Fund&telle 

Enlwuif 
(in Auf' 
filcllung] , 

ßemerkungun 

fthflinLänd-PIalz 





Regionaler Raunior<lrvuftgsplan; 

1. Westerwald 

22. FebniHT 1974 



Noch nicht 
bakannl- 

gomacht 

2, Miltalrtiein 

30. August 1972 

StAnz. f, Rh.^Pf, 
1972 Nn 42, 

Sh 643 



3. Rhe1nhe$seii 

A. Ndhti 

3, Januar 1973 

StAaz. f. Rh,-Pf. 
1S>73 Nr. 1. S. 1 

X 


5. Wcsteifcl 

13. Juni 1973 

StAiu. f. Rb.^Pr. 
1973 Nr. 22p 

S. 305 



6. Mos«] — 'Saar 

2h Dezember 

1974 

StAnz. l Rh.^Pfn 
1974 Nr. 47. 

S. 725 



7, Vondetpfftlz 

8, Sädpfük 

April 1972 

StAnjH r Rh -Pt. 
1972 Nr. 13, 

S. 201 

JL 


3. Weslptdli 

J8, Februar 1874 

StAnz. r. Rh -Pf. 

] 9?4 Nr. 6. S. 85 



Saarland 





kaumcrdnungstellplänfl vor Erlaß des 
Saatl^di sehen Landespl anun gsge- 
snlzes vom 27, Mai l^ü4 





L. Stadt Merxlg 

14. Januar 1963 

Amtsbl. SaarL 
vom 25. Januai 
19133, S, 46 



2. Stadl Saarlouls 

U. Februar 1964 

Atot$blK SaarL 
vom 5. März 
igßdp S. 171 



3. Mittlere Prims (Genieindent 

Schmelz, Hüttersdorf, Linibach, 
Gresaubadi^ PrimHWGilflr} 

27. April 1904 

nAmtsb!. Saail. 
vom 21. MaJ 

1Ö64. S. 362 



Raumordnung stellpldfie gemäß Saar- 
land iaobes LondespLanuiigsgesetz: 





4. St Wendel 

2 t. Oktober 1900 

Amisbl. SaarL 
vom 21. Oktober 
1966, S. 720 



5, Obermofsel 

16. Juli 190a 

Amtsbl Saarln 
vom 22. Juli 
!968. S. 442 




■} Vortiluflg g^LItlg bi£ xur Verbtndlldikeltaerklünjng der in dtr Aufstellung befindlkdieil Regiondplän-e für die 
rianungarduine It und IJI 
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tend 

verbindUdi 

am 

Fundstelle 

Entwurf 
{in Auf- 
, elellung) 

Eemerkungfuk 

Sr hleswlg-Ha Letein 




J, Rcgionalplan für den PJanungs- 
raum 1 (Kraisa Harzagtum Lauan- 
bürg, Plnnebergp Segeberg, Stor- 
mam) 

Iß. April 1873 

Amtsbl, f. S.-tt, 
1973, S. 379 


2. Reg ionalp lau für den Planungs- 
rdind II (KräJH Oälfaoi:»taiD und 
krefslreie Stadt Lübeck] 



% 

2a Reglonalbezirlisplan 
irRaum Lübeck^ 



X 

3. Regionalp Lau für den PLantings- 
räUm Itl (Kraissa PldUr Randsbürg- 
Eckemfarde sowie kretsfrete Stdd- 
ta Kiel.und Neumünsler] 



X 

3a Region albezirkspian «Ver- 

bandspLan Kieler Umland 1963 
bna 19BÄ" 

10, 1971 

Amtsbl. f. 5.-TI. 
1971, S. 303 


4. Regionalplan für den Planungs- 
rauid IV [Kleine DlLbmarschet] 
und Steinburg) 

27. Februar 1907 

Amtsbl. t S.-H, 
I9e7, S. 107 


1. Änderung des RegiDDulplans 
für den PlanungEraum LV betr. 
den räumJidhon Teilbereidi 
Wirlsdiattsraiiiii BrutubüLtaL/ 
Uttteretbe 

14. Oktober 1974 

Amtsbl. f. S.-H. 
1974, S. 785 


5. Ragjonalplon für den PLadUiigs- 
raum V (Kreise Nordfrlesland, 
Scble^wig'Hensburg und kieis^ 
freie Stadt Flensburg) 



X 

Regienalbezirksplon 

1 „Nordiriasisdia [naaln* *■] 

6. Märt 1967 

Amtsbl. f. S.-H, 
1967, S. 115 



Vorlluriq gülllg hiE zur VeTbSndlicfakeJLfäJklArung dee Ifi der Aufstelhing befjniiljebän Ri^gEanaipliJiA lüz den 
rftuiungiraum V 
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Anhang 6 


Ent&öhlleßungan und BasdifUaee dar Mlnislerkonterenz für Raumordnung 

a] ratsdilSedung Ober Aufgabcnabgrooxuzig und Zusatumauajban 
von RdiunordDuni] und IJnnvAUnolEtlk 

f30. Mai \U7:\] 


Dia Ministerpiäsidanlankonfaiaiiz votn Okto- 

bar 1^72 hat dlfl Miniatarkonfaren^ für Raumord- 
nung (MKRO) und die für allgeineine Prägen des 
UmwallJidiutzea zuBtändigen MinisLer und Snna La- 
ren der lAnder und des Bundes gebeten , im gegen- 
aalligen Einvemuhmün ihre Auf gaben fu^itzuLeguti 
und gegeneLDamder abzugrenzen. 

L 

Die MKRO hat die Aufgaben von Raumordnung 
und LaDde&plftnung auf dem Gebiet des Um weit - 
sdiuLzes in ihrer Eutsdüleßunp vom 15. Juni 1072 
dargasteUt und In der Den ksdi ritt ries Hauptaua- 
sdiusses näher erläutert. Unter Berücksichtigung 
der der Raumordnung obliegenden Aufgabe, alle auf 
den Raum einwirkenden Planungen und Maünah- 
meii ubzu wägen und in RdunierdnunyüpLänen zu ko- 
ordinterenj ist die MKRO tn Dbereinstinuruing mit 
der EnbidilleBuiig der für ullgnmeine Frugen des 
Umweltsdiutzes zuständigen Mlnfster und Sena- 
toren der Länder und des Bundes vom B. ApriL 1073 
der Auffaasung, daB zwisdien den beiderseitigen 
Aufgaben keine konkurrierende Ubersdmeidung 


vorliegt. Die MKRt) wird stdierstflllen, daß die 
raumbedeutsainon Irkenntnisse und Ziel Vorstel- 
lungen des Umwellsdiutze.s entfipredhand den in 
der RntsrhJleßung vom 15. Juni 1972 niedergelcg- 
Een AbwägungsgesidiLspunkEeii ln daa Planungssy- 
slejri der REUimordnung einbezogen werden^ 

II. 

Die MKRO sLimmt mit den für allgemeine Fragen 
des Umweltschutzes zuständigen Ministern und 
SenaEoreu der Länder und des Bundes darin über- 
ein, daß die hei dersel Eigen AnEgabenbereiche eine 
enge Znsammenorbeit errordem. Audi die MKRO ist 
der Meinung^ daß sich als Formen der Eusammen- 
arbelt die gegenseitige Beteiligung von Vertretern 
lii Aussdiüssien und Arbeitskreisen beider Giemien 
und riifi Bildung gemeinsamer Ausschüsse aus Ver* 
tretem dieser Gremien äiibielen. Die MKRO ist zu 
einer solshen ZiisammeTiarbelt bereit. Auch sie ist 
der Meinung^ daß gemciLisame Ministerkunferen- 
zen oder qemeinsamn Sitzungen ganzer Ausschüssa 
oder ArbeiEsk reise nur ln Ausno hmefälien in Be- 
tradit gezogen werden Suiten. 


b) EntsdüLeßunq über Sicherung bzWp WledargewlnTiung 
kleinräumiger TnEormalLonen bei der BevßEkorungsfortschretbung 

(20. Februar 1974) 


!. 

Kleinste Roumcinhcit für die FortsdireibüJiy der 
Bevölkerung war seit |eher die Gemeinde, Vor der 
gegenwärtig sich vollziehenden kominuiialoa 
bietsform hal dc^r auf dieser Ebene gewonnene In- 
formatiensraster Eür die BeEriedigung der regionab 
statistischen Bedürfnisse der für Raumordnung und 
Ljnüespldnunp zuständigen Behörden sowie der 
Regionalforsdiung betreibenden Institute in der 
Regel ausgerdcht. Für die Arbeit üleäer Stellen 
naditeilige Informationslüd^en traten bis zu diesem 
Zeitpunkt nur Innerhalb größerer Städte äuL 

Durch die Bildung von Großgejueinden, die sifh in 
der Regel aus mehre ren^ bisher Kelbständfgen Ge- 
meinden zusammen setzeUp wird der aus der Bevöl- 


kerung sfortsdireibung gewonnene Informationa- 
rasier so sehr vergröbertp daß die landesplunert^ 
sehe Arbeit darunler leiden muß. Hin solcb^^r Inior* 
mationsveriuBl kann nur verhindert bzw, beseitigt 
werden, wenn die Daten der Bevölkerung sfortsdirei- 
btmg {Geburten, StcrbeläUe, Umzug Cp Änderung 
des PaTnilienstandes) such für Gemeindeteile zur 
VerlUgung gestellt werden, 

II. 

Die Ministe rkonferenz für Raumordnung hält es in 
ürginzung ihrer EnischlioDung zur Verbesserung 
der reglonalstatistiifdien Information vom EG* April 
1970 daher für erfurdertichr daß 
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1* auda künrUg Umzüge innerhalb det Gemeinde 
lueldepfliditig sind^ 

2. auf den melderediUiElien LJnLerlaijeTi ^Melde- 
scheln, Au^tausdidatensatz) die Gemeindetoile 
angegeben und unter Verwenüung eines drei- 
stelligen Gerne indetellschlüssels in ErgÄnzung 
der amUidien Gemcindekennziffer signierL wer- 
den^ 


3. in den latide$nselderedbüichen Regelungen sldier- 
geiilelJL wkü, daB Jk eiitspredienden Fük und 
Daten für statislisdie Zwecke ausgeweftül wer- 
den können I 

4. die BesUiiuonng der Cemeindeteik in Abslljn- 
mung mit den Landesplanungsbehdiden varge- 
nommen wird. 


c) Besdituß über das Veriiällijls iwisdicn den Veriüditiiagsrlnöiett 
und anderen Räumen 

pü. Mai 1973J 


lim mit dem zu erwartenden begrenzten Zuwadia 
an EnLwickiüngsputcnÜal eine ausgewogene Ver- 
di ditui^g in allen TeiJriiiiinen des BuiidesgebiBtes zu 
ermögllcbca, soll eine weitere Verdichtung der Be- 
völkerung und der Arbeitsplätze in den bestehen^ 
den VerdiditungBriiumen Jn der Regel nidit geför- 
dert werden Hingegen bedarf e^ einer qualitativen 
Verbesserung der Struktur- und Umweltbcdlngun- 
gen ln den Verdlcblungs räumen. Dies soll vor allem 
durdi eine Anpassung der FladienDiitzung,, durch 
Maßnahmen des UmweUsdrutze.^ und Beseitigung 
Störender Gemengelage n von Industrie- und Wohn- 
bebauung durdi slädtebaulidie Sonkrungs- und 
EnlwiLklungsmafi nahmen, durch den Ausbau von 
Entlüstiingsorten und durdi Verbesserung der Ver* 
kehr^verbältnlsse gcsdiehen. 


In VerdlchtungsrÄumen mit stagnierender oder 
rüddauriget Hinwidtlung sollen zudem soldie MaB- 
ti ahmen gefördert werden, die 

— zu einer Verbesserung der Wirtschoftsslniktur 
beilfagep und gewerblldie Modostrukturon ab- 
bauen, 

— die groBräumigen Standortvorlelk veibessein, 

— bestimmte Sektoren des IpJrastmkturangebotes 
erweitern p 

— die ätadlebaulidbä Situatiop verbessern und 

— den Ersatz -Wohnungsbau förderß. 

Id ezpandjerenden V erd ichtungs raumen ist der wei- 
lercß Zunahme von flevöLkening und Arbeitsplatz 
zeu entgegenzuwirken. Die Füideiung soll sich auf 
OrdnungsmahnahTnen mit dem Ziel der Beseitigung 
iLarbleilLger VenJiditungälolgen besdirankeD. 


dl BesdilüB Uber 

Die Kepnzetchnnng von Gebklen, denen bestimmte Funktionen 
vorrangig zuge wiesen werden Bollen 

2. Ausgklcb litr Naditellep die elnzelae Räume aus Gründen des 
UmweUsdiutzes oder anderer büheiranglger Zwecke hlnnehmen sollen 

(30- Mal t973f 


CFber die Verdidiitmgsräume hinaus sind — soweit 
regionoi et forderlich — Gebiete lestzukgeo, die 
im Rahmen der rauinst mk tu re I len Aufgabentelhing 
ontsprodiond ihrer jeweiligen Eignung bestinunto 
Funktionen — gegebenenfalls auch kumulativ — he- 
vooEugt erfüllen sollen- nämlidi 

1. Gebiete mit benunders günstigen VorattsseLzuri- 
gen für die Landwirtschaft oder die Forst wlrt- 
sdiaft; 

2. Gebiete mit besonders günstigen VoraussetzuD- 

gen für natur- bzw. iaödscbaftsbezogeno Frei* 
zeit und Erhulungi 

3. Gebiete zur langfristigen .Sicherstellung der Wais- 
servcrsoigungj 


4. Gebiete tPit weiteren ökologischen Ausglelchs- 
funktionen. 

Die Festlegung solcher Gebiete mit bevorzugten 
Funktionen kann audi m Verdiduunys räumen or- 
forderllch sein. 

In diesen Gebieten sind unter Berücksiebtigung ibrer 
sonstigen Fuuktioneii die Varaussetzungen dafür zu 
schaffen, daß sie Ihre bevorzugten Funktionen er- 
füLled können. 

Durch die FeAllflgung Folcher Gebiete können sich 
Beschränkungen ihrer ökopomlsdien Entwicklung 
ergeben. Diese Besdirkiikungen sind so gering wie 
möglldi zu halten und sollen durch Maßnahmen der 
Landosent Wicklung ausgeglichen worden. 
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e) EntsdilLeflung ^um Stüdtgiilverkelur 
(lö, Januar I975J 


1, Die MinkfitErkonferRrix für RauTnordnung Ist dar 
AuffassimgH daß der Slüdtgutverkehr zu den ge- 
mein wirtadiüftlidieii Aufgaben gebürt Und daß 
es sldi bet der geplanteci Konzentration der 
Stückgulabfertigungcn der Doutsdien Bundes- 
bahn urn raumbedEutKöine Planungen und Maß- 
natunen im Simie des Raumordnungsgos^ties 
handelL Aua dieaem Grunde ist eine Beriitksidi- 
tlgung raumordneri scher Geslditspuiikte, hier 
inabesundere der xenLidlürdidien ciiederung, er- 
forderlfdi. Um dem Gebot glcidiwerttger Lebens- 
verhäUnisse in allcu Gebietsteilen Redinucig zu 
tragen^ soilte gnindsätzlidi In dem Einzugs- 
bereich eines jeden Mütelzentnims JedenfaiJs 
eine SLürkgutabfeeUgung «rhaUED bleiben. 

2. Im SLürkg ul verkehr muß es für das ganze Bun« 
däsgeblet eine önnnhmcpf üdbüge Institution 


gaben I hiErfür hat sich die DnutsdiE Bundesbahn 
als nm besten geeignet erwiesen. Sie sollte Stüdt- 
gütabJerLigungen in eilen Teilen des Bundes- 
gebietes, insbesondere auch In den hintBr der 
dllgenicineu Eut Wicklung zurüdcgebliebenen Ge- 
bieten, unterhalten 

— für alle Selbst verladet 

— mit yenügeud kurzen An fuhr w egen 

— zu gleichen tari fliehen Bedingung en. 

3. Hierüber sollte die Deutsche Bundesbahn ein 
Cesamtkonzepl — auch über die Hinbeziebuny 
von Speditionen unef Transportunlemebmen — 
darlcgen. Für die FostLegung der verbleibenden 
SlüdcguLabferllgungEn ist eine refhtzeltige Ab- 
sUiumuitg mit den Obersten Landesplanungsbe- 
burdeu uaeilüßlid]. 


1} EnlsdiUeßung zur ELnlÜhrutig von statlstlsdiea GemelndeteLleu 
ln die AmlMdie StalJsUk 

[ 14 . FehruBr I§ 75 ) 


1 

Die kouunundle Gebiets refürm hat in lüsL allen Tei- 
len der Bundesrepublik zu einem so grnBflacbIgen 
gcmcindlidicii Gebiets rasier geführt, daß eine nur 
auf dar Basis der neuen CBmEindegllederung durdi- 
ge führte Statistik den Anfordenitigeti der Ratimord* 
uung und Landesplanung an kkinräumige Inforxua- 
tinnen nicht mehr genügt, ln Ergänzung und Aus- 
führung ihrer entsprechenden Entschiieflungen vom 
Ib. April 1B?0 und 2S. Febiuar 1974 hüll es die Mini- 
sterkonferenz für Raumordnung für zwingend erfor- 
derlich, daß ln der Amtlichen Statistik unverzügilch 
wieder die Voraussetzungen für eine ausreidiende 
Kloinräumlgkoit staUstlschor In/ormaUoneti ge- 
sdi affen werden. Dazu yehüren die Bildung von 
statistischen Gemein delel len, diw FeKtlegung der 
klciitraumig bonotlgton Daten tStaUsUk-Katalog) 
und die Losung rechtlicher und orgdnisatoiischer 
Probleme für den Nachweis statistlschtir HrgebnissG 
nach statistischeii Geiaeindeteüen, 

1.1 

Wegen der bestehenden Unterschiede hinsichtlich 
der Bevülkerungsd lebte, VerwaltungK- und Sied- 
lungsslruklur und der topographistheii GegebOnhei- 
len ersdieint die Bildung von staÜsUsrhon Ge- 
meindeteilen nach völlig einheitlichen und festen 


Krilerlen und Einwahner-SdiwelienwerlED nicht 
möglich und sinnvoll. Die Minist erkonferenz emp- 
fiehlt Jedoch die Anwendung fDlgendor Bearbeit 
Lang äteg Ein: 

1 . 1.1 

Statistische GoioeindotoilG werden Insbesondere in* 
nerbülb von solchen Gemeinden gebildcL, bei denen 
Daten Jür das gesamte Gemeind egebMt die klein- 
räumigen StrukturuDterschiede nichl mehr widei^u- 
apiegelji vermögen. 

1,1^ 

Um dos vorhandene staLlgtiscb«^ Material weiterhin 
zu langen Zeitreihen verweuden zu können, soll die 
Bildung statislisdier GäineindetelJe von den vor der 
Gebtatsrefnnn selbständigen Gemeinden tAltge- 
meinden) ausgebeUr wenn sie einen austelchcud 
kJeiuraumigen Gebielaraster darslellen. 

1*13 

Eine Untergllederung von pAltgEoiEinden'' in meb- 
rere statistische Gemelndeteile — ebenso die Bll- 
dting von statistlsdien GcmelndcleileD über die 
Grenzen mehrerer Aitgemeinden hinweg — aoUle 
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nur Ln den FÄIlen vorgenontmen werden* In denen 
die pofilisdie Glledeiuny ^diün vor der Cebiets^ 
reJonn für die ln Ziff. 1 durgestelUen Hedürfnl^^e 
nicht ausreichend wer (i, B. Oldenburger GroflgC' 
meinden). In der Regal aolllen SLiidLe ab lU DDQ Ein- 
wohner ebenfalls ln sLaüstlsche GemeLndeielle (mit 
möglichst mehr als 5 000 Einwehnernl unleiLeilt wer- 
den j dabei Hallten die inabeHandere städtebaulidien 
und siedlungsstniktü teilen Efgensdheften im Sinne 
¥on HemogexiildlskriLärieD neben adminiaLräLiven 
Ceaiehtapunkten (7. B. Wahlbesirlce) zur Grenzile* 
hung herangezogen werden, 

1.1.4 

Eine Zusammenlegung von mehreren Altgomeluden 
zu einem HtaliatiscbEn GeiDeindeleil kümoiL uujr für 
ehemalige Klelngemeinden ln Frage, für die kein 
lanüeaplunurisdiea tnlonnaüäasbcdürrms besteht 

Die zuaa1nmf■ngelf^gteT1 Allgemeinden solltan mög- 
lichst homogen seih- d.h. bei Untersiltleden in 
StrukLutp Funklian bzw. EnlwidtliingKUUfgabG solleu 
Altgemelnden nldit zu einem statistischen Gemein- 
detcil zusaminengelegL werden. Ausnahmen hiervon 
sind für aoldie Kloinstgenieinden moglidi, di« bei 
statistischer Zusapiinetiiassung mit mehreren an* 
deren bzw. gräläeren Allgemelnden kein alrukLurbe- 
Htimmendes, «Iso kein stniktiirverfälschendes Ge- 
wicht besitzen. Tm Hinblick auf den Einsatz von 
Campulermodenon, die auf der BanlR von räum lieh« n 
Dezugsnetzen arbeiten, sollten diese durch Zusam* 
znenleguiig von AlLgeuieinden gobildeLen stetivU* 
sdifln Gemeindetelle riumlfdi geschlossen sein und 
ihre Ausdehnung an der R^chengroOe der übrigen 
atatiBüschen Gemeindelelle orientiert werden, 

1.1.5 

Wenn amtliii]« Ortn- oder Wohnplatzverzelchniasse 
vorhanden sind, sollen sich die statistischen Ges 
mclndeteile aus den amllidi fcaLgtil«gleD OrLs- und 
Gumemdeteilen odp.r Wohnpl^tzen zusammensetzen. 
Sofern es die organisatorischen und ledmisdieu 
Voraussetzimgen ermoglicheui Holten für Sonderaun- 
wertungen mit Hilfe der EDV auch auf dor Ebene der 
sehr feinkörnigen Gliederung (amUJehe Ortu- oder 
WohnpJalzverzpichnlRs«} raumhedeiitsame Statistik 
sehe Daten auf Datentrögem bcreltgehalten werden. 


1.3 

Die Minis Lerkunferenz für Ruuniordaung hült die 
Aufbereitung und Ergebnis-Dokumentation für eine 
mit ihr noch abzusUinmende Aus wähl von Daten 
auB folgenden StatlHtikpu nach statiHliBdien Gerne! n- 
detellen für orforderUch: 

Volks- und Berufszithlung 

N 1 rh M an d w. Ar beitsstlt Lenzählung 

Gebaudfi- und Wohnungszählung 

LandwirtEdiaftHzählung [Grund- und Voll zähl ung) 

Be völkerungsfortsdir« i buug 


Wanderstatlstlt 

Wolmuiigsbe^lojid und ^ortschreibuiiig 
Frem den verk eb rssla I ist i k 
Bodennutzungserhebung 

ZenBus im praduzierenden Gewerbe 
(ohne Bauindustrie) 

ZeruiUE ini pioduzierenden Handwerk 

Zensus im produzierenden Gewerbe 
I Ba uhuup tge w erbe] 

Zensus der öffentJithen Energie- und WaBBer- 
versorgung 

ZeuBus tm Handels- und GastBtdLtangewerbe 

Industrteboricht 

Tolalerbebung im Bauhtiuplge werbe 
Baulerti gs Eellungsstatlst Ik 

BüuferL^gslelluugeu jui üffeiLllich geförderten und 
steuerbegünstigten Wohnungsbnu 

StatiälJk der «UgemolnbKldcndon Schulen 
Statistik der berulabildenden Schulen 
Schulanlagcn 'Stallst Ik 
KrankenhauHHtaUHtk k 
Umwelt-Statistiken. 

1.3 

Di« Mlnisterkonferenz für Raumordnung empfiehlt, 
folgende rechtliche und organisatorlsdho Vorkehrun- 
gen zur Sirhflnmg der Anwendung von stallstlsdhen 
Gerne indetei len zu Lroffeni 

1,3.1 

Die Bildung voit EtaliäLiEdien Gümeindateilea EoUte 
so rpehlzeitlg abgeschlossen werden, daß sie für die 
nädisten Zwlschenzahlungeti und onschUeßoud oudi 
ln den übrigen obengenannten Statistiken Anwen- 
dung 1 iiidoh könnChK 

13.2 

Di« Statist Ischen Gemeindeteile sollten durch einen 
d reiste lUgon Zusatz zur Gciuelndokennziffer nume- 
riert werden. Vorhanden« und zukünlLlge Aufb^- 

reltungsprogramme sind entsprechond zu goslalton. 

Düs gleiche gilt für Abrufiuögllchkeltan bei HtatiEti- 
schen Datenbanken; in Einzelfällen dürfte 0 $ Jedodi 
auch au4]teidieiii weiin Zwi^diuneigubuiEse für sLa- 
tistisdie Gemeindet« Ile nach AbschluH der Flauslblil- 
tölskonlrolLc^ auf Datentrögern für Sonderbus wer Lun- 
gen durch die Raumordnung zur Verfügung gestellt 
werden. 

1.3.3 

Es sind die Voraussetzungen zu schaffen ^ daß eine 
sadilldi-zeiüich begrenzle Auswahl von Daten aus 
zu rüde liegenden statlBllsdien Hrhubungen nach sla- 
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tiKtisdien Gomeindfitfiilen aiifbereilEt WErden kEnn 
(ZoitieihcnJ. Es ist himu crfordcrlid^- die räum- 
lidie Abgrenzung der stiitisLlEdien GmnGindetEilE 
konstant gehalten wird. 

t3.4 

Er iRt Voreorge döldr ziu IretJen, dafl die rediUidien 
und mätedcllen Voräussctiuogen füi die voige^ 
Rdilagenen VETbEZRerungEn der ttegtoniilRlatjRtik ge- 
sdiaffen worden r bei zukünlügen neu aiilaufendeji 


Statistiken sollte dies bereits durch entspreOhendo 
geselzEdie BcsUoiniungen erlolgen. 

2 

Die Mini&tOrkcmfercnz lür Raumordnung ist der Auf- 
fassung , daß die Verbesserung dar RBgianalstatistlk 
unvorzüglidi in AngrUf gonomnien worden $olUo* 
damit sidi die m dar jüngsten Veigangenhait beraita 
Stark eingeschränkte Kleinräumlgkelt der statlstt- 
sehen inlürmiiLioii nidit nodi weltei versdiledittitt. 
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Anhang 7 


Stellungnahme dea 

Berratea für Raumordnung zum Entwurf des Bunde^THumordnungaprogramms 

p. Juli m4} 


Der Bflirflt för RÄum Ordnung hat in seiner Silzung 
vom 3. Juli 1974 ln Bonn-Bdd Godesberg Tulgende 
Stellungnahme 7urn Entwurf des Bundesrautnord- 
nimgsprogramim beschlossen: 

1 Anforderungen 

Rn etn Bundearnufnordnungsprogramm 

Ein umlassendES Eundesrünmardnungsprogramin 
müßte die Kompetenzen des Bundes voll ausschöp^^ 
fen. Ei» hiiL die Ziele fesLaulegeUp die der Bund im 
Rahmen seiner Funktionen nach außen und nach 
innen, d, b, für die groBräumige Eiitv/ldilung der 
BundesreprublLk, zu beaditen hat] denn Aufgabe der 
Raumordnung f$t es, die groBräumlge Vcilcilung der 
Daseinstunk U diiuh der MmisdiBn iin Bundesgabial in 
allen raumrelevanten Teilbereidieu laugf rillig fest- 
zulegen. 

Das BujidearauiuordDunysprygraiuuj bat diibei von 
der gesonderten Zuweisung der Verantwortungs- 
beroidie an Bujidp Länder und Konununeii auszu- 
gehen, wie sie sich aus der geltenden Rechtsordnung 
ergeben. Maßgebend simi daliir vor allein das 
GruivdgBsetz^ das BundesrBumordnungBgesetz, die 
ßundesfachplanungsgesetze und die Btmdesgesetze 
über die Gern einsdiaflsiiuf gaben. Der vDrliegende 
Entwurf dfis Programms sdiftpft diese Möglichkeiten 
nicht aus. 

Nach Auffassung dos Beiralosn die nodi einer ein* 
gehendereD redilLichen Prüfung bedarf« ergeben steh 
für den Bund folgende Kompetenzen: 

1.1 

Der Bund hat die Fostselzungcn zu treffen, die sich 
aus Besdilüssen auf der Ebene der europdiechen 
RawmordnujTg im Rahmen der EurOpüsChen Gemein- 
sdiaftr des Hufoparates oder der eurupaisdien Raum- 
ordnungsminisierkonferenz für die Rauinordnung ln 
der Bundesrepublik Deutsdilaiid ergeben. 

Zu riumJ leben Zielen dieser Ärl gehören: 

— ^ die Auafonnung der für die GeüQintbett Humpas 
wesentlichen Achten wie vor allem der Rhein- 

adisep 

— die Festlegung der See- und FlughMen von euro- 
pälsdber Bedeutung emsdilieBlidi der daraul zu* 
laufenden besonders leistungsfähigen und weit- 
gehend gekoppelten Transports ystemer 

“die Festlegung der irauptübergangspunkto zwi- 
sdieu den Komm unikatiunsäy steinen der Bun- 


desrepublik Deutschland und denen der benadh- 
barten Staaten milsamt der daiaijs reäulUeren- 
den Ausrichtung der Hauptverkehrs- und Trane- 
purtwtige zu diesen hin, 

— die lunktinnate Differenzierung der großen Ver- 
di Chtungstäume und Ihrer Zentren Im Rahmen 
Ihrer soziaokonomischeEi Rollenvieiralt; 

— die Sidierung der im europäisdien Maßslab wirk* 
sannen tebensgriindlegen und die funktionale 
Diflcrcnzicrung der großen Frei- und Erholungs' 
raume als wirlcEaine okQlogjsdip ErgänzungE- 
und Vorranggebletep 

— die Festlegung von Standorten zur Koiikretisle- 
nmg besonderer Beziehungen mit benachbarten 
Staaten. 

1.2 

Der Bund hat weiter die Aufgabe, die Daten als Eän- 
wattE festzulegenr dia für die Sldierung der natür* 
Ifdien Lebensgrundlagen und die zu erwartende 
Entwidüung von WiTtächaft und Gesollsdialt Im ge- 
samten Gebiet der Bundearepuhbk DeutsdiiaTid 
gelten. 

Dies gilt für das Wadistum von Bevölkerung und 
Wirtschaft und deren großräumige Verteilung sowie 
die Nutzung der natürlidien Ressourcen. Daraus 
folgt im einzelnen: 

— die Festlegung von BevdlkeTungsrichlzahlen für 
Tel Ire time der Bundesrepublik Deulsdiiand fins- 
besondere Binnenwanderungssalden und Aub- 
länderantoilc], 

— die PcBÜBgung von Ridilzahlen iür bkonomisdiE 
Entwiddungen« 

— die Festlegung eines Konzeptes von Sdiweipunk- 
ten mit solrfien Funktionen^ die für die GesBral- 
heit der Bundesrepublik wirksam sind, 

— die Festlegung eines Konzeptes von Entwidt* 
lungsachseii und -sdiwerpuukten, 

— die FesÜegung und Sjeherung der wiikEBjnen 
bzw. In Zukunft notwendigen Lebensgmndlagen 
im europäischen Gesarulrdum, Festlegung der 
Funktionen der vorhandenen Freiräume, tn be- 
zug auf ihre zukünftige Bedeutung als Stand- 
orte für Siedlungp Gewerbe und Industrie, als 
Sfajndort für den Fiinkltonsbereich Hrholubgp so- 
wie als Standort für die lebertswidiUgeu ükolo- 
gi neben Grundfunktionenf 
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— die Festlegung von Prioritäten für die Exitwitk- 
Ituag voQ Teilgebieten, B. der Fördenings- 
gebiete des Bundesp des ZuneuiaudgebLetes. 

1.3 

Al$ Träger von Fü(^pIanuAgskompelemc^n sowie als 

Träger sonstiger besonders ruuiDrelevdiiter Vorhü' 
ben legt der Bund fest, welche Zielvorsiellungen für 
ihn iDdägeLend sind. Audi dubei muB er auf die 
Verwlrfclfdiung der Grundsälze und Ziele der Raiiin- 
uEÜJiung Idn wirken. 

Beispiele hierfür sind; 

— die Festlegung der i lauplverkehrs- und Trans- 
pari Wege sowie der überregionalen FlughMenp 

— die Festlegung der Anlagen der Verteidigung* 

— die Festlegung übergeordneter Energiezentren 
und der überregionalen HnergtestraBen sowie 
der überregionalen Telekommunikationen. 

14 

Der Bund hat Zielvorstellungen zu entwickeln, die 
für die Vergabe von i\undesmilte}n maßgeblich sein 
sollen. Dies gilt vor atlem für die Vetgube von Mit' 
teln aus den Gerne En schaftsaufga ben p unbeeichAdet 
der Regelung, üuB dei Bund in den gesetzlidi zu- 
ständigen Planungsgremien nur über die Hälfte der 
StimTnen verfugt Entsprechend eis gilt füx die Bun* 
desfinanzhilfen gemuß Artikel 104 a Abs. 4 OC nach 
Maßgabe der hierfür in Betradit kommenden Be- 
stinuDungen und alle sonstigen Maßnahmen, die die 
Raumen twickfung beeinflussen, 

Hierunter fallen insbesondere 

— dis Mittel zur Verbesserung der regionalen Wirb 
schafissbrukturp 

— die Mittel zur Verbesserung der AgraTstruktur 
und des Küatensdiutzes, 

— cUc Mittel für den Ausbau der Hodisdaulen, 

— die Mittel für den Wohnungsbau, die Städtebau- 
feirderuDUp die Gejiieiiideverkehrsfinajizlerung» 
die ffrankenhansfinaTizieniTig und die sektorale 
Wir Ls dhaf tsf örderung ; 

— einzubeziehen smd audi die Mittel der Konjunk* 
turlörderung und KonJunktursteiiBrungp soweit 
sie raumrelovante Auswirkungen haben. 

1.S 

DAr Bund hat aJoherzuslef/erip daü die in den Ländern 
festgelegten und verfolgten Grundsätze und Ziele 
der Landesplanung sowie die zur Durdiführuiig die- 
ser Grundsitze und Ziele angewandten Mittel mit 
dem Bundesrecht vereinbar sind, insbesondere den 
sach liehen Cmnd>!ätzen de^ Bundasraumordnungs- 
redites entsprechen. 

Dabei steht den Lendern nach dem foderalisüsdieu 
Aufbau unseren Staates und den ausdruEktichflji Be- 
stimmungen des Bundesraumordnungsgesetzes ein 


weiter, freilich nicht unbegrenzter Raum für selb- 

stiLndige Entsdiol düngen zu. 

Unter diesem Gesichtspunkt hat der Bund unter an^ 
derem Bin wlrkungsrndglldik eiten auf den Abbau 
nicht funklionsbedingter räundlcher Disparltäten un- 
ter Einbahaltüng von Mmdaatwerten zur Varwirk- 
llchung des Grundsatzes gleichwertiger Leb ans Ver- 
hältnisse in allen T-cülen des Bundesgebietes. Dazu 
iat ein KataJng von gesell scfi ältlich an Indikatoren 
als bündoscinheiÜldior Entwidtlungsmaflstab aufzu- 
steifen und derau Schwel len werte festzuJegeu. 

1 .« 

Der Bund muß scMioßUdh den gesetzlichen Auftrag 
erlüllenp die raum bedeuts amen PLanungen und MoB- 
nahmen des Bundes gem&ß ? 4 Abs. I BROG 2 umm- 
meiüüäs^nd dnrzusfeJ/eii, und zwar auch in der Vor- 
aussdiau und nach Sachgebieten getTennl. 

Die LöJider stellen ln dlnsern Kähmen und mit diesen 
Maßgaben $elb$löndig Ihre Reumordnungspro^ 
gramme und -pläne auf, deren wnzantlicher Inhalt im 
Interesse der Vollslindlgkelt der Aussage in dos 
Bund eyraumordnungsprüg ramm aufyenununan wer- 
den sollte, ohne damit seinen Charakter als Lsnries- 
maßnohn^e zu verliefen. 

Bei der Darstellung der Beispiele ist der Beirat von 
gegebencfn Ziistoudigkeitan des Bundes ausgegan- 
gen. Auf verschiedenen Reditsgebteten, vor allem 
der Sicherung der nalür Lieben Lebensgrundlagen {Bo- 
den, WassBr, KlimOn Luft} werden gegenwärtig Än- 
derungen ln der Kompetenz Verteilung angestrebt. 
Sobald die Änderung des Grundgesetzes in Kraft 
Ist; muß auch die Raumordnung hieraus die Konse- 
quenzen ziehen. 

Bel der Fülle der hier dargesiellten Zuständigkeiten 
hält es der Beiiat für notwendigp daß auf der Grund- 
lage einer entaprechanden Regelung dem Raumord- 
ntingsmlnlster ein ähnliches Wlderspruchsrecht für 
raumwirksame Entsdioidunyen eingerauml wird, 
wie es dem Bundesmlnlster der Finanzen zur Wah- 
rung der Belange des Bundeshaus halls zustohL 

1.T 

llnhesrhadet dieser recht lieh an Betraditung spre- 
chen bei der foderaJJsUsdien Struktur der Bundes- 
republik entsdieideiide politjsdie Gründe für die 
gemeinsame Verabschiedung des Programms durch 
Bund und Uurder. 


£ Stellungnahme zu dem vorliegenden Entwurf 

Der Beirat begrüSl es auch im Inleresae der besse- 
ren Effektivität und Transpareni der Raumordnung 
In der Bundesrepublik Deulsdiland, daß Bund und 
Länder es untemahmenp ein Bundesraumordnungs- 

pixjgramm aufiu$tellen. 

Im einzelnen bemerkt der Beirat zum fnhalt des Ent- 
wurfs das Bundes raumordnungEprogramiDS foJgen- 

dos; 
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zt 

Dai überbetont den Abbau großrÄumJger 

DiäpiiriLät^n. ln dem Enlwurl :cUjii BtindesiütiDlard- 
luingsprogramm sind die Dl spar! täten zu. global und 
zu ufidiffeiexiziert erlaßt. 

Dfir Beirat ist der Aulfassung^ daß das Problem der 
großräumigen Dtsparttäten nur unter genauer Re- 
ädilung der FQnkUüiisuuter:idäieüe der einzelnen 
Raume bevälUgl werden kann. Daraus folgt, daß 
für manche Sacbbcrciche, unabhängig von für alle 
TeiJraume des Bundesgebietes anzusetxenden Min- 
desl werten, die Sollwerte der gewählten Indlkato- 
ren nadi den unlersckiedlidicii RauinkaLegorieii dif- 
ferenziert werden müssen. 

Die ixn Entwurf dargestellteu Disparltäteu könaien 
überdies erst uberzeugeD, wenn die dabei maßgeb- 
tidien Indikatoren angegeben werden. Eine solche 
Transparenz Ist im [nter&äse der Eflckti vital dei 
Rauinordniing unnhdingbar. Der Beirat ist der Auf- 
fassung, daß am^sagefählgc und praktikable Indi- 
katoren gibt, um die bestehenden Diü pari täten zu 

messen. 

Im Blick auf die Fortsdireibung des Bundesiaitmurd- 
nungsprogramiös Ist es dringend errorderlSdi+ wei- 
tere gesellsdialtlidie tndlkatcu'en zu entwickeln. 


2:2 

Der Beirat j:$t der Auflassung, daß aul Dauer die 
Rüuniuidnuiigspolitlk uul das Eneidien vün Soll« 
Werten von gesellsctiaftlldien Indikatoren abge- 
stetlt werden muß, well der graduelle Abbau der 
Dlnparltäten allein noch nicht gewahrielstet, daß in 
allen Gebielseinhelteu der MindesUtandard erreicht 
wird^ den der moderne Staat als Sozial Staat seinen 

Bürgern anzubSelen hat- 


2.3 

Die Gruße der Gebiete^ auf die das Programm sejue 
Darsteliimgen bezieht {Gebietseinheilen), führt zu 
Nivellietungen bei den Aussagen über die Ist-Aus^ 
Stallung, die die AusMgefählgkeit des Prograimns 
beeinUädiligen: es sei denn, man würde bei der 
Feststellung der Ist- Ausstattung der CDbietseinh ei- 
len nur dJe Teilgebiete mit AusstattungsdefizSten 
beriiiksiditigeii. Dabei empfiehlt es sidi^ aui Ein- 
zugsbereldie der Mittel Zentren abzustellen und da- 
bei zugleidi die untersdiledllcheu Gebietskategorlou 
innerhalb der Gabietseinheiten zu berücksiditigen. 
Der Beirat uimmt zur Keniitiiis, daß hier eine Än- 
derung bei der Fortsdireibung des Progranuos ange- 
strebt wird. 


2.4 

Der Delrat vermißt in dem Entwurf die erforderlldie 
Klarheit und Differenzierung in den Dellnitionen und 
der Wertung der verwendeten Grundbegriffe (s. B, 
EntwicStluug&iientren, groüräunxJg bedeutsame Ach- 
sen, SdiwerpunkträuEne}. Unklar bleibt Inabesondere 
da5 punkt-axiale Gliederungsprlnzlp der großriu- 
migen Siedluiigsstrukturcn und damit eine Frage, 
die für das zentraldrtlidie System von tragender 
i Bedeutung ist. 

2.5 

Dlü Einbindung vcin EnlwtcilungRzenlren in das 
Sysom von Achsen^ die sowohl Verkehrs- wie Sied- 
Ituigsadisen sein können, ist unerläßLidie Voraus- 
setzung für die Funktlonsfähtgkeii solcher Zentren. 
Die Grund salze liier für inüssexi iin Prüyrariun kior- 
geslellt und weitgehend konkretisiert werden, well 
nur so große Untorsdilede bei der Handhabung 
des Prinzips In den Landerprog rammen vermieden 
werden können. 

2.6 

Das Bundesraumordnungsprograinm bindet, wenn 
es als gemeiosame Eoischtlefluog von Bund und Län- 
dern zustande konunt^ Bund und Länder. Im Bundes- 
hereich kann das Programm den Ressortgrundsatz 
des Artikels 65 GG nidit aulhebcn. Wenn das Pio^ 
gTamm aber von der Bundesregierung befichlo:!3sen 
wird, so muß die für die Ressorts bindende Wir- 
kung eines sulchen Kabine Itbeschlmises beachtet 

werden. Unbesebadet ihrer Eigenverantwortlichkeit 
uiüüsen also die Gesomtve ran t wert iing des Kabi- 
netts, die RtchtllDtenkompelenz des BtmdeskanzJers 
und die Koordinleruugsbefugiiis des Raumoidiiungs- 
ministers gemäß | 4 BRGG im Vordergrund stehen. 
Die einseitige Betonung der ElgenverantwortJictikeit 
der Ressorts, nur wenig abgeschwadit tlurdi die spä- 
ter eingefügte Wiederholung des gesefzilcfien Auf- 
trags von § 4 BROG, entspricht nadi der Auffassung 
des Beirats nicht der Bedeutung des Programms. Der 
Beirat sieht vielmehr den besonderen Wert des 
Programms in der Selbstbindüng des Bundes. Wenn 
das Programm nur Orientierungsrahmen tür die 
Bundesministcricn sein soll und keine unmittelba- 
ren Bindungawirkungen für die Ressorts bedeutet, 
ferner keine Bindungen für die Fachp Innung der 
Bundesrassarts baabslditigt sind^ so kommt dar Bund 
damit für seinen Bereich seinem Auftrag nach § 4 
BROG nidit nach. Die im Programm vorgesehene 
Freizeichnung der Ressorts birgt die Gefahr ln sich, 
daß das Progranuh In der Praxis weitgehend m einer 
blnBen DekfametiocL wird und damit die bisherige 
Misere der Raumordnung auf der Bundesebene ze- 
mentiert. 
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